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(Beginn um 9.00 Uhr.)

Vorsitzende GR Josefa Tomsik: Meine sehr verehrten Damen und Herren! Einen wunderschönen guten Morgen!

Ich eröffne die 4. Sitzung des Wiener Gemeinderats.

Entschuldigt sind Herr GR Rauchenberger, Herr GR Ing RUDOLPH und Frau GR Schöfnagel.

Wir kommen zur Fragestunde.

Die 1. Anfrage (PrZ 0005/GM/01-KVP) wurde von Herrn GR Mag Wolfgang Gerstl gestellt und ist an den Herrn Bürgermeister gerichtet: Warum kaufte die Stadt Wien für die MA 48 eigens brachliegende Gründe für eine neue Zentralniederlassung, wenn doch die Gemeinde beziehungsweise der Bodenbereitstellungsfonds und der WWFF entsprechende zweckdienliche Liegenschaften bereits besitzen?

Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Ich verstehe schon, Herr Gemeinderat, dass Sie zuerst die Frage stellen wollen, bevor ich die Antwort überhaupt geben kann, aber halten wir es vorläufig noch umgekehrt.

Sehr geehrter Herr Gemeinderat! Ihre Frage, weil Sie vielleicht nicht jeder weiß: "Warum kaufte die Stadt Wien für die MA 48 eigens brachliegende Gründe für eine neue Zentralniederlassung, wenn doch die Gemeinde beziehungsweise der Bodenbereitstellungsfonds und der Wiener Wirtschaftsförderungsfonds entsprechende zweckdienliche Liegenschaften bereits besitzen?“, darf ich als Überschrift zunächst so beantworten, dass diese Fläche angekauft wurde - die Fläche wird ungefähr 140 000 Quadratmeter umfassen -zum Zwecke der Schaffung eben einer neuen Zentrale der MA 48 und nicht zuletzt auch der Versorgung der beiden Gemeindebezirke an der anderen Seite der Donau.

Ich darf in Erinnerung rufen, dass die MA 48 als Hauptaufgabe die Abfallwirtschaft, die Straßenreinigung und den Winterdienst sowie die Verwaltung und den Betrieb des städtischen Fuhrparks zu erfüllen hat. Aber auch andere Aktivitäten gehören in ihre Zuständigkeit, wie zum Beispiel die Abschleppung verkehrsbehindernd geparkter Kraftfahrzeuge oder die Verwaltung der öffentlichen Toiletteanlagen. Über 3 300 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sorgen 24 Stunden täglich, 365 Tage im Jahr für die wichtige Sauberkeit in unserer Stadt.

Obwohl der letzte Winter vergleichsweise milde ausgefallen ist, hatte der Winterdienst der MA 48, wie jedes Jahr, rund um die Uhr einsatzbereit zur Verfügung zu stehen. 78 eigene große Fahrzeuge, im Bedarfsfall unterstützt von zirka 180 privaten Lkw und über 900 Mann der Straßenreinigung, unterstützt von Taglöhnern, können für diese Aufgabe bei Bedarf zum Einsatz kommen.

Außerhalb des Winterdienstes kümmert sich die Straßenreinigung um die Reinhaltung der Straßenflächen. Über 2 500 Kilometer Straßennetz sind das ganze Jahr über zu betreuen, vom normalen Kehrdienst angefangen über die Splitteinkehrung im Frühjahr, Grasschnitt und Unkrautentfernung im Sommer bis zur Laubeinsammlung im Herbst. Zusätzlich sorgen die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Straßenreinigung bei vielen Wiener Veranstaltungen für die nachfolgende Reinigung. Man achte nur einmal darauf, wie schnell die Mistberge nach solchen Großveranstaltungen verschwinden.

Die Erfüllung dieses Aufgabenspektrums ist gekennzeichnet von einer personell sehr schlanken Verwaltung sowie einer laufenden Optimierung und Anpassung der Strukturen. Ergebnis dieser Bemühungen ist es, dass Wien in Sachen Stadtreinheit und Abfallwirtschaft mit ähnlich großen Städten keinen Vergleich scheuen muss, ja sogar immer wieder als Vorzeigebeispiel herangezogen und von Fachgruppen besucht wird. 

Gerade für die im 21. und 22. Bezirk eingesetzten Fahrzeuge werden dringend eine Garage und Serviceeinrichtungen benötigt. Die beiden Bezirke entsprechen von der Bevölkerungszahl her der Stadt Graz. Die MA 48 ist schon seit längerem, ich darf hinzufügen seit etwa zehn Jahren, bestrebt, für diesen Stadtteil ein modernes Fuhrparkzentrum zu errichten. Die Beschaffung des Betriebsgeländes Stadlau soll einer Verstärkung gerade dieser Merkmale dienen und den Wienerinnen und Wienern größere Effizienz oder bequemeres Serviceangebot bieten.

Derzeit ist die Zentrale der MA 48 in einem Gebäude aus dem Jahr 1954/55 untergebracht, welches nicht der Entwicklung der Abteilung angepasst werden konnte. Die Räumlichkeiten sind zu klein und nicht mehr zeitgemäß ausgestattet.

In einem Kontrollamtsbericht aus dem Vorjahr musste sogar eine Unterschreitung der Mindestfläche für Arbeitsplätze von zirka 30 Prozent beziehungsweise für Bildschirmarbeitsplätze sogar von 50 Prozent festgestellt werden. 

Am Betriebsgelände Stadlau werden in größeren Bürogebäuden vor allem die Einrichtungen der Zentrale der MA 48 zusammengezogen werden, die Stabsstellen von Abfallwirtschaft, Fuhrpark, Straßenreinigung und Winterdienst, aber auch die unterstützenden Stabsstellen, wie zum Beispiel Personal, EDV, Öffentlichkeitsarbeit und Buchhaltung. Auch ein Schulungscenter ist vorgesehen. 

Alles in allem kann gesagt werden, dass durch die Beschaffung des Betriebsgeländes Stadlau ein moderner Betrieb entsteht, welcher letztendlich den Bewohnerinnen und Bewohnern der nördlichen Stadtteile Wiens durch eine effiziente und effektive Betreuung zugute kommt. 

Darüber hinaus wird die MA 48 in die Lage versetzt, ihren Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern Arbeitsplätze, die dem Bedienstetenschutz entsprechen, zur Verfügung zu stellen und auch für die Zukunft entsprechende Freiräume und Gestaltungsmöglichkeiten für die zu erwartenden Aufgaben zu wahren. 

Das kleinere Bürogebäude auf diesem Gelände wird bis 2010 an Waagner-Biró vermietet, was Mieteinnahmen von etwa 50 Millionen S nach sich zieht. Beide Bürogebäude sind über einen Zwischentrakt verbunden. Um komplizierte Servitutsregelungen zu vermeiden beziehungsweise um die Nachfolgenutzung für die Stadt Wien sicherzustellen, wurde ein Kauf auch des kleineren Bürogebäudes für zweckmäßig erachtet.

Darüber hinaus wird die Dependance der Garage 20 in Stadlau aufgelassen. Die Fahrzeuge und die Werkstatt werden auf dem nunmehrigen Gelände stationiert. Es werden auch dringend Abstellflächen für Winterdienstgeräte benötigt, nicht zuletzt wegen des Einsatzes anderer Technologien im Winterdienst, so etwa die Wechselaufbauten für Feuchtsalztechnologie. 

Die derzeitige Behälterreinigung sowie Reparaturanlage in der Brigittenau entspricht schon seit längerem nicht mehr dem Stand der Technik. Eine Modernisierung der Anlage am bestehenden Standort ist nicht möglich. Die Suche nach einem neueren Standort hat sich bisher als schwierig erwiesen. Der Ankauf des Stadlauer Geländes bietet nunmehr Gelegenheit, die notwendigen Investitionen in Angriff zu nehmen. Ebenso wird der so genannte 48er-Basar auf dieses Gelände verlegt, von dem wir wissen, dass er sich im besonderen Ausmaß bei der Bevölkerung einer Beliebtheit erfreut und auf diesem Gelände ein kundenfreundliches Ambiente erreicht werden kann. 

Herr Gemeinderat, die Abfallwirtschaft unterliegt einem steten Wandel. Die MA 48 rechnet mit neuen Aufgaben für die Abfallwirtschaft, zum Beispiel im Zusammenhang mit der diskutieren Elektroaltgeräte- und Altautoverordnung. Hiefür würden zusätzliche Anlagen benötigt werden. Die MA 48 möchte mit dem Liegenschaftserwerb die Option für den Einsatz weiterer Technologien haben, sofern es für die Wiener Bevölkerung Vorteile erbringt. So hat zum Beispiel der Einstieg der MA 48 in die Kühlgeräteentsorgung dazu geführt, dass der Marktpreis für die Konsumenten von über 700 S auf unter 300 S pro Stück gefallen ist.

Darüber hinaus muss Waagner-Biró die gesamte 14 Hektar große Liegenschaft, sollte es erforderlich sein, dekontaminieren sowie die Hallen binnen eines Jahres auf eigene Kosten abtragen. Hier wird die Stadt Wien durch gezielte Kontrolle der Sanierung großes Augenmerk darauf legen, dass keine wie immer gearteten Altlastenrückstände respektive Reste von Bodenkontaminierungen auf dem Gelände zurückbleiben. Dafür werden 150 Millionen S vom Kaufpreis zurückbehalten. 

Die Liegenschaft ist voll aufgeschlossen, Ver- und Entsorgungsleitungen beziehungsweise ‑einrichtungen werden übernommen. 

Auf Grund der bestehenden Widmung ist das Gelände für die vorgesehene Verwendung optimal geeignet. 

Der Verkehrswert des Verkaufsgegenstandes wurde von einer gerichtlich beeideten Sachverständigen für das Immobilienwesen ermittelt. Laut ihrem Gutachten beträgt der angemessene Verkehrswert der gesamten Liegenschaft 551 Millionen S. Auf die beiden Bürogebäude entfallen dabei 107 Millionen S. 

In intensiven Verhandlungen konnte schließlich eine Einigung über den Erwerb der Liegenschaft auf Basis eines Kaufpreises in der Höhe von 505 Millionen S bei Übernahme der Verpflichtung der Dekontaminierung des Bodens und des Abbruchs der Hallen durch die Verkäuferseite erzielt werden. 

Ähnliche Liegenschaften, die sich im Besitz der Stadt Wien beziehungsweise des Bodenbereitstellungsfonds oder des Wiener Wirtschaftsförderungsfonds befinden, haben sich, wir mir versichert wurde, nicht finden lassen.

Ich halte also zusammenfassend fest: Dieses Grundstück ist notwendig für die Einrichtung einer neuen Zentrale, insbesondere auch für die Versorgung durch die Straßenreinigung und die Müllabfuhr in den beiden Bezirken jenseits der Donau. Die Preisangemessenheit wurde festgestellt durch eine gerichtlich beeidete Sachverständige. Und drittens: Es steht kein anderes Grundstück zur Verfügung, es ist also alternativlos.

Ich bitte Sie, das so zu sehen.

Vorsitzende GR Josefa Tomsik: Danke. - Die erste Zusatzfrage wird von Herrn GR Mag Gerstl von der ÖVP gestellt. - Bitte.

GR Mag Wolfgang Gerstl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Bürgermeister! 

Sie haben sehr lange ausgeführt die Notwendigkeit, für die Bediensteten der MA 48 eine entsprechende arbeitnehmerschutzrechtliche neue Arbeitsplatzsituation zu schaffen. Ich stehe nicht an zu sagen, das ist notwendig, das ist wichtig, dass die MA 48 gut untergebracht ist. 

Aber ich glaube, dass hier die Frage in eine andere Richtung zu stellen ist, nämlich nicht nur aus der Sicht der Arbeitnehmer, die dort sind, für die auch die besten Verhältnisse zu schaffen sind. Ich glaube, dass es andere Möglichkeiten gäbe, diese Zielsetzung zu erreichen. 

Wenn wir uns vor Augen halten, dass der Wiener Bodenbereitstellungsfonds und der Wiener Wirtschaftsförderungsfonds knapp 6 Millionen Quadratmeter an freien Flächen zur Verfügung haben, dann zeigt es sich, dass man hier auch eine Prüfung durchführen hätte können, an welchen Standorten sonst noch die Möglichkeit gewesen wäre, die MA 48 unterzubringen.

Dem konkreten Aktenvorgang konnte ich insbesondere eine solche Recherche nicht entnehmen. Vielleicht gibt es Aktenvorgänge, die den Mandataren nicht zugänglich gemacht wurden, aus denen das hervorgeht. Aber in denen, die den Mandataren zugänglich gemacht wurden, konnte ich das nicht finden. 

Insbesondere hat die Stadt Wien einen Schuldenstand von knapp 30 Milliarden S. Da frage ich mich auch, ob es unbedingt notwendig ist, diesen vielleicht noch weiter zu erhöhen, indem wir ein weiteres Grundstück ankaufen, in der Höhe von rund einer halben Milliarde S, wo wir andere Bedürfnisse haben, über die wir hier auch schon gesprochen haben, nämlich indem es darum geht, den öffentlichen Verkehr effizienter zu machen, wo es darum geht, Tariferhöhungen zu machen - ja oder nein -, wo es darum geht, Kindergartenzeiten zu verlängern, wo es darum geht, Sozialhilfe durchzuführen. Alle diese Dinge, die auch in Ihrem Programm stehen, sind auch Punkte, die, glaube ich, mit beachtet werden müssen. 

Aber ganz besonders möchte ich Sie fragen: Im Aktenvorgang finden wir eine Stellungnahme der MA 45, aus der hervorgeht, dass die konkrete Untersuchung, in welcher Form der Boden dort kontaminiert ist und in welchem Ausmaß der Boden abgetragen werden muss, von Seiten der MA 45 nicht festgestellt werden kann. Es ist daher nicht sicher, wie hoch die Kontaminierung dieses Grundstückes konkret gegeben ist. 

Ich frage Sie daher: Welche Vorkehrungen würden Sie persönlich als Eigentümer treffen, wenn Sie ein Grundstück kaufen, das immens kontaminiert ist und wo Sie nicht wissen, welche Kosten auf Sie zukommen? Würden Sie ein solches Grundstück persönlich kaufen? Oder würden Sie sich eine Bankgarantie vom Verkäufer geben lassen? 

Vorsitzende GR Josefa Tomsik: Herr Bürgermeister. 

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Gemeinderat! 

Ich will jetzt auf die Diskussion über die Frage des Schuldenstandes der Stadt Wien nicht eingehen, weil es würde natürlich dann verlockend sein, dass man über die Frage von Schuldenständen öffentlicher Haushalte insgesamt diskutiert, nicht zuletzt auch über die Frage: Was macht man mit vorhandenem Geld? - Ich möchte mich auf das konzentrieren, womit wir es hier zu tun haben. 

Ich halte zunächst einmal fest, dass es mir überhaupt nichts hilft, wenn Sie darauf hinweisen, dass die beiden Fonds und die Stadt Wien selbst insgesamt im Besitz von - Sie sagten - 6 Millionen Quadratmetern sind. Was hier gebraucht wird seitens der MA 48, ist ein ganz konkretes Grundstück, das eine ganz konkrete Größe und eine ganz konkrete Ausstattung auch hat. Und da bedarf es nicht eines Hinweises, dass man offensichtlich über irgendwelche anderen Unterlagen verfügt, die Mandataren nicht zugänglich sind. 

Diese Diskussion wird in der Stadt Wien seit über zehn Jahren geführt. Und ich darf daran erinnern, dass wir diese Diskussion nicht zuletzt auch hier im Haus geführt haben, etwa im Jahre 1993. Ich erinnere mich deswegen, weil ich in anderer Funktion hier im Haus diese Diskussion zu führen hatte über die so genannte grüne Garage, wo über ein Projekt diskutiert wurde, das nicht einmal zum Antrag vorgelegt wurde, das einen Kostenumfang von etwa 1,2 Milliarden S hatte, um diesem Umstand Rechnung zu tragen, dass in den beiden transdanubianischen Bezirken eine entsprechende Infrastruktur auch für die MA 48 sicherzustellen ist. 

Dann halte ich mir vor Augen, dass zehn Jahre Diskussion darüber eigentlich eine überangemessen lange Zeit ist, wo man das Problem nun wirklich endlich auch lösen sollte. Nicht zuletzt auch vor dem Hintergrund von Diskussionen, die Sie politisch, so nehme ich mal an, auch interessieren würden, die etwa im 5. Bezirk geführt werden über die Frage der zumindest Reduzierung der Verkehrsemissionen durch die MA 48, die auch ein lang gehegter Bezirkswunsch ist.

Also ich denke, dass dies eine alternativlose Angelegenheit ist. Bei zehn Jahren Diskussion wird man nicht von Geheimhaltung in irgendeiner Form sprechen können, sondern das ist ohnehin eine überlange Zeit, um dieses Problem letztendlich auch zu lösen. 

Was die Frage der Altlast dort betrifft, verweise ich auf den Altlastenkataster der Stadt Wien, den es seit geraumer Zeit gibt, wo die entsprechenden Untersuchungen auch gemacht wurden. Was sicher richtig ist, ist, dass es keine Detailuntersuchungen dort gibt, wie bei den entsprechenden Flächen, die unmittelbar saniert werden mussten und von denen wir einen Großteil ja auch erledigt haben und die anderen, so hoffe ich, in einer vernünftigen Zeit auch erledigen können, wenn ich etwa an die Altlast Ölkontaminierung Ölhafen Lobau denke. Wir können daher davon ausgehen, dass dies, so wie das die MA 45 bei der Erstellung des Altlastenkatasters schon eingestuft hat, eine mindergefährliche Altlast ist. 

Was wir gemacht haben, ist - in dem Vertrag auch klar festgelegt -, dass für diese Dekontaminierung und für die Entsorgung die Verkäuferseite zuständig ist. Zur Sicherstellung haben wir 150 Millionen S einbehalten. Das ändert nichts an der Tatsache: Was immer es kostet, es ist die Verkäuferseite für die Bezahlung entsprechend verantwortlich. Ich sehe daher kein Risiko bei der Stadt Wien. 

Vorsitzende GR Josefa Tomsik: Danke. - Die zweite Zusatzfrage ist von Frau GR Zheden. Ich erteile ihr das Wort.

GR Heike Zheden (Klub der Wiener Freiheitlichen): Danke schön. - Sehr geehrter Herr Bürgermeister! 

Es geht ebenfalls um die Liegenschaft Erzherzog-Karl-Straße - Ecke Stadlau. Der Kauf dieser Liegenschaft durch die Gemeinde Wien für die MA 48 ist meiner Ansicht nach ein stadtplanerischer Fauxpas, der seinesgleichen sucht, denn eine Autorecyclinganlage mitten im Herzen von Donaustadt, mitten in einem Wohngebiet, geht vollkommen an den Bedürfnissen der dort lebenden Bevölkerung vorbei. 

Meine Frage ist dahin gehend: Wie sehen Sie den Wirtschafts-, Bildungs- und Kulturstandort Stadlau in Bezug auf den STEP 94, um mehr moderne, zukunftsorientierte Arbeitsplätze zu schaffen, die Sie ja in Ihrem Masterplan für Wien festgelegt haben? 

Vorsitzende GR Josefa Tomsik: Bitte, Herr Bürgermeister. 

Bgm Dr Michael Häupl: Ich sehe die Sicherstellung einer ökologisch verträglichen Entsorgung in unserer Stadt nicht im Widerspruch zur Kulturstadt Wien, zur Wissenschaftsstadt Wien, zur Wirtschaftsentwicklungsstadt Wien, sondern ganz im Gegenteil als eine, mag sein für den einen oder anderen etwas krude, aber nichtsdestotrotz notwendige Voraussetzung. Eine moderne Autorecyclinganlage steht selbstverständlich keinerlei Umweltbelastung dar und eine nicht ordnungsgemäße und ökologisch nicht verträgliche Autorecyclinganlage wird sowieso nicht gebaut. 

Also ich sehe hier keinerlei Widersprüche und keinerlei Schwierigkeiten. 

Vorsitzende GR Josefa Tomsik: Die dritte Zusatzfrage stellt Herr GR Mag Maresch. Ich erteile ihm das Wort.

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Bürgermeister! 

Es ergibt sich nach all diesen Informationen die Frage: Was passiert mit dem Areal im 5. Bezirk? Gestern hat es ja heftige Debatten in der Bezirksvertretung gegeben. Ist dafür sozusagen auch ein anderer Standort im Süden Wiens, ähnlich dem in Stadlau, vorgesehen für weitere Absiedlungen aus diesem Bezirk? 

Vorsitzende GR Josefa Tomsik: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Herr Gemeinderat, das ist eine sehr viel nachvollziehbarere Geschichte, weil ja auch diese Diskussion über die Absiedlung der MA 48 aus dem 5. Bezirk eine lange, lange Diskussionsdauer in unserer Stadt hat. 

Wir stehen da ein bisschen vor der Situation, dass die Frage der Standorte von Garagen für die Müllabfuhr, insbesondere aber auch für die Straßenreinigung, sprich in erster Linie den Winterdienst, in einer völligen Verlagerung an die Peripherie der Stadt natürlich auch wieder ihre logistischen Probleme hat, in Folge gesehen der Versorgung der Innenstadtbezirke. Waren wir bis vor nicht allzu langer Zeit eigentlich mit dem Problem konfrontiert, dass die Versorgung der Peripherie der Stadt durch Standorte eher im inneren Bereich der Stadt ein Problem darstellt, so glaube ich nicht, dass es wahnsinnig sinnvoll ist, wenn wir jetzt hergehen und sagen, wir drehen das Problem einfach um, das heißt, wir stellen die Versorgungseinrichtungen, wie es das Unterstellen von Straßenreinigungsfahrzeugen, Winterdienstfahrzeugen, Winterdienstgeräten und ähnlichen ist, an die Peripherie, weil dort zweifelsfrei die Lärm- und Emissionsprobleme dann geringer sind, und versorgen von dort die Innenstadt. So einfach wird es, glaube ich, nicht gehen. 

Ich persönlich bin ein großer Anhänger einer gewissen Dezentralisierung, auch wenn dies mühevoll ist, auch wenn dies - und da stimmen wir mit Sicherheit auch überein - große Diskussionen mit den Anrainern erfordert, ein gewisses Verständnis von den Anrainern erfordern wird. Aber mit diesen Widersprüchen in der Stadt werden wir leben müssen und werden sie aufarbeiten müssen, nämlich dass die Menschen eine saubere Stadt wollen, dass die Menschen rasche Hilfe und rasche Unterstützung im Winterdienst selbst wollen, Schneefreimachen und Eisfreimachen im Besonderen, aber durch die Entsorgungseinrichtungen eigentlich nicht behelligt werden wollen, oder Versorgungseinrichtungen im gegenständlichen Fall. Und da muss man halt Diskussionen immer wieder führen, da muss man reden, da muss man sich bemühen. 

Also ich sage hier: Ich bin ein großer Anhänger der Dezentralisierung. Es wird die Situation für die Anrainer im 5. Bezirk sicher wesentlich leichter werden durch dieses Grundstück und möglicherweise auch durch eine weitere Ergänzung im Süden dieser Stadt. Aber eine komplette Auflassung dieses Standortes, generell gesehen, für Müllfahrzeuge, insbesondere auch für den Winterdienst, würde ich, persönlich gesehen, nicht unbedingt empfehlen. 

Vorsitzender GR Josefa Tomsik: Danke. - Die vierte Zusatzfrage stellt Herr GR Mag Gerstl.

GR Mag Wolfgang Gerstl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Bürgermeister! 

Sie haben gesagt, dass im Vertrag ein 150‑Millionen-Depot für die Sicherung der Dekontaminierung vorgesehen ist. Das ist das, was aktenmäßig auch nachvollziehbar ist. 

Was nicht konkret nachvollziehbar ist: In welcher Höhe gibt es vielleicht eine Bankgarantie, sollte die Dekontaminierung einen höheren Betrag ausmachen? Und wie verhält sich das überhaupt konkret? Welche Bank gibt es, die eine solche Garantie abgibt, weil es sich ja beim Verkäufer um ein Unternehmen handelt, das in Konkurs gegangen ist? - Das ist, glaube ich, bis jetzt nicht konkret geklärt. Und wie hoch kann diese Bankgarantie überhaupt sein?

Vorsitzende GR Josefa Tomsik: Herr Bürgermeister, bitte.

Bgm Dr Michael Häupl: Herr Gemeinderat! Es steht mir nicht an, und ich lege auch persönlich gar keinen Wert darauf, hier Wirtschaftsnachhilfeunterricht zu geben. Es ist vertraglich festgelegt, wer verantwortlich ist, wer verantwortlich ist für die Bezahlung allfällig höherer Kosten der Kontaminierung, ja der Kontaminierung insgesamt gesehen. Wenn die 150 Millionen S nicht gebraucht werden, dann wird natürlich auch von dieser Rückeinbehaltung aus dem Kaufpreis heraus nicht Gebrauch gemacht. Es ist ganz klar, wer für die Bezahlung verantwortlich ist. Wenn wir in jedem Fall von jeder Firma bei solchen Rechtsgeschäften eine Bankgarantie verlangen würden, dann bin ich wirklich sehr neugierig darauf, was dazu die Vertreter der Wiener Wirtschaft zur Stadt Wien sagen würden, wenn wir eine solche Gepflogenheit in der Stadt hätten.

Daher sage ich es noch einmal: Es ist im gegenständlichen Fall die Rechtsnachfolge vollkommen geklärt, es ist auch vollkommen geklärt, wer für die Bezahlung allfälliger höherer Kosten der Kontaminierung verantwortlich ist. Ich sehe daher, und ich wiederhole es, kein Risiko bei der Stadt Wien.

Vorsitzende GR Josefa Tomsik: Ich danke für die Beantwortung. 

Wir kommen nun zur 2. Anfrage (PrZ 0012/GM/01-KFP). Sie wird von Herrn GR Josef Wagner gestellt und ist an den amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung gerichtet: Für die von der FPÖ seit 1992 geforderte und mit 1. Juni 2001 in Kraft getretene Allgemeine Wohnbeihilfe liegen in Ihrem Ressort Antragsformulare auf, die aus 12 Seiten Anleitungen und Hinweise und aus 8 Seiten Antragstext und Erklärungen bestehen. Von den errechneten 33 000 Familien könnten viele an der bürokratischen Hürde scheitern. Wie viele Anträge wurden bisher gestellt?

Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Werner Faymann: Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr verehrte Damen und Herren!

Die Allgemeine Wohnbeihilfe hat, glaube ich, hier im Hause eine so hohe Akzeptanz, dass ich sie jetzt nicht generell erläutern möchte, sondern nur auf den einen Punkt eingehen möchte, der angesprochen wurde, nämlich ob dieses 12‑seitige Antragsformular und die Informationsbroschüre, die es in diesem Zusammenhang gibt, zu umfangreich ausgefallen sind. 

Ich sage hier sehr offen und ohne besondere gesellschaftspolitischen Interessen bei der Frage des Umfangs von Antragsformularen: Wir haben eine Reihe von Informationsstellen, die direkte Gespräche mit den Bürgern führen, die natürlich geschult sind im Umgang mit Bürgern, die die Bürger – und ich glaube, das kann man doch über viele dieser Stellen sagen - mit sehr viel Einfühlungsvermögen beraten und die daher auch sehr genau beobachten werden, ob dieses Formular weniger Seiten haben soll, ob es in Zukunft verändert werden soll und ob es an die praktisch gestellten Fragen der Bürger angepasst werden soll. 

Zusammenfassend lässt sich aber sagen: In den ersten 14 Arbeitstagen haben sich 1 130 Menschen an uns gewandt. Wir schätzen, es gibt insgesamt 33 000 in Wien, die bezugsberechtigt sind. Das ist natürlich eine Schätzung und keine 100‑prozentige Gewissheit. In Deutschland etwa, in den deutschen Städten hat der Vergleich ergeben, dass sich 60 Prozent der Anspruchsberechtigten dann auch tatsächlich um eine solche Beihilfe bewerben. Ich hoffe, dass der Anteil höher ist. Die ersten Tage sind insgesamt gut angelaufen. 

Vorsitzende GR Josefa Tomsik: Danke. - Die erste Zusatzfrage stellt Herr GR Josef Wagner. - Bitte.

GR Josef Wagner (Klub der Wiener Freiheitlichen): Danke für Ihre Antwort, Herr Stadtrat.

Ich muss Ihnen - Sie werden es wissen - sagen: Ich war hoch überrascht, nicht weil es seit der Thematisierung der Allgemeinen Wohnbeihilfe, für die wir sehr dankbar und auch stolz sind, weil eine freiheitliche Idee nach vielen Jahren verwirklicht werden konnte, sondern weil ich gesehen habe, dass dieses 12‑seitige Informationsblatt mit 8 Seiten Antragstext in der Zwischenzeit auf 27 Seiten Informationstext und 13 Seiten Antragsformulare angewachsen ist. 

Ich frage Sie daher: Ist das Ihr Beitrag zur Verwaltungsreform?

Vorsitzende GR Josefa Tomsik: Herr Stadtrat.

Amtsf StR Werner Faymann: Danke, Frau Vorsitzende.

Verwaltungsreform, Herr Kollege, bedeutet: Ein Bürger kommt zu uns und wird auf kurzem Weg richtig beraten. Ob da jetzt 100 Berechnungsbeispiele drinnen sein sollen, ob die Philosophie richtig ist, das zweizuteilen für jene, die in einem geförderten Wohnbau und jene, die in einem nicht geförderten Wohnbau leben, oder das in dieselbe Broschüre hineinzunehmen, weil oft Menschen, die in Stadterneuerungshäusern wohnen, sich nicht dessen bewusst sind, ob sie eigentlich in das eine Kapitel oder zum anderen Kapitel in den Berechnungsgrundlagen gehören - das sage ich wirklich emotionslos –, das werde ich beobachten. Ich werde auch ein Institut damit beschäftigen, uns eine Antwort darüber zu geben: Wie kommen die Betroffenen damit zurecht? 

Das Service, die Leistung und die Verwaltungsvereinfachung zeigt sich daran, wie rasch, wie oft und wie leicht kann man in Wien auf eine Frage, die man hat, eine Antwort bekommen und wie rasch kann man auf einen Antrag, den man stellt, mit einer Behandlung, nämlich mit einer positiven Behandlung, wenn einem die Gelder zustehen, rechnen. Da glaube ich mit Stolz sagen zu können: 70 Stellen in Wien nehmen die Anträge entgegen. Mieterhilfetelefon, Wohnbeihilfestellen sind besonders ausgebildet im Umgang mit Antragsstellern und das Unbürokratische zeigt sich aus meiner Sicht bei der Abwicklung.

Vorsitzende GR Josefa Tomsik: Danke. - Die zweite Zusatzfrage stellt Herr GR Ellensohn vom Grünen Klub.

GR David Ellensohn (Grüner Klub im Rathaus): Das ist ein sehr umfangreicher Antragstext, das haben wir schon gehört. 

Liegt dieser Antragstext, nachdem die Allgemeine Wohnbeihilfe auch Migranten und Migrantinnen zusteht, in mehreren Sprachen vor? Wenn ja, in welchen? Und sind Berater und Beraterinnen in mehreren Sprachen geschult, um Bewerber und Bewerberinnen für die Allgemeine Wohnbeihilfe beraten zu können?

Vorsitzende GR Josefa Tomsik: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Werner Faymann: Mit den Mitarbeitern des Integrationsfonds gibt es seit längerem in unserer zentralen Beratungsstelle, die hier einen besonderen Schwerpunkt gesetzt hat, eine Zusammenarbeit, das heißt auch Dolmetschleistungen. Das heißt, in der Beratung kann ich Ihnen das 100‑prozentig mit "Ja" beantworten. 

Ob die Texte übersetzt sind, weiß ich nicht auswendig. Wenn das notwendig ist, werden wir das tun.

Vorsitzende GR Josefa Tomsik: Danke. - Die dritte Zusatzfrage stellt Herr GR Fuchs. - Ich bitte.

GR Georg Fuchs (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Stadtrat! 

Wie wir gehört haben, hat diese tolle neue Einrichtung eigentlich viele Väter. Die Freiheitlichen rühmen sich, hier entsprechend initiativ gewesen zu sein. Ich möchte nur daran erinnern und das Ganze ins rechte Lot rücken, dass Sie dagegen waren, dass ausländische Familien die Allgemeine Wohnbeihilfe bekommen. Wir haben durchgesetzt, gemeinsam in der Koalition, dass jene ausländischen Bürger eine Wohnbeihilfe kriegen, die schon fünf Jahre hier wohnen und arbeiten. Wir sind also da initiativ geworden, gemeinsam, und das ist ein großer Erfolg auch für die Österreichische Volkspartei. 

Eine Gruppe jedoch, Herr Stadtrat, wurde hier nicht berücksichtig, die ist anscheinend vergessen worden, und da gilt es, hier etwas zu reparieren. Es geht um förderungswürdige Familien, deren Kinder studieren. Während die Familienbeihilfe zum Beispiel nicht zum Familieneinkommen hinzugerechnet wird, wird die Studienbeihilfe sehr wohl dazugerechnet. Und dadurch werden viele förderungswürdige Familien vom Bürgerwohngeld oder von der Allgemeinen Wohnbeihilfe, wie es halt verschieden genannt wird, ausgeschlossen. 

Es geht der ÖVP um den schrittweisen Ausbau der sozialen Gerechtigkeit und ich frage Sie daher: Sind Sie bereit, diese soziale Ungerechtigkeit zu beseitigen, dass eine wichtige Gruppe, die sehr stark oft die Wohnbeihilfe benötigt, ausgeschlossen wird, oder wollen Sie gemeinsam mit uns unsere Initiative aufnehmen, dieses Gesetz zu ändern, damit diesen Familien auch dieses Bürgerwohngeld zusteht?

Vorsitzende GR Josefa Tomsik: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Werner Faymann: Wir haben ja im ersten Schritt die Allgemeine Wohnbeihilfe so gestaltet, wie im Wesentlichen die Wohnbeihilfe im geförderten Wohnbau bereits gestaltet war, und haben dem berechtigten Wunsch und dem Anliegen, das in diesem Haus von vielen zu Recht geäußert wurde, Rechnung getragen, keinen Unterschied zu machen zwischen Menschen, die im Privatbereich wohnen ohne Förderung, und Menschen, die in geförderten gemeinnützigen oder gemeindeeigenen Wohnungen leben. 

Dass es eine Reihe von zusätzlichen Wünschen gibt, die natürlich zuerst einer besonderen Prüfung zu unterziehen sind hinsichtlich ihres Umfangs und ihrer Berechtigung, stimmt, da kenne ich auch eine Reihe von anderen Fällen. Ich würde mich nicht hierher stellen und sagen: Wir novellieren nicht oder verbessern nicht die Allgemeine Wohnbeihilfe in Zukunft, sondern diese Einführung hat einmal die bisherige Struktur gleich gelassen und eine Ungerechtigkeit beseitigt, die zu Recht aufgezeigt wurde, nämlich zwischen Menschen im geförderten und im nicht geförderten Bereich. Das schließt aber weitere Veränderungen und Initiativen nicht aus.

Vorsitzende GR Josefa Tomsik: Danke. - Die vierte Zusatzfrage stellt Herr GR Josef Wagner. - Bitte.

GR Josef Wagner (Klub der Wiener Freiheitlichen): Der Kollege Fuchs veranlasst mich natürlich mit seiner Frage, bevor ich Ihnen meine letzte Zusatzfrage stelle, schon auch zu einer Feststellung. Daher gestatten Sie mir das, Herr Stadtrat.

Wenn er hier von sozialer Ungerechtigkeit spricht, die deshalb noch bestünde, weil hier beim Zugang für die Allgemeine Wohnbeihilfe bei nichtösterreichischen Staatsbürgern eine fünfjährige Aufenthaltsverpflichtung vorgesehen ist, bevor man um die Allgemeine Wohnbeihilfe einreichen kann, möchte ich nur festhalten, dass es in den vergangenen Jahrzehnten eine noch viel größere soziale Ungerechtigkeit gegeben hat, unter sozialistischen Stadtregierungen, aber auch unter einer sozialistisch-ÖVP dominierten Stadtregierung der letzten fünf Jahre, nämlich diese Ungerechtigkeit, die alle betroffen hat, Österreicherinnen, Wienerinnen, Wiener, Ausländer, dass sie beim bereits geförderten Wohnbau oder mit Förderungen sanierten Wohnbau eine Wohnbeihilfe, eine Förderung noch einmal bekamen, dass aber alle anderen in Privathäusern keine Förderung bekommen haben. Daher sollte man bei der Gewichtung von sozialer Ungerechtigkeit einmal die ersten wichtigen Schritte tun und dann schauen, ob noch entsprechendes Geld vorhanden ist, um vielleicht noch größere Gerechtigkeit walten zu lassen.

Ich frage Sie daher, Herr Stadtrat: Wenn bereits in diesem Antragsformular der Hinweis auf der ersten Seite kommt - ich zitiere -: "Wenn Sie nach dem Lesen dieser Informationsbroschüre zur Ansicht kommen, dass Sie keine fachliche Beratung benötigen, können Sie das ausgefüllte Antragsformular samt ausgefüllten Beilagen auch bei Ihrem Magistratischen Bezirksamt“ und so weiter "abgeben.", so glaube ich, dass das ein Hohn ist, wenn man einem Bürger so etwas gibt.

Meine Frage: Wenn Sie ohnehin zu Recht genügend Beratungsstellen haben, warum legt man nicht ein vereinfachtes, klares Formular auf, mit dem er zur Beratungsstelle geht, wo er die entsprechenden Unterstützungen bekommt und ein Beamter ihm dabei hilft, diesen Antrag zu stellen? - Ich glaube, das wäre bürgernah, das wäre servicegerecht, und ich würde mir wünschen, dass es ein vereinfachtes Formular für den Antrag gäbe. Wird so etwas kommen, wenn es nach Ihren Wünschen geht?

Vorsitzende GR Josefa Tomsik: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Werner Faymann: Vereinfachte Formulare, wenn sie zweckmäßig sind, stellen keine politischen Unterschiede zwischen Parteien dar. Daher, wenn sie zweckmäßig sind, werden wir sie auch so auflegen. 

Ich möchte nur die Kollegen, die sich das überlegt haben, in einem Punkt in Schutz nehmen. Sie haben versucht, sehr umfangreiche Berechnungsbeispiele aufzustellen, um dem, der sich das erste Mal damit beschäftigt, das auch am Beispiel irgendwie zu erklären, und wollten auf der anderen Seite sagen: Aber wenn Sie alle diese Beratungen, die wir mündlich anbieten, nicht brauchen, dann geben Sie es so ab. Aber ich halte es durchaus für möglich, noch vereinfachtere Wege zu finden, damit das Ziel erreicht wird, dass möglichst alle in dieser Stadt, die ein Anrecht auf diese Beihilfe haben, auch sehr unkompliziert dazu kommen.

Vorsitzende GR Josefa Tomsik: Ich danke vielmals, Herr Stadtrat.

Wir kommen nun zur 3. Anfrage (PrZ 0008/GM/01-KSP). Sie wird von Herrn GR Dr Harald Troch gestellt und ist an den amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Stadtentwicklung und Verkehr gerichtet: Am 20. Juni hatten Sie ein Treffen mit Frau Bundesministerin Monika Forstinger, bei dem Sie ihr die Wiener Vorstellungen zur Verkehrspolitik in der Region Wien vorgelegt haben. Welche Ergebnisse erbrachte dieses Treffen?

Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Danke, Frau Vorsitzende.

Herr Gemeinderat! Ich hatte am 20. Juni ein Antrittsgespräch mit der Frau Bundesministerin. Wir haben diese Gelegenheit dazu genutzt, da ja der Bund zurzeit wieder einmal einen Generalverkehrsplan vorbereitet, wie schon in den vergangenen Jahren, wo es auch immer wieder Versuche gegeben hat. Das Ergebnis war bisher noch nicht sehr ermutigend, aber man kann nie wissen, ob nicht dieses Mal etwas herauskommt. Deswegen haben wir dem Bund unsere Vorschläge, unsere Forderungen, die wir in den Generalverkehrsplan hineinverlangen, auf den Tisch gelegt.

Dazu zählt vor allem der Ausbau des Eisenbahnknotens Wien, des TEN-Knotens Wien. Dazu gehört aber auch der Ausbau des Bundesstraßennetzes, vor allem der B 301. Dazu gehören auch die Verbesserung der Schifffahrtsrinne in der Donau, abwärts von Wien Richtung Pressburg. Es gehört dazu auch die Frage, wie der Bund die Verhandlungen rund um den Entwurf der Nahverkehrsverordnung der Europäischen Union behandelt und die Interessen Wiens dort vertritt.

Sie wissen, dass Bgm Dr Häupl eine internationale Initiative gestartet hat, die wir seitens Österreich besser unterstützt wissen wollen. 

Konkrete Ergebnisse waren zum Beispiel, dass die Vertaktung, der Taktverkehr auf der S 80 in einen 20‑Minuten-Takt verkürzt wird, womit wir dem Rechnung tragen, dass mit dem Ausbau der U 3 ein Anschluss für die S 80 ans innerstädtische hochrangige Verkehrsnetz gefunden wurde.

Den Interessen des Ministeriums, dafür den Gesamtausbau der S 80 aus dem 30‑Milliarden-Paket zu streichen, konnten wir allerdings nicht näher treten. Wir sind aber bereit gewesen, den vierspurigen Ausbau der Ostbahnbrücke etwas hintanzustellen, jedenfalls drinnen zu lassen im Vertrag, aber den Zeitraum nach hinten zu verschieben, damit eine Möglichkeit gefunden wird, den Lainzer Tunnel zu finanzieren.

Im Straßenverkehr gab es die Zusicherung der Frau Bundesministerin, dass wir mit September den Spatenstich bei der B 301 haben werden. Ich hoffe, dass die Juristen im Verkehrsministerium hier die richtige Einschätzung getroffen haben gegenüber den Möglichkeiten des Einspruchs der Bürgerinitiativen.

Vorsitzende GR Josefa Tomsik: Die erste Zusatzfrage wird von den GRÜNEN gestellt, vom Herrn GR Kenesei. Ich erteile ihm das Wort.

GR Günter Kenesei (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Stadtrat! 

Es wäre natürlich jetzt spannend, über die B 301 zu diskutieren. Es ist immer spannend, über die B 301 zu diskutieren.

Nachdem sich aber das Gespräch, das Sie gehabt haben mit der Frau Bundesminister, sicherlich weit über den Rahmen der B 301 hinausbewegt hat, ein paar konkrete Punkte dazu, wo ich mir denke, dass der Planungsstadtrat doch ein Maß an Interesse hat, wie es an verschiedenen Standorten in Wien, wo das Ministerium und die ÖBB maßgeblich beteiligt sind, weitergeht.

Die drei großen Schandflecke, die uns die ÖBB derzeit in dieser Stadt beschert - es sind wesentlich mehr, aber die verkehrspolitischen -, sind vor allem einmal der Praterstern, wo ein Umbau oder eine Sanierung seit Jahren und Jahrzehnten überfällig ist, jetzt im Zuge der U‑Bahn-Verlängerung sich die Chance bieten würde, hier eine Gesamtlösung anzubieten, derzeit aber nicht zu sehen ist, was da kommt.

Die anderen Punkte sind nicht so groß wie der Praterstern, aber der Matzleinsdorfer Platz und der Südtiroler Platz sind auch nicht wirklich irgendwelche Schmuckkästchen, die man herzeigen kann. Das ist einmal der eine Bereich.

Der andere Bereich ist: Hat es schon Gespräche gegeben, wenn es jetzt eine Gesprächskultur zwischen den beiden Verantwortlichen gibt, wie es in Zukunft mit der Zusicherung des Bundes beim U‑Bahn-Ausbau weitergehen wird? - Weil das ist ein wesentlicher Faktor, ob sich Wien den U‑Bahn-Ausbau in Zukunft leisten wird können oder nicht.

Vorsitzende GR Josefa Tomsik: Danke. - Herr Stadtrat, bitte.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Herr Gemeinderat! 

Zur Frage U‑Bahn-Ausbau: Wir haben bis 2008 die Verlängerungen U 2 und U 1. Wir werden, wie das üblich war auch bei den anderen Programmen, zunächst einmal die generelle Trassierung in Wien in der Planung in Angriff nehmen und danach dem Bund das Paket vorlegen.

Die Situation bei der Finanzierung des U‑Bahn-Ausbaus ist ja trotz Pakt nicht ganz so lustig. Der 50‑Prozent-Anteil des Bundes kommt ja immer erst sehr verspätet beziehungsweise doch so verspätet, dass man schon Angst haben muss, dass er vielleicht gar nicht mehr kommt. Das ist leider die aktuelle Situation. 

Der zweite Punkt, den Sie angesprochen haben: Bahnhofsausbau. Wir haben noch einmal darauf hingewiesen bei dem Gespräch, dass natürlich Praterstern und die anderen Bahnhofsausbauten, die zurückgestellt wurden von der Frau Bundesministerin, für uns essentiell sind, um im Rahmen des Nahverkehrs attraktive Angebote für die Kunden, für die Fahrgäste zur Verfügung stellen zu können. Wir wissen nur, und das wurde von der Frau Bundesministerin auch bestätigt, dass beim Praterstern die Infrastruktur jetzt verbessert wird. Wir werden dann wahrscheinlich eine bessere Gleisinfrastruktur dort haben, vielleicht eine bessere Signalisierung, aber wir werden vielleicht die Bahnsteige ohne Dach haben. Und wir werden weiterhin keine gescheiten Rolltreppen haben und wir werden weiterhin eine Situation haben, wie irgendwo in Aserbaidschan oder so, ohne Aserbaidschan näher treten zu wollen. 

Und ich denke, dass wir hier schon noch intensiv daran arbeiten müssen und vor allem die Frau Bundesministerin aufgefordert ist, mit ihrem Unternehmen Bundesbahn doch deutlicher zu werden, dass man nicht nur die Infrastruktur bauen kann und dass es auch darauf ankommt, beim Drumherum, was den Komfort der Fahrgäste betrifft, Verbesserungsmaßnahmen zu setzen, zumal wir ja mit dem U 2-Bau am Praterstern deutliche Verbesserungen herbeiführen werden. 

Vorsitzende GR Josefa Tomsik: Die zweite Zusatzfrage wird von Herrn GR Mag Gerstl von der ÖVP gestellt. - Bitte.

GR Mag Wolfgang Gerstl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Stadtrat! 

Es ist eines Ihrer Ziele, das wir sehr unterstützen, dass Sie den Verkehr am Stadtrand bereits abfangen wollen und dass Sie auch eine U‑Bahn-Verlängerung in Aussicht nehmen. Es gibt aber Bereiche, wo wir beide ganz genau wissen, dass die Effizienz der U‑Bahn-Verlängerung ab einem gewissen Zeitpunkt nicht mehr gegeben ist. 

Sehen Sie dafür die Möglichkeit, auch andere hochrangige öffentliche Verkehrsmittel in Betrieb zu nehmen beziehungsweise bei den WIENER LINIEN anzuregen, solche einzuführen, wie zum Beispiel Cable Liner oder Ähnliches?

Vorsitzende GR Josefa Tomsik: Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Herr Gemeinderat, wir haben ja im 100‑Punkte-Programm die Planung für die Verlängerung der U 1 Richtung Süden, für die Verlängerung der U 6 Richtung Norden und die Prüfung, ob eine Verlängerung Richtung Kaiserebersdorf bei der U 3 sinnvoll durchgeführt werden kann. 

Nichtsdestotrotz - und das steht auch im 100‑Punkte-Paket dieser Stadtregierung - werden wir die Planungen vorantreiben für tangentiale Schnellstraßenbahnlinien im Bereich des Liesingtals und die Verbindung zwischen Strebersdorf und Eßling im nördlichen Bereich unserer Bundeshauptstadt verbessern. 

Und was die Verwendung moderner, neuer Verkehrstechnologien betrifft, so sollte man, glaube ich, das Argument der WIENER LINIEN durchaus beachten, dass die Einführung neuer Systeme doch immer wieder Schwierigkeiten bereiten kann, im Betrieb und in der Wartung. Ich denke, das sollte man ernst nehmen. Es ist aber die Frage, ob ein Cable Liner auch wirklich dann von den WIENER LINIEN betrieben werden muss. Worauf es ankommt, ist, dass es im Verkehrsverbund geführt wird, dass das mit einem Fahrschein geht. Und Sie wissen ja genau, dass der Bund uns angekündigt hat, aus dem Verkehrsverbund Ostregion auszutreten. Die Konsequenzen daraus könnten sein, dass gerade dieser Vorteil für die Kunden, nämlich ein gemeinsames Ticket, wegfällt. Und da sollte der Bund aber auch noch einmal nachdenken.

Vorsitzende GR Josefa Tomsik: Die nächste Zusatzfrage stellt Herr GR Dr Madejski von den Freiheitlichen. - Bitte.

GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Stadtrat!

Ich möchte vorher noch auf eine Bemerkung zu einem früheren Fragesteller eingehen, dass der Bund ein schlechter Zahler ist, die 50 Prozent in dem Fall immer erst sehr spät zahlt und man oft fürchten muss, dass er sie nicht zahlt. Das ist nichts Neues. Das wissen auch Ihre Vorgänger und der Finanzstadtrat der letzten Jahre. Das ist nicht nur bei der Regierung. Ich hoffe, dass sich das bessern wird. Das war immer so. Und dass er ein schlechter Zahler ist, wissen Sie genau, weil ja der Vorgänger in der letzten Regierung, Minister Einem, nicht einmal seine Telefonrechnung am Schluss bezahlt hat. Das wissen Sie ja auch. Die erste Rechnung, die unserem neuen Bundesminister ins Haus geflattert ist, war eine offene Telefonrechnung über 2,7 Millionen S. Aber das nur am Rande. 

Und Sie haben richtig gesagt von der Frau Minister: Ihr Unternehmen, die ÖBB. Daher nehme ich auch an, dass es dann das Unternehmen aller SPÖ-Verkehrsminister seit 1945 war. Und daher stellt sich für mich, nicht an Sie, aber für mich, schon immer wieder die Frage: Was ist eigentlich in den ganzen Jahren vorher passiert? 

Was das Treffen mit der Frau Bundesminister betrifft, wollte ich Sie fragen, betreffend Umfahrung Wien: Welche Variante haben Sie vorgetragen oder haben Sie beide Varianten ins Spiel gebracht, die Raffineriestraßevariante und die Nordostrandstraße? Und welches Projekt haben Sie bei ihr forciert? Haben Sie die gleichwertig behandelt oder haben Sie hier Prioritäten gesetzt?

Vorsitzende GR Josefa Tomsik: Herr Stadtrat, bitte.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Danke, Frau Vorsitzende.

Herr Gemeinderat, ich hoffe, dass die Berechnungen rund ums Nulldefizit ein bisschen exakter und in den Dimensionen stimmiger waren als der Vergleich zwischen dem Ausbau der Verkehrsinfrastruktur und Telefonrechnungen. Denn sonst sehe ich schwarz, nicht nur für die Erreichung des Ziels Nulldefizit, wie Herr Bundesminister Grasser es vorhat, sondern für ganz Österreich und dessen Finanzen. 

Zum zweiten Bereich: Was wir angesprochen haben zum Ausbau des Rings um Wien. Wir haben aktuell die Situation, dass die Planung der ASFINAG übertragen ist im Bereich B 301, nämlich 6. Donauquerung und Raffineriestraße. Es ist die B 305, die mögliche Querung des Nationalparks Lobau beziehungsweise der Schluss des Rings dann bis zur A 5 hin und weiter bis zur A 22 auf niederösterreichischem Gebiet, in der Planung, noch nicht der ASFINAG übertragen. Wir haben das urgiert, denn wir führen eine strategische Umweltprüfung durch für den Nordostraum Wiens, wo gerade die Frage der möglichen Ausbauvarianten in der Verkehrsinfrastruktur, aber auch anderer Großprojekte, die sensibel sind, umweltpolitisch geprüft werden soll, und es macht keinen Sinn, wenn man da nur einen Strich über die Lobau hat und nicht genau weiß, in welcher Form, in welcher Tieflage, in welcher Qualität die B 305 überhaupt angedacht ist. 

Daher haben wir vereinbart, dass das Land Wien noch einmal an das Verkehrsministerium herantritt, die B 305 auch der ASFINAG zu übertragen in der Planung, und die Frau Bundesminister beziehungsweise ihre Mitarbeiter haben zugesichert, dass dann diese Übertragung erfolgen wird. Also ich denke, wir versuchen die Vorbereitungen so hinzubekommen, dass die Planungen auf dem Tisch liegen und die strategische Umweltprüfung dann klärt, endgültig klärt, welche Variante die schnellere sein soll und welcher der Vorzug gegeben wird beziehungsweise auch, ob die eine oder andere Variante überhaupt nicht kommen kann.

Vorsitzende GR Josefa Tomsik: Die vierte Zusatzfrage stellt Herr GR Dr Troch.

GR Dr Harald Troch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Herr Stadtrat, danke für Ihre Auskünfte. 

Wie weit gab es noch konkrete Zusagen der Frau Bundesminister?

Vorsitzende GR Josefa Tomsik: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Eine der wesentlichen Zusagen war, dass das Land Wien, die Stadt Wien einbezogen wird in die Weisungsrunden zur Formulierung der Nahverkehrsordnung auf europäischer Ebene und dass das Angebot Wiens positiv aufgenommen wurde, bei den Ratsarbeitsgruppen mitzuwirken, die zu diesem Thema ja eingesetzt sind. Der Einfluss, den die Stadt nehmen kann, wurde doch verbessert, damit diese Nahverkehrsverordnung nicht zu einem Desaster für den öffentlichen Nahverkehr in den Großstädten wird.

Vorsitzende GR Josefa Tomsik: Ich danke für die Beantwortung, Herr Stadtrat. 

Wir kommen nun zur 4. Anfrage (PrZ 0003/GM/01-KGR), die von Frau GR Dr Monika Vana gestellt wurde und an die amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Integration, Frauenfragen, Konsumentenschutz und Personal gerichtet ist: Unseren Informationen zufolge sollen die Außenstellen des Integrationsfonds demnächst aufgelöst und in drei Regionalzentren zusammengefasst werden. Was sind - angesichts der bisher hervorragenden in den Außenstellen geleisteten Arbeit - die Hintergründe dieser nicht nachvollziehbaren Maßnahme?

Frau Stadträtin, ich erteile Ihnen das Wort.

Amtsf StR Mag Renate Brauner: Sehr geehrte Frau Dr Vana! 

Ich kann mir Ihre Anfrage nur erklären aus einem Diskussionsprozess heraus, den es im Moment im Wiener Integrationsfonds gibt. Der Wiener Integrationsfonds macht, wie jede Organisation das meiner Meinung nach auch tun sollte, einen permanenten Evaluierungsprozess der eigenen Strukturen. Er hat gerade jetzt eine Organisationsberatung beauftragt, die eigenen Strukturen zu durchleuchten und hat begonnen mit der Abteilung 2, mit der größten und man kann sagen vielleicht auch wichtigsten - jedenfalls in der Außendarstellung - Abteilung, nämlich der Abteilung Stadtteilarbeit und Außenstellen. 

Der Grund für diese Evaluierung und diese Organisationsberatung ist, dass die Außenstellen mittlerweile - wie in Ihrer Anfrage dankenswerterweise auch angemerkt wird - sehr, sehr erfolgreich arbeiten, seit sieben Jahren allerdings auf Grund desselben unveränderten Konzepts. Seitdem hat sich einiges getan. Es haben sich die Rahmenbedingungen der Integrationsarbeit in dieser Stadt geändert, sowohl in rechtlicher Hinsicht, als auch in Hinsicht auf die umfangreich gewordenen Angebote. Es hat sich auch das Leistungsangebot des Fonds selber sehr verändert, was natürlich auch Auswirkungen auf die Tätigkeit der Außenstellen hat. Die Anforderungen an die Standards der Arbeit sind gestiegen, Stichwort Mediationsprojekte, antirassistische Arbeit, Stadtteilarbeit, und auch die Anforderungen an die Ausstattung der Außenstellen, rein technisch gesehen, sind gestiegen. Es ist in den Außenstellen nicht immer so, dass die Ausstattung wirklich so ist, dass auch persönliche Beratungen zur Zufriedenheit durchgeführt werden können. 

All dieses war der Grund, dass die Geschäftsleitung mit allen MitarbeiterInnen gemeinsam prüft: Welche Verbesserungen gibt es? Was könnte man tun, um die Arbeit der Außenstellen noch zu verbessern? Gibt es ein neues Konzept? Wie könnte dieses ausschauen? - Und im Moment ist dieser Prozess mitten im Gange. Es gibt überhaupt keine endgültigen Ergebnisse. Es ist ein absoluter Diskussionsprozess. Ich persönlich mische mich ja in diese Sachen überhaupt nicht ein, das ist nicht meine Aufgabe als politisch Verantwortliche. Aber ich halte es grundsätzlich für sehr vernünftig, dass die Geschäftsleitung sich entschieden hat, diesen Diskussionsprozess mit allen Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen gemeinsam zu machen. Dieser Diskussionsprozess ist noch mitten im Gange. 

Nebenbei bemerkt halte ich es auch nicht für sehr vernünftig, Zwischenergebnisse, Einzelergebnisse oder Gerüchte, die aus diesem Diskussionsprozess offensichtlich an die Öffentlichkeit geraten, jetzt in der Öffentlichkeit weiter zu diskutieren, sondern ich finde, das sollten zuerst die Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen des Fonds tun und dann die Gremien, und dann soll eine Entscheidung getroffen werden. 

Jedenfalls kann ich Ihnen versichern, dass die exzellente Arbeit der Außenstellen in keinster Weise in Frage gestellt ist und dass keinesfalls daran gedacht ist, die Außenstellen aufzulösen. Es wäre schlicht und einfach verrückt, das auch nur anzudenken. Es geht ausschließlich darum zu überlegen: Was ist die beste Form, was ist die beste Möglichkeit und wie können am effizientesten die Anforderungen, die an die Außenstellen des Wiener Integrationsfonds gerichtet sind, erfüllt werden? 

Vorsitzende GR Josefa Tomsik: Danke. - Die erste Zusatzfrage stellt Frau GR Dr Vana. Ich erteile ihr das Wort.

GR Dr Monika Vana (Grüner Klub im Rathaus): Frau Stadträtin, vielen Dank für diese Angaben. Sie waren nicht sehr konkret. 

Meine Zusatzfrage lautet: Welche Pläne haben Sie, die Betreuung in den Randbezirken auszubauen, da ja auf Grund zunehmender Genossenschaftsbautätigkeit in den Randbezirken viele Migranten und Migrantinnen gerade dorthin ziehen? Mich würde interessieren, welche Pläne Sie haben, dort die gute Betreuung zu gewährleisten?

Vorsitzende GR Josef Tomsik: Bitte, Frau Stadträtin.

Amts StR Mag Renate Brauner: Die Frage, wie der Lokal-, der wichtige Lokalbezug der Außenstellenmitarbeiter und –mitarbeiterinnen zu den Bezirken, in denen sie jetzt tätig sind, verbunden werden kann, mit einer Ausweitung der Arbeit auch auf andere Bezirke, in die ja glücklicherweise jetzt auch mehr und mehr Zuwanderer zuziehen, ist eine der zentralen Fragen, die im Zuge dieser Diskussion behandelt werden.

Vorsitzende GR Josef Tomsik: Danke. - Die zweite Zusatzfrage stellt Herr GR Dr Ulm. Ich erteile ihm das Wort.

GR Dr Wolfgang Ulm (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Stadträtin! 

Die Außenstellen sind sehr oft erste Anlaufstelle bei Wohnungsfragen. Gestern hat der Gemeinderat beschlossen, dass Notfallswohnungen einem breiteren Kreis von Ausländern zugänglich gemacht werden sollen. Es ist daher mit einem größeren Andrang zu rechnen und zu befürchten, dass mit der Anzahl der Notfallswohnungen nicht das Auslangen gefunden werden kann. 

Welche Initiativen werden Sie setzen, damit eine ausreichende Zahl von Notfallswohnungen zur Verfügung steht?

Vorsitzende GR Josef Tomsik: Frau Stadträtin, bitte.

Amts StR Mag Renate Brauner: Zum einem muss man dazusagen, dass - wie es der Begriff schon ausdrückt - diese Wohnungen nicht der Regelfall der Wohnversorgung sein sollen, sondern dass sie wirklich für extreme Notfälle gedacht sind. Und nachdem Sie Mitglied des Kuratoriums des Wiener Integrationsfonds sind, wissen Sie, dass wir eine Reihe von Maßnahmen setzen, um insgesamt die Wohnversorgung von Migranten und Migrantinnen zu verbessern, Stichwort Wohnoffensive des Wiener Integrationsfonds, die seit einiger Zeit läuft. 

Es gibt darüber hinaus eine Reihe von Initiativen, die ebenfalls vom Wiener Integrationsfonds - alles immer in enger Kooperation natürlich und bester Zusammenarbeit mit dem Ressort meines Kollegen Faymann - gesetzt werden, wie zum Beispiel die Wohndrehscheibe, die Ihnen ja auch bekannt ist. Ich glaube, es war in einer der letzten Sitzungen, dass wir einen Bericht bekommen haben, wo es darum geht, dass man auch auf dem privaten Wohnungsmarkt versucht, über diese Wohndrehscheibe Wohnungen aufzutreiben und den Zuwanderern, aber natürlich auch anderen sozial Schwachen, denn wir versuchen ja mit unseren Maßnahmen immer allen zu helfen, verstärkt Wohnungen zur Verfügung zu stellen. 

Die Notfallswohnungen sind ein Teil dieses Gesamtkonzepts, ein Element dieses Gesamtkonzepts. Ich denke, dass wir uns gemeinsam - und da hat auch Kollege Faymann schon angekündigt, hier aktiv zu werden - bemühen müssen, dass wir die Notfallswohnungen auch im Bereich der Genossenschaften verstärkt anbieten, denn die Genossenschaften haben auch die entsprechende Verantwortung, Wohnungen zur Verfügung zu stellen. Insgesamt beinhaltet dieses Konzept sowohl das Segment Gemeindebauten als auch das Segment Genossenschaften als auch das Segment der Privaten, und wenn sich hier alle bemühen, führt das sicher zu einer weiteren Ausweitung dieses Angebots. 

Jetzt wird es vor allem darum gehen, alle auch entsprechend zu informieren. Wir tun das mit mehrsprachigen Informationsfoldern, die schon angesprochen wurden. Wir tun das auch mit den Bemühungen, sowohl im Integrationsfonds als auch im Wohnungsberatungszentrum zu beraten, die muttersprachliche Kompetenz zu verstärken. Und all diese verschiedenen Elemente miteinander, denke ich, sind ein wichtiger Beitrag, um zu versuchen, die Wohnsituation der Migranten und Migrantinnen in dieser Stadt, die leider immer noch unter dem Durchschnitt ist, zu verbessern.

Vorsitzende GR Josef Tomsik: Danke. - Die nächste Zusatzfrage stellt Herr GR Strache. Ich erteile ihm das Wort.

GR Heinz Christian Strache (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Stadträtin! 

Es gibt ja konkrete Gerüchte, dass sehr wohl daran gedacht sein soll, hier nicht dezentralisierend fortzuschreiten, sondern eben die Macht wieder einzuschränken und die Macht sozusagen zurückzuholen und die Außenstellen zu beschneiden, die Leine etwas enger zu ziehen, weil es doch eine Verselbständigung geben dürfte, die vielleicht nicht in Ihrem Interesse ist, da ja die Geschäftsführung durchwegs aus Persönlichkeiten der SPÖ-Margareten beziehungsweise aus dieser Bezirksgruppe von Ihnen dementsprechend besetzt wurde und es auch zu Fällen gekommen ist von Mobbing gegen Mitarbeiter wie Frau Dr Schröcker, wie ich das auch einmal mittels Pressedienst dargestellt habe, wo ich aber, leider Gottes, bis heute keine Antwort darauf bekommen habe. 

Inwieweit sind diese Fälle, die konkret in die Öffentlichkeit getragen wurden bezüglich Mobbing, geklärt worden? Ist diesen Fällen nachgegangen worden? Und gleich als Verbindung auch die Frage daran: Warum ist es nicht möglich, dass die Geschäftsführung im Integrationsfonds auch einmal von einer Frau geführt wird?

Vorsitzende GR Josef Tomsik: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StR Mag Renate Brauner: Ich weiß nicht, ob Sie bei meiner ersten Anfragebeantwortung nicht zugehört haben, ob Sie nicht zuhören wollten, ob Sie es nicht verstehen wollen oder nicht verstehen können. Es ist mir ehrlich gesagt aber auch egal. 

Ich habe es vorher erklärt: Das sind keine Gerüchte, um die es hier geht, sondern das ist ein Diskussionsprozess im Zuge einer Organisationsberatung. Vielleicht ist es Ihnen möglich, diese Kurzzusammenfassung aufzunehmen und mitzunehmen. Also es ist kein Gerücht, sondern ein Diskussionsprozess, bei dem es darum geht, zu versuchen, möglichst effizient zu arbeiten. 

Was an Machtkonzentration zu verstehen ist, wenn man darüber diskutiert, wie die Arbeit der Außenstellen verbessert werden kann, tut mir Leid, kann ich ebenfalls nicht nachvollziehen. Die Macht der Außenstellen ist die Macht des Helfens. Ich weiß nicht, was Sie so als besonders machtvoll betrachten, wenn es darum geht, Menschen zu helfen, die ihre Kinder zu sich holen wollen und das nicht können. (GR Heinz Christian Strache: Die Außenstellen werden daran gehindert!) Ich weiß nicht, was so machtvoll daran ist, wenn man Menschen beraten muss, die Aufenthaltsprobleme haben. (GR Heinz Christian Strache: Die Außenstellen werden an der Geschäftsführung gehindert!) Ich weiß nicht, was so machtvoll daran ist, wenn es darum geht, Menschen zu beraten, dass sie Sprachkurse besuchen können. (GR Heinz Christian Strache: Sie werden daran gehindert!)
Vorsitzende GR Josef Tomsik (unterbrechend): Herr Gemeinderat, ich ersuche Sie, die Frau Stadträtin ausreden zu lassen! Bitte horchen Sie ihr zu! - Danke.

Amtsf StR Mag Renate Brauner (fortsetzend): Tatsache ist, dass dort eine sehr wichtige und oft sehr mühselige Arbeit gemacht wird, die mit Machtausübung, fast bin ich versucht zu sagen leider, oft sehr wenig zu tun hat. Es geht insofern überhaupt nicht darum. Allein das Ansinnen ist für jeden, der den Integrationsfonds und seine Arbeit kennt, so, dass wenn nicht der Hintergrund der Frage ein trauriger wäre, man eigentlich darüber lachen muss. Es geht nicht darum, irgendwelche Machtkonzentrationen zu verfestigen, wie Sie das behaupten, sondern es geht darum, die Arbeit dort, wo es möglich ist, gemeinsam mit den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern - deswegen gibt es ja diesen breiten Diskussionsprozess - zu verbessern. 

Es gibt, weil Sie angebliche Mobbing-Fälle angesprochen haben, im Wiener Integrationsfonds einen Betriebsrat, der sich, wie in allen anderen Unternehmungen, wenn es Probleme gibt, derer annimmt. Ich glaube, dass die Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen des Wiener Integrationsfonds mit diesem Betriebsrat auch gut vertreten sind.

Vorsitzende GR Josefa Tomsik: Danke. - Die vierte Zusatzfrage stellt Frau GR Dr Vana.

GR Dr Monika Vana (Grüner Klub im Rathaus): Frau Stadträtin!

Ich bin jetzt einigermaßen verwirrt. Sie haben gesagt, der Diskussionsprozess über diese Umstrukturierungsmaßnahmen oder Evaluierung, wie Sie es nennen, läuft noch und wird mit allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern noch diskutiert. Nun ist es aber so, dass unseren Bezirksräten und Bezirksrätinnen die Auflösung der Außenstellen als konkretes Vorhaben des Integrationsfonds von leitenden Angestellten zur Kenntnis gebracht wurde. 

Wie können Sie sich das erklären? Wie lange läuft dieser Diskussionsprozess und wann werden Sie jetzt definitiv zu einer Entscheidung kommen?

Vorsitzende GR Josefa Tomsik: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StR Mag Renate Brauner: Wie es dazu kommen kann, dass Ihnen leitende Angestellte des Wiener Integrationsfonds in dieser allgemeinen Formulierung sagen, es ist beschlossene Sache, was mit den Außenstellen passiert, da müsste ich Sie in aller Freundschaft bitten, Frau Kollegin, dass Sie das die leitenden Angestellten fragen, denn mir ist es nicht erklärlich. Die Diskussion, die im Wiener Integrationsfonds geführt wird, ist eine, die ja auch auf unterschiedlichen Ebenen geführt werden muss. Jetzt sind, und ich finde das gut, dass diese Entscheidung gefallen ist, die Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen als Erstes dran. Das halte ich auch für vernünftig, weil ich jemand bin, der glaubt, die Betroffenen, die die Arbeit selber machen, die wissen immer selbst am Besten, was es an negativen, aber auch an positiven Punkten gibt, und die wissen selbst am Besten, was man verbessern kann. 

Der nächste Schritt ist natürlich dann der, dass sich hier auch die Politik mit einmischt. Aber ich glaube, es schadet der Politik nicht, darauf zu hören, was die Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen sagen. Ich jedenfalls möchte es so halten. Insofern kann und möchte ich Ihnen jetzt nicht sagen, dieser Prozess muss im Oktober abgeschlossen sein oder im, ich weiß nicht was, März nächsten Jahres. Davon halte ich gar nichts, weil das ein sehr sensibles Thema ist und weil der Integrationsfonds insgesamt ein sehr sensibles Thema ist. Allein die Tatsache, dass wir hier diskutieren - was extrem unüblich ist, wenn irgendwo intern ein Betrieb über seine Verbesserungen diskutiert, dass das dann Thema im Gemeinderat ist -, ist an sich extrem unüblich und zeigt, wie heikel jedes nur Überlegen im Rahmen des Integrationsfonds ist und sofort zu einem Politikum gemacht wird. Insofern habe ich natürlich großes Interesse, dass es rasch abgeschlossen wird, aber ich bin nicht in der Lage und halte auch nichts davon, Ihnen jetzt ein konkretes Datum zu sagen. Die Qualität der Diskussion und dass wir eine Lösung finden, mit der alle zufrieden sind, ist, glaube ich, 1 000‑mal wichtiger.

Ich darf zum Abschluss noch einmal betonen, dass hier absolut keine Entscheidungen getroffen wurden. Das müssten wir, die Mitglieder des Kuratoriums und Präsidiums des Wiener Integrationsfonds sind, wissen, denn wir müssten es beschließen.

Vorsitzende GR Josefa Tomsik: Ich danke. Die Fragestunde ist somit beendet.

Wir kommen nun zur Aktuellen Stunde.

Von Frau GR Korosec wurde eine Aktuelle Stunde (PrZ 2/AG/01) mit dem Thema "Familienförderung als gesellschaftspolitischer Schwerpunkt" verlangt.

Das Verlangen wurde gemäß der Geschäftsordnung von der notwendigen Anzahl von Gemeinderatsmitgliedern unterzeichnet. 

Ich bitte die Erstunterzeichnerin, Frau GR Korosec, die Aktuelle Stunde zu eröffnen, wobei ich bemerke, dass ihre Redezeit mit zehn Minuten begrenzt ist. - Bitte, Frau Gemeinderätin.

GR Ingrid Korosec (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren des Wiener Gemeinderats!

Einmal einen schönen guten Morgen! 

Ein guter Tag für die Familien ist es auf jeden Fall, weil heute im Familienausschuss des Nationalrats das Kinderbetreuungsgeld beschlossen wird. (Beifall bei der ÖVP und bei der FPÖ.)
Das Kinderbetreuungsgeld ist ein Meilenstein in Richtung Kinderfreundlichkeit und Familienfreundlichkeit. Ihnen von den Sozialdemokraten und auch den GRÜNEN dürfte das nicht so gut gefallen, weil in den Debattenbeiträgen der letzten zwei Tage hat es schon eine Reihe von unqualifizierten Beiträgen in diesem Bereich gegeben. Natürlich ist das Kinderbetreuungsgeld eine gesellschaftspolitische Weichenstellung. Das soll es auch sein. Wir treten eben für ein Familienbild ein, das die Familienstruktur stärkt und nicht schwächt. 

Es ist doch einmal so, dass die erste Sozialisation für einen jungen Menschen in der Familie stattfindet. Seine Erziehung, seine Wertprägung, das Gefühl von Geborgenheit, das alles gibt die Familie und wird auch dort entwickelt. Oder die Demokratieentwicklung. Auch die soziale Ordnung wird in der Familie vermittelt, besser vermittelt als in jeder Substitution, seien es Kinderkrippen, seien es Kindergärten, seien es Schulen. Das ist als Ergänzung gedacht, aber die Vermittlung in erster Linie soll in der Familie erfolgen.

Alle Umfragen zeigen, dass junge Menschen mit einem erfüllten Leben natürlich Partnerschaft, natürlich Kinder und Familie verbinden. Allerdings, und das sei auch sehr klar gesagt, wollen sie auf bestimmte Rollen nicht festgelegt werden und sich auch nicht alle Perspektiven verbauen lassen. Da gibt es eine Diskrepanz zwischen dem Wunsch und dann der Realität.

Aber die Konsequenz kann doch nicht sein, das Ideal aufzugeben. Die Konsequenz muss sein, Rahmenbedingungen zu schaffen, um eben die Wirklichkeit möglichst gut realisieren zu können. Dazu ist das Kinderbetreuungsgeld ein ganz, ganz wichtiger Schritt. (Beifall bei der ÖVP und bei der FPÖ.)
Nun zu den Eckpunkten: 9 Milliarden S mehr Geld für die Familien in der Anfangsphase, in der Endphase 16 Milliarden S. Ab 1.1.2002 6 000 S für 30 oder 36 Monate, heute sind es 18 und 24 Monate. Ich frage Sie, und ich bin sehr neugierig auf Ihre Argumente: Was ist daran schlecht? Was ist daran negativ? 

Zweiter Bereich: Der Personenkreis wird stark erweitert. Also Studentinnen, Hausfrauen, Bäuerinnen, Selbständige, die überhaupt kein Karenzgeld erhalten haben oder eben nur ein Teilkarenzgeld, werden ab 1.1.2002 auch in den Genuss des Kindergeldes kommen. Denn für uns ist eines klar, für uns steht das Kind im Mittelpunkt und nicht irgendeine abstrakte Versicherungsleistung.

Wir sagen auch, und da möchte ich mich überhaupt nicht verschweigen, dass für uns das Ideal die Familie mit zwei Elternteilen und mit Kindern ist. Ich denke, dass hier ein Großteil der Österreicherinnen und Österreicher mit uns konform geht. (Beifall bei der ÖVP.)
Wir erkennen aber natürlich die Situation, dass es veränderte Lebensbedingungen gibt, die vielschichtiger sind, und dass man dem selbstverständlich Rechnung tragen muss. "Patchwork-Familie" ist gestern gesagt worden. Natürlich ist auch das zu akzeptieren. Gerade das Kinderbetreuungsgeld ist auch ein Schritt, weil alle Lebensformen - weil es eben auf das Kind abgestellt ist - natürlich Nutznießer dieses Kinderbetreuungsgeldes sind.

Ein Bereich, der mir besonders wichtig ist, weil ich mich schon vor 20 Jahren damit beschäftigt habe und dafür gekämpft habe, ist die Wahlfreiheit. 200 000 S Zuverdienstgrenze ab 1.1.2002, bisher waren es 48 000 S. Das bedeutet mehr Wahlfreiheit, das bedeutet mehr Vereinbarkeit von Beruf und Familie. Damit wird es auch jungen Vätern, auch durch die wirtschaftliche Situation, leichter fallen, hier für die Kinderbetreuung Karenz zu nehmen. Ich frage Sie wieder: Was ist daran schlecht? Was ist daran negativ? - Ich bin sehr neugierig auf Ihre Argumente. 

Das bedeutet nämlich auch wirklich mehr Partnerschaft, wenn junge Väter in Karenz gehen. Paul Zulehner hat es auf den Punkt gebracht, wenn er gemeint hat, die heutige Gesellschaft leidet nicht an einer Übermütterung, sondern sie leidet an einer Unterväterung. Da ist auch das Kinderbetreuungsgeld ein Schritt in die richtige Richtung. 

Dass die ersten 18 Monate pensionsbegründend sind, möchte ich nur nebenbei erwähnen. Aber auch das sehe ich als positiv und ich bin auf Ihre Argumente neugierig, was hier schlecht sein soll. 

Also, mit einem Wort lauter Gewinner. Gewinner sind auch die Gemeinden und natürlich auch die Gemeinde Wien. Die Gemeinde Wien wird sich durch das Kinderbetreuungsgeld in zweistelliger Millionenhöhe Geld ersparen. Natürlich erwarten wir und fordern wir auch, dass dieses Geld wieder den Familien zugute kommt. Aber da wird meine Kollegin Lakatha noch näher darauf eingehen. 

In den Salzburger Nachrichten am 7. März war zu lesen und ich zitiere: "Endlich gibt eine Regierung jungen Eltern die Chance, sich relativ frei zu entscheiden, was sie in den ersten Lebensjahren ihres Kindes für das Beste halten. Die wesentlichste Neuerung ist aber, dass Berufstätigkeit während der Karenzzeit nicht mehr bestraft wird. Schon deshalb ist die pausenlos aufgestellte Behauptung, die Regierung wolle die Frauen mit den 6 000 S an den Herd zurücktreiben, blanker Unsinn." (Beifall bei der ÖVP.) "Die neue Regierung gibt den Frauen eindeutig mehr Freiheit." - Dem ist überhaupt nichts hinzuzufügen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzende GR Josefa Tomsik: Ich möchte daran erinnern, dass sich bei den weiteren Wortmeldungen die Damen und Herren des Gemeinderats nur einmal zum Wort melden dürfen, ihre Redezeit mit fünf Minuten begrenzt ist und dann das rote Licht dort aufleuchtet. 

Ich darf als erste Rednerin Frau GR Sommer-Smolik bitten. 

GR Claudia Sommer-Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Wir haben gestern Abend schon das Verständnis von Familie von Frau GR Lakatha gehört und jetzt von Frau GR Korosec wieder. Ich denke mir, das ist genau der Unterschied in unseren politischen Ansichten, welches Familienbild wir wollen und ich finde, es ist auch gut, es zu wissen. Es wurde auch jetzt gesagt, die ÖVP sieht das Ideal in der Familie mit zwei Elternteilen, Kindern und (GR Gerhard Pfeiffer: Richtig! Richtig!) das will der Großteil der ÖsterreicherInnen so.

Ich glaube, dass dem nicht mehr so ist, weil das ein bisschen ein Realitätsverlust ist. Wenn wir uns die Statistiken anschauen, so sieht man, dass es immer mehr AlleinerzieherInnen gibt, immer mehr Patchwork-Familien, immer mehr Stieffamilien, immer mehr unterschiedliche Familienformen, Beziehungsformen, die mit Kindern leben, und da ist es nicht mehr das ideale, hehre Bild mit Mama, Papa, Kind, so wie es hier sehr schön abgebildet ist. Glückliche Familie, heile Welt, das ist es nicht mehr. So lebt vielleicht die Klientel, die Sie vertreten, aber die Menschen, die in Wien leben und die mit der finanziellen Situation hier leben müssen, sind nicht in der glücklichen Situation, ein so heiles, nettes, glückliches Familienleben zu haben, wie Sie es auch immer präsentieren. (GR Gerhard Pfeiffer: Das Ideal wird es schon bleiben!) 

Die Ideologie, die Sie hier vertreten, ist genau das, was wir kritisieren: Frauen sollen Kinder betreuen, Frauen sollen halt ein bisschen dazuverdienen dürfen, aber nur nicht um keines Willen selbständig und eigenständig und ökonomisch abgesichert sein, weil das genau machen Sie mit diesem Kinderbetreuungsgeld. Frauen werden abgespeist mit einem kleinen Zuverdienst und das ist jetzt die große Errungenschaft in der Familienpolitik. Das ist nicht die Familienpolitik und vor allem nicht die Frauenpolitik, die wir meinen! (Aufregung bei der FPÖ. - Beifall bei den GRÜNEN.) 

Jetzt zu dem viel beschworenen Kinderbetreuungsgeld, wie toll das ist. Angeblich steht das allen Eltern, Kindern und Müttern gleich zu. Dem ist nicht so, weil Kinder von nicht EU-Bürgerinnen bekommen das Geld nur dann, wenn die Mutter schon fünf Jahre lang legal hier lebt oder drei Monate legal hier arbeitet. Wissen Sie, was das für Nicht-EU-Bürgerinnen bei Beschränkungen in der Familienzusammenführung, bei Wartefristen in der Familienzusammenführung und bei diesen langen Fristen, die von Ihrer Regierung bei der Arbeitsbewilligung gemacht worden sind, heißt? - Das ist genau nicht das, was diese Frauen brauchen und das wird auch nicht damit zu erklären sein, dass das Geld eh für alle ist, weil es ist genau nur für österreichische Frauen, Kinder, Mütter. Das ist die christliche Ideologie der ÖVP! Dass die FPÖ so etwas vertritt, ist mir klar, aber dass die ÖVP sich jetzt von der Nächstenliebe, von der christlichen Werteideologie verabschiedet, das finde ich wirklich bedenklich. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Zum tollen Angebot Wiedereinstieg für Frauen, Teilzeitarbeit. Ja, super! In der Regierungserklärung ist zu lesen, Frauen sind im Zusammenhang mit Karenz mit beruflichen Benachteiligungen besonders beim Wiedereinstieg konfrontiert. Gratulation! Das ist eine Erkenntnis - na ja! Wir wissen das schon seit längerer Zeit, die ÖVP und die FPÖ sind jetzt offensichtlich draufgekommen. Aber es geht weiter. Hier steht ganz klar, was damit bezweckt wird. "Teilzeitarbeit und Urlaubsvertretung werden ermöglichen, dass Kinderbetreuung mit der beruflichen Entwicklung vereinbart werden kann." - Das ist genau das, was wir kritisieren. Wir wollen die Frauen nicht in den Teilzeitberufen, in diesen Arbeits- und sonstigen Samstagsjobs, sondern wir wollen, dass die Frauen ordentliche berufliche Tätigkeiten ausüben, die bezahlt werden, wie es auch einem ordentlichen Gehalt entspricht, und dass auch die Männer verdienen und nicht abgekanzelt werden, als ökonomische Lückenbüßer und dann Aushilfsjobs annehmen müssen noch und nöcher, um das Überleben ihrer Familie oder ihr eigenes zu sichern. Das ist nicht Frauenpolitik und das ist nicht Familienpolitik! (Beifall bei den GRÜNEN und des GR Kurt Wagner.) 

Die Wahlfreiheit, die so berühmte Wahlfreiheit! Ich glaube nicht, dass es eine Wahlfreiheit ist zu sagen: Ach wie toll, ihr dürft 200 000 S dazuverdienen. Das sind maximal 15 000 S brutto im Monat. Welcher Mann in Österreich wird hier einsteigen und sagen: Ja super, ich verdien' jetzt das! Und wer wird es verdienen? - Die Frauen! Und das ist nicht Wahlfreiheit, weil wirkliche Wahlfreiheit würde heißen, stufenweisen Wiedereinstieg zur ermöglichen und auch zu fördern und nicht den Ausstieg der Frauen aus dem Berufsleben zu fördern, die Arbeitswelt auf die Betreuungspflichten einzustellen und auch Rücksicht zu nehmen und dass es genügend Kinderbetreuungseinrichtungen gibt, die man sich leisten kann, und nicht Gelder für den Kindergartenausbau zu streichen, die so genannte Kinderbetreuungsmilliarde, denn die ist fort, die gibt's net, gestrichen! 

Wie man das ganze Kinderbetreuungsgeld finanzieren wird, wird man sehen. Ich glaube, es ist ein Schmäh, es ist ein billiger Schmäh und es wird darauf hinauslaufen, dass wir in 50 Jahren wieder so dasitzen. Nur die Frauen in Österreich und in Wien werden sich das nicht gefallen lassen! (Beifall bei den GRÜNEN und bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GR Josefa Tomsik: Danke. - Als Nächste ist Frau StR Landauer zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihr. (Aufregung bei der ÖVP und bei der FPÖ. - GR Dipl Ing Martin Margulies: Faszinierend, wie sich die ÖVP und die FPÖ darüber aufregen! - Heiterkeit bei den GRÜNEN.)
StR Karin Landauer: Die glückliche, die heile Welt, wie Sie gesagt haben - stimmt, die gibt es nicht mehr, leider. Aber warum wohl gibt es sie nicht mehr? - Weil die Sozialdemokratie da alles in die Wege gesetzt hat (GR Kurt Wagner: Geh bitte, das ist doch zweitklassig!), dass man die Familie zerstört. Für uns ist das Kinderbetreuungsgeld ein kleines Mosaiksteinchen, dass es möglich wird, vielleicht wieder die Familie zu fördern und vor allem aufzuwerten. (Beifall bei der FPÖ. - GR Martina Malyar: Das ist wirklich zweitklassig!) 

Frau Kollegin Malyar - Sie melden sich dann eh, Sie können das dann alles sagen - hat am 26., nein in einer Presseaussendung behauptet, dass wir da eine brutale doppelzüngige Familienpolitik machen unter dem Hinweis, dass der FPÖ-Lhptm Haider in Kärnten die Kinderbeiträge erhöht. (GR Mag Rüdiger Maresch: Mit Kinderpopo!) Da habe ich mir gedacht: Aha, na ja, muss man sich das einmal anschauen. Das ist erstaunlich und ist nicht wahr. Es wurden die Kindergruppen in Kärnten mit 15 Millionen S gefördert. Und dann gibt es einen Verein, der heißt "Aktiv, verlässlich, sozial, qualitätsbewusst" und da ist der Direktor der Herr Landtagsabgeordnete Alfred Kollmann. Dieser Verein hat die Beiträge erhöht. Der Herr Landtagsabgeordnete Kollmann gehört nicht den Freiheitlichen an, sondern den Sozialdemokraten! (GR Kurth-Bodo Blind: Da schau her! Pfui! Pfui! - Aufregung bei der FPÖ.) 

So, das wäre einmal das Eine. Das Zweite ist, dass es eine Studie vom April 2000 vom Österreichischen Institut für Familienforschung gibt: Dass die Öffnungszeiten der Kinderbetreuung die Berufstätigkeit der Mütter erschweren, nehmen vor allem die Frauen wahr - Mütter nannten dies zu 57 Prozent, die Männer deutlich weniger. Schwierigkeiten beim Finden einer Betreuung für Kinder, die noch nicht in den Kindergarten aufgenommen werden, empfanden die Mütter mit 43 Prozent am weitaus stärksten. 

Wir haben gestern Anträge eingebracht, die von Ihnen abgelehnt worden sind. Es ist mir völlig schleierhaft warum. Wir wollten flexible Öffnungszeiten. Wir wollten haben, dass Sie eine Bedarfsstudie machen. Wir wollten haben, dass Sie Kindergärten am Samstag öffnen. 

Wenn man sich hier "100 Projekte für die Zukunft Wiens" anschaut, so liest man: "Kindergärten, Bedarfsorientierung und optimale Qualitätsstandards sind die Ziele. Die Stadt Wien will eine flächendeckende bedarfsgerechte Kinderbetreuung von der Kinderstube, Krippe bis zur Mittelschule durch bedarfsorientierte und ganzjährige Öffnungszeiten sowie Qualitätssicherung der Betreuung anbieten." - Toll, ich verstehe nur nicht, warum die Anträge gestern abgelehnt worden sind. Mir ist schon klar, sie sind von den Freiheitlichen gekommen und damit brauchen wir keine Familienpolitik oder eine Erleichterung für die berufstätige Frau zu schaffen, sondern das wischen wir einfach vom Tisch und damit ist das erledigt. So sind Sie, da kann man nichts machen, das müssen Sie vor Ihren Wählerinnen und Wählern vertreten.

Das Kinderbetreuungsgeld ist für mich reine Wahlfreiheit. Der springende Punkt ist für mich: Frauen haben bis jetzt quasi ein Arbeitsverbot gehabt, weil mit einer Geringfügigkeit kann man ja nicht wirklich sagen, dass es hier den Frauen oder Vätern gut gegangen ist. Es gibt endlich 18 Monate Pensionsbegründung und das Kinderbetreuungsgeld ist mit dem Mutter-Kind-Pass verbunden. (GR Johann Driemer: Wo ist die Bedeckung dafür? Wo ist die Bedeckung dafür?) Das sind Dinge, die zum Schutze der Kinder und der Familien geschaffen worden sind. (GR Johann Driemer: Wo ist die Bedeckung für diese Pensionsbegründung? Wo ist die Bedeckung für diese Pensionsbegründung?) Ich bin sicher, Sie regen sich deswegen so auf, weil Sie eigentlich davon überzeugt sind, dass es ein ganz tolles Modell ist! (GR Johann Driemer: Und die Zukunft belastet! - Beifall bei der FPÖ.)  

Vorsitzender GR Josefa Tomsik: Als Nächste ist Frau GR Mag Wehsely zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihr.

GR Mag Sonja Wehsely (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich möchte mich bei der ÖVP sehr herzlich für dieses Thema der Aktuellen Stunde bedanken, denn die Stadt Wien nimmt Familien sehr wichtig. Ich werde es mir jetzt ersparen, alles vorzulesen, was die Stadt Wien für Familien tut. Es ist eine Reihe von Dingen, von Eltern-Kind-Zentren über den Familienzuschuss, über die Freifahrt von jüngeren Kindern, über die Ermäßigung im Kindertagesheimbereich, über Ferienaufenthalte, über die Allgemeine Wohnbeihilfe, die natürlich vor allem auch Familien zugute kommt, die es finanziell nicht so leicht haben, über die Studentenfreifahrt, wo wir unseren Teil von Wien, obwohl wir kompetenzrechtlich nicht zuständig gewesen wären, beitragen, über eine große Zahl von Freizeiteinrichtungen und Angeboten, die wir über die MA 13 sehr kostengünstig oder gratis Familien und vor allem Kindern anbieten - das Ferienspiel, Kinderkino, Kinderinfo - und vor allem auch, und das ist ein ganz wesentlicher Bereich, die flächendeckende qualitätsvolle Kinderbetreuung. (GR Gerhard Pfeiffer: Das zahlen aber nicht die Sozialisten! Das zahlen nicht die Sozialisten!) 

Ich glaube nur oder eigentlich bin ich nach diesen Wortmeldungen, die ich hier von der FPÖ und von der ÖVP gehört habe, der festen Überzeugung, dass wir unter Familie ein bissel was anderes verstehen, als hier vorgegeben wird (GR Gerhard Pfeiffer: Ja richtig!), denn Frau Korosec hat das hier sehr klar gesagt. Sie versteht unter Familie zwei Eltern und ein Kind. Ich hätte mir eigentlich gedacht, so eine typische Familie sind zwei Eltern und zwei Kinder und die Eckbank und die Bausparverträge gehören dann auch noch dazu. (Beifall bei der SPÖ.) Ich denke, das ist schon ein Bild von Familie, das man haben kann, das sicher auch traditionell sehr lange das vorherrschende Familienbild war. Ich sage, ich bin froh, dass es heute nicht mehr so ist, denn dieses Familienbild impliziert auch, dass Familie sich in Wahrheit dadurch definiert, dass sich Frauen um Kinder, Mann und Harmonie kümmern, und das ist nicht das Leben, das ich mir vorstelle! (Beifall bei der SPÖ.)  

Aber das ist nicht nur nicht das Leben, das ich mir vorstelle und nicht nur nicht das Leben, das sich junge Frauen heute nicht vorstellen, das ist, und da bin ich sehr froh, auch nicht das Leben, das sich Menschen heute überhaupt vorstellen. Vater, Mutter, Kind ist eine Variante der Familie, die es durchaus auch geben soll, aber genauso lieb (Heiterkeit bei der ÖVP und bei der FPÖ.), richtig und wert sind uns Familien, wo verschiedene Menschen, die nicht gemeinsam ein Kind haben, zusammenleben, wo auch gleichgeschlechtlich orientierte Menschen zusammenleben, wir haben da keine Präferenz. (Aufregung bei der FPÖ.) Uns geht es darum, in dieser Stadt jene Personen zu fördern, die es brauchen (GR Gerhard Pfeiffer: Wir auch! Wir auch!) und wir - und das ist der große Unterschied zwischen Ihnen und der Sozialdemokratie - anerkennen und respektieren das Recht der Menschen, die Entscheidung über ihr Zusammenleben selbst zu treffen und nicht zu glauben, dass wir besser wissen, was für die Menschen gut ist. (Beifall bei der SPÖ.) 

Eine sehr interessante Frage ist auch die, wie treffsicher eigentlich die Maßnahmen dieser Bundesregierung bezüglich der Familien sind, und da kann ich Ihnen sagen, sie sind sehr treffsicher! Sie treffen die Familien! Ich kann das leider jetzt nicht lange ausführen, ich sage daher nur: Studiengebühren: Wen trifft das? - Die Familien. Kürzungen im Bildungsbereich: Wen trifft das? - Die Familien. Zahlreiche Gebührenerhöhungen: Wen trifft es? - Die Familien. Streichung der Lehrlingsstiftungen: Wen trifft das? - Die Familien. Streichung des Geldes für Kinderbetreuung: Wen trifft es? - Die Familien. Ambulanzgebühren: Wen trifft es? - Die Familien. (GR Kurth-Bodo Blind: Sie wollen eh keine!) Der Wunsch vor allem der ÖVP, da ist ja die FPÖ schon ein bisschen anders geworden, nach längeren Öffnungszeiten im Handel: Wen trifft es? - Die Familien. (Beifall bei der SPÖ.)  

Das Einzige, mit dem Sie hier permanent hausieren gehen, ist dieses Kinderbetreuungsgeld. Da sage ich Ihnen jetzt einmal eines: Jene Frauen, die bisher schon berufstätig waren und die sich Versicherungszeiten erworben haben, haben heiße 300 S mehr davon. Ist auch schön, soll man nicht vernachlässigen. Tatsache ist, dass die, die in den Familienlastenausgleichsfonds nicht einzahlen, jetzt Geld von dort bekommen, und dass sie aber im Gegenzug außer in Wien, weil die Stadt Wien sich Kinderbetreuung ganz hoch schreibt und das ein ganz wichtiges Ziel ist, diese Wahlfreiheit nicht haben. Sagen Sie mir, wo sie außerhalb Wiens die Wahlfreiheit zwischen zu Hause bleiben und arbeiten gehen haben? (Aufregung bei der ÖVP und bei der FPÖ.) Außerhalb Wiens stellt sich die Wahlfreiheit nur in der Frage: Putz i z'erst die Fenster und tua i dann Windel wechseln oder umgekehrt? Eine andere Wahlfreiheit gibt es nicht, weil es keine Kinderbetreuungseinrichtungen im ausreichenden Ausmaß gibt! (Beifall bei der SPÖ. - GR Gerhard Pfeiffer: In Niederösterreich ist der Kindergarten kostenlos!)  

Ich sage Ihnen, und da brauche ich Sie eigentlich nur zitieren (GR Gerhard Pfeiffer: In Niederösterreich ist der Kindergarten kostenlos!), dass Sie das Kinderbetreuungsgeld als Leistung für Familien verbrämen. In Wahrheit geht es Ihnen darum, Frauen in die Rolle zurückzudrängen, in der sie bis vor 20 Jahren auch waren und dank des Kampfes der sozialdemokratischen Frauen heute nicht mehr sind. Ihnen geht es darum, dass sich Frauen wieder verstärkt um ihre Kinder und aber auch um ihre Männer - das ist auch besonders wichtig - kümmern (Aufregung bei der FPÖ.), und dass Frauen vom Arbeitsmarkt verdrängt werden. Ihr Familienbild ist das des voll arbeitenden Mannes und der dazu verdienenden Frau, die zu Hause umsorgt und pflegt, damit alles angenehm und nett ist. Ich sage Ihnen, das sozialdemokratische Familienbild ist das mit Sicherheit nicht mehr! (Beifall bei der SPÖ. - Weitere Aufregung bei der FPÖ.) 
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächste ist Frau GR Jerusalem zum Wort gemeldet. - Bitte.

GR Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Herr Vorsitzender! Meine sehr verehrten Damen und Herren!

Meine beiden Vorrednerinnen Sommer-Smolik und Wehsely haben ja alles, was es zu sagen gibt, bereits gesagt. Deswegen werde ich nur versuchen, wieder ein bisschen auch Ruhe in diese Diskussion hineinzubringen, die eigentlich ins Nachbarhaus gehört.

Ich habe heute in der Früh im Handbuch der Politik in Österreich nachgeschlagen, Herausgeber Pelikan/Tálos. (GR Dr Matthias Tschirf: Das ist ein Linker!) Da steht, wenn man nachschlägt, unter ÖVP: "Österreichische Volkspartei 2001: Erneuter Versuch, die in den letzten Zügen liegende patriarchale Vater-Mutter-Kind-Familie ins Zentrum der Gesellschaftspolitik zu rücken. Wird von den linken Parteien als gesellschaftspolitische Drohung aufgefasst."

Wenn man dann unter "2010" nachschaut, steht hier unter ÖVP: "Volkspartei, die in den letzten Zügen liegt (Heiterkeit bei der FPÖ.), sucht erneut Kontakt zum Volk." (Beifall und Heiterkeit bei den GRÜNEN. - Heiterkeit bei der SPÖ.) "Formuliert daher den Begriff "Familie neu". Ab nun auch bei Volkspartei: alle Menschen mit Kindern (Patchwork-Familie, unabhängig von Herkunft, Rasse, Religion und Staatsbürgerschaft). Anmerkung der Redaktion: Damit wurde auch in Österreich eine neue Seite in der Geschichte des Begriffs Familie (ursprünglich Sklaverei) aufgeschlagen."

Ich möchte aber jetzt und zwar in aller Ruhe das, was Frau Korosec gesagt hat, auch abklopfen nach einer anderen Geschichte. Nämlich:

Hat sie was gesagt von den Familien, die das größte Risiko tragen, die Langzeitarbeitslosen mit Kindern? - Nein! 

Haben Sie etwas gesagt zu den Migrantenfamilien mit Kindern? - Nein!

Haben Sie etwas gesagt zu Familien, die mindestens drei Kinder haben? - Nein!

Haben Sie etwas gesagt zu den Alleinerziehenden mit Kindern? - Nein!

Haben Sie etwas gesagt zu Menschen, die behindert sind und Kinder haben? - Nein!

Soziale Komponente gleich Null.

Ein Allerletztes, was mich nämlich an der Geschichte aufregt: Sie haben nichts und überhaupt nichts zur Familienzusammenführung gesagt, zu den Kindern, die meistens mit ihren Müttern auf der anderen Seite der Grenze stehen und von Ihnen nicht hereingelassen werden. Das ist Zynismus pur. Wir hatten es schon gestern, das Wort "menschenverachtend", und das ist menschenverachtend! 

Ich habe nachgeschlagen. Zynismus - damit man es auch ein bisschen erklärt und sich visualisiert -: Das heißt, geltende Werte und Moralvorstellungen missachten. Na danke! Die ehemals christlich-soziale Partei, die sich herstellt und diese geltenden Werte, von Ihnen selbst wiederholt im Integrationsfonds durchaus formuliert, einfach missachtend. (GR Gerhard Pfeiffer: Das ist der Grundsatz Ihrer Politik, geltende Werte zu missachten!)
2. Begriffsdefinition. Die Regeln des Anstands verletzend. Sie, meine Damen und Herren von der ÖVP, und Sie, meine Damen und Herren von der FPÖ, missachten damit die Regeln des Anstands. So ist es. (GR Kurth-Bodo Blind: Wo kann ein Österreicher hinfahren und kriegt eine Familienbeihilfe oder ein Kindergeld?) Wo Sie hinfahren, ist mir Wurscht.

Ein allerletzter Satz. Ich hoffe, dass die Gemeinde Wien sich kein Geld erspart, weil sich Geld ersparen könnte ja dann bedeuten, man führt es dem Budget wieder zu und das wäre genau das Falsche. Was ich erwarte, ist, dass die Gemeinde, sollte es tatsächlich passieren und das könnte passieren, sich mit diesem Kindergeld Geld erspart, dann soll sie es bitte investieren, in die Kinder investieren (StR Karin Landauer: Das hat die Frau Korosec ja gesagt! Das hat die Frau Korosec ja gesagt!) und nicht in eine antiquierte Familienpolitik, mit der die GRÜNEN tatsächlich absolut überhaupt nichts zu tun haben wollen. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN und bei der SPÖ. - GR Kurth-Bodo Blind: Der Staat ist für die Staatsbürger da und nicht zum Geldherschenken!) 
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächste ist Frau GR Lakatha zum Wort gemeldet. - Bitte.

GR Ingrid Lakatha (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Ich möchte kurz auf GR Jerusalem eingehen, die die geltenden Werte und die Moralvorstellung einfordert.

Ich muss nur sagen, ich bin sehr verwundert, dass Sie ausgerechnet gestern in Bezug auf das Kinderbetreuungsgeld von einer "Wurfprämie" gesprochen haben. Wenn Sie Werte einfordern, würde ich sagen, dann können Sie auch nicht derart frauenverachtende Formulierungen verwenden! (Beifall bei der ÖVP und bei der FPÖ.) 
Ich verstehe auch nicht, warum Sie sich so gegen das Kinderbetreuungsgeld aussprechen. Es gibt eine Umfrage vom Fessl-Institut, wo sich 60 Prozent dafür ausgesprochen haben und 77 Prozent vor allem der Betroffenen, das heißt, der 25‑ bis 40‑Jährigen. Warum Sie dagegen sind, wenn die Bevölkerung dafür ist, das ist wirklich eine politische Anschauung, die Sie vertreten. (GR Godwin Schuster: Weil ihr nicht zur Gänze informiert habt!)
Wenn Sie, Frau GR Wehsely, sagen, das alles verlieren die Familien, so kann ich Ihnen nur sagen, Sie verlieren es nicht, weil Sie sind eigentlich gegen eine Familienform. Daher ist das alles eigentlich unsinnig. (GR Josefa Tomsik: Für alle Formen!)
Ich möchte aber nur kurz darauf eingehen und ich sehe es nicht ein, warum die Sozialdemokraten und die GRÜNEN immer gegen die Bundesregierung schimpfen. (GR Johann Driemer: Die Maßnahmen!) Die Maßnahmen sind gut. 

Aber ich möchte jetzt darauf eingehen, dass durch die Einführung des Kinderbetreuungsgeldes im Bereich der Gemeinde Wien sehr, sehr viel Geld eingespart werden kann, und zwar beim Wiener Familienzuschuss. Unter anderem bei der Wohnbaubeihilfe. Da sind für ein halbes Jahr für arme Familien 600 Millionen S einstweilen zur Verfügung gestellt worden. Es wird auch bei der Sondernotstandshilfe eine Einschränkung geben. Einsparungen gibt es auch bei den Ferienaufenthalten, bei der Wiener Jugenderholung (Aufregung bei der SPÖ und bei den GRÜNEN.) und auch bei den Kindergartenplätzen und bei den Krippen. Die Ermäßigungen werden weniger in Anspruch genommen. (GR Gerhard Pfeiffer: Bravo! - Beifall bei der ÖVP.) 
Es ist also eine ÖVP-Forderung, dass diese frei werdenden Gelder auf jeden Fall wieder der Familien- und Kinderförderung zugute kommen. Frau Jerusalem, da sind wir gleicher Meinung. (Beifall bei der ÖVP.) 
Wenn Sie weiter den Mut haben, sich gegen dieses Kinderbetreuungsgeld auszusprechen, das heißt, es kommt den Müttern und den Vätern und vor allem allen Kindern zugute, dann muss ich Ihnen sagen, dann verweigern Sie dem schwächsten Glied unserer Gesellschaft, und zwar dem Kind, Ihre Mithilfe. Und das finde ich traurig. (GR Godwin Schuster: Der Schluss ist falsch! Der Schluss ist falsch! - Beifall bei der ÖVP.) 
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächster ist Herr GR Römer zum Wort gemeldet. - Bitte. (GR Kurt Wagner: Der neue Frauensprecher der Freiheitlichen!)
GR Johann Römer (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Vorsitzender! Werte Kolleginnen und Kollegen! 

Als einziger Mann in dieser Aktuellen Stunde werde ich versuchen, der Rolle, die mir Frau GR Wehsely als Mann zugeschrieben hat, nämlich für Harmonie zu sorgen, gerecht zu werden. (GR Kurt Wagner: Da bin ich aber neugierig! - Heiterkeit bei den GRÜNEN.)
Ich gehe davon aus, dass - wie heute schon einmal erwähnt worden ist - heute ein denkwürdiger Tag ist, weil ein weiterer Schritt in der Umsetzung eines epochalen Gesetzes stattfindet.

Wir sollen uns bewusst sein und das ist ja, was Sie ärgert, die Familien, die Sie aus ideologischen Gründen in den Hintergrund drängen wollten, zerstören wollen, werden durch diese Maßnahme wieder gestärkt, wobei es aber jetzt nicht ... (GR Josefa Tomsik: Wer hat denn die Familien zerstört? Wer hat denn die Familien zerstört?) Natürlich! Das ist ja das Ziel gewesen, Frau Kollegin Tomsik. Ich habe leider nur fünf Minuten, darum will ich mit Ihnen keine ideologische Diskussion über dieses Thema führen, sondern ich möchte darauf verweisen, auch wenn Sie es unbedingt anders sehen wollen, dass dieses Gesetz mehr Freiheit bringt, mehr Entscheidung bringt und vor allem mehr Geld für die Kinder bringt. Das ist eine der wichtigsten Aussagen dazu. (Beifall bei der FPÖ und bei der ÖVP.)
Sie versuchen immer wieder, weil Sie das natürlich gerne sagen, und wir dieses Wort auch gerne in den Mund nehmen, dass Sie sagen, die Treffsicherheit ist hier nicht beachtet worden. Na, ich glaube, da muss man prinzipiell etwas dazusagen. (GR Kurt Wagner: Der Herr Bartenstein wird es brauchen! Ganz sicher! Der braucht es!) Es gibt Sozialleistungen, wo es wirklich notwendig ist, auf die soziale Treffsicherheit zu achten. Ich würde einmal für mich behaupten, zum Beispiel im sozialen Wohnbau in Wien ist von sozialer Treffsicherheit überhaupt keine Rede. Das können wir ruhig einmal ausdiskutieren bei diesen Themen. Aber es gibt Dinge, wo soziale Treffsicherheit alleine nicht ausschlaggebend ist. Und ich erinnere nur an das unter sozialistischer Führung damals beschlossene Bundespflegegesetz, wo auch, ohne auf die Einkommen Rücksicht zu nehmen, weil man der Meinung war, es ist für jeden gleich wichtig, dass er in dieser besonderen Situation unterstützt wird, das Pflegegeld eingeführt wurde. Also, da hat es auch keine Rolle gespielt und genauso sehe ich es hier bei dem Kindergeld. 

Es ist interessant, auf der einen Seite wird gesagt, dieses Kinderbetreuungsgeld ist sozial nicht treffsicher, weil es alle gleich trifft, und zwei Tage später kommen die Sozialdemokraten und fordern, die Familienbeilhilfe soll um 5 000 S im Jahr erhöht werden. Na das ist ja in Wirklichkeit die selbe Vorgangsweise. Also, wenn das bei dem nicht gilt, dann sollte man auch nicht ähnliche Forderungen aufstellen. 

Ich möchte noch auf etwas verweisen, was ich auch glaube, dass es wichtig ist, hier zu sagen. Das kommt Gott sei Dank nicht von uns. Daher kann ich das hier objektiv festlegen. Das kommt nämlich von der Fraktion Sozialdemokratischer Gewerkschafter, die festgestellt hat, dass sich durch die Einführung des Kinderbetreuungsgeldes die Länder 500 Millionen S ersparen werden. Ich glaube, wenn man das umrechnet, dann kann man sich vorstellen, welcher Betrag hier auf Wien entfallen wird. Ich glaube, es wird Hauptaufgabe sein, sein Augenmerk darauf zu legen, dass es ja nicht passiert, dass dieses Geld jetzt in andere Töpfe abwandert. Genauso wie man verhindern muss und hier genau aufpassen muss, dass dieses vermehrte Geld, das Kindern zur Verfügung gestellt wird, nicht dazu führt, dass die Kinderbetreuungseinrichtungen teurer werden. (GR Ursula Lettner: Die muss es erst einmal geben! Die muss es erst einmal geben!) 

Ich glaube, es ist ein Schritt für die Familien, für die Kinder gesetzt worden. Endlich ist es nämlich so, dass die Familien das Geld, das in dem Topf für sie vorgesehen ist und war, auch tatsächlich kriegen und nicht für andere Dinge verwendet wird. (Aufregung bei der SPÖ. - Beifall bei der FPÖ.) 

Ich glaube, es ist auch wichtig, in dieser Stunde auch zu sagen: Die Gemeinde Wien ist aufgefordert, weiter zu gehen, denn wenn wir schon über Kinder in Wien reden, dann soll man auch darauf verweisen, dass die Forderung nach einem Gratis-Kindergarten für Kinder von drei bis sechs noch im Raum steht. Wir müssen darauf verweisen, dass bei den Krippen immer noch ein großes Manko besteht. Wir müssen darauf verweisen, dass in der Kinderbetreuung vor allem auf Grund der geänderten wirtschaftlichen Bedingungen ein Manko besteht. Wir wissen schon, Handelsöffnungszeiten, et cetera, geänderte Beschäftigungszeiten.

Der Bund hat (GR Kurt Wagner: Schauen Sie sich das in Kärnten an!) - und das möchte ich abschließend feststellen - eine Initiative gesetzt und jetzt ist das Land Wien aufgefordert, in seinen Möglichkeiten ebenso mehr für die Familien zu tun. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächste ist Frau GR Malyar zum Wort gemeldet. - Bitte.

GR Martina Malyar (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Damen und Herren!

Im Zuge der Familienpolitik, liebe Schwester auf der Galerie, freut es mich, dass du da bist. So. Fünf Minuten sind kurz. 

Erstens einmal, zu Ihrer Aussage, dass die SPÖ Familie zerstöre, ja. Also, ich weiß nicht, ob es Zynismus ist, ob es wider besseren Wissens oder Gewissens ist. Ich darf mich kurz vorstellen, falls das einige nicht wissen: Ich bin mit dem Vater meiner beiden Töchter verheiratet, das heißt, ich liege auch 0,4 Prozent über der Fertilitätsrate in Wien, und ich denke mir, machen Sie mir das nach, liebe Kolleginnen und Kollegen. Das heißt, soweit zu meiner Legitimation, warum ich da heraußen stehe und ein lebendes Beispiel dafür bin, dass rote sozialdemokratische Frauen sehr wohl nicht nur von Familie reden (GR Heinz Christian Strache: Mit Ihrem Gehalt tut es sich leicht! Mit Ihrem Gehalt tut man sich ja leichter!), sondern Familie sind und Familie haben und das mit Begeisterung. Und darauf sind wir stolz. (Beifall bei der SPÖ. - GR Heinz Christian Strache: Mit Ihrem Gehalt ist es ja leicht! Schauen Sie zu den sozial Schwachen!) 

Das Bild, das Sie vermitteln, könnte man optisch überhaupt nicht besser treffen. Das familienpolitische Bild, das Sie haben, ist ja nahezu auch ein Abbild Ihrer beiden Fraktionen. Ich möchte wirklich niemandem näher treten und Sie wissen, dass ich viele Damen und Herren auch vor allem aus Ihrer Fraktion (Die Rednerin deutet auf die ÖVP.) wirklich sehr, sehr schätze - das wäre fast ein Freud'scher Versprecher gewesen (Heiterkeit bei der FPÖ.) -, aber lassen Sie mich so als Junge so ein bissel einen frechen Seitenhieb machen. Es ist natürlich schon ein bisschen die Familienpolitik der Großväter und der Großmütter für ihre Enkelkinder. Und auch das Bild der Freiheitlichen ist natürlich auch das eher männerdominierte Bild mit einigen Frauen als Aufputz. Was interessant ist, ist, wie man dann Frauen gerade nach einem Wahlverlust behandelt, die sind weg nämlich. Wenn wir uns dieses schöne durchmischte Bild bei meiner Fraktion anschauen, dann sehen wir hier unser Familienbild, so wie wir es vertreten (Heiterkeit bei der FPÖ und bei der ÖVP.): Demokratisch, partnerschaftlich, gemeinsam, solidarisch, mit der Freiheit jedes Einzelnen, sich in seiner Persönlichkeit weiterzuentwickeln. Insofern tut mir auch der Herr Kollege Schieder überhaupt nicht Leid, denn er hat sich seine eigene Familie selber ausgesucht und ist auch glücklich dabei und dazu gratuliere ich dir, Andreas. (Beifall bei der SPÖ.)
Die Wahlfreiheit zwischen Beruf und Familie gibt es in Wirklichkeit nur in Wien Das sollte man auch den Zuhörern und Zuhörerinnen auf der Galerie sagen. Die Wahlfreiheit, ob ich als Frau, als Mann, als Vater, als Mutter arbeiten gehe, zu Hause bleibe oder auch eine gemischte Lebensweise habe, die gibt es nur in Wien, weil hier auch ausreichend Kindergartenplätze, Hortplätze und Kinderbetreuungen vorhanden sind. Das zahlt natürlich auch der Wiener Steuerzahler, aber das ist die sozialdemokratische rote Politik, dass es so etwas überhaupt gibt. Und diesen erfolgreichen Weg wollen wir auch weiter gehen! (Beifall bei der SPÖ. - Aufregung bei der FPÖ.)
Das schwarze Familienbild ist eher in Richtung Kinder, Küche, Kirche. Soll so sein. Ist okay. Das freiheitliche Familienbild - na, das hat Ihr Herr Haider schon längst gesagt -: Es gibt in der Familie einen dienenden Teil, das ist die Frau, und einen führenden Teil, das ist sowieso der Mann. (GR Johann Römer: Die Harmonie ist wichtig!) Das ist Ihr Familienbild. Soll mir auch recht sein. Aber das Überdrüber kommt ja noch. Ich habe es gestern schon gesagt und das sollte man wirklich den jungen Leuten sagen, den Besuchern und bitte tragt es aus diesem Haus auch hinaus! Das Familiengeld, das Kindergeld, ist ein Geld für die Reichen. Es wird mit der Gießkanne verteilt. Das heißt, ein reicher Politiker Westenthaler, ein reicher Milliardenunternehmer Prinzhorn (StR Karin Landauer: Das ist doch so ein Stumpfsinn! Wirklich, das ist so ein Stumpfsinn!) und seine Kinder und seine Frauen, die von ihm Kinder haben, das sind die, die die Nutznießer des Kindergeldes sind! Und wir sagen als Rote dazu: Das ist ungerecht! Wir wollen denen helfen, die das Geld brauchen, den Schwachen in der Gesellschaft und nicht die Reichen noch unterstützen! Die sorgen für sich selbst. (Beifall bei der SPÖ.- Aufregung bei der FPÖ.) 
Jetzt noch zu sagen, das, was sich Wien einspart, ist den Familien zurückzugeben ... (GR Heinz Christian Strache: Das ist ja Steuergeld! - StR Karin Landauer: Das ist Steuergeld! Steuergeld! Steuergeld!) Also abgesehen davon, dass es das ja gibt, ich verweise auf die Unterlagen der MA 11, hat uns dieses Geld, und das wissen Sie ganz genau (StR Karin Landauer: Das ist Steuergeld! Steuergeld! Steuergeld! Steuergeld!), Herr Finanzminister Grasser schon vor Tagen durch den Stabilitätspakt wieder aus der Stadtkassa herausgezogen und in seine Tasche gesteckt! (Große Aufregung bei der ÖVP und bei der FPÖ.) Jetzt zu sagen, dass wir das Geld noch verteilen sollen, ...

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer (unterbrechend): Frau Gemeinderätin. Die Redezeit ist um.

GR Martina Malyar (fortsetzend): ... ist entweder Polemik oder höchste ...

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer (unterbrechend): Frau Gemeinderätin! Die Redezeit ist um!

GR Martina Malyar (fortsetzend): ... politische Unkenntnis! Und das ist traurig! (Weitere große Aufregung bei der ÖVP und bei der FPÖ. - Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Die Aktuelle Stunde ist beendet. Für die innere Kommunikation hier im Saal würde ich bitten, darauf Rücksicht zu nehmen, dass wir junge Menschen anwesend haben, die meinen, Demokratie ist etwas anderes als wir hier bieten. (Auf der Besuchergalerie ist eine Schulklasse anwesend. - Beifall bei der SPÖ und bei der ÖVP.)  

Bevor wir zur Erledigung der Tagsordnung kommen, möchte ich einem Ersuchen der ÖVP von gestern folgend Frau GR Dr Vana einen Ordnungsruf erteilen und möchte Folgendes mitteilen: Die Worte "unmenschlich, sind ein unmenschliches Gesetz" sind für mich kein Ordnungsruf. Das Wort "rassistisch" hat eine gewisse Grenze überschritten. Demzufolge würde ich generell bitten, auch bei Worten - so wie ich das schon ein paar Mal getan habe - auf Grenzen und Werte Rücksicht zu nehmen. (Aufregung bei der FPÖ.)  

Gemäß § 15 Abs. 2 der Geschäftsordnung gebe ich bekannt, dass an schriftlichen Anfragen vom Grünen Klub im Rathaus 16, vom ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien 18 und vom Klub der Wiener Freiheitlichen 15 eingelangt sind. 

Weiters wurden Anträge eingebracht. Von Gemeinderatsmitgliedern des Grünen Klubs im Rathaus 9 und des Klubs der Wiener Freiheitlichen 4. Den Fraktionen wurden alle Anträge schriftlich bekannt gegeben und die Zuweisungen erfolgen wie beantragt. 

Von der Bezirksvertretung Innere Stadt wurde ein Antrag, betreffend Änderung der Geschäftsordnung des Gemeinderats bezüglich Anträge von Bezirksvertretungen an den Gemeinderat, eingebracht. Diesen Antrag weise ich der amtsführenden Stadträtin der Geschäftsgruppe Integration, Frauenfragen, Konsumentenschutz und Personal zu.

Von der Tagesordnung wird die Postnummer 15 (PrZ 82/01-GJS) abgesetzt. 

Die Anträge des Stadtsenats zu den Postnummern 1 und 2, 4 und 5, 7, 9 bis 14, 16, 19 und 20, 23 bis 26, 28 bis 30, 32 und 33, 35 bis 42, 45 bis 49, 52, 61 bis 83, 86, 87, 90, 93, 95, 97 bis 101, 103 und 109 gelten gemäß § 26 der Stadtverfassung als bekannt gegeben. Es hat kein Mitglied des Gemeinderats darüber eine Verhandlung verlangt und ich erkläre daher gemäß § 26 der Stadtverfassung die obgenannten Postnummern als angenommen und stelle fest, dass auch die erforderliche Anzahl von Mitgliedern anwesend war. 

Nach Beratung in der Präsidialkonferenz nehme ich folgende Umstellung der Tagesordnung vor. Die Postnummern 94, 88, 89, 91, 92, 96, 84, 85, 6, 8, 3, 17, 18, 21, 22, 27, 31, 34, 102, 104, 106, 107, 108, 110, 105, 57, 58, 59, 56, 60, 43, 44, 50, 51, 53, 54, 55 und 111 werden in dieser genannten Reihenfolge verhandelt. Es ... (Allgemeine Heiterkeit. - GR Günter Kenesei: Ein beachtliches Tempo für das Protokoll!) Die Stenografin hat den Vorteil, dass sie ein Tonband hat und die gleiche schriftliche Unterlage wie ich. (Heiterkeit bei der SPÖ und bei den GRÜNEN.)
Es gelangt nunmehr die Postnummer 94 (PrZ 297/01-GWS) der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft den Kauf der Liegenschaft EZ 308, KatG Hirschstetten, von der Waagner-Biro Binder AG und der Liegenschaften EZZ 1639 und 199, beide ebenfalls KatG Hirschstetten, von der "Waagner-Biro" Anlagenverwaltungs- und Planungs-AG & Co Nfg. OHG. 

Herr GR Schieder, ich bitte Sie, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Andreas Schieder: Ich bitte um Zustimmung zum vorliegenden Akt. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich danke schön. - Die Debatte ist somit eröffnet. Herr GR Mag Maresch, bitte. 

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Ihre Bitte um Zustimmung werden wir Ihnen gleich einmal am Anfang verwehren. 

Dieses Grundstück, um das es sich hier dreht, ist ein ziemlich großes und ein ziemlich teures. Eigentlich ist es wahrscheinlich der teuerste Mistplatz Europas, den die Gemeinde Wien da kaufen möchte. Aber es ist ein Grundstück mit Geschichte. Es ist ja nicht so, dass uns das hier in der Politik in Wien noch nie beschäftigt hat. Nachdem es gestern einige historische Abhandlungen zum Wiener Wasser und zu allen möglichen Dingen noch gegeben hat, glaube ich, dass jetzt auch ein bisschen Historie zu diesem Grundstück notwendig wäre. 

Am 16.3.1999 hat unser Herr Bgm Häupl nämlich einen Sozialplan verlangt und nicht zu Unrecht. Es war doch so, dass die Firma Auricon die Waagner-Biro schließen wollte und letztendlich auch gemacht hat und am 16.3. wurde dazu vom Bürgermeister - wir haben uns sehr gefreut - ein Sozialplan verlangt. Am 19.3. war unser Bürgermeister zum Herrn Liaunig, der ein nicht unbeträchtlich wichtiger Mensch bei dieser Firma war, schon ganz anders und er nannte ihn einen "großkapitalistischen Potentaten", dem es die Sozialdemokraten schon noch zeigen werden, wie's geht. Gut. Punktum. Die Waagner-Biro wurde geschlossen. Es gab keinen wirklich tollen Sozialplan. Letztendlich haben wir es jetzt mit einer ehemaligen oder Noch-immer-Industrieruine zu tun. 

Folgen dieses wortgewaltigen Dings, dem sich auch unser Sozialsprecher Öllinger im Parlament angeschlossen hatte, waren zwei Klagedrohungen. Die eine wurde wahr gemacht und zwar gegenüber unserem Sozialsprecher. Wenn ich mich nicht irre, musste er auch eine Strafe von ungefähr 240 000 S bezahlen. Interessanterweise wurde die gleich lautende Klage gegen den Herrn Bürgermeister zurückgezogen. 

Und da möchte ich ein bisschen aus dem Magazin "Trend" zitieren, das sagt, auf den Vorwurf, Häupl hätte den Abschluss des Grundstückdeals mit einem Rückzug von Liaunigs Klage junktimiert, reagiert das Büro des Bürgermeisters mit Schweigen. Na gut, denken wir uns. Die Hauptgläubigerin der schwer angeschlagenen Waagner-Biro und deren Mutter Auricon ist die Bank Austria, an der die Gemeinde Wien indirekt beteiligt ist. Na gut. Kauft die Gemeinde Wien dieses Grundstück um 528 Millionen S einschließlich aller Nebenkosten, dann wird sich zumindest die Bank Austria freuen, weil sie ja die Hauptgläubigerin ist. Also, einiges Geld wird da zu den richtigen Besitzern wandern. 

Jetzt zurück zu dem Grundstück. Nachdem dieses historisch etwas belastete Grundstück im Zentrum der Donaustadt liegt, war es natürlich auch ein wichtiger Punkt im Stadtentwicklungsplan 1994. Da gibt es eine wunderschöne Karte (Der Redner zeigt einen Stadtplan.), da drauf steht bei der Legende, und zwar mitten im Zentrum von Stadlau liegt dieses nette Ding und es ist mit einer ganz wichtigen Dotierung versehen, und zwar zentral wichtig für die Stadtentwicklung und dergleichen weiter. (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Sie waren offenbar noch nie dort in der Gegend!) Aber macht nix, ich les' Ihnen ein bissel aus dem STEP vor, da steht ja auch was Interessantes. 

Zu diesem Grundstück: "Entwicklungsschwerpunkte in der Donaustadt. Am Knotenpunkt von Straßenbahnlinien und einer Schnellbahnlinie mit urbanen gründerzeitlichen Strukturen sowie bestehenden Zentrenansätzen im Bereich Genochplatz - Stadlauer Straße soll dieser Bereich zu einem attraktiven Zentrum der hier zusammenlaufenden Entwicklungsachsen entwickelt werden." - Na ja, ob die MA 48 so ein attraktives Zentrum ist, möchte ich einmal dahingestellt lassen. Weiter geht es: "Wichtige Elemente sind eine schrittweise ausgestaltete verkehrsberuhigte Einkaufsstraße Stadlauer Straße, ein neues Einkaufszentrum nördlich der Erzherzog Karl-Straße zur Deckung der Versorgungsdefizite in den Erweiterungsgebieten sowie" - und höre und staune - "imageträchtige Kultur- und Bildungseinrichtungen an diesem Standort. Hervorzuheben sind die Realisierung einer Volkshochschule und ergänzender Bildungseinrichtungen auf dem Areal des Einkaufszentrums." - Es geht so in dieser Tonlage weiter. Es wird dann noch befeiert, dass die U 2 dort in der Nähe enden wird und die Schnellbahn. Gut.

Faktum ist, der StEP ist Geschichte, wir haben es mit der MA 48 zu tun, die dort einen relativ großen Mistplatz vorsieht. Dann noch eine Kleinigkeit hinzu. Ich habe Pressemeldungen der Frau StR Kossina unter anderem entnommen, dass dort 400 Arbeitsplätze geschaffen werden. 

Wenn man aber weiß, wo die 400 Arbeitsplätze abgezogen werden, dann kann ich nur sagen, es stimmt schon, es werden 400 Arbeitsplätze geschaffen, aber die werden anderswo abgeschafft. Da kann man nicht davon reden, dass es ein tolles Sozialprojekt wäre, wenn 400 Arbeitsplätze in der Donaustadt neu geschaffen werden, weil sie anderswo wegkommen.

Zum 5. Bezirk: Ich habe heute schon einmal gefragt. Da wird sich sicherlich der 5. Bezirk sehr freuen, weil abgesiedelt wird, möglicherweise nicht die ganze MA 48, sondern eben nur ein Teil. Der Herr Bürgermeister hat heute hier erklärt, dass Dezentralisierung ganz wichtig ist. Da stimme ich ihm auch vollinhaltlich zu. Aber ob das seine Fraktion im 5. Bezirk gestern auch so gesehen hat, möchte ich dahingestellt sein lassen.

Jetzt eine interessante Geschichte: Es gibt kein Verkehrskonzept für diese neue Anlage dort. Wenn man die Firma Hornbach kennt und weiß, was dort am Nachmittag, am Freitag oder am Samstag los ist, kann man sich schon vorstellen, dass die wegen der MA 48 dort einige Verkehrsmiseren verursachen wird. Ich kann mir nicht vorstellen, dass das so geschwind gelöst werden kann.

Im 22. Bezirk - das wissen alle von uns - gibt es auch einige andere Plätze, die nicht nur etwas billiger wären als 3 600 S pro Quadratmeter, sondern ganz schön viel billiger und genauso am Stadtrand gelegen wären, obwohl Stadlau in dem Fall ja gar nicht am Stadtrand liegt. Da hätte es zum Beispiel auch Plätze in Rinterzeltnähe oder in Rautenwegnähe gegeben. 

Im Umweltausschuss wurde auf meine diesbezügliche Anfrage gesagt, die GRÜNEN haben es immer mit den Kröten, da gibt es ganz tolle Tiere und die muss man schützen. Also, beim Rautenweg gibt es Kröten, die sind wahrscheinlich mittlerweile riesengroß, weil dort ist auch nicht immer alles ganz gut gelaufen in den letzten Jahren. 

Aber lassen wir die Kröten beiseite, schauen wir uns die finanziellen Kröten an. Die Bank Austria wird sich freuen. Von den 528 Millionen S wird ein Teil sicherlich auf ihre Konten und die jetzt nur mehr ganz wenigen Aktionäre zurückwandern. Die Stadt Wien wird nicht böse darüber sein. Aber im "Trend" steht, dass das Grundstück gar nicht 528 Millionen S wert ist, sondern nur 420 Millionen S. Wie gesagt, "Trend", April 2000. Wie kommt es, dass die Stadt Wien offensichtlich ein Grundstück überbezahlt, und zwar insgesamt um ungefähr 100 Millionen S? - Das Geld liegt ja nicht auf der Straße! Wir verlangen auf jeden Fall eine Neuüberprüfung! (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Was sagen Sie zum unabhängigen Gutachten?) Sie haben angeführt, es gibt einen unabhängigen Gutachter. Aber wie kann es sein, dass die Spatzen vom Dach pfeifen, dass das Grundstück einfach viel zu teuer ist? - Da muss es doch vorher Verhandlungen gegeben haben! (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Aber vielleicht pfeifen die Spatzen falsch?) Kollege Stürzenbecher, Sie sind nachher ohnedies an der Reihe! Ich rede Ihnen dann auch hinein! Das verspreche ich Ihnen jetzt schon!

Weiter zu der Geschichte: Dann entnehme ich dem Akt ein paar nette Dinge, zum Beispiel weiß man - oder Frau - nicht genau, ob die Objekte asbestfrei sind. Jetzt glaube ich, ein ordentlicher Geschäftsmensch - Mann oder Frau - schaut sich ein Ding an, bevor er oder sie es kauft. Wieso wissen Sie nicht, ob die Gebäude asbestfrei sind? Haben Sie das vorher nicht untersucht? Warum steht es dann im Akt? - Da steht - ich kann es Ihnen genau vorlesen -: "wenn diese Objekte nicht asbestfrei sind" - und so weiter, dann muss das sozusagen - das finde ich wiederum in Ordnung - vom Verkäufer erledigt werden. (GR Christian Oxonitsch: Aber das ist ja ein wesentlicher Bereich!) Aber Sie haben sich zunächst einmal nicht darum gekümmert, ob sie asbestfrei sind. Ich weiß schon, Sie haben nicht nachgeschaut, Sie wissen es nämlich gar nicht!. (GR Christian Oxonitsch: Die zweite Hälfte ist schon auch wesentlich!) Ja, das ist schon richtig, aber die erste Hälfte ist auch nicht unwesentlich, wenn man weiß, wie das mit dem Asbest so vor sich geht.

Ich finde es löblich, dass man das zunächst einmal dem Verkäufer aufbürdet und einen Teil des Geldes nicht bezahlen wird, solange die Kontaminierung nicht beseitigt ist. Aber haben Sie sich darum gekümmert, ob Grundwasserverseuchung bereits eingetreten ist? Wir haben dazu eine Anfrage - heute ist sie eine der zahlreichen Anfragen gewesen - gestellt. Sie haben sich bis dato nicht darum gekümmert, sonst hätten wir dazu bereits etwas im Akt gefunden. 

Wie wird es mit der Entsorgung ausschauen? Wo kommt das alles hin? - Das ist immerhin ein großes Gelände. Ist da alles in Ordnung? Haben Sie es bis jetzt untersucht? Gibt es Altlasten dort? - Im Altlastenkataster habe ich keine gefunden. Offensichtlich ist es aber so, weil Leute, die dort früher gearbeitet haben, sagen sehr wohl, es wäre einiges dort zu finden. (GR Christian Oxonitsch: Wer ist dafür zuständig? Der Verkäufer!) Das wird jetzt natürlich sozusagen vom Verkäufer erledigt werden. 
Noch ein kleiner Punkt, der uns ein bisschen stört. Sie kaufen ein Gelände um 528 Millionen S, dabei gibt es einen zehnjährigen Mietvertrag mit einer Firma, die eigentlich dort heraus müsste. Ist es üblich, dass man sich ein Gelände kauft und einen Teil eigentlich weiterhin an eine Firma vermieten muss, obwohl man das ganze Gelände braucht, und zwar nicht nur dieses Gelände, sondern auch das Nachbargrundstück? (GR Christian Oxonitsch: Was ist denn der Erlös?) 

Ich glaube, 528 Millionen S sind ja kein Pappenstil. Da drängt sich die Frage auf, ob jetzt nicht die Müllgebühren teurer werden. Können Sie uns das garantieren? - Nein, Sie können es uns nicht garantieren!

Aus all diesen genannten Gründen fordere ich den Herrn Bürgermeister auf, das Geschäftsstück von der heutigen Tagesordnung einfach abzusetzen. - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als nächster Redner ist Herr GR Mag Gerstl zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

GR Mag Wolfgang Gerstl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren!

Der Fall "Auricon" und der Fall dieses Kaufangebots waren etwas, was ich zu Beginn des Aktenstudiums, vor dem ersten Ausschuss, nicht erwartet habe. Es schien alles wunderbar aufbereitet. Es schien wirklich so gestaltet zu sein, als wäre hier alles korrekt. Ich stehe nicht an zu sagen, dass die Beamten sich offensichtlich sehr bemüht haben, hier das beste Ergebnis zu erzielen.

Aber wie ich mir die Pressemeldungen dazu näher angeschaut und die Geschichte, mit der diese Angelegenheit vor rund zwei Jahren begonnen hat, zu studieren begonnen habe, bin ich darauf gekommen, dass es sich um einen politischen Kriminalfall handelt, einen Fall, den es gilt, näher zu betrachten! (GR Christian Oxonitsch: Also bitte!) 
Als 1999 die Auricon sozusagen den Bach hinunterging, war die Aufregung in der Stadt groß. Alle möglichen Politiker versuchten, dieses Unternehmen zu halten. (GR Heinz Hufnagl: Mehr privat, weniger Staat, als Denkbeispiel!) Sie haben versucht, genau das Gegenteil zu setzen. Sie zeigen es hier wahrscheinlich nochmals. Wenn Sie ein Grundstück kaufen, das vielleicht von der Stadt nicht aufgekauft werden muss, dann ist das falsche Wirtschaftspolitik! Das sage ich Ihnen ganz klar! (Beifall bei der ÖVP. - GR Christian Oxonitsch: Das hat auch der Wähler entschieden!) 

Wir haben dabei auch private Fehden zwischen dem Herrn Bürgermeister, der Frau Stadträtin und dem Herrn Nationalratsabgeordneten Öllinger in dieser Zeit zu verzeichnen gehabt, die sogar mit Klagen dazu geführt haben, dass einerseits eine Verurteilung des Herrn Nationalrats Öllinger erfolgte, auf der anderen Seite ein Verfahren, soweit das Herr Liaunig festgestellt hat, mit dem Herrn Bürgermeister derzeit eingestellt ist. Nein, es ist nicht eingestellt, es ist nur ruhend gestellt - ich korrigiere mich hier -, solange nämlich - wie Herr Liaunig erklärt -, bis sich der Herr Bürgermeister für seine Aussagen, die er getroffen hat, entschuldigt. Ich bin sehr gespannt, ob diese Entschuldigung noch notwendig ist, wenn dieser Kauf beschlossen ist. Vielleicht zieht Herr Dr Liaunig seine Klage dann zurück, wenn dieser Kauf erfolgt ist. Dann ist der Zusammenhang nicht mehr nicht nur wegzuleugnen, sondern es ist, glaube ich, klar evident, dass es sich hier ganz klar um einen politischen Fall handelt, in dem es darum geht, wer nun der Stärkere ist und wer sich wirklich durchgesetzt hat.

Wir haben uns den Akt so vorgestellt, dass man eigentlich beginnen müsste - wenn ein Grundstück angeboten wird -, bei der MA 48 und bei anderen Bedarfseigentümern zu erheben, ob es überhaupt einen Bedarf gibt, oder der Aktenvorgang beginnt umgekehrt, nämlich so, dass die einzelnen Magistratsabteilungen ihren Bedarf der MA 69 mitteilen. 

Hier beginnt der Akt ganz anders. Der Akt beginnt, indem ein Schreiben der Columbus Immobilienverwaltungs GmbH vom 13. Juli 2000 an die MA 69 gerichtet ist, in dem festgehalten wird: "Wir haben vor einiger Zeit die Liegenschaft mit der MA 48 besichtigt und ist diese an der Nutzung von Teilflächen der Liegenschaft interessiert. Möchte die MA 48 die Verwaltung in das auf dem Waagner-Biro-Areal befindliche freie Bürogebäude übersiedeln?" - Aus irgendwelchen Gründen, die aktenmäßig nicht nachvollziehbar sind, hat sich jedenfalls die Vertretung der Firma Columbus mit der MA 48 getroffen und dieses Grundstück betrachtet. Aktenmäßig ist nicht nachvollziehbar, warum es dazu kam. Interessant dabei ist, dass es hier heißt, nur Teilflächen sollen benutzt werden, dass es hier heißt, dass die MA 48 bekundet hätte, nur die Verwaltung in das Waagner-Biro-Büro übernehmen zu wollen und dort ihren Sitz zu haben, noch gar nicht, dass noch mehr übernommen werden sollte. Überhaupt noch nicht, im Gegenteil, es hat der Leiter der MA 48 noch im "Trend" zuvor erklärt, dass die ganzen Hallen eigentlich überhaupt nicht benötigt werden von Seiten der MA 48, und im "Trend" wird das auch noch höhnisch belächelt, dass sich der Herr Liaunig hier vielleicht verschätzt hätte. 

Doch die Geschichte geht weiter. Nach dieser Besprechung, die bei Waagner-Biro stattgefunden hat, schreibt die MA 69: "Wie groß ist denn der Grundstücksbedarf der MA 39? Teilen Sie uns das mit." - Offensichtlich hat man nun ein Grundstück, das man kaufen möchte und nun beginnt man, Interessenten in der Stadt zu suchen, die sich konkret darum bemühen und doch eine Fläche benötigen könnten. 

Es geht weiter. Man fragt nach einer konkreten Mitteilung: "Welcher Raum beziehungsweise welcher Flächenbedarf wird benötigt? Teilen Sie das mit" - liebe MA 48 - vielleicht "in Absprache mit der MA 30." 

Dann wird es interessant. Es gibt einen Aktenvermerk vom 28. September 2000, in dem es heißt, "dass der Herr Dipl Ing Steinbauer von der MA 48 Herrn Ing Führer von der Columbus den", dann ist ein Wort handschriftlich durchgestrichen, anschließend heißt es "Flächenbedarf der MA 48 erläutert". - Können Sie sich vorstellen, welches Wort handschriftlich durchgestrichen ist? Es ist das Wort "geänderten". Auf einmal ist das Wort "geänderten" weg, weil nämlich eine Änderung eintrat, es ist ein anderer Flächenbedarf benötigt worden. Offensichtlich hat es dazwischen Gespräche gegeben, wo man diesen zusätzlichen Bedarf bei der MA 48 auf einmal eruiert hat. Man will es aber anscheinend nicht mehr zugeben, dass es ein geänderter Flächenbedarf ist, daher wird dieses Wort handschriftlich durchgestrichen. Ich nehme nicht an, dass es ein Mandatar war, der diesen Akt gelesen und dabei dieses Wort durchgestrichen hat, sondern dass es von jemand anderem zuvor erfolgt ist. (GR Christian Oxonitsch: Wo ist denn da das Problem?) 
Dann geht die Geschichte weiter. Es folgt eine nächste Besprechung am 28. September 2000. Daraufhin wird wieder ein neues Kaufangebot gemacht. Columbus schreibt wieder an die MA 69, erweitert ihr Angebot. 

Es geht weiter bis zum 9. November 2000, dann wird es schon konkreter. Am 9. November meint Columbus bereits, "dass die für die Versorgung der größeren Bürogebäude erforderlichen Technikräume im kleineren Waagner-Biro-Gebäude zentral für beide Objekte untergebracht ist. Da das so ist, erscheint uns aber ein gemeinsamer Erwerb der beiden Bürogebäude mehr als sinnvoll." - Also, wir sind schon einen Schritt weiter. Schön langsam kommen wir dorthin, dass nun die ganze Liegenschaft an die Stadt übertragen wird, auch wenn man es ursprünglich nicht gewollt hat. 

Man sendet dann sehr rasch einen Kaufvertragsentwurf, schon am 13. November 2000. 

Man lässt diese Kaufvertragsentwürfe auch schon vom Rechtsanwalt des Verkäufers am 16. November 2000 ausarbeiten. 

In einem Aktenvermerk vom 17. November 2000 ist handschriftlich dazugeschrieben und da kann ich nicht genau erkennen, wem diese Unterschrift wirklich zuzuordnen ist, weil der Name nicht darunter steht. Aber eines ist dabei interessant. Es ist dort handschriftlich angemerkt: "Waagner-Biro Montage AG hat am 30.4.2001 geräumt." Dann heißt es: "Vereinbarung einer einvernehmlichen Beendigung." 

Was soll denn das heißen? - Habe ich zuvor von möglichen Strafverfahren, die gelaufen sind, gesprochen, hatte ich hier die Assoziation, dass dies zusammenhängen könnte, weil alles andere aus dem Akt nicht erkennbar ist. Wo gab es etwas, wo man eine einvernehmliche Beendigung benötigt hätte? - Ich konnte das nicht erkennen, aber man wird den Herrn, der hier unterschrieben hat, vielleicht befragen können. Das war mir leider nicht möglich, aber das werden die Stadtverantwortlichen sicher getan haben. 

Interessant ist weiters, dass, nachdem die Columbus Immobilienverwaltungs GesmbH einmal ein Angebot gelegt hat und darin der Stadt 3 Prozent Provision verrechnen wollte, es nach einem halben Jahr heißt: "Sehr geehrter Herr Dr Ruhs! Wunschgemäß bestätigen wir Ihnen hiermit, dass wir der Stadt Wien bei Ankauf der im Betreff genannten Liegenschaften keine Vermittlungsprovision in Rechnung stellen." 

"Wunschgemäß" muss heißen, irgendjemand hat darum ersucht oder vielleicht auch nicht. Wir wissen es nicht. Wir können es nicht nachvollziehen. Es geht aus dem Akt nicht hervor, aber irgendeine Handlung gab es jedenfalls von Seiten der Gemeinde Wien. (GR Christian Oxonitsch: Eine Bestätigung dessen, was man vorher gesagt hat!) 
Dann kommen wir dem Wahltermin schon sehr nahe. Im März 2001 ergeht ein Schreiben der MA 69 an den Bezirksvorsteher des 22. Bezirks, und zwar konkret am 20. März, in dem ihm die gegenständliche Transaktion mitgeteilt und übermittelt wird. Man muss sich vorstellen, das, was über ein Jahr lang vorbereitet wurde, die gesamten Akten, die aufbereitet wurden, die große Veränderung im Kaufangebot, die zahlreichen Verhandlungen, ein Riesenkonvolut, eine ganz wichtige Sache, wo der Bezirksvorsteher des 22. Bezirks 1999 Waagner-Biro noch gedroht hat, wenn sie die Arbeitsplätze dort nicht hält, wird man das in Kleingärten umwandeln, aber am 20. März 2001, wahrscheinlich Minuten, nachdem er diesen Akt bekommen hat, gibt er seine Zustimmung. Er schreibt am selben Tag, wo er das Ersuchen der MA 69 bekommen hat, zurück: "Zur gegenständlichen Transaktion wird mitgeteilt, dass kein Einwand besteht." - Ich kann mir nicht vorstellen, dass er irgendwelche Gremien in diesem Bezirk befragt hat, dass er mit Bürgern Gespräche geführt hat. Ich kann mir nicht vorstellen, dass er sonst mit irgendjemandem ein Gespräch geführt hat. Er hat es ruck, zuck bestätigt. Da muss es doch Interessen gegeben haben, oder? 

Weiter geht es mit dem 17. Mai 2001. Hier schreibt ein Bediensteter an seinen Chef: "Laut Dr Ruhs soll ein eventueller Antrag zum Ankauf des Waagner-Biro-Geländes von beiden Abteilungen gemeinsam gestellt werden. Ich habe den beigefügt und ersuche um Überprüfung, ob der Motivenbericht so in Ordnung geht." Dann antwortet per E-mail Herr OSR Steinbauer: "Text von mir aus o.k.." (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Sehr dramatisch!) - Also, eine Zustimmung zu einem Kaufvertrag über 500 Millionen S, indem man einfach sagt: "Text von mir aus o.k.." Das ist interessant und lässt, glaube ich, einige Fragen offen. (GR Dr Matthias Tschirf: Eine sehr sorgfältige Firma!) Ich kann mir nicht vorstellen, was damit alles noch zum Ausdruck gebracht werden wollte, vielleicht, dass er es nicht wollte und er vielleicht gedacht hat, er müsste das so machen, weil ich gehe davon aus, dass Herr OSR Steinbauer ein sehr gewissenhafter Beamter ist, der sehr ordentlich die Akten prüft. Hier wirkt er für mich eher angewidert in dieser Aussage, wenn er sagt: "Text von mir aus o.k.." 

Wir sprechen über die Dekontaminierungen beziehungsweise über die Kontaminierungen auf diesem Gelände. Mein Vorredner hat schon erwähnt, dabei haben die Vertragsparteien ein Ziviltechnikbüro beauftragt, eine Schätzung abzugeben. Dieses hat das versucht, aber selbst festgehalten, dass es das nicht konkret kann. Offensichtlich aus diesem Grund - auch das ist leider aus dem Akt nicht konkret nachvollziehbar - schreibt die MA 45 an die MA 69: "Eine Kostenschätzung über Sanierung, Abbruch, Bodentausch und Entsorgung von kontaminiertem Material beziehungsweise Abbruchmaterial des gesamten gegenständlichen Areals ist aus hierortiger Sicht mit den vorhandenen Unterlagen nicht möglich." - Das heißt, die MA 45 bestätigt, dass man überhaupt nicht sagen kann, in welchem Ausmaß dort kontaminiert ist. - "Grundlage solcher Kostenschätzungen sind ...", et cetera. "Diese Grundlagen können aber erst geschaffen werden, wenn sie vorliegen. Soll eine entsprechende Kostenschätzung durchgeführt werden, so sind auch die erforderlichen Bodenuntersuchungen jedenfalls notwendig. Weiters ist darauf hinzuweisen, dass solche Untersuchungen auch eine gewisse Vorlaufzeit benötigen." 

Das muss man sich vorstellen! Lassen wir uns das auf der Zunge zergehen! Nachdem man dem Bezirksvorsteher der Donaustadt am 20. März bereits den Akt geschickt hat, dass er zustimmen soll, denkt man, es ist alles bereits geprüft, er antwortet am selben Tag noch, ganz rasch, wir haben alles geprüft, ja, es ist alles in Ordnung, dieser Akt geht in Ordnung, wunderbar, schreibt drei Tage später die zuständige MA 45, es ist überhaupt nichts klar.

Da dürfte man irgendwo draufgekommen sein, dass man doch nicht ordentlich recherchiert hat. Dann hat der Leiter der MA 69 - das halte ich ihm zugute - wahrscheinlich noch versucht, das Beste herauszuholen und wirklich versucht, das noch abzuschätzen, doch die MA 45 war leider nicht im Stande, ein solches Gutachten abzugeben, weil, wie sie selbst sagt, das halt einer gewissen Vorlaufzeit bedarf, das ordentlich untersucht werden muss, es dazu Bodenproben bedarf, aber all das wurde nicht gemacht. 

Es gibt dann einen Aktenvermerk vom 8. Mai 2001, wo auch nicht nachvollziehbar ist, wie der zu Stande gekommen ist. In diesem Aktenvermerk wird festgehalten, dass der Rechtsanwalt der Firma Waagner-Biro dem Herrn Dr Ruhs zur Sicherstellung der Bedeckung der Dekontaminations- und Abbruchskosten folgende Regelung vorschlägt: 405 Millionen S vom Gesamtkaufpreis von 505 Millionen S - also fast alles - sollen sofort die Pfandgläubiger erhalten und zur Abdeckung der Dekontaminations- und Abbruchkosten soll ein Depot beim Treuhänder in der Höhe von 100 Millionen S errichtet werden. Diese Zahl differiert nun um 50 Prozent zu dem, was es im Vertrag heißt, und zu dem, was uns im Ausschuss erklärt worden ist, nämlich dass ein Depot von 150 Millionen S angelegt wurde. Das ist auch die Aussage, die der Herr Bürgermeister heute in seiner Anfragebeantwortung getätigt hat. 

Darüber hinaus sagt aber noch der Herr Dr Berger, der Rechtsanwalt von Waagner-Biro, für die Besicherung darüber hinausgehender Dekontaminations- und Abbruchkosten wird eine Bankgarantie übergeben. Das hatten wir heute schon. Das haben wir heute schon vom Herrn Bürgermeister gehört, dass er hier eigentlich keine wirtschaftspolitischen Vorträge halten möchte und dass es eigentlich unüblich ist, im Wirtschaftsleben Bankgarantien zu geben. Er hält das auch nicht für notwendig. Aber die Verkäuferseite selbst hat diese Bankgarantie angeboten. 

Nun wird es nochmals interessant, denn die Verkäuferseite bittet nun die Stadt Wien um Bekanntgabe, in welcher Höhe diese Bankgarantie sein soll. Über eine Antwort gibt es keine Aussage im Akt, kein Schriftstück findet sich dazu. Wie ist das zu erklären? Gibt es niemanden, der sich damit auseinander gesetzt hat? Sollte nur einfach der Vertrag schnell fertig gemacht werden, damit er schnell durch den Ausschuss geht, damit wir ihn jetzt noch, nämlich vor Ende Juni, abschließen können, weil es da ja auch vertragliche Bedingungen gibt, sodass dieses Verkaufsanbot so lange hält? Oder vielleicht weil der Herr Liaunig am 11. Juli Geburtstag hat, damit man ihm auch ein kleines Geburtstagsgeschenk machen kann? - Das kann es wohl nicht sein! (GR Johann Driemer: Übertreiben Sie doch nicht!) 
Jedenfalls ist nicht klar, wie hoch die Bankgarantie sein soll. Das kann man auch nicht wissen, weil, wie wir zuvor gehört haben, die MA 45 auch festgehalten hat, dass nähere Kostenschätzungen zur Dekontaminierung nicht möglich sind. Da nähere Kostenschätzungen nicht möglich sind, kann niemand von der Stadt Wien sagen, wie hoch die Bankgarantie sein soll. Daher wird es wahrscheinlich auch keine Bankgarantie geben. Wir werden sehen, ob in Zukunft vielleicht die Steuerzahler herangezogen werden oder nicht, denn Waagner-Biro existiert nicht mehr. Das Vermögen ist nicht mehr vorhanden. Aus den Zahlen haben Sie klar gesehen, dass 405 Millionen S sofort an die Bankgläubiger gehen. Also, wo ist da noch ein Vermögen, mit dem man zusätzliche Dekontaminierungskosten bezahlen könnte?

Wir stellen aus diesem Grund folgenden Beschlussantrag: "Der amtsführende Stadtrat für Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung möge durch entsprechende Nachverhandlungen des Kaufvertrags sicherstellen, dass dem Wiener Steuerzahler über die Kaufsumme hinaus keine weiteren Kosten, speziell für die Sanierung der Kontaminationen, entstehen ..." 

In formeller Hinsicht beantragen wir die sofortige Abstimmung des Antrags. (Beifall bei der ÖVP.) 
Lassen Sie mich nochmals ganz kurz zusammenfassen: Die Dienststellen der Gemeinde Wien haben - wie auch aus dem Aktenvorgang hervorgeht - 108 000 Quadratmeter an Bedarf angemeldet. Gekauft werden 140 000 Quadratmeter. Das bedeutet, es wird um rund ein Drittel mehr gekauft, als notwendig ist. Sie können sich diese 32 000 Quadratmeter auch umrechnen mit dem Quadratmeterpreis von 3 636 S, wie viel das nun ausmacht, und ob dies nun wirklich notwendig ist, dass wir diese Überzahlung auch in Kauf nehmen, obwohl wir es nicht benötigen. Wir wissen nicht, wie hoch die Kontaminierung dort wirklich ausfällt, wir haben dafür noch keine Bankgarantie, nur das Angebot. Wir wissen auch nicht, welche Bank diese Bankgarantie geben kann, bei einem Unternehmen, das in Konkurs ist. 

Es ist daher eindeutig nicht nur nicht unrichtig, dieses Rechtsgeschäft abzuschließen, sondern natürlich auch strategisch falsch, bei einer Bodenreserve von knapp 6 Millionen Quadratmetern ein weiteres Grundstück anzukaufen, das überhaupt nicht notwendig ist und hier übergeführt werden muss, das noch dazu ein Riesenrisiko für die Steuerzahler beinhaltet, man nämlich nicht weiß, wie hoch diese Kontaminierungskosten noch sind. 

Wir können daher diesem Rechtsgeschäft keine Zustimmung geben. Ich bitte die Regierungsfraktion, auch ihr Verhalten nochmals zu überdenken. (Beifall bei der ÖVP.) 
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als nächster Redner ist Herr GR Ing Wolfram zum Wort gemeldet. - Bitte.

GR Ing Gunther Wolfram (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich werde es etwas kürzer machen als mein Vorredner, GR Gerstl.

Sehr zornig war der Herr Bürgermeister, nachdem im März 1999 die Massenkündigungen bei der Auricon-Tochterfirma Waagner-Biro ausgesprochen wurden. Wir von der Baubranche waren nicht zornig, wir waren erschüttert über die Tatsache, wie man dieses so renommierte Unternehmen kurzerhand zusperrte! 

Jene Stahlbaufirma, die noch kurz davor die Stahlbrücken der Tangente bei voller Aufrechterhaltung des Straßenverkehrs sanierte, jene Firma, die national und international großes Ansehen hatte, wurde in den Konkurs getrieben. Der Zorn vom Herrn Bürgermeister war berechtigt. Er warf damals dem Industriellen und Auricon-Miteigentümer, Herbert Liaunig, wie man heute schon gehört hat, Wortbrüchigkeit vor. "Ausbeuter" war damals die Rede vom Herrn Bürgermeister, "der die SPÖ noch kennen lernen wird", und so weiter, worauf Liaunig nichts Besseres zu tun hatte, als den Herrn Bürgermeister zu klagen, anstatt sich um die 250 gekündigten Mitarbeiter zu kümmern. Jedoch wurde das Verfahren - aus welchen Gründen auch immer - ruhend gestellt. Es hat den Anschein, dass es überhaupt eingestellt wird, da plötzlich der Zorn vom Herrn Bürgermeister verraucht ist, denn die beiden Herren Liaunig und Häupl einigten sich über den Ver- und Ankauf der Waagner-Biro-Liegenschaften in Stadlau.

Für dieses Areal von 14 Hektar soll die Stadt Wien von der "Waagner-Biro" Anlagenverwaltungs- und Planungs-AG - wie wir heute schon mehrmals gehört haben - 528 Millionen S bezahlen. Das entspricht einem Kaufpreis von zirka 3 700 S pro Quadratmeter. Das ist ein sehr stolzer Preis, vor allem wenn wir wissen, dass der Wiener Wirtschaftsförderungsfonds - wie wir heute auch schon gehört haben - im Nahbereich des Areals zwischen 2 000 S und 2 500 S pro Quadratmeter für Betriebsansiedlungen verlangt. Das wissen auch die Herren der Stadt Wien, denn die Verhandler mit der Auricon wollten, laut einem Wirtschaftsblatt, nicht mehr als 420 Millionen S zahlen, das wäre immer noch ein Quadratmeterpreis von 3 000 S, aber immerhin günstiger.

Meine Damen und Herren! Der Grundstückskauf durch die Gemeinde Wien ist natürlich ganz im Sinne und Interesse der Hauptgläubigerin, die "Bayrische Hypo-Bank Austria", an der die Gemeinde Wien wiederum indirekt beteiligt ist, um wenigstens einen Teil der Milliardenschulden von Liaunig's Rumpfimperium wiederzubekommen. Das Ganze ist schon eine tolle Nummer! 

Meine Damen und Herren! Die Stadt Wien holt sich von uns Steuerzahlern das Geld und kauft das Grundstück um mehr als eine halbe Milliarde S, um letztendlich die Verbindlichkeiten an die Bank Austria - und daher auch jene an die Stadt Wien - zu reduzieren.

Auch ein Bürogebäude, Objekt 100, auf der Liegenschaft, soll laut Mietvertrag um 100 S pro Quadratmeter an die Waagner-Biro-Holding vermietet werden. Großzügiger geht es schon nicht mehr. Nicht genug, dass man den Kaufpreis überhöht, senkt man den Mietpreis, der am Immobilienmarkt derzeit zwischen 160 S und 300 S für Büros liegt, auf 100 S. Damit entgehen der Stadt Wien jährlich mindestens 5 Millionen S. Das sind nach den zehn Jahren an die 50 Millionen S. Das heißt, wir bekommen nicht nur Einnahmen von 50 Millionen S, wie wir heute gehört haben, sondern wir verlieren 50 Millionen S, weil wir hätten es ohne weiteres auf 100 Millionen S bringen können.

Was soll diese Billigstvermietung? Warum will man so die Stadt Wien schädigen? Gibt es Gründe oder Hintergründe dafür? - Lauter offene Fragen. Das stinkt! Und weil es so stinkt, gibt man das Grundstück eben der MA 48, denn diese ist für jeden Mist in dieser Stadt zuständig! (Beifall bei der FPÖ.)
Ob die MA 48 diese gewaltige Fläche braucht oder nicht, ist der Gemeinde Wien egal. Dabei könnte man mit diesem 14 Hektar großen Areal, Herr Stadtrat, durch eine vielfältige Nutzung den 22. Bezirk aufwerten und für die MA 48 wäre immer noch Platz genug, weil mehr als 20 000 Quadratmeter, bei der ganzen Agenda, die wir heute gehört haben, benötigt sie nicht. Aber die Gemeinde Wien braucht quasi als Feigenblatt für das Waagner-Biro-Areal einen Nutzer und der soll vorerst einmal die MA 48 sein.

Wir Freiheitliche kritisieren Folgendes:

Erstens. Die gesamte Fläche von 14 Hektar allein für die MA 48 ist Gigantomanie und gar nicht erforderlich!

Zweitens. Der Standort bietet sich für ein Gesamtkonzept städtebaulicher Natur an. Geben wir den Architekten eine Chance in Form eines Ideenwettbewerbs.

Herr Stadtrat! Ich habe geschrieben: "Kommen Sie nach Ottakring." Sie waren bei uns in Ottakring. Wir haben bei der Endstelle der U 3 ein ähnlich großes Areal mit einem Gesamtkonzept. Dort haben wir die HTL untergebracht, ein Personalhochhaus, Banken, Geschäfte, Parkdecks, die MA 37 wird hinsiedeln, Teile von der MA 48, Wiener Wohnen und das Arbeitsmarktservice sind dort, das Bundesheer hat dort Anlagen, Wienstrom und auch die U 3-Endstelle befinden sich dort. Das wäre ein Beispiel für den 22. Bezirk. Überlegen Sie sich das noch, Herr Stadtrat!

Drittens. Es werden zirka 100 oder auch mehr Magistratsfahrzeuge das ganze Umfeld dort mit ihren täglichen Ein- und Ausfahrten belasten, noch dazu wenn der Verkehr in der Stadlauer Straße durch einen Bahnschranken schwer behindert ist. Ich glaube, es wäre interessant, dass man dort die Niveaugleichheit beseitigt.

Viertens. Wir kritisieren, die Miete für das Objekt 100 ist zu gering angesetzt.

Fünftens. Unsere Kritik ist, man hat die Dekontaminierung mit 150 Millionen S gedeckelt, aber diese sind rasch verbraucht. Wenn man bedenkt, dass bei der Hauptfeuerwache in Floridsdorf, wo wir bei Probebohrungen - es waren neun an der Zahl -, dort, wo die Kontamination war, nicht mehr als Asche gefunden haben, danach waren wir erstaunt, dass auf dem ehemaligen Teerfabrikengelände eine Kontaminierung in einer Mächtigkeit von 26 Millionen S letztendlich lag und bezahlt wurde, aber auf einer Fläche, die ein Zehntel des Waagner Biro Geländes ausmachte, wo sichtbare Kontamination vorhanden ist.

Sechstens. Wir Freiheitliche kritisieren, dass der Kaufpreis um gute 1 000 S pro Quadratmeter zu hoch angesetzt ist. Das veranlasst mich doch zu der Annahme, dass der überhöhte Kaufpreis bereits die Abdeckung der Entfernung der gesamten Kontamination bedeutet, und zwar zu Lasten des Steuerzahlers. (Beifall bei der FPÖ.) 
Meine Damen und Herren! Wie sagte Goethe in "Torquato Tasso": So merkt man Absicht und man ist verstimmt. (Beifall bei der FPÖ.) 
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Herr GR Mag Reindl, bitte.

GR Mag Thomas Reindl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Liebe Kolleginnen und Kollegen! (GR Georg Fuchs: Sie müssen sehr verwirrt sein, wenn Sie noch einmal zu Ihrem Platz zurückgehen!) 
Ich bin nicht verwirrt. Ich habe nur eine Unterlage vergessen. Das wirft einen manchmal aus dem Konzept.

Wir diskutieren heute einen sehr wesentlichen und sehr wichtigen Schritt für die MA 48, der für die MA 48 insgesamt eine wesentliche Verbesserung in der Organisation bringt, wesentliche Einsparungen durch Einsparungen bei anderen Dingen, die in Stadlau konzentriert werden. Das ist auch ein sehr arbeitnehmerfreundliches Gebiet, das hier für die neuen Arbeitsplätze erworben wird.

Zu meinem Vorredner von der ÖVP muss ich sagen: Kollege Gerstl, burgtheaterreif! (GR Georg Fuchs: Das ist die Wahrheit, was er gesagt hat!) Die Kollegen haben mir aufgetragen, ich soll das so sagen, das ist aber nicht ganz meines, gebe ich ehrlich zu! Wir haben jedenfalls sehr interessiert gelauscht.

Weil schon die Geschichte des Grundstücks angesprochen wurde, könnte ich sagen, das Grundstück und auch die Geschichte der Firma Waagner-Biro zeigen, wenn man privatisiert und in guter Absicht und in gutem Gewissen einer privaten Firma etwas überlässt, was daraus wird. Das Ergebnis sehen wir. Das Ergebnis kennen wir. Manchmal wäre wahrscheinlich mehr Staat und weniger Privat viel sinnvoller, als dass wir jetzt das Ergebnis haben, dass die Waagner-Biro in Stadlau von einem privaten Kaufmann geschlossen wurde, der ein privates Imperium hat und die Firma geschlossen hat. Das muss man auch sehen. Das ist das Risiko im täglichen Wirtschaftsbereich. 

Wir sind nicht sehr glücklich darüber gewesen. (GR Mag Alexander Neuhuber: Na also, Sie auch nicht!) Auch meine Fraktion war ganz massiv gegen die Dinge, die der Herr Liaunig macht. Ich möchte den Namen aber nicht so oft zitieren, weil zum Schluss klagt er mich auch noch, ich sage halt der Eigentümer der Firma Auricon. Er macht es ja in anderen Bereich in Österreich auch. Das wissen wir. Das ist leider ein Ding, das die Privatisierung von gewissen Dingen mit sich bringt. (GR Mag Rüdiger Maresch: Noch immer machen Sie Geschäfte mit ihm!) 

Ein weiterer Fall ist, dass hier offensichtlich eine gewisse Verschwörungstheorie an den Tag gelegt wird. Wenn jetzt gesagt wird, da gibt es den einen Brief, dann gibt es einen anderen Brief und dann gibt es wieder eine Antwort (GR Georg Fuchs: Gibt es aber!), sage ich, selbstverständlich gibt es das alles. (GR Georg Fuchs: Es gibt auch Aktenvermerke!) Sie werden doch nicht wirklich glauben, dass ein Investment in Höhe von 505 Millionen S einfach mir nichts dir nichts über den Tisch gemacht wird, sondern da gibt es verschiedene Auseinandersetzungen darüber: Wer? Was bringen wir unter auf dem Grundstück? Was können wir machen? Was sind die Vorstellungen der MA 48? Die muss auch in sich gehen. Was ist die Vorstellung der MA 69? 

Insgesamt muss man sagen, dass hier sicherlich eine sehr gute Investition für die MA 48 gemacht wird. Wir müssen auch davon ausgehen, dass solche Verhandlungen nicht über Nacht passieren, sondern über einen längeren Zeitraum stattfinden. Das ist im Wirtschaftsleben meiner Meinung nach etwas ganz Normales.

Was passiert jetzt auf dieser Liegenschaft? - Sie wissen, der Herr Bürgermeister hat heute schon sehr ausführlich in der Fragestunde auf die Punkte geantwortet, die heute waren. Ich erkläre es aber gerne noch einmal. Wie Sie wissen, ist ein Investment von 1,2 Milliarden S vor zehn Jahren auf der Tagesordnung gestanden, das aber aus finanziellen Gründen nicht zu Stande gekommen ist, nämlich die grüne Garage. Als Alternativstandort wurde jetzt Gott sei Dank Stadlau gefunden. 

Wir sind sehr stolz, dass die MA 48 zu uns in den Bezirk kommt. Wir glauben, dass die Kosten auch halbwegs verträglich sind. Es werden hier Serviceeinrichtungen für die Donaustadt und für Floridsdorf geschaffen. Donaustadt und Floridsdorf - das mögen mir jetzt die Kollegen der anderen Bezirke verzeihen - ist die zweitgrößte Stadt Österreichs. Wir sind so groß wie Graz und werden wahrscheinlich bald größer sein. Daher haben wir nur das Recht, dass wir hier auch eine solche Einrichtung bekommen. 

Wir müssen auch erkennen, dass teilweise Investitionen, die vor langer Zeit in die MA 48 geflossen sind, oder auch Standorte, die technologisch veraltet sind, der neuen, modernen Abfallwirtschaft teilweise Genüge tun, teilweise nicht. Es gibt teilweise überhaupt keine Reserveflächen. Es gibt auch Grundstücke, wo Abfallbewirtschaftung stattfindet, die nicht sehr ideal liegen. Hier wird nun auch eine Entlastung dieser Grundstücke gemacht, zum Beispiel im 20. Bezirk, in der Traisengasse. Es werden die Behälterreinigungsanlage und die Reparaturanlage, die schon sehr alt und nicht mehr funktionstüchtig sind, in die Donaustadt übersiedelt. (Beifall der GR Josefa Tomsik.) - Danke.

Dort steht natürlich eine vollkommen neue Anlage zur Verfügung. 

Die Zentrale der MA 48 wurde von externen Prüfern als sehr schlank anerkannt, ist aber letztlich doch in einem Gebäude aus den fünfziger Jahren untergebracht, hat keine Raumreserven und auch die Arbeitsplätze, wenn man zum Beispiel die Bildschirmarbeitsplätze nimmt, entsprechen nicht den modernen Erfordernissen. Jeder weiß, dass man mit Bildschirmarbeitsplätzen insgesamt mehr Arbeitsfläche braucht und in diesem alten Gebäude gibt es keine einzige Ausweichfläche. Umso besser ist es, dass wir uns mit dem neuen Gebäude, das angeschafft wird, darauf verlassen können, dass die Mitarbeiter der MA 48, die im Büro tätig sind, in der Verwaltung einen arbeitnehmerfreundlichen und auch den Arbeitnehmerschutzbestimmungen entsprechenden Arbeitsplatz haben. 

Wir dürfen auch die Augen nicht davor verschließen, dass es natürlich auch auf Grund neuer Verordnungen oder neuer Erkenntnisse in der Abfallbewirtschaftung eine Weiterentwicklung geben wird und diese Weiterentwicklung dazu führt, dass natürlich auch eine Ausdehnung in der einen oder anderen Angelegenheit, zum Beispiel Elektrogeräteverordnung oder Altautoverordnung, kommen wird und einfach mehr Aufgaben auf die MA 48 zukommen. 

Wichtig ist natürlich auch, wenn es in Wien einmal schneit, weiß jeder, was los ist, dass auch der Winterdienst und die Winterdienstgeräte entsprechende Abstellflächen haben. 

Ich möchte nur ein paar Worte zum Ankauf sagen, weil sich meine Vorredner sehr über den Kaufpreis ausgelassen haben. Das Gutachten für die Ermittlung des Liegenschaftspreises wurde von der Landesinnungsmeisterin der Immobilientreuhänder in Wien erstellt. Jetzt frage ich Sie: Gibt es noch eine bessere Instanz? Gibt es noch irgendjemanden? Vielleicht den Landesimmobilienmeister oder die Landesimmobilienmeisterin von Österreich? Aber was will man mehr, als dass man sich den Besten der Besten in Wien nimmt? - Das verstehe ich nicht! 

Weil hier auch behauptet wird, der Mietpreis ist ein Geschenk an die Firma Waagner-Biro: Nein, mitnichten. Den Mietpreis hat ein international anerkannter Sachverständiger, der Immobiliensachverständige Metzger, eine Koryphäe weltweit, ein gesuchter Mann, erstellt. Der Preis ist in Ordnung und hält auch! (GR Ing Gunther Wolfram: Für dieses alte Objekt?) Für dieses Objekt, selbstverständlich! Das Objekt ist 20 Jahre alt und daher sind 100 S Miete okay. Ein Investment in ein Haus, wo ich weiß, dass ich zehn Jahre einen Mieter habe, der mir 55 Millionen S Ertrag plus Betriebskosten bringt - das muss man noch dazusagen - und ich mir im Prinzip keine Sorge mehr machen muss, dass ich vielleicht irgendeinen Nutzer finde, etwas Besseres kann man sich eigentlich, wenn man sich ein Haus kauft, gar nicht wünschen, als dass man schon weiß, die nächsten zehn Jahren braucht man sich keine Sorgen zu machen, weil sein Haus ausgelastet ist.

Auch zur Bankgarantie und zur Dekontaminierung ein Wort: Es ist richtig, dass eine Bankgarantie angestrebt wurde. Das stimmt. Aber mir hat Herr OSR Steinbauer gesagt, dass das Depot, mit dem die Altlast saniert werden soll, von 100 Millionen S auf 150 Millionen S erhöht wurde. Daher stehen auch im Vertrag 150 Millionen S und nicht 100 Millionen S. Dafür wurde aber auf die Bankgarantie verzichtet. Experten schätzten die Sanierung der Altlast auf 60 Millionen S bis 100 Millionen S maximal. Das heißt, es sind dann immerhin noch rund 50 Prozent Reserve. Mit diesen 50 Prozent Reserve sollte das Auslangen zur Sanierung gefunden werden. Ich glaube - und der Herr Bürgermeister hat heute auch schon darauf hingewiesen -, dass auch der Rechtsnachfolger der Firma bekannt ist und daher keine Probleme entstehen sollten. 

Zum Kollegen Maresch ein kurzes Wort, weil er den STEP 1994 zitiert hat. Wir hätten auch lieber statt Hornbach die alte Waagner-Biro mit dem Kulturzentrum gehabt (GR Mag Rüdiger Maresch: Wer hat das genehmigt?) - Sie kennen die Diskussion -, aber die Sache ist anders gelaufen. Umso wichtiger ist es, dass wir jetzt wissen, was mit dem Grundstück stattfindet und nicht wieder irgendwelche Überraschungen erleben (GR Mag Rüdiger Maresch: Wir sicher nicht!), wobei ich auch darauf hinweisen möchte - ich zitiere jetzt aus der "Presse" vom 15. Februar und sage den Namen -, der Herr Liaunig erhoffte sich damals eine Umwidmung von Industriegrund auf Bauland, denn den Ertrag, den man dann für den Verkauf des Baulands bekommt, kann man an die Aktionäre ausschütten. 

Jetzt wissen wir natürlich alle, wer der Aktionär ist. Wir wissen auch alle, dass das Geld nicht an den Aktionär geht. Vorher wurde die Aussage des Herrn Bezirksvorstehers der Donaustadt - von meinem Bezirksvorsteher - kritisiert, der gesagt hat, dann widmen wir das Ganze halt auf Kleingarten um. Ja, das ist richtig. Das war auch ein politisches Druckmittel auf die Firma Auricon, um sich in Sachen Grundstück, Verwertung des Grundstücks und wie man mit den Mitarbeitern umgeht, zu bewegen. Ob jetzt tatsächlich so eine Widmung gekommen wäre, kann ich nicht abschätzen. Aber ich darf schon sagen, in der Diskussion ist es erlaubt, dass man durchaus auch Maßnahmen setzen möchte und ankündigt, um gewisse positive Bewegungen in die eine oder in die andere Richtung zu erzielen. Das ist ganz normal im Verhandlungsleben und die Verhandlungen sind sehr lange gelaufen, wie wir gehört haben. 

Übrigens habe ich hier einen Artikel, den ich Ihnen auch zeigen kann. (Der Redner zeigt einen Zeitungsartikel her.) Das Original habe ich vom Herrn OSR Steinbauer, der in diesem Artikel gelesen hat, dass dieses Grundstück mit dieser großen Fläche zur Verfügung steht. So wie der Herr Obersenatsrat mir das erzählt hat, war dies der Initialzünder, wo er sich eigentlich gedacht hat, das wäre doch endlich eine Fläche, wo er seine Kolleginnen und Kollegen von der MA 48 unterbringen kann, wo sie gute Arbeitsplätze haben, wo man eine vorhandene Infrastruktur hat und wo man sicher sein kann, dass man auch in die Zukunft investiert. Das war - wenn Sie so wollen - der Beginn, warum wir heute hier stehen. Das Ende dazu finden wir, indem wir diesem Antrag zustimmen. 

Eine letzte Anmerkung noch: Es wird nicht das ganze Grundstück für die MA 48 zur Nutzung ausgewiesen. Es gibt auch für Teile des Grundstücks, und zwar für die, die sicherlich auch für die Stadlauer Bevölkerung sehr interessant sind, Überlegungen zur Nutzung. Es würde Stadlau sicher gut tun, im Bereich vis-a-vis vom Genochmarkt, entlang der Erzherzog-Karl-Straße, wobei wir auch wissen, welches Schicksal der Genochmarkt hat. Es wurde auch in diesem Hause und schon oft in der Bezirksvertretung darüber diskutiert, dass hier durchaus eine gute Belebung des Bereichs Stadlau stattfinden könnte, wenn man diese Fläche für ein Fachwerkzentrum oder eine ähnliche Nutzung vorsieht, wo man einen Magneten hat, dass die Menschen hier länger verweilen, nicht so wie bei dem anderen Beispiel, der Firma Hornbach, wo man hinfährt und gleich wieder wegfährt, und wo man vielleicht in Verbindung mit der Stadlauer Straße, mit den Stadlauer Kaufleuten und auch mit dem Genochplatz, mit diesem alten Markt, eine sinnvolle Revitalisierung, würde ich fast sagen, setzen und eine Achse schaffen könnte, um für die Stadlauer Bevölkerung eine Verbesserung in der Nahversorgung zu erreichen. 

In diesem Sinne, meine Damen und Herren, bitte ich Sie nochmals, vor allem die Opposition, um Zustimmung zu dieser richtungsweisenden Investition für die MA 48 und für Stadlau. - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ. - GR Dr Herbert Madejski: Das stimmt aber nicht ganz, was Sie uns gesagt haben!) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Herr GR Parzer, bitte.

GR Robert Parzer (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ein Monsterprojekt. Wir haben jetzt schon sehr viel darüber gehört, sehr viele Vorredner, sehr viele Kontraredner und nur wenige Befürworter. 

Wenn ich mir jetzt das Letzte von meinem Freund Thomas Reindl angehört habe, der sicher aus seiner Sicht das Bestmögliche herausholen muss und wollte, kann ich vom Bezirk aus nur ganz anderes vermelden. Wir haben hier eine neue Konstellation, die uns im Bezirk vor neue große Probleme stellt. Große Probleme werden beim Verkehrsaufkommen kommen. Wir brauchen gar nicht darüber zu reden, was sich da abspielen wird. Es ist dort immerhin - wie jetzt schon öfters gesagt wurde - die Firma Hornbach. Hornbach selbst hat ein irrsinnig großes Aufkommen. Ich kann mir fast nicht mehr vorstellen, wie der Herr Bürgermeister so schön gesagt hat, was dort alles hinkommt, was sich dann rundherum in den Morgenstunden oder in den Abendstunden, wenn die Müllfahrzeuge oder die Reinigungsfahrzeuge oder die Schneefahrzeuge wieder zurückkommen, abspielen wird. 

Dann gibt es noch - wie Ing Wolfram gemeint hat - einen wunderbaren Bahnübergang auf der Stadlauer Straße, der alles andere als förderlich ist. Wenn einer von Ihnen den Bezirk nur ein bisschen kennt und weiß, wie tragisch oder neuralgisch der Punkt dort ist, wenn man von der Autobahn Richtung Hirschstetten abfährt, wo auch schon einige Monstermärkte sind, wie schwer man dann Richtung Stadlau kommt, dann müssen Sie wahrscheinlich einen unterirdischen Tunnel zur MA 48 bauen, weil sonst geht das überhaupt nicht weiter. Das wäre das Eine. 

Das Zweite, was ich noch unbedingt sagen muss, ist, dass ich mir gar nicht vorstellen kann, dass es dort eine wahnsinnige Belebung für Stadlau geben wird. Die wahnsinnige Belebung an neuen Arbeitsplätzen schaue ich mir gerne an. Es wird dort wahrscheinlich gar keinen einzigen neuen Arbeitsplatz geben können, weil Frau StR Kossina ihre gesamte MA 48 dort etablieren will und muss. Ich kann mir nicht vorstellen, dass man dann neue Arbeitsplätze gibt, sondern dass man einmal die alten Arbeitsplätze dort unterbringen muss. 

Weiters muss ich dazusagen, dass diese Containerwaschanlage ein großes Kostenaufkommen ist. Hier muss noch bereitgestellt werden, was da an zusätzlichen Schillingen außer dem Kaufpreis, der - wie wir alle wissen - nicht wenig ist, aufgewandt wird. 550 Millionen S werden ausgegeben, obwohl ich hier - ich kann das gerne vorlesen und herzeigen (Der Redner zeigt einen Brief her.) - einen kleinen Brief eines Unternehmers habe, der mir sagt, dass die Gemeinde Wien oder die MA 48 auf seinem Grundstück - es ist der Mazda Rainer, der Herr KommR Ernst - jetzt eine Miete für ein Grundstück bezahlt, das nur 4 000 Quadratmeter groß ist und er das zum Verkauf angeboten hat. Daraufhin wurde ihm geschrieben, dass die Stadt Wien diesen Kauf ihm gegenüber - das ist das Angenehme, was dabei steht - aus Kostengründen abgelehnt hat, meine Damen und Herren, da sie über solche Beträge nicht verfügen kann! (GR Dr Matthias Tschirf: Interessant!) Da ging es um 65 Millionen S, aber die haben wir nicht, weil einerseits kein Budget vorhanden ist und andererseits die Geldknappheit in der Stadt Wien so groß sei, dass ein Ankauf diesbezüglich nicht in Frage komme. 

Ich frage mich wirklich, wo hier die Relation ist. Ich weiß schon, dass das Grundstück vom Herrn Ernst nicht dem entspricht, dass ich dort eine Gesamtansiedlung der MA 48 hinbringen kann, aber es ist zumindest sehr bezeichnend, wenn hier steht, dass es aus Kostengründen abgelehnt wurde und dass es kein Budget dafür gibt. Aber Budget für 550 Millionen S ist hingegen vorhanden! 

Der Herr Bürgermeister hat heute sehr gut argumentiert, was er alles dort hinbringen will, ob das dort der Straßennetzausbau ist, dass die Abschleppfahrzeuge gleich dort sein können. Im Winter wird es eine Tragik werden, wenn die Räumfahrzeuge über die Brücke müssen. Also, es wird schon ein Problemfall werden, noch dazu wo wir jetzt in unserem Bezirk in den Morgenstunden überhaupt keinen Stau auf der Tangente haben. Vielleicht machen wir eine eigene MA 48-Linie über die Brücke, dann wird es wahnsinnig schnell gehen, dass die Fahrzeuge überall an ihren Einsatzplätzen zugegen sein können, wenn es brennt. Das wäre zum guten Verkehr und zur guten Verkehrslösung zu sagen. Für Ungereimtheiten ist also auf diesem Gebiet sehr gut gesorgt! 

Meine Damen und Herren! Sie sehen schon jetzt, dass die Bezirke auch gut interpretierend gefragt wurden. Ich darf gar nicht darüber nachdenken, wie das vor sich gegangen ist. Ich möchte nur den Recherchen des Mag Gerstl ein bisschen Nachdruck verleihen.

Meine Damen und Herren! Am 20. März hat BV Franz Karl Effenberg, den ich auch sehr gut kenne, ein Schreiben der MA 69 bekommen und die Anfrage der MA 69 noch am gleichen Tag weitergegeben - ganz super, ohne dass er irgendwen in der Bezirksvertretung unterrichtet hat, weder die ÖVP, die damals mit der SPÖ noch sehr kooperativ war, und auch nicht die SPÖ, die es verlangt hat, weil wir im Bezirk in Koalition mit ihr waren. Da muss man schon sagen, ohne uns hätte er das gar nicht befürwortend weitergeben können, weil wir da auch nicht zugestimmt hätten. Sie sehen also, auch da wurde die Säumnis in den Vordergrund gestellt.

Ich bin wirklich ein bisschen, na ja, überlegt aufgebracht, weil ich mir sage, es ist nicht notwendig, dass man etwas mit einer Mehrheit - die er damals noch gar nicht hatte - einfach weitergibt, ohne die anderen zu fragen. Oder hat er vielleicht schon gewusst, dass er fünf Tage später die Wahl so super gewinnen wird, dass er seine 4 Mandate, die er jetzt über die 30 hinaus hat, so in die Waagschale geworfen hat, dass er einfach gesagt hat: ich tue das auf Kosten dessen, weil ich ja weiß, dass ich gewinne?

Zum Letzten möchte ich noch eines sagen: Die ÖVP hat als Koalitionspartner in der vergangenen Legislaturperiode vom Gebührenstopp gesprochen. Auch Mag Maresch hat das heute schon anklingen lassen. Was kostet uns das? Was wird uns das noch Wunderbares bringen? - Ich kann mir nicht vorstellen, dass dann die Müllgebühren billiger werden oder zumindest gleich bleiben. Ich kann mir nur vorstellen, dass alles teurer werden wird. Da kann man wieder einmal sehen, dass wir im roten Wien sind, wo die Belastungswelle der Wiener so gut wie sicher ist, auch in diesem Fall! (Beifall bei der ÖVP.)
Schlussendlich möchte ich sagen, dass wir im 22. Bezirk - weder die ÖVP noch die FPÖ und auch nicht die GRÜNEN, das weiß ich, weil ich ja nebenbei noch Bezirksparteiobmann der ÖVP im 22. Bezirk bin - diesem Monsterprojekt ganz sicher nie zustimmen werden. Diese Zustimmung werden wir selbstverständlich auch im Gemeinderat versagen. - Ich danke vielmals. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzende GR Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächste Rednerin ist Frau GR Zheden am Wort. Ich erteile es ihr.

GR Heike Zheden (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Herr Berichterstatter! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Heike Zheden, weiblich, Mandatarin der FPÖ, und reden darf ich auch noch - das nur ganz kurz vorweg, weil es einige Auffassungsunterschiede bei den Sozialdemokraten darüber gegeben hat, was die Rolle der freiheitlichen Frauen betrifft. 

Herr Berichterstatter! Sie glauben doch nicht ernsthaft, dass wir dieser dubiosen Transaktion zustimmen werden! Wir haben heute schon einiges gehört, was in diesem Akt vorhanden ist, was darin nicht vorhanden ist und welche Fragen dieser Akt aufwirft.

Herr Berichterstatter! Sie haben uns dort einen solchen Akt unterschieben wollen, eine solche Transaktion - von hinten durch die Brust ins Auge -, und dabei haben Sie sich gedacht: Stimmen sie zu, ist es gut, dann haben sie es nicht ordentlich gelesen; stimmen sie nicht zu (Zwischenruf des GR Christian Oxonitsch.), dann ist das auch egal, weil wir eh die Mehrheit haben. "Wir haben eh die Mehrheit", das ist diese "Demut". Sie verwechseln, glaube ich, pausenlos Demut mit Hochmut, weil Sie über die Donaustädter Bevölkerung hinwegfahren, dass es ein Graus ist! (Beifall bei der FPÖ. - GR Christian Oxonitsch: Diese Unterstellung muss man sich eigentlich nicht unbedingt bieten lassen!)
Ausnahmsweise - und das ist wirklich sehr, sehr selten - bin ich mit einem Gemeinderat der GRÜNEN, mit Herrn Maresch, auf einer Wellenlänge, was diese Transaktion und seine heutigen Ausführungen betrifft. 

Herr Mag Reindl! Ich verstehe Sie als Donaustädter Mandatar nicht: Sie setzen sich vehement für die MA 48, aber nicht für die Bevölkerung ein, die Sie gewählt hat. (GR Mag Thomas Reindl: Ich habe eh Deutsch geredet!) Die Bevölkerung hat Sie gewählt, damit sie einen Vertreter aus Donaustadt im Gemeinderat hat, der auch die Donaustädter Interessen vertritt. (GR Christian Oxonitsch: Die kann sehr genau unterscheiden!) Das habe ich bei Ihnen vermisst. (GR Christian Oxonitsch: ... dass die Straßen sauber sind, dass der Müll wegkommt!)

Herr Mag Reindl! Ich kenne Sie aus den Bezirksvertretungssitzungen und ich kenne auch Ihre Reden dort. Ich weiß, wenn Sie sich für etwas engagieren, dann reden Sie ganz anders. An Ihrer halblustigen Rede heute habe ich gemerkt, dass Sie ja gar nicht dahinter stehen. Sie mussten das sagen, ein Getriebener Ihrer Fraktion - heute tun Sie mir Leid. (Beifall bei der FPÖ. - GR Inge Zankl: Bei uns ist das nicht so, dass man was sagen muss! - Zwischenruf des GR Christian Oxonitsch. - GR Kurth-Bodo Blind: Das ist der Hochmut!) 

Und die ÖVP? - Herr Mag Gerstl, Sie haben wunderbar recherchiert. Es war wirklich eine eindrucksvolle Rede, wir haben Ihnen sehr aufmerksam zugehört. Doch eines haben Sie nicht: Sie haben Ihre eigene Partei nicht im Griff. Wie kann das sein, dass Sie heute in den wunderbaren Ausführungen hier für jeden von uns verständlich diesen Akt dargelegt haben: wie schlimm diese Transaktion ist, wie furchtbar das ist und was da alles an komischen Transaktionen gelaufen ist - und gestern in der Bezirksvertretungssitzung in Margareten Ihre Fraktion (GR Dr Herbert Madejski: Zugestimmt!) der Umsiedlung der MA 48 aus Margareten in die Donaustadt zugestimmt hat? Wie kann das sein, dass Sie in Ihrer eigenen Partei keine Koordinationsmöglichkeiten haben? - Das wiederum führt Ihre heutige Rede hier ad absurdum. (Beifall bei der FPÖ.) 

Meine Damen und Herren! Zweieinhalb Jahre lang war dieses Grundstück auf dem Markt. Zweieinhalb Jahre lang wollte niemand dieses Grundstück. Es galt als unverkäuflich, bis auf diese 30 000 Quadratmeter, die man recht gerne gekauft hätte, und deswegen stehen sie auch im Akt: Die Gemeinde Wien sollte sie doch bitte dazukaufen, wenn man diese Transaktion schon durchführt. Also, die Gemeinde Wien als Retter für die MA 48 und die Umsiedlung aus dem 5. Bezirk in den 22. Bezirk!

Wenn man bedenkt, dass diese Liegenschaft im Herzen Stadlaus liegt - zirka 70 000 Einwohner bevölkern diesen Bereich -, dann kann ich nur von einer stadtplanerischen Umnachtung reden. Ich weiß nicht, wem das eingefallen ist. (GR Mag Thomas Reindl: Wo rechnen Sie ...?) Dort werden wertvolle Planungsressourcen einer völlig widersinnigen Nutzung unterzogen und der Planungsstadtrat Schicker tätigt keinen Aufschrei, um dieses wertvolle Areal sinnvoller zu nutzen, wie es auch im STEP 1994 vorgesehen ist. Es ist auch ein Vertreter der MA 21C da: Auch die Planungsabteilung muss doch einen Aufschrei tätigen, dass man ein so wertvolles Gebiet nicht als Mistplatz verwenden kann! (Beifall bei der FPÖ.) 

In den sechziger Jahren bot Stadlau noch zirka 5 000 Arbeitsplätze, von denen heute kein Einziger mehr übrig ist. Der dem Grundstück gegenüber liegende Genochmarkt liegt bereits jetzt in Agonie, Herr Mag Reindl, der kriegt nur noch den Todesstoß, wenn Sie die MA 48 dorthin übersiedeln. Wie wir gehört haben, wird das erst 2010 geschehen, und die Schließung des Genochmarkts ist im Bezirk bereits beschlossen. Bedanken Sie sich bei Ihrem BV Effenberg! Ich sage Ihnen, so werden einmal mehr mutwillig alte Ortskerne zerstört. 

Was im STEP 1994 geschrieben steht, hat uns GR Maresch ja schon deutlich vorgelesen: ein Kristallisationspunkt - alles für Stadlau, genau für dieses Gebiet - von Kultur und Bildungseinrichtungen. (GR Mag Thomas Reindl: Alles für Stadlau ...!) Ich habe mich wirklich sehr bemüht, meine Damen und Herren, mit aller Anstrengung und mit meiner bestmöglichen Phantasie habe ich mich bemüht zu überlegen, wie eine Autorecycling-Anlage eine Kultur- und Bildungseinrichtung sein kann. Ich bringe es einfach nicht zusammen.

Herr Bgm Häupl hat es heute Morgen auch gesagt. Ich habe ihn dezidiert gefragt, wie er sich die Umsetzung des STEP 1994 für Stadlau vorstellt und ob eine Autorecycling-Anlage eine Bildungs- und Kultureinrichtung sein kann. Was seine Antwort betrifft, gibt es zwei Möglichkeiten. Entweder wollte er es mir nicht sagen, oder er hat keine Ahnung. Aber die Antwort war ... (StR Karin Landauer: Wahrscheinlich das Letztere!) Danke, genau! Ich wollte es nicht sagen, aber danke für den Tipp: wahrscheinlich doch das Letztere! (GR Christian Oxonitsch: Da machen Sie sich keine Sorgen!) Eine Autorecycling-Anlage passt dort "wunderbar" in dieses Stadtbild.

Daher wird dieser zentrale Bereich von Donaustadt einen enormen Rückschritt erfahren. Eine Mistg'stätten, meine Damen und Herren, mitten in Donaustadt - wir haben es gehört -, mit zirka 100 Lkw-Fahrten täglich, Ein- und Ausfahrten in die Erzherzog-Karl-Straße! (GR Christian Oxonitsch: ... mit diesen Leistungen auch nicht!) Kennen Sie das Gebiet? Fahren Sie dort? Stehen Sie dort im Stau? - Ich "gratuliere" Ihnen, dann können Sie sich den Mistautos anschließen. (GR Mag Thomas Reindl: Fahren ja alle zum Rautenweg!)
Ist das der angekündigte Verkehrsmasterplan des Herrn Bürgermeisters? - Das kann ja sein. (GR Mag Thomas Reindl: Das wissen Sie doch! Die fahren eh da!) Wir machen dort den STEP 1994 als Kultureinrichtung, da sagen wir: das ist eine Autorecycling-Anlage. (GR Christian Oxonitsch: ... die schicken wir alle über die Brücke!) Und der Verkehrsmasterplan bedeutet: Lkw von der MA 48 auf die Erzherzog-Karl-Straße - super, eine "wunderbare" Planung, ich "gratuliere" Ihnen!

Aber auch Herr BV Effenberg von der SPÖ hat ja nicht nur keinen Einwand gegen diese Transaktion erhoben - wie das im Akt steht -, sondern er hat auch die Mandatare der Bezirksvertretung nicht informiert. Da fängt es dann an, ein bisschen wenig demokratisch zu werden. (GR Mag Thomas Reindl: Es war ja noch keine Sitzung!) Aber so sind sie, die Sozialdemokraten. Stadtplanerische Phantasielosigkeit muss man Ihnen vorwerfen. Das ist Ihr "Baby", damit müssen Sie fertig werden, das müssen Sie der Bevölkerung erklären. Dieses Mal - wissen Sie, deshalb sage ich das so gerne hier an dieser Stelle - ist es nicht die Bundesregierung, die schuld sein kann, dieses "Baby" gehört Ihnen ganz allein! (Beifall bei der FPÖ. - GR Christian Oxonitsch: Die MA 48 ...! - GR Harry Kopietz: Das heißt, Sie stimmen uns zu, dass die Bundesregierung ...!)
Die Donaustadt als Abstellkammerl für andernorts ungeliebte Einrichtungen - ich "gratuliere" Ihnen! (StR Karin Landauer: Die Bundesregierung ist schuld, dass es heute 30 Grad hat!) Genau - wir haben gestern festgestellt, dass das Wetter auch so ein Problem ist.

Ich mache Sie darauf aufmerksam, dass der 22. Bezirk bereits eine Sondermülldeponie hat, übrigens die Einzige in Österreich im Stadtgebiet. Man hat es sonst nirgends gelesen, es gab nur eine winzig kleine Zeitungsmeldung in der "Bezirkszeitung": In der Nacht vom 30.4. zum 1.5. ist auf dem Deponiegelände Rautenweg durch Selbstentzündung des Materials ein Brand ausgebrochen. Die Brandbekämpfung dauerte drei Stunden. Was für eine Vorstellung, wenn das mitten in Donaustadt passiert! (GR Harry Kopietz: ... weil es ganz weg ist!)
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Noch einmal, und ich werde jetzt auch wieder ernst: Wir Freiheitliche warnen vor dieser widersinnigen Nutzung dieses wertvollen Areals durch die MA 48 (GR Christian Oxonitsch: Sie haben es nicht wirklich gelesen oder?) und fordern für den am schnellsten wachsenden Bezirk der Bundeshauptstadt einen Nutzungsmix aus Bildungs-, Kultur- und Verwaltungseinrichtungen sowie für Wohnraumbeschaffung, Freizeit- und Grünraumgestaltung. Sie haben diesen Antrag gestern leider abgelehnt. Es wäre das etwas, was Herr Chorherr in seiner Rede gesagt hat: Wir könnten endlich einmal gemeinsam stadtplanerisch tätig sein.

Meine Damen und Herren! Diese Chance lassen Sie einfach verstreichen. Leider ist der Herr Planungsstadtrat nicht da, aber hier ist trotzdem ein Appell an ihn: Schicker wäre es, Sie würden sich diesen Vorstellungen anschließen! (Beifall bei der FPÖ.)

Vorsitzende GR Mag Heidemarie Unterreiner: Der nächste Redner ist Herr GR Dr Stürzenbecher. Ich erteile ihm das Wort.

GR Dr Kurt Stürzenbecher (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Sehr geehrte Damen und Herren!

Wenn man als Wiener vom Urlaub zurückkommt - es bestätigen mir immer wieder sehr viele Wienerinnen und Wiener, dass es ihnen ähnlich wie mir geht (GR Mag Christoph Chorherr: Was? Jetzt schon vom Urlaub zurück?) -, dann wundert man sich, aber eigentlich wundert man sich nicht, sondern freut sich dann immer sehr über die Sauberkeit, die Reinheit und die Gepflegtheit der Stadt, weil das etwas außerordentlich Schönes ist und weil man auch deshalb sehr gut in dieser Stadt leben kann. Für diese Sauberkeit, Reinheit und Gepflegtheit ist in allererster Linie die MA 48 zuständig. Dafür möchte ich der MA 48 herzlich danken! (Beifall bei der SPÖ.)

Aber es fällt nichts vom Himmel. Wenn man will, dass diese Sauberkeit, Gepflegtheit und Reinheit weiterhin bestehen bleibt oder vielleicht noch weiter verbessert wird - obwohl das schon kaum möglich ist -, dann muss man auch die Voraussetzungen dafür schaffen. Dann kann man nicht nur sagen: schön ist es, dass es sauber ist, aber darüber hinaus geben wir nichts her!, sondern dann muss man auch organisatorische Voraussetzungen für die MA 48 schaffen, man muss infrastrukturelle Voraussetzungen schaffen und man muss auch personelle Voraussetzungen dafür schaffen. Dieser Ankauf ist im Schaffen dieser Voraussetzungen ein wichtiger Teil und schon deshalb kann man, glaube ich, sagen, dass es grundsätzlich etwas Positives ist, was wir heute beschließen.

Die MA 48 funktioniert sehr gut, aber sie hat auch deutlich ausgeführt, wo sie noch Bedarf über das hinaus hat, was ihr jetzt in dem alten Zentrum zur Verfügung steht. Es ist in dem Akt - das hat jeder gesehen, der ihn studiert hat - auch der Bedarf der MA 48 im Zusammenhang mit diesem Ankauf angeführt, und zwar betreffend Büroflächen, einen Winterdienst-Lagerplatz, einen Abstellbereich für Lkw, eine Abstellfläche für skartierte Fahrzeuge und diverse Geräte, die Errichtung einer Behälter-Reparatur- und ‑Waschanlage, eine Abstellfläche für Winterdienstgeräte, die Errichtung eines Erdenwerks für Kompostvermarktung, ein Altautorecycling, eine Altelektrogeräte-Entsorgung, einen Flohmarktbereich, eine Müllabstellfläche, eine Tankstelle mit Waschplatz und Waschstraßen und eine Pkw-Stellfläche für Arbeiter.

Daher geht es dort um eine sehr multifunktionale Sache. Ich glaube, dass es wirklich sinnvoll ist, dass man grundsätzlich wichtige Wünsche erfüllt (StR Johann Herzog: Ganz neu, für ein echtes Entwicklungsgebiet!), damit die wichtigen Aufgaben durch die MA 48 weiterhin wie bisher und noch besser erfüllt werden können. (Beifall bei der SPÖ.)

In der Sache selbst haben eigentlich der Herr Bürgermeister in der Fragestunde und mein Kollege Reindl alles Wesentliche schon weitgehend gesagt. Ich möchte mich jetzt nicht allzu weit darüber verbreiten, aber schon noch auf eines eingehen. 

Was den Verkaufspreis betrifft, hat Herr Kollege Maresch - jetzt ist er nicht mehr da (GR Mag Rüdiger Maresch: Ich bin eh da!); ah, dort ist er -, der als halbwegs seriös gilt, sehr unseriös argumentiert. Er hat gesagt, die Spatzen hätten es vom Dach gepfiffen, dass der Kaufpreis überhöht sei. Gut, die Spatzen - ich habe es nicht gehört, aber sie haben es gepfiffen. (Zwischenruf des GR Günter Kenesei.)

Aber die Gutachterin, Frau KommR Brigitte Jank, hat eindeutig festgestellt, dass 551 Millionen S als Kaufpreis korrekt wären. Wir haben es um 505 Millionen S bekommen. Wie mir Experten gesagt haben, kann man die Grunderwerbssteuer, die Eintragungsgebühr und auch die Gutachterkosten - womit man dann auf 527 bis 528 Millionen S kommt - nicht einrechnen. Daher ist es, über den Daumen gepeilt, um 46, also fast 50 Millionen S billiger, als es von diesem höchst qualifizierten Gutachten eingeschätzt wird. Das kann man einen guten Kaufpreis nennen! (Beifall bei der SPÖ.)
Es ist schon vom Herrn Bürgermeister ausgeführt worden, dass die heutige Zentrale nicht mehr geeignet ist. Es ist auch gesagt worden, dass ähnliche Liegenschaften, wie uns versichert wurde, nicht zu finden waren - das ist ebenfalls ein wichtiges Argument -, und dass die MA 48 mit neuen Aufgaben und dem Einsatz weiterer Technologien rechnet. Ich glaube, dass wir auch vorausdenken müssen. Das machen alle Bediensteten der Stadt Wien, das macht insbesondere die MA 48, und deshalb braucht sie das ganz besonders.

Es ist auch die Dekontaminierung erwähnt worden. Da haben - ich glaube, in dem Fall waren Sie es - unsere Juristen gute Vertragsbestandteile hineingebracht, nämlich dass 150 Millionen S auf ein Treuhandkonto kommen. Davon, also aus diesem Topf, soll dann die Dekontaminierung bezahlt werden, aber grundsätzlich ist der Verkäufer für die Dekontaminierung verantwortlich. (StR Johann Herzog: Den gibt es ja nicht mehr!) Das ist meiner Ansicht nach das besonders Wichtige, das ist ein sehr wichtiger Vertragsbestandteil. Dazu, dass der hineingekommen ist, kann man nur gratulieren. (GR Dr Matthias Tschirf: ... und Garantie? - StR Johann Herzog: Weil es den Verkäufer nicht mehr gibt und kein Geld vorhanden ist!)
Darüber hinaus ist es wirklich unpassend, dass man das alles einfach als "Mistplatz" bezeichnet.

Noch kurz etwas zur Miete, weil diese auch kritisiert worden ist; ich glaube, es war der Kollege von der FPÖ, jetzt weiß ich es nicht mehr, es ist jedenfalls kritisiert worden. Dazu kann ich nur noch einmal sagen, dass ein Gutachten von KommR Metzger vorliegt, wonach diese Miete angebracht ist. KommR Metzger ist immerhin der Welt-Präsident der FIABCI; das ist eine internationale Immobilienvereinigung, dort ist er der Welt-Präsident. Er sagt in dem Gutachten: Miete korrekt! Ich glaube, dass sich damit die Argumente der Kritiker an dieser Miete, die die Stadt Wien indexgesichert lukrieren wird, von selbst zerschlagen haben. (Beifall bei der SPÖ. - GR Gerhard Pfeiffer: Wie schaut es mit dem Verkehr in dem Bereich aus?)
Dass auch die Einlagezahl 199 gekauft wurde - das ist die Fläche, die nicht im Anbot war und die man dann ebenfalls gekauft hat -, ist von einer Seite - ich glaube, zuerst von der ÖVP - kritisiert worden. Frau Zheden hat das aber, glaube ich, wiederum positiv beurteilt. Da ist sich also auch die Opposition nicht einig.

Dazu muss man sagen, dass in diesem Antrag, der dem heutigen Geschäftsstück zugrunde liegt, sehr deutlich ausgeführt worden ist, dass man diese 30 000 Quadratmeter aus strategischen Überlegungen für die Stadt Wien erwerben sollte. Dann heißt es wörtlich weiter: "... insbesondere auch deshalb, da die Aufschließung der im vorstehend erwähnten Kaufanbot beinhalteten Flächen von der Erzherzog-Karl-Straße aus nur mit einer Dienstbarkeit abgesichert wäre und weder ein Einfluss der Stadt Wien auf die künftige Nutzung der nicht angebotenen Fläche, der EZ 199, noch auf die damit verbundenen weiteren Benutzer dieser Servitutsstraße bestehen würde."

Ich habe den Plan jetzt nicht da, aber diejenigen, die es sich angesehen haben, werden es, wenn sie den Plan anschauen und ehrlich sind, als gute Idee einschätzen, dass man die EZ 199 dazugekauft hat.

Ich denke, man kann insgesamt sagen, es ist ein großer und berechtigter Bedarf vorhanden. Die beiden Bezirke Floridsdorf und Donaustadt werden durch diesen neuen Ankauf sicherlich Vorteile haben. Das ist von den Bewohnern her immerhin vergleichbar mit der Einwohnerzahl von Graz. Sie werden echte Vorteile haben, die ganze Stadt Wien wird Vorteile haben, die Brücken werden auch weniger belastet werden, wenn nicht dauernd die Müllfahrzeuge über die Donaubrücken fahren müssen. (GR Gerhard Pfeiffer: Wie steht es mit einem Verkehrsgutachten bei einem so großen Projekt?)
Es besteht ein großer und berechtigter Bedarf nach dem Ankauf. Es ist eine geeignete Fläche. Es sind, wie uns versichert wurde, keine vergleichbaren alternativen Flächen vorhanden. (GR Gerhard Pfeiffer: Kein Verkehrsgutachten!) Es gibt einen guten Preis. In Summe heißt das, man kann diesem Geschäftsstück mit gutem Gewissen zustimmen. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GR Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr GR Fuchs gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

GR Georg Fuchs (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Vorsitzende! Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren!

Es ist von Kollegen Gerstl, aber auch von meinem Kollegen aus dem 22. Bezirk, der die Örtlichkeit sehr gut kennt, und von Kollegen aus anderen Fraktionen klar und deutlich die gesamte Problematik dieses Skandals nicht nur durchleuchtet, sondern Ihnen so vor Augen geführt worden, dass Sie eigentlich hergehen müssten und dass der Herr Bürgermeister unseres Landes, unserer Stadt hergehen und dieses Geschäftsstück sofort absetzen müsste. (Beifall bei der ÖVP sowie des GR Kurth-Bodo Blind. - GR Christian Oxonitsch: Eine vernünftige Lösung ...!)
Meine Damen und Herren dieses Hauses! Es ist nicht nur ein Skandal, es bleibt auch sehr, sehr viel offen. Es sind die Hindergründe. Das ist ja nicht ein Deal, der gestern, vorgestern, vor einem Monat, vor zwei Monaten, vor drei Monaten entstanden wäre. Das ist ein Deal, der von den Sozialdemokraten so systematisch vorbereitet wurde, wie es in der Vergangenheit mit der absoluten Mehrheit, unter VBgm Mayr und so weiter - Sie kennen ja viele in diesem Haus oder vielleicht doch noch einige -, immer wieder gewesen ist. Von all dem haben wir eine Neuauflage, seit jetzt diese Alleinregierung im Amt ist. Das hätte es die ganzen Jahre zuvor nicht gegeben. (GR Christian Oxonitsch: Erst der dritte Akt!)
Meine Damen und Herren! Es bleibt vieles offen. Es bleibt zum Beispiel der Verkehr offen. Wir sehen, die Leute im 22. Bezirk schreien auf. All die Müllwägen kommen, stellen Sie sich die alle vor, die Parkplätze, die dort sind, die Abstellflächen! (GR Rudolf Hundstorfer: Wo denn? Wo?) Kennen Sie die Straßenbahn, die dort in der Nähe fährt? (Zwischenrufe bei der SPÖ.) Kennen Sie auch die Unterführung, die dort ist? (GR Josefa Tomsik: Kennen Sie im 20. Bezirk die Tiefgarage im dicht verbauten Gebiet?) Ich bin dankbar, wenn Sie noch ein paar Sachen dazugeben, ja, vielleicht haben es Ihre Kollegen vergessen. (GR Rudolf Hundstorfer: Kennen Sie die Einsiedlergasse, als angeblicher Favoritner? - Zwischenruf der GR Josefa Tomsik.)
Es geht aber nicht nur um den Verkehr, sondern auch um die Entsorgung. (GR Rudolf Hundstorfer: Kennen Sie die Siebenbrunnengasse?) Das Grundstück kenne ich, ich bin öfters dort gewesen, ich kenne die Gebäude. Ich kenne das Bürogebäude, ich kenne die Hallen, ich kenne dort die Werkstätten, ich weiß, wovon ich bei dieser Anlage spreche. Aber anscheinend haben die Leute, die diesen Vertrag gemacht haben, nicht gewusst, von welcher Anlage sie da sprechen. Es geht ja auch um die Entsorgung.

Meine Damen und Herren! Seitens der MA 45 wird gesprochen von einer Kostenschätzung über Sanierung, Abbruch, Bodenaustausch, Entsorgung des kontaminierten Materials, wobei ich nicht einmal weiß, welche LUA-Klasse das ist - das steht ja nicht einmal fest -, und nicht einmal weiß, wohin der Weg führt.

Dann machen Sie einen Kaufpreis, der gigantisch überhöht ist, aber noch viel, viel höher als diese 500 Millionen sein kann. Sie gehen einen Vertrag ein, obwohl Sie die Zukunft nicht kennen und obwohl Sie die Auswirkungen nicht kennen. Das ist fahrlässig, meine Damen und Herren! (GR Christian Oxonitsch: Dort war ja bis jetzt nichts!) Jeder in unserer Stadt, jeder kleine Bürger weiß (GR Rudolf Hundstorfer: Dort war nichts!), dass er etwas nicht kaufen kann, wenn er nicht weiß, welche Nachfolgekosten auf ihn zukommen werden. Ich sage, das ist fahrlässig.

Wir können da nicht zustimmen. Wenn Sie zustimmen können, meine Damen und Herren, wenn Ihre Arroganz so groß ist (GR Rudolf Hundstorfer: Ja, ist sie!), dass Sie mit Ihrer absoluten Mehrheit zustimmen können, dann, Herr Kollege (GR Rudolf Hundstorfer: Ich bin der Letzte ...! - Heiterkeit bei der SPÖ.), sollten Sie eigentlich ein bisschen darüber nachdenken, wie hart der einzelne Bürger jeden Steuerschilling aufbringt und wie lange er dafür arbeiten muss, dass Sie dort 500 Millionen S leichtfertig hinauswerfen. (Beifall bei der ÖVP. - Zwischenruf des GR Harry Kopietz.)
Meine Damen und Herren! Es ist interessant, dass alle Fraktionen hier in diesem Haus - außer den Sozialdemokraten, die die absolute Mehrheit haben und hier brutal ausüben - die Glocken läuten hören. (GR Christian Oxonitsch: Es gibt jetzt einmal einen Akt ...!) Nur Sie, Herr Kollege, hören die Glocken nicht. Vielleicht muss ich Sie auf den Stephansturm führen, damit Sie sie hören. (Beifall bei der ÖVP. - GR Christian Oxonitsch: Von 600 Akten ist das erst der dritte, bei dem es eine andere Meinung gibt!)
Kein Mensch ist vorher befasst worden, auch beim Herrn Bezirksvorsteher geschah das erst viel später, wie wir gehört haben. (GR Gerhard Pfeiffer: Ein Skandal!) Das ist typisch sozialdemokratisch: Du bekommst ein Papierl, Herr Bezirksvorsteher, die Obrigkeit sagt es, du musst das machen - er unterschreibt und so geht es. (Zwischenruf des GR Kurt Wagner.) So wird in den roten Bezirken gearbeitet: Einer schafft an, der andere ist blind und unterschreibt, und die Bürger haben die Auswirkungen. (Beifall bei der ÖVP. - GR Rudolf Hundstorfer: ... wie die Bundesregierung!)
Herr Kollege! Niemand ist vorher befasst worden, weder im Ausschuss noch woanders. Sonst hätten wir das alles gewusst. (GR Christian Oxonitsch: War der Akt im Ausschuss?) Das ist ein Deal, wie ich Ihnen gesagt habe ... (GR Christian Oxonitsch: War der Akt im Ausschuss?) Ja - aber vorher! (GR Christian Oxonitsch: Dann sagen Sie nicht ...!) Das ist ja nicht ein Deal, der von heute auf morgen zu machen ist, sondern das ist lange vorbereitet worden. (Zwischenruf des GR Mag Thomas Reindl.) Da gibt es - bei 500 Millionen S - ununterbrochen Gespräche. (GR Johann Hatzl: Herr Fuchs! Was läuten die Glocken? Das haben Sie noch nicht gesagt!)
Herr Kollege! Wissen Sie, wie viele Gespräche es gibt, wenn es Mietrechtsverhandlungen gibt? Wissen Sie, wie viele, wenn es darum geht, dass wir irgendwo anders etwas machen? (GR Kurt Wagner: Wir sind ja nicht allwissend! Aber Sie glauben das!) Da verhandeln wir monatelang, jahrelang. Aber hier werden 500 Millionen - wissen Sie, wie viel 500 Millionen S sind? 500 Millionen S sind genau das, was das Bürgergeld für 33 000 Familien in unserer Stadt in diesem Jahr kostet. Das werfen Sie einfach so hinaus, obwohl der Bodenbereitstellungsfonds und der Wirtschaftsförderungsfonds fast 4 Millionen Quadratmeter an Grundstücken haben, und zwar solche, die gut sind, sonst hätten sie sie nicht gekauft. Oder haben sie Grundstücke gekauft, die schlecht sind? (Beifall bei der ÖVP. - GR Dr Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Was würden Sie sagen ...? - Weitere Zwischenrufe bei der SPÖ.)

Herr Kollege! Sie werden doch nicht sagen, dass mein - jetzt sage ich: mein - Stadtrat Grundstücke gekauft hätte, die nicht in Ordnung sind und die man nicht verwerten lassen kann. (GR Dr Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Haben wir schlecht gekauft?) Das hat er sicherlich nicht getan, da nehme ich ihn vor Ihnen in Schutz. (Heiterkeit bei der ÖVP. - GR Josefa Tomsik: Den Schutz brauchen wir nicht!)
Es kann aber sein, dass die Sozialdemokratie auf einer Müllhalde von Grundstücken sitzt, die aus der Zeit von VBgm Mayr stammen. Diese Müllhalde abzubauen, die ... (GR Kurt Wagner: Das glauben wir weniger!) Das glauben Sie weniger? (GR Kurt Wagner: Das glauben wir weniger!) Dann bleiben wir im 22. Bezirk, Herr Kollege. Fangen wir mit Aspern an. (GR Kurt Wagner: Sie sind aus Favoriten!) Was haben wir, bitte, vor 15 Jahren bei dem Grundstück gemacht? - Sie waren vielleicht noch nicht da, aber ich hatte die Gelegenheit, gegen diesen Deal zu stimmen. (GR Kurt Wagner: ... auch nicht, da haben Sie Recht!) Wir haben dann jährlich Millionen in gigantischer Höhe an Zinsen bezahlt, weil wir das Grundstück nicht verwerten konnten. Wissen Sie, was mit dem Grundstück gemacht worden ist? - Es liegt heute noch auf der Müllhalde! Was sagen Sie dazu? - Aber wir kaufen im 22. Bezirk, im selben Bezirk, um 500 Millionen S ein neues Grundstück! (GR Kurt Wagner: Sie werden es wahrscheinlich genauso behandelt haben wie die Donauinsel! Die wollten Sie auch nicht haben!)

Ich bin dafür, dass die MA 48 erneuert wird. (GR Johann Hatzl: Herr Fuchs!) Ich lasse das hier nicht im Raum stehen. Ich bin dafür, dass ein Betrieb funktioniert, der für unsere Stadt Leistungen erbringt, wofür die Menschen viel Steuer zahlen, aber auch viel für die Müllgebühr zahlen müssen, und dass die Müllentsorgung funktioniert. (GR Mag Thomas Reindl: Dann stimmen Sie zu!) Da brauchen wir einen guten Standort, keine Frage.

Wir brauchen auch ein betriebswirtschaftlich gutes System für die MA 48. Sehen Sie, wenn ich mir heute als Kaufmann einen Standort aussuche, auf dem ich einen neuen Betrieb hinstelle, dann mache ich doch zuerst eine Planung, eine genaue Detailplanung, so wie auch jeder Häuselbauer zumindest weiß, wo er sein Regal hinstellt, wo er die Mistkübel, die er beim Haus hat, hinstellt und wo er das Schlafzimmer macht. (GR Heinz Hufnagl: Seit zehn Jahren, haben wir heute gehört ...!) Aber dann müssen die Kosten entsprechend angesetzt werden. Da muss verglichen werden: Was sind die Kosten? Was sind die Grundstückskosten, was sind die Folgekosten? - Aber das ist nicht da.

Meine Damen und Herren! Ihre rote absolute Mehrheit ... (GR Johann Hatzl: Herr Fuchs! Nicht vergessen, bitte, ich warte noch immer, was die Glocken läuten!) Aber, Herr Kollege Hatzl! (GR Johann Hatzl: Was läuten die Glocken? Ich hätte es gern gewusst! Was läuten die Glocken?) Ihre rote absolute Mehrheit hat in der Vergangenheit viel Mist gebaut. Heute soll im 22. Bezirk ein neuer Mist gebaut werden. Das wollen wir verhindern! (Beifall bei der ÖVP. - GR Johann Hatzl: Was läuten die Glocken?)
Sie haben gestern, wir haben gestern den Rechnungsabschluss beendet. (GR Dr Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Sie auch! - Ruf bei der SPÖ: Wir alle haben das!) Wir haben Ihnen damals zustimmt, weil es so einen Deal nicht gegeben hat. (GR Johann Hatzl: Trotzdem, was läuten die Glocken?) Aber Ihre Arroganz geht einen Tag später her und macht einen 500‑Millionen-Deal, wovon eigentlich 33 000 Familien das Geld als Bürgerwohngeld bekommen könnten, womit wir Investitionen für die Zukunft der Jugend vorwegnehmen. (GR Godwin Schuster: ... Ihre Arroganz auch nicht! Lesen Sie dann das Protokoll!)
Wohnungen bauen, Straßen bauen, U‑Bahn bauen, auch Kulturstätten schaffen - ein Bezirk wie Favoriten, mit 165 000 Einwohnern der größte Bezirk, hat nicht einmal eine eigene Kulturstätte, er hat nicht einmal ein eigenes Haus dafür. (Zwischenruf des GR Mag Thomas Reindl.) Wir feilschen um 10 oder 15 Millionen S für eine Stadt mit 165 000 Menschen, für einen Bezirk in der Größe der viertgrößten Stadt Österreichs. Sie nehmen 500 Millionen S und schieben sie so auf die Seite. Sie brauchen sie ja nicht herzugeben, das macht der Steuerzahler. Aber es ist fahrlässig, was Sie tun!

Meine Damen und Herren von der Sozialdemokratie! Sie haben kein Augenmaß mehr. (GR Harry Kopietz: ... einen Ordnungsruf haben dafür?) Sie wissen nicht, wie Steuergeld hereinkommt. (GR Franz Ekkamp: Die Bundesregierung weiß auch nicht ...!) Mit der Bankgarantie hapert es; sie ist zwar ausgesprochen, aber es nichts drinnen. (GR Harry Kopietz - in Richtung ÖVP -: Herr Klubobmann, haben Sie mehr solche Redner?) Die LUA-Klasse steht nicht fest. Die Mietenreduktion führe ich nur noch einmal an. 

Ich sage, Sie nehmen der Stadt die Zukunft, weil wir einen solchen Vertrag nicht durchgehen lassen wollen. Wenn er aber mit Ihrer roten Mehrheit ganz brutal durchgeht, dann werden wir das untersuchen lassen.

Wir werden beantragen, dass dieses Geschäftsstück, dieser Akt dorthin geht, wo alles bis ins Detail untersucht wird und wo Sie, meine Damen und Herren, dazu Farbe bekennen müssen, was alles hier passiert ist. (GR Josefa Tomsik: Wir bekennen immer Farbe!) Ich würde nicht reden; hören Sie mir bitte genau zu. (GR Josefa Tomsik: Das ist der Unterschied zu Ihnen! - Weitere Zwischenrufe bei der SPÖ.) Wir werden eine Überprüfung des Kaufs der Liegenschaft anstellen lassen. Wir werden das Kontrollamt der Stadt Wien über den Kauf in Hirschstetten einschalten. Auch Vorteile könnten hier herauskommen, aber es gibt keine, es kommen keine heraus. (GR Mag Thomas Reindl: ... dass Sie das zurücknehmen, wenn sich herausstellt, dass alles in Ordnung ist!)
Ich stelle daher den Antrag mit einem Ersuchen an das Kontrollamt, betreffend diese Überprüfung des Kaufs der Liegenschaft EZ 308, Hirschstetten, von der Waagner-Biro Aktiengesellschaft, und der Liegenschaft EZ 1639, ebenfalls KatG Hirschstetten, von der Waagner-Biro Anlagenvermögen. Insbesondere sollen bei der Prüfung folgende Aspekte berücksichtigt werden: Obwohl die Gemeinde Wien, der Wirtschaftsförderungsfonds, der Bodenbereitstellungsfonds bereits mehr als 6 Millionen Quadratmeter an Grundfläche besitzen, sollen die oben genannten Grundstücke von der Gemeinde Wien eigens angekauft werden. Aus Gründen der Zweckmäßigkeit und der Wirtschaftlichkeit - vor allem der Wirtschaftlichkeit - ist es unverständlich, dass die Gemeinde Wien auf eine Prüfung verzichtet hat - Sie haben verzichtet, und wir werden das prüfen, dass sie bisher verzichtet hat -, in welchem Grad eine Kontaminierung der genannten Grundstücke vorliegt und welche Kosten daraus entstehen. (GR Harry Kopietz: Wo treten Sie normal auf, Herr Kollege?)
Meine Damen und Herren! Wir werden dann sehen, wer Recht hat. Ich hoffe, dass dieser Rückfall in das rote Wien, der jetzt geschehen ist und der nicht deutlicher zutage kommen konnte, ein Einzelfall ist. Wir werden das verhindern. Jeden Akt werden wir anschauen. (Heiterkeit bei der SPÖ. - GR Josefa Tomsik: Das ist eigentlich vorgesehen: jeden Akt anschauen! - GR Harry Kopietz: Wir bitten darum!) Wir werden diesem roten Bereich nicht mehr die Möglichkeit geben, Geld für unsere Stadt zu vergeuden und für die Zukunft unserer Jugend alles verbauen zu lassen. - Danke. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzende GR Mag Heidemarie Unterreiner: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen.

Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort.

Berichterstatter GR Andreas Schieder: Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Debattenredner! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich denke, es ist notwendig, bei diesem Geschäftsstück auf eine Mäßigung der Worte zu achten, die krassen Worte, die gefallen sind, wieder etwas zurückzunehmen und vielleicht etwas mehr auf die Fakten zu schauen. Da erlaube ich mir, zuerst noch nicht direkt zum Geschäftsstück, sondern zum "Rückfall ins rote Wien" zu sprechen. Nach meinen Aufzeichnungen sind von den 693 Akten, die seit 25. März in diesem Haus beschlossen worden sind, nicht einmal fünf Akte allein mit den Stimmen der SPÖ beschlossen worden. (StR Karin Landauer: Wir werden uns angewöhnen ...!) Allein schon daran sieht man, wie groß normalerweise die Kompromissbereitschaft der Mehrheitsfraktion in diesem Haus ist, und daher sieht man auch, wie falsch diese Beurteilung Ihrerseits ist. (StR Karin Landauer: Das kann ich schon nicht mehr hören!)
Nun zu dem Akt selbst. - Die MA 48 vollzieht und vollbringt wichtige Leistungen für die Stadt Wien, für die Bürger dieser Stadt und auch für das Image dieser Stadt. Zur Bereitstellung dieser Leistungen ist es unsere Verpflichtung, die optimalen Rahmenbedingungen zur Verfügung zu stellen. Wir wissen, dass die MA 48 ihre Aufgaben schon des Längeren unter schlechten Bedingungen, unter suboptimalen Bedingungen erfüllt, weil ihre Räumlichkeiten zu eng geworden sind, weil dort nicht genug Abstellplätze vorhanden sind und weil auch nicht genug Platz zur Verfügung steht für die zusätzlichen Aufgaben, die die MA 48 in der Vergangenheit übernommen hat, und auch für die zusätzlichen Aufgaben, die in Zukunft auf die MA 48 zukommen.

Das alles sind Aufgaben, die nicht nur mit der Sauberkeit dieser Stadt zu tun haben, sondern das ist der wichtige und gelebte Beitrag zum Umweltschutz in dieser Stadt. Es ist uns allen sehr wichtig, dass mit den Abfallstoffen, mit dem Mist dieser Stadt, mit dem, was im Wohlstand zurückbleibt, auch eine sinnvolle Entsorgung gemacht wird.

Daher braucht die MA 48 eine Mehrzahl an Büroflächen. Deswegen braucht die MA 48 Flächen für die betriebliche Nutzung und den Winterdienst-Lagerplatz, sie braucht Abstellflächen für ihre Lkw, sie braucht Abstellflächen für skartierte Fahrzeuge, sie braucht Platz für ein Erdenwerk zur Kompostvermarktung, sie braucht Platz für Altautorecycling, sie braucht Platz für die sehr wichtige Recycling- und Entsorgungsaufgabe bei Altelektrogeräten, sie braucht Platz für ihren Flohmarkt, sie braucht Platz fürs Abstellen von Mulden und für viele andere dieser Aufgaben. Das ist genau das, was Wien zur Umweltmusterstadt und zur sauberen Stadt macht.

Daher möchte ich jetzt gerne auch noch zur gegenständlichen Fläche ein paar Fakten nennen, weil sich hier einige der Vorredner sehr krass verrechnet haben und sich auch im Aktenstudium mehr als Kriminalinspektor denn als sorgfältiger Aktenstudierer gesehen haben. Daher erlaube ich mir hier noch einmal, in der Folge die Fakten zu besprechen.

Es geht dort um ein Ausmaß von 139 987 Quadratmetern an Fläche. Auf dieser Fläche befinden sich zwei Bürogebäude, die die Stadt Wien übernehmen wird. Eines dieser Bürogebäude - das größere - ist bestandsfrei und wird von der Stadt Wien besiedelt, das kleinere - das sechsgeschoßige - wird auf zehn Jahre vermietet, wobei dort eine Monatsmiete von 460 000 S indiziert ausgemacht worden ist, zuzüglich der Betriebskosten. Allein daran sieht man schon, dass hier nicht zu minder, sondern durchaus sehr kostengünstig für die Stadt Wien verhandelt wurde.

Wenn wir des Weiteren über den Kaufpreis sprechen, so müssen wir auch den Wert abziehen, den diese zwei Liegenschaften, diese zwei Gebäude haben, weil es nur dann eine sinnvolle Quadratmeterrechnung ist. Alles andere ist eine falsche Rechnung. Wenn man das richtig berechnet, dann kommen nicht einmal 2 000 S als Quadratmeterpreis heraus. Das ist als extrem günstig zu bezeichnen, weil alle andere Stellen sagen, dass in dieser Lage ein Grundstückspreis von 2 500 S bis zu 4 000 S der übliche Preis ist. Damit sehen wir auch, dass wir hier auf Grund der Größe der Fläche ein sehr gutes Geschäft gemacht haben.

Zur Sanierung möchte ich nur noch einmal in Erinnerung rufen, dass natürlich vereinbart worden ist, dass der Verkäufer die Verantwortung dafür trägt, uns ein bestandsfreies und saniertes Grundstück zu übergeben, so wie es üblich ist, wenn jemand ein Grundstück kauft. Die Frage ist dann nicht, welche Rechtsform man zur Garantierung der Übernahme dieser Kosten wählt, sondern das Wichtige ist, dass dafür vorgesorgt ist, dass die Stadt als Käufer schadlos gehalten wird. Zur Schadloshaltung sind auf einem Treuhandkonto für ebendiese Arbeiten 150 Millionen S des Kaufpreises "geparkt", damit genau das nicht passieren kann, was immer wieder angesprochen wird.

In Summe möchte ich noch einmal zusammenfassen: Für 505 Millionen S als Kaufpreis erhält die Stadt Wien ein sehr großes Grundstück mit zwei Immobilien darauf, die sie dringend braucht und die auch die Bürger dieser Stadt dringend brauchen, damit die MA 48 weiterhin erfolgreich ihre Aufgaben erledigen kann. In diesem Sinne bitte ich um Zustimmung zu diesem Akt und fordere alle Parteien und alle Mitglieder dieses Hauses auf, dem zuzustimmen. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GR Mag Heidemarie Unterreiner: Wir kommen nun zur Abstimmung.

Ein Gegen- oder Abänderungsantrag wurde nicht gestellt.

Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderats, die dem Antrag des Berichterstatters zustimmen wollen, die Hand zu erheben. - Da ich das, wie ich ehrlich sagen muss, nicht so schnell entscheiden kann, möchte ich die beiden Schriftführer bitten, dass sie abzählen, ob jetzt wirklich die Mehrheit gegeben ist. (GR Josefa Tomsik: Freilich!) Bitte, würden Sie auch so lieb sein und mitzählen, Herr Kollege? (GR Heinz Hufnagl: Wer fehlt denn, Frau Vorsitzende?)
In der Früh wurden die Personen entschuldigt. Ich schaue mir das sicherheitshalber noch einmal an. (GR Josefa Tomsik: Bei uns einer, bei Ihnen zwei! - GR Harry Kopietz: Bitte schneller zählen!) Wir haben hier gemeinsam entschieden, dass die Mehrheit gegeben ist.

Dieser Antrag wurde gegen die Stimmen der GRÜNEN, der Freiheitlichen und der ÖVP angenommen. (Beifall bei der SPÖ. - GR Mag Christoph Chorherr: Wie viele waren es?)
Wir kommen jetzt zu einem Beschlussantrag, der von der ÖVP eingebracht wurde, und zwar betreffend die Finanzierung der Dekontaminierungsmaßnahmen bei den ehemaligen Waagner-Biro-Gründen. Hier wird die sofortige Abstimmung verlangt.

Ich bitte jene Damen und Herren, die diesen Antrag unterstützen wollen, die Hand zu erheben. - Dieser Antrag hat nicht die erforderliche Mehrheit erreicht und ist daher nicht angenommen.

Es liegt hier noch ein Ersuchen an das Kontrollamt vor, das auch von der ÖVP eingebracht wurde. Dieses Ersuchen hat die erforderliche Anzahl der Unterschriften und wird daher weitergeleitet.

Es gelangt nunmehr Postnummer 88 (PrZ 278/01-GWS) der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft den Verkauf von Teilflächen der Liegenschaften in der KatG Meidling an die WVD-Werbeservice Ges.m.b.H.

Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Schieder, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Andreas Schieder: Ich bitte auch hier um Zustimmung.

Vorsitzende GR Mag Heidemarie Unterreiner: Ich eröffne die Debatte. Zum Wort gemeldet ist Herr GR Dr Madejski. Ich erteile es ihm.

GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren!

Ganz kurz zu dem Akt: Es ist typisch Wien, weil Wien etwas anders ist. Ich fahre an diesem Gebiet, welches nun verbaut oder neu bebaut werden soll, fast jeden Tag vorbei, und das seit Jahren. Interessant ist, wenn wir heute diesen Kauf beschließen, Folgendes. 

Wie dieses Projekt im Jahre 1988 ursprünglich im Bauausschuss in Meidling vorgestellt wurde, gab es in Zeitungen, sowohl im "Bezirksjournal" und im "Stadtjournal" als auch im "Wiener Blatt" der SPÖ, große Überschriften: Das wird das neue IMAX-Kino. Das ist uns als das Kino, natürlich auch mit Büros und sonstigen Dienstleistungen, vorgestellt worden. Es ist schon damals im Bezirk gegen unsere Stimmen beschlossen worden.

Nun wird es ein reines Bürohaus. Dagegen gäbe es an sich nichts einzuwenden, nur sind wir der Meinung, dass es nicht unbedingt notwendig ist, gerade dort den zweiten Teil, den nördlichen, ebenfalls relativ hoch zu verbauen. Es ist deswegen aus stadtplanerischen, aber vor allem aus Stadtbild-Gründen eigentlich ein - möchte ich fast sagen - bautechnisches Verbrechen. Denn die wunderschönen Häuser entlang der Schönbrunner Straße werden durch diesen Neubau, vor allem den Hochbau, konterkariert und optisch eigentlich zerstört.

Aber der gravierende Grund dafür, dass wir nicht zustimmen, ist folgender. Es gibt bei diesem neuen Bürobau nicht einen einzigen Parkplatz. 85 Parkplätze müssten laut Gesetz bei dieser Größe als Pflichtstellplätze geschaffen werden, aber es wird dort keinen einzigen Parkplatz geben. Auf Anfrage unserer Fraktion in der letzten Bezirksvertretung hat Herr BV Hezucky mitgeteilt, dass es stimmt, dass es dort keinen einzigen Parkplatz gibt - und das bei einem Bürohaus, in dem dann auch noch Gerichte oder andere Dienstleister unterkommen werden.

Es ist seitens des Betreibers geplant, dass die Garage im U 4-Center nebenan benützt wird, weil diese ohnehin permanent leer sei. Ich muss dazu sagen - wir haben dort Mieter gefragt, wir haben dort selbst öfters zu tun -, es ist nicht richtig, dass diese Garage leer ist. Sie ist in den Anfangsjahren, bis vor drei oder vier Jahren, nur sehr schlecht, nur sporadisch benutzt und nicht angenommen worden, wahrscheinlich aus technischen Gründen, weil die Einfahrt nicht optimal war. Sie ist jetzt durch Dauermieter und die Kurzparkmieter im unteren Geschoß relativ gut ausgelastet, das ist ein permanentes Kommen und Gehen.

Daher glauben wir nicht, dass dort die Parkplatzsituation, und zwar die verschlechterte und verschlimmerte Parkplatzsituation auf Grund des Neubaus, durch diese Kurzparkzone in der derzeit bestehenden U 4 aufgefangen werden kann. Wir werden zusätzlichen Verkehr bekommen, das ist überhaupt keine Frage. Daher wäre die Verbauung zwar gerechtfertigt gewesen, es kann aber sehr oft etwas kleiner und etwas weniger durchaus mehr sein.

In diesem Sinne werden wir diesem Projekt nicht zustimmen. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzende GR Mag Heidemarie Unterreiner: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen.

Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort.

Berichterstatter GR Andreas Schieder: Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren!

Es geht bei dem gegenständlichen Geschäftsstück um den uns allen bekannten U 4-Parkshop Meidling, gelegen bei der U‑Bahn-Station "Meidlinger Hauptstraße". Es geht auch um den stadteinwärts gewandten Teil, der, wie auch der Vorredner zugegeben hat, jetzt durchaus ein Geschäftsteil ist, der nicht in absolut optimaler Form genutzt wird. Es ist auch der Busbahnhof betroffen, oder der Stellbereich, von dem aus die Busse abfahren.

In diesem Sinne ist es durchaus begrüßenswert - und ich denke, das ist auch ein Grund, diesem Geschäftsstück zuzustimmen -, dass eine Erweiterung des U 4-Parkshops, eine Erweiterung des gesamten Gebiets um diese Fläche, letztendlich zu einer Erneuerung führt, zu einem zusätzlichen Schub, zu einer Verbesserung der dortigen Struktur und auch zu einer Verbesserung der Situation am Heimweg aus der U‑Bahn-Station.

In diesem Sinne bitte ich Sie daher um Zustimmung zum vorliegenden Geschäftsstück.

Vorsitzende GR Mag Heidemarie Unterreiner: Wir kommen nun zur Abstimmung, wobei ich die Anwesenheit von mehr als der Hälfte der Gemeinderatsmitglieder feststelle. 

Ein Gegen- oder Abänderungsantrag wurde nicht gestellt.

Ich bitte daher jene Damen und Herren, die diesem Antrag zustimmen wollen, die Hand zu erheben. - Dies ist gegen die Stimmen der Freiheitlichen angenommen.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 89 (PrZ 288/01-GWS) der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft den Verkauf von Teilflächen eines Grundstücks in der KatG Landstraße an die Kleingasse ProjekterrichtungsgmbH und an die Wohnbauvereinigung für Privatangestellte Gemeinnützige Gesellschaft m.b.H.

Es hat sich hier kein Redner zu Wort gemeldet. 

Deswegen komme ich gleich zur Abstimmung und stelle auch hier die Anwesenheit von mehr als der Hälfte der Gemeinderatsmitglieder fest.

Ich bitte jene Damen und Herren, die diesem Antrag zustimmen wollen, die Hand zu erheben. - Dies ist gegen die Stimmen der Freiheitlichen der Fall, dieser Antrag ist angenommen.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 91 (PrZ 275/01-GWS) der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft die Einräumung eines Baurechts zu Gunsten der LIV LÖWA Immobilien und Verwaltungs GmbH an Teilflächen der EZZ 65 und 4962, KatG Eßling.

Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Dr Stürzenbecher, die Verhandlung einzuleiten. 

Berichterstatter GR Dr Kurt Stürzenbecher: Ich ersuche um Zustimmung zu diesem Akt.

Vorsitzende GR Mag Heidemarie Unterreiner: Ich eröffne die Debatte. Herr GR Ellensohn hat sich zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

GR David Ellensohn (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren! 

In dem vorliegenden Akt geht es laut der ersten Seite des Akts um die Errichtung einer Nahversorgungseinrichtung in Eßling. Es scheint uns das - ich mache es ganz kurz - aus mehreren Punkten keine sehr sinnvolle Maßnahme zu sein, abgesehen davon, dass die Einleitung des Akts etwas irreführend ist. Es geht nicht ausschließlich um eine Nahversorgungseinrichtung, sondern dort werden Büros, Wohnungen und Nahversorgungseinrichtungen geplant. Insgesamt werden 6 667 Quadratmeter verbaut und gerade einmal ein bisschen mehr als ein Drittel, 37 Prozent dieser Fläche, entfallen auf die Nahversorgungseinrichtung.

Zusätzlich besteht das Problem, dass 87 Pkw-Abstellplätze gesetzlich vorgeschrieben sind. Einmal mehr wird etwas gebaut, wobei zu beachten ist, dass es dort draußen in Eßling nicht sicher ist, dass diese Büros gut weggehen werden. Das glaube nicht nur ich, sondern das ist auch einem Aktenvermerk zu entnehmen, einem Aktenvermerk vom 13.12.1999 über eine Besprechung in der MA 69: Die Flächen sind auf Grund der geringen geschäftlichen Attraktivität - und so fort - nicht wirklich geeignet und vermutlich erst nach einigen Jahren realisierbar.

Trotzdem wird jetzt eine Garage nicht mit 87 Stellplätzen, sondern mit 180 Stellplätzen gebaut. Es werden daher 100 Stellplätze irgendwo hingebaut, wovon die MA 69 selbst sagt: Wir glauben nicht, dass die Büros dort draußen sehr gut weggehen werden, wir nehmen nicht an, dass die Wohnungen leicht weggehen.

Deswegen werden wir diesem Antrag nicht zustimmen. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GR Mag Heidemarie Unterreiner: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen.

Der Herr Berichterstatter verzichtet auf sein Schlusswort. 

Ich komme zur Abstimmung. 

Ein Gegen- oder Abänderungsantrag wurde nicht gestellt.

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem Antrag des Berichterstatters zustimmen wollen, die Hand zu erheben. - Das ist gegen die Stimmen der GRÜNEN der Fall, der Antrag ist mehrheitlich angenommen. 

Es gelangt nunmehr die Postnummer 92 (PrZ 289/01-GWS) der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft den Verkauf der Liegenschaft EZ 1350, KatG Ottakring, an die Sozialbau Gemeinnützige Wohnungsaktiengesellschaft.

Ich sehe hier keinen Redner gemeldet und komme daher gleich zur Abstimmung. Auch hier stelle ich die Anwesenheit von mehr als der Hälfte der Gemeinderatsmitglieder fest.

Es wurde auch hier kein Gegen- oder Abänderungsantrag eingebracht.

Ich bitte jene Damen und Herren, die diesen Antrag unterstützen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Dies ist einstimmig der Fall, dieser Antrag ist einstimmig angenommen.

Es gelangt nun die Postnummer 96 (PrZ 241/01-GWS) der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft die Vergabe von Orientierungsnummern für Straßen, Gassen und Plätze in Wien. 

Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Vettermann, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Heinz Vettermann: Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich bitte um Zustimmung zum vorliegenden Akt. 

Vorsitzende GR Mag Heidemarie Unterreiner: Ich eröffne die Debatte. Zum Wort gemeldet ist Herr GR Mag Gerstl.

GR Mag Wolfgang Gerstl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! 

Wir haben hier die Möglichkeit, einen Beschluss des Stadtrats der Reichshaupt- und Residenzstadt Wien aus 1894 abzuändern. Es stellten sich in den letzten 107 Jahren zahlreiche Probleme bei der Vergabe von Orientierungsnummern, die es nun erforderlich machen, einen entsprechenden Beschluss herbeizuführen. 107 Jahre Schweigen! Was sich nicht klar sagen lässt, darüber soll man schweigen, sagt schon Ludwig Wittgenstein. Länger wurde geschwiegen, geduldet und gelitten am Problem der gestrengen Regelung der Nummerierung der Straßen und Gassen aus 1894. Jetzt darf endlich vernünftig nummeriert werden. Wiener Nummerierung, endlich modernisiert! 

Die traditionelle Wiener Gepflogenheit: "aus Provisorien werden vernünftige Regelungen", hat in diesem Fall mehr als ein Jahrhundert gebraucht, um die Hausnummerierung besser für die betroffenen Bewohner zu gestalten. 107 Jahre lang war es ein Zahlenlotto der besonderen Art: Kann ich meine provisorische Hausnummer behalten oder muss ich sie wieder ändern? - Der hohe Magistrat hatte Macht und Recht, dies durchzusetzen, wann immer es ihm passte. Das kostete vielen Generationen von Wienerinnen und Wienern Mühe und Geld: Adressänderung, neue Visitenkarten, Behördenwege. - Jetzt ist das nur mehr notwendig, wenn Gefahr droht. Aber wann droht von einer Nummer eine Gefahr, noch dazu wenn es nur eine Hausnummer ist? Etwa wenn Nummernbigamie droht? (GR Christian Oxonitsch: Bin ich froh, dass man das im Internet nicht sehen kann!) Zwei Adressen könnten verwechselt werden: Ein Mensch hat zwei Anschriften. - Wenn "Sucherfolg negativ" droht, etwa für Rettung, Feuerwehr oder Polizei eine Adresse nicht eindeutig zu finden wäre? - Irrtum verlässt uns nie. Doch zieht ein höheres Bedürfnis immer den strebenden Geist leise zur Wahrheit hinan. - Johann Wolfgang von Goethe. - Das gilt auch für die Nummernregelung von Wien.

Otto von Bismarck: Anstelle der Vernunft die Zahl. - Er meinte damit das Verhalten bei Abstimmungen, aber es galt 107 Jahre lang auch für die Hausnummern in Wien. 

Ich bin gespannt auf die heutige Abstimmung. Wir stimmen dafür. (Lebhafter Beifall und Bravo-Rufe bei der ÖVP sowie von Gemeinderäten der SPÖ, der FPÖ und der GRÜNEN. - GR Johann Driemer: Ende des ersten Aktes!)
Vorsitzende GR Mag Heidemarie Unterreiner: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort.

Berichterstatter GR Heinz Vettermann: Nur zwei Anmerkungen.

Das Eine ist: Wittgenstein hat das anders gemeint. (Heiterkeit bei der SPÖ.) 

Das Zweite ist: Das ABGB beispielsweise gilt seit 1806, wurde aber immer wieder adaptiert, sodass man nicht prinzipiell sagen kann, dass Gesetze, nur weil sie ein gewisses Alter haben, deshalb auch schon schlecht sind. Aber es ist auf alle Fälle gut, dass wir heute diese Vorlage zur Abstimmung vorliegen haben, und so wie ich das sehe, wird sie auch einstimmig beschlossen werden, und das ist auch richtig und gut so. - Danke.

Vorsitzende GR Mag Heidemarie Unterreiner: Wir kommen zur Abstimmung. 

Ein Gegen- oder Abänderungsantrag wurde nicht gestellt.

Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderats, die diesem Antrag zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Dies ist einstimmig der Fall.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 84 (PrZ 119/01-GSV) der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft das Plandokument Nr 7329 im 22. Bezirk, KatG Eßling.

Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Reiter, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Günther Reiter: Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Ich ersuche um Zustimmung zu diesem Plandokument in der KatG Eßling.

Vorsitzende GR Mag Heidemarie Unterreiner: Ich eröffne die Debatte. Zum Wort gemeldet ist Herr GR Kenesei. Ich erteile ihm das Wort.

GR Günter Kenesei (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! 

Ob ich an die Qualität von Herrn Gerstl heranreichen werde, nämlich was die Art des Vortrags betrifft, das weiß ich nicht; ich werde mich aber ohnedies mehr auf die inhaltliche Qualität meines Debattenbeitrags konzentrieren - wiewohl ich sagen muss, dass so ein launiger Debattenbeitrag nach zweieinhalb Sitzungstagen durchaus einmal ein Gewinn ist. Ich kann mich erinnern: Ich habe schon einmal viel Geld für eine Eintrittskarte gezahlt, um mir so etwas anzuhören! (Heiterkeit des GR Godwin Schuster.) Hier habe ich es umsonst! Also, es ist bei diesem Gemeinderat offensichtlich alles inklusive - fast alles. (GR Josefa Tomsik: Gratis ... umsonst!) - Ich weiß, ich habe schon einmal den Vergleich von gratis und umsonst gebracht. (Heiterkeit des amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker.) Kollege Pfeiffer war damals nicht sehr erfreut darüber, aber man kann es nicht jedem recht machen. (Ruf: Heute ist er eh gut aufgelegt!) Heute ist er gut aufgelegt, heute ist er bei Laune.

Zu dieser Flächenwidmung, die wir zu behandeln haben beziehungsweise die jetzt zur Abstimmung kommt, möchte ich nur zwei Aspekte anmerken, in deren Zusammenhang, glaube ich, die Sozialdemokratische Fraktion oder eigentlich alle, die sich mit Stadtplanung und Stadtentwicklung auseinander setzen, doch auch ein bisschen auf den Rat der Experten hören sollten. Ich möchte Ihnen nur zwei Stellungnahmen aus dem Flächenwidmungsverfahren zur Kenntnis bringen. Vielleicht haben Sie das im Akt einfach nicht gelesen oder auch übersehen. Ich gehe eher davon aus, dass Sie es einfach nicht zur Kenntnis nehmen wollen. Daher werde ich das jetzt kurz auszugsweise verlesen - nicht zur Strafe, sondern nur zur Übung.

Der Fachbeirat für Stadtplanung äußert sich zu dem Vorschlag der Gartensiedlung- und Ekl-Widmung in diesem Bereich wie folgt: "Die Mitglieder des Fachbeirats zweifeln die Sinnhaftigkeit der Neuausweisung der Eklw-Flächen an. Dasselbe gilt auch auf Grund der fehlenden Infrastruktur für Neuausweisungen für Gartensiedlungen."

Das ist eine ziemlich klare und eindeutige Stellungnahme, der auch von der MA 21 in dieser Qualität nicht widersprochen werden konnte. Man hat dort gesagt: Na ja, wir überlegen uns ohnedies, die Infra-struktur dort zu verbessern.

Die Arbeiterkammer ist noch um eine Spur deutli-cher geworden und hat folgende Stellungnahme abge-geben: "Die Umwidmung von ländlichen Gebieten in Gartensiedlung beziehungsweise Eklw ist angesichts der peripheren Lage, der Mängel im Bereich der tech-nischen und sozialen Infrastruktur, der schlechten EV-Erschließung vom Standpunkt einer sozial verträgli-chen Stadtentwicklung nicht nachvollziehbar. Im Raum Eßling sind derzeit sämtliche Schulen und Kin-dertagesheime überlastet und die Buslinie 99B über-wiegend im 20‑ bis 30‑Minuten-Intervall unterwegs. Die Widmung GS" - also Gartensiedlung - "und Eklw in diesem Bereich sollte daher unterbleiben." 

Auch hiezu fasst die MA 21 ihre Position in lapidarer und kurzer Form etwa wie folgt zusammen: Na ja, ist schon richtig, dass es Mängel im Bereich der sozialen und technischen Infrastruktur gibt, aber wir widmen es jetzt einmal. Wir werden dann schon sehen, ob dieses durchgrünte Wohnen dort überhaupt kommt. Und außerdem gibt es ja so eine hohe Nachfrage nach diesen Grundstücken und daher widmen wir es.

Nun, das kann ja wohl nicht die Prämisse der Stadtentwicklung und Stadtplanung sein, zu sagen: Wir wissen ohnedies, was alles nicht funktioniert, und wir haben genug Bereiche, wo die technische und soziale Infrastruktur mit der Bautätigkeit nicht Schritt gehalten hat. 

Wir wollen in diesem Bereich eine ordentliche und gezielte Stadtentwicklung, eine Stadtplanung, die diesen Namen verdient. Wir werden daher dieser Flächenwidmung nicht zustimmen. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzende GR Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächste Rednerin ist Frau GR Winklbauer zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihr.

GR Renate Winklbauer (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Frau Vorsitzende! Herr Berichterstatter! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Es geht in diesem Fall um eine Vorsorgewidmung, die im Zuge des 10‑Jahres-Programms ansteht. Es handelt sich um Vorsorge für Sportfläche und um Vorsorge - und das hat auch Herr GR Kenesei schon angeführt - für durchgrüntes Wohnen und für Eklw. Es wäre eigentlich eine Routineangelegenheit, wenn nicht die GRÜNEN ein Problem daraus machen würden. Wenn man sich schon die Stellungnahmen anschaut und sie hier zitiert, dann könnte man natürlich auch - und das möchte ich jetzt tun - die Stellungnahmen der MA 21C erwähnen, und in diesen sind meiner Meinung nach (GR Günter Kenesei: Ich muss nicht Ihre Vorschläge verteidigen! - Weiterer Zwischenruf bei den GRÜNEN.) - ich werde es Ihnen schon noch erklären, Sie müssen nur ein bisschen Geduld haben - all die Fragen beantwortet, die Sie jetzt als Problem darstellen. 

In dieser Stellungnahme heißt es: "Die Ausweisung von Flächen für die Widmung Gartensiedlung und Kleingartengebiete für ganzjähriges Wohnen entspricht dem Interesse der Bevölkerung nach leistbaren Wohn- und Bebauungsformen mit Garten." - Es steht auch drinnen: "Eine weitere Voraussetzung bildet unter anderem die stadtplanerische Form, derartige Gebiete am Stadtrand nur im Anschluss an bereits bebaute Gebiete mit bestehender technischer und sozialer Infrastruktur und öffentlichem Verkehr zu errichten." 

Sie haben nun richtigerweise gesagt, dass dies dort nicht in ausreichendem Maße der Fall ist, aber genau aus diesem Grund ist diese Vorsorgewidmung ja auch nur als eine längerfristige Widmung anzusehen und nicht als etwas, was in unmittelbar bevorstehender Zeit umzusetzen ist. Ich glaube, dass es tatsächlich eine unabdingbare Voraussetzung ist, diese Infrastruktur zu schaffen, bevor dort Maßnahmen gesetzt werden. Es geht also um eine langfristige Entwicklung. 

Ich glaube, wenn die Stadt Wien, in deren Besitz sich diese Flächen immerhin befinden, diese Willensäußerung kundtut, weitere Maßnahmen nur dann zu setzen, wenn die Infrastruktur stimmt, dann wird sie das auch nur dann tun. Diese Garantie erscheint mir als ausreichend, um diesem Aktenstück zustimmen zu können. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GR Mag Heidemarie Unterreiner: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Der Herr Berichterstatter verzichtet auf sein Schlusswort.

Wir kommen daher gleich zur Abstimmung. 

Ein Gegen- oder Abänderungsantrag wurde nicht gestellt. 

Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderats, die dem Antrag zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Dies ist gegen die Stimmen der GRÜNEN angenommen. 

Es gelangt nunmehr die Postnummer 85 (PrZ 120/01-GSV) der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft das Plandokument Nr 7467 im 22. Bezirk, KatG Kagran. 

Es hat sich zu diesem Tagesordnungspunkt niemand zum Wort gemeldet. 

Ich komme daher gleich zur Abstimmung. 

Ich bitte diejenigen Damen und Herren, die diesem Antrag zustimmen wollen, ein Zeichen mit der Hand zu geben. - Dies ist gegen die Stimmen der Freiheitlichen der Fall. (Von der ÖVP heben nur drei Gemeinderäte die Hand. - GR Godwin Schuster: Die drei sind nicht sehr viele!) Dieser Antrag ist mehrheitlich angenommen. 

Ich schlage vor, die Berichterstattung und die Verhandlung über die Geschäftsstücke 6 (PrZ 75/01-GIF) und 8 (PrZ 77/01-GIF) der Tagesordnung - sie betreffen die Geschäftsordnungen der Bezirksvertretungen, des Gemeinderats der Stadt Wien und der Ausschüsse, Unterausschüsse und Kommissionen des Gemeinderats der Stadt Wien - zusammenzuziehen, die Abstimmung jedoch getrennt durchzuführen. 

Wird dagegen ein Einwand erhoben? - Das ist nicht der Fall. 

Ich bitte daher den Berichterstatter, Herrn GR Dr Stürzenbecher, die Verhandlung einzuleiten. 

Berichterstatter GR Dr Kurt Stürzenbecher: Ich ersuche um Zustimmung zu diesen beiden wichtigen Geschäftsstücken.

Vorsitzende GR Mag Heidemarie Unterreiner: Ich eröffne die Debatte. Zum Wort gemeldet ist Herr GR Mag Chorherr. Ich erteile es ihm. 

GR Mag Christoph Chorherr (Grüner Klub im Rathaus): Meine Damen und Herren! 

Ich glaube, über wenige Geschäftsstücke wurde bisher derart lang und intensiv diskutiert - ich hatte die große Ehre, diese Diskussion mit den Kollegen Schuster und Prochaska und, im Wechsel der Besetzung, dem jeweiligen Vertreter der FPÖ zu führen -, wie über die öffentlich vielleicht nicht sehr interessante, aber, wie ich meine, was das parlamentarische Spiel betrifft, relevante Frage der Änderungen der Geschäftsordnungen. Es war ein langes Hin und Her, und ich möchte hier auch noch einmal kurz auf die Verfassungsänderungen, die wir bereits besprochen und beschlossen haben, eingehen. 

Vorweg ein Positives und dann kurz auch ein Kritisches und Ablehnendes: Das Positive betrifft die Änderungen, die uns als Gemeinderat und auch in unserer Zusammensetzung als Landtag, in der wir die entsprechenden Beschlüsse morgen fassen werden, betreffen. Es ist zwar nicht so, dass hier alles zu 100 Prozent unseren Vorstellungen entspricht - ich werde das dann jeweils im Einzelfall aufführen -, aber wie das Wesen von Kompromissen nun einmal ist, bedeutet Kompromiss, dass es ein Kompromiss für alle Seiten ist. Die Frage ist dann immer: Geht es sich aus?

In Bezug auf den Landtag und Gemeinderat möchte ich das bejahen, nicht aber in Bezug auf die Änderungen auf Bezirksebene. Deshalb fange ich jetzt mit der Bezirksebene an. Ich möchte dabei durchaus auf die Wortmeldung des jetzt nicht im Saal befindlichen Kollegen Fuchs Bezug nehmen, der sich in Bezug auf die Postnummer 1 maßlos über die Sozialdemokratie alteriert hat (Zwischenruf des GR Walter Strobl.) und gesagt hat, da wurde drübergefahren und ich weiß nicht was. Interessant waren die Bezirksverhandlungen insofern, als es von Anfang an einen Entwurf gab, der von der damaligen Regierung, von SPÖ und ÖVP, ausverhandelt wurde und der in einem Zeremoniell - wenn es schöner gewesen wäre, hätte ich gesagt, in einem französischen Zeremoniell des 18. Jahrhunderts - abgehandelt wurde, bei dem man von Anfang an genau wusste, was herauskommt. - (In Richtung des seinen Platz einnehmenden GR Johann Hatzl:) Herr Präsident, ich begrüße Sie ausdrücklich, weil Sie bei diesen Debatten immer ein interessanter Gesprächs- und Verhandlungspartner waren! - Ich habe viel gelernt vom damaligen Klubobmann und jetzigen Präsidenten Hatzl: wie lange und kultiviert und hartnäckig man nein sagen kann und wie man durch die immer neue Wiederholung jeweils ähnlicher Argumente versucht, sein Gegenüber zu zermürben. Ich habe bei Ihnen gelernt, dass man - ohne dabei auf persönliche Befindlichkeiten Rücksicht zu nehmen, wie sie sich etwa in dem Satz "Jetzt muss ich es zum 98. Mal sagen!" zusammenfassen ließen - Dinge eben ganz einfach 98 mal sagen muss und dabei - auch wenn das Gegenüber seine eigenen Argumente in ebensolcher Weise immer wieder wiederholt - nur nicht die eigene Position aufgeben darf, denn ansonsten - flutsch! - ist die jeweilige Mittelposition schon in Richtung SPÖ gewandert. 

Ich war bei den Bezirken. - Es war ein Riesen-Procedere, bei dem man nur eines lernen konnte. Bei den Bezirksverhandlungen hat ja die ÖVP zwei Verhandler, Kollegen Homole und Kollegen KARL, entsandt. Was ist der Unterschied zwischen diesen beiden Herren? - Ich möchte mich jetzt nicht im Detail über deren Persönlichkeiten ausbreiten, sondern der Unterschied ist im Wesentlichen folgender: Der eine kommt aus einem Mehrheitsbezirk der ÖVP und der andere kommt aus einem Bezirk, wo die ÖVP in der Minderheit ist. Und als sie dann in den Verhandlungen zu diskutieren und miteinander zu streiten angefangen haben, wurde sichtbar, was in diesem alten Ausspruch von Marx ausgedrückt ist: Das Sein bestimmt das Bewusstsein. - Dies gilt auch bei den Kollegen der ÖVP. 

Tatsache ist, dass es am Ende dieser langen Entwicklung dann kaum eine Änderung gab - um nicht zu sagen: gar keine. Also regt euch nicht auf, Kollege Fuchs und Kollege Prochaska, dass drübergefahren wird! Dort, wo es euch passt, seid ja ihr entsprechend drübergefahren, und es ist zu überhaupt keinen relevanten Änderungen auf der Ebene der Bezirksvertretung gekommen. 

Ich nenne hier einmal die wirklich großen Dinge, über die man diskutieren hätte müssen - wiewohl ich hinzufügen muss, dass ich nie die Ehre hatte, in Wien einer Bezirksvertretung anzugehören, ich habe aber manchmal zugehört -: 

Da ginge es beispielsweise darum, dass - dies sollte eigentlich eine Selbstverständlichkeit sein! - der Bezirksvorsteher durch die Mehrheit des Bezirksrats gewählt wird, so wie hier im Gemeinderat richtigerweise der Bürgermeister nicht automatisch von der stimmenstärksten Partei gestellt wird, sondern mit der Mehrheit des Hauses gewählt wird. Das wäre eine wichtige Sache und sollte eigentlich eine Selbstverständlichkeit sein. Die Groteske, die sich in Liesing abgespielt hat und die Kollege Klucsarits gestern in einem sehr emotionalen Ausbruch hier zur Auflockerung der Debatte geschildert hat, zeigt, wohin es führt, wenn das nicht entsprechend demokratisch geregelt ist.

Weitere wichtige Punkte wären, dass der Bezirksvorsteher oder die Bezirksvorsteherin an die Beschlüsse der Bezirksvertretung gebunden ist, aber auch die faire Verteilung von Redezeiten, von Information zwischen Regierung und Opposition. Vielleicht war diesbezüglich nur Herr KARL interessiert, weil er aus einem Minderheitsbezirk kam. 

Im Wesentlichen hat sich nichts geändert. Einige Punkte haben sich leicht verbessert. Eine Reihe von Dingen aber hat sich durch den Entwurf, der jetzt vorgelegt wird, verschlechtert, ob das die Frist für Anfragen betrifft, ob das die Einberufung von Sondersitzungen in Bezirken ist, ob es die Einschränkung der Redezeit ist, ob das die variable Anzahl der Ausschussmitglieder ist - ich erspare mir jetzt all die Details, die von unserer Seite eingebracht wurden, die aber ignoriert wurden. Darüber hinaus wird es auch weiterhin möglich sein, eine geheime Wahl durch eine offene Abstimmung zu ersetzen, et cetera - Sie kennen ja all die Maßnahmen. Die Bezirksdemokratie in Wien verdient den Namen nicht. Leider wurden diese langen, langen Verhandlungen von SPÖ und ÖVP erfolgreich dazu genutzt, nichts Relevantes zu ändern. (GR Johannes Prochaska: No?) Nicht "no", sondern "jo"! 

Diesen Punkt werden wir also ablehnen. (Weiterer Zwischenruf des GR Johannes Prochaska.) Wir meinen, dass die Bezirksvertretungen dringend eine Innovation bräuchten, damit sich Bezirksvertreter nicht durch heimische Fernsehproduktionen, die sich großer Beliebtheit zu erfreuen scheinen, nur in das Eck "Schrulli" einordnen lassen müssen. Es sind viele, die engagiert auf Bezirksebene tätig sind und die ein wesentliches Bindeglied zur Bevölkerung darstellen. Man muss aber auch die Voraussetzungen dafür schaffen, dass die Vorgangsweise auf Bezirksvertretungsebene sich zumindest an parlamentarische Praktiken annähert, wenn sie schon nicht einer parlamentarischen Praxis entspricht. 

Anders und durchaus positiv stellt sich, wiewohl ich dazu auch einige kritische Punkte anbringen möchte, die Veränderung der Geschäftsordnung im Gemeinderat dar. - Da wir uns darauf geeinigt haben, dass wir morgen dieselbe Debatte nicht ein zweites Mal führen, werde ich jetzt auch schon einiges in Richtung Landtag anmerken. Die entsprechenden Änderungen werden dann morgen im Landtag beschlossen. 

Hier glaube ich, dass es zu einer Verbesserung kommt. Die Änderung hat in den wesentlichen Punkten dazu geführt, dass es jetzt demokratische Selbstverständlichkeiten gibt. Ich erspare es mir jetzt, weil ich es ohnedies schon oft gemacht habe, noch einmal auf die Chronologie des Hatzl'schen Widerstands einzugehen, der sich über Jahre hinweg gehalten hat. Da hieß es, es ginge rechtlich nicht oder da müsse man die Bundesverfassung ändern. Ich habe gelernt, dass das Argument "das geht rechtlich nicht" gleichsam der erste Wall ist, den man bei der Eroberung einer Innovation überwinden muss. Das heißt im Klartext nichts anderes, als "das wollen wir nicht" - was ja legitim ist, aber auf diese Weise für viel Beschäftigung sorgt. Wir sind dann nämlich draufgekommen, dass man vielleicht da und dort zu einer Frage ein Universitätsgutachten einholen muss, das man per Fax an die ÖVP schickt, die sich dann auch freut, weil sie dann zumindest als Erste - wenn schon nicht behände, so immerhin doch - diesen Graben nicht überspringt, sondern durchklettert und durchschwimmt. 

So haben wir Graben für Graben des Widerstands überwunden, bis Untersuchungsausschüsse möglich waren, und zwar - das anerkenne ich ausdrücklich - nicht nur als Mehrheitsrecht, sondern auch als Minderheitsrecht, aus der Klarheit heraus, dass natürlich eine Mehrheit, eine regierende Mehrheit nicht ein genuines Interesse an Kontrolle haben kann, sondern dass diese das Privileg oder auch das Interesse der Opposition ist. Das Wesen von Macht ist, dass Macht Kontrollinstanzen und Kontrollinstrumente braucht.

Ich halte das für das Wesentlichste. Das war auch der Grund, warum wir zugestimmt haben. Auch im Zusammenhang mit dem Kontrollamt gibt es Erleichterungen, die ja gestern und auch heute bereits genutzt wurden. Man muss jetzt nicht mehr lange herumdiskutieren, sondern wenn einem etwas wirklich wichtig ist, dann nutzt man seine Unterschriften und kann eine Kontrollamtsprüfung beantragen. Darüber, wie viele das sein sollten, hatten wir unterschiedliche Standpunkte, aber wir haben uns auf ein Procedere geeinigt, das vernünftig ist. 

Weiters kommen einige Selbstverständlichkeiten, einige Kleinigkeiten dazu, so etwa endlich klare Bestimmungen darüber, wann Sondersitzungen stattfinden. Bisher musste der Bürgermeister das festsetzen und im juristisch nicht anfechtbaren Extremfall - es ist meines Erachtens, seit ich hier bin, nie dazu gekommen, weil es ja auch nur wenige Sondersitzungen gab - kann ein Bürgermeister das bis zur nächsten ordentlichen Sitzung hinauszögern und dann um 23.30 Uhr die Sondersitzung beantragen. Das wäre bisher rechtlich gedeckt gewesen. 

Jetzt ist klar, dass längstens binnen 21 Tagen eine derartige Sondersitzung stattfinden muss. Auch die nunmehr für Gemeinderats- und Landtagsklubs bestehende Möglichkeit, ihrerseits einmal jährlich eine Sondersitzung einzuberufen, ist ein eindeutiger Fortschritt. Originell finde ich - das muss man nur denjenigen erzählen, die in den Verhandlungen nicht dabei waren - eine Neben-Nebensächlichkeit: Wie man Wörtliche Protokolle so definiert, dass sie ins Internet kommen dürfen. Das glaubt man ja gar nicht, das ist, meine ich, fast die Liebenswürdigkeit der Wiener Skurrilitäten: Die konnten bisher nicht ins Internet kommen, weil in der Stadtverfassung stand, dass Wiener zugelassen sind - wie immer man das jetzt rechtlich kontrolliert -, als Öffentlichkeit von den Sitzungen Kenntnis zu nehmen, während jedoch das, was im Internet steht, auf der ganzen Welt gelesen werden kann; also können wir Protokolle nicht ins Internet stellen, denn das könnten dann auch Nichtwienerinnen und Nichtwiener lesen! - Auch das haben wir repariert. Es ist also ab jetzt rechtlich möglich, dass die Protokolle ins Internet kommen. Also, wenn das nicht eine wirkliche Beweglichkeit und eine Reform darstellt! Da muss ich schon sagen: Da erbebt die Demokratie! (Beifall bei den GRÜNEN und bei Gemeinderäten der ÖVP.) Ja, wunderbar!

Die Frist für die Einsichtnahme in Geschäftsstücke wird auf vier Tage verlängert. Auch der Gemeinderat kann jetzt Geschäftsstücke von der Tagesordnung absetzen; bisher war das ausschließliches Recht des Bürgermeisters - wiewohl ich anmerken möchte, um hier eine auf die Zukunft gerichtete Diskussion anzuschneiden, dass die Macht des Bürgermeisters und Landeshauptmanns, die jetzt in einigen Bereichen vom Bürgermeister auf den Landtag und auf den Gemeinderat übergeht, eine extrem hohe ist. Es hatte der Bürgermeister sehr, sehr Recht, als er - und das mag schon etwas heißen, wenn das ein Amtsträger selbst sagt - auf die Frage eines Journalisten, ob er für die Direktwahl des Landeshauptmanns oder Bürgermeisters eintritt, antwortete: Möglicherweise, aber erst dann, wenn er Kompetenzen abgeben muss, sonst sei er wie ein römischer Diktator auf Zeit. - Das möge einem zu denken geben, wie unglaublich stark, im Sinne von autoritär, die Rolle des Landeshauptmanns oder Bürgermeisters in der Verfassung geregelt ist, sodass wir dringend ... (GR DDr Bernhard Görg: ... schon wieder ein Beispiel von Demut!) Na bitte, das wäre ein Beispiel von Demut. Ich meine, ich tu mich da weniger an Befindlichkeiten halten, sondern ich bin ein revolutionärer Verfechter des Rechtsstaates, und bevor ich auf die demütige Interpretation des einen oder des anderen warte, ist es mir lieber, wenn wir das regeln. 

Ich glaube also, dass noch viele andere Kompetenzen des Bürgermeisters, des Landeshauptmanns verändert werden müssten. Das ist jetzt ein kleiner erster Schritt. 

Für uns alle angenehm ist auch, dass schriftliche Anfragen jetzt jederzeit eingebracht werden können, nicht nur zu Beginn der Sitzung. Es wird auch die Anzahl der Anfragen, die jeder von uns einbringen kann, erhöht: Statt zwei sind es jetzt drei. 

Wir haben jetzt endlich geklärt, wie lange eine Fragestunde ist - was eine Stunde ist, das müssen wir nämlich auch noch regeln! -: Sind eine Fragestunde 60 Minuten oder wie ist das? - Auch hier wirkt noch das LIF mittelbar nach, denn wir haben jetzt geregelt, dass mindestens fünf Fragen aufgerufen werden müssen, noch von der Überlegung her, dass es fünf Fraktionen gibt. (GR Dr Helmut GÜNTHER: Das gilt aber nach der Wahl nicht mehr!) Interessant ist hier auch anzumerken, dass Kollege Pöschl so lange durchaus kritisch war, bis er offensichtlich das Unterstützungsangebot, wie auch immer, der SPÖ hatte. An dem Tag war er dann plötzlich streichelweich in Richtung SPÖ/ÖVP. Also auch hier bestimmt das Sein das Bewusstsein! (Heiterkeit und Zwischenruf bei der ÖVP.) - Hier haben wir jetzt ganz klar die Bestimmung, dass fünf Fragen aufgerufen werden. Auch das ist geregelt, was auch ein bisschen auf Zeit gehen wird. 

Für die Dringliche Anfrage wird die erforderliche Anzahl der Unterschriften herabgesetzt - ich lese das jetzt gar nicht im Detail vor. 

Ein wichtiger Punkt ist auch, dass jetzt auch Ersatzmitglieder in den Ausschüssen ein Rederecht haben. Auch das halte ich für einen Fortschritt. 

Ich muss aber auch Verschlechterungen feststellen - wenngleich wir dennoch zustimmen -: Dringliche Anfragen waren bisher 20 Stunden vor Einreichung abzugeben, jetzt sind es 44 Stunden. Das dehnt etwas den Zeitraum, was insofern kein Vorteil ist, als etwas, was dringlich ist, ja kurzfristig auftaucht. Aber soll sein. 

Dann gibt es noch eine Reihe von Kleinigkeiten, wie etwa, dass wir jetzt endgültig in Budgetdebatten und Rechnungsabschlussdebatten keine Aktuellen Stunden und Fragestunden haben dürfen; bisher haben wir uns auf diese Vorgehensweise immer geeinigt. 

Und jetzt sage ich etwas zur Lebensqualität, an alle - ich habe das schon mit Kollegen Hundstorfer besprochen - und auch an die Klubobleute. Das hat jetzt nichts mit der Geschäftsordnungsänderung zu tun, aber es geht um eine Praxis, die ich hiermit einmal mehr anregen möchte - ich habe das zum ersten Mal vor acht Jahren getan -: Ändern wir die Praxis zumindest der Rechnungsabschlussdebatten! Schenken wir uns, den Bediensteten und der Öffentlichkeit einen Lebenstag (Beifall bei den GRÜNEN sowie bei Gemeinderäten der SPÖ und der ÖVP.), indem wir die Rechnungsabschlüsse vorab ausführlich und interessant in den Ausschüssen diskutieren, wo man wirklich Fragen stellen kann, wo man in die Tiefe geht, und hier im Plenum eine straffe, interessante Generaldebatte durchführen. Schenken wir uns dadurch einen Tag Arbeit - whatever! Dieses Ritual, das wir alle zweimal im Jahr zwei Tage lang vollführen, erfreut sich sehr geringer Beliebtheit. Es ist nur ganz selten, dass 100 Prozent aller Abgeordneten und Mitarbeiter und Journalisten uns Recht geben. Jetzt müssen wir es nur noch tun! (GR Johann Hatzl: Wir waren aber nicht alle einig!) - Bisher waren wir nicht alle einig, aber vielleicht werden wir jetzt alle einig sein. Wir werden darüber diskutieren. 

Es bleibt weiterhin die Möglichkeit - was aus oppositioneller Sicht wichtig ist -, dass man alle Anträge einbringen kann, aber hier zwei Tage lang bis jeweils 23 oder 24 Uhr eine Debatte zu führen, das ist, glaube ich, nicht der Punkt. Darüber sollten wir - ich habe das mit Kollegen Hundstorfer besprochen - in einer grundsätzlichen Präsidiale gleich zu Beginn des September noch einmal sprechen. Ich bitte Sie alle, in Ihren Klubs darauf hinzuwirken, dass wir diesbezüglich zu einem Ergebnis kommen. Wir, die GRÜNEN, haben das schon klubintern geklärt.

So weit die Veränderungen, so weit das aus unserer Sicht Positive. Ich spare mir die schon oft geführte Diskussion, wer sich jetzt das Federl dafür an den Hut steckt, dass es zu diesen Veränderungen gekommen ist. Ein Erfolg hat mehrere Väter und Mütter. Ich gratuliere nachdrücklich Herrn Kollegen Hatzl dafür, dass er sich so intensiv vor allem für die Untersuchungskommissionen eingesetzt hat. Ich hoffe, dass Sie auch in Ihrer Rolle als Präsident den Kontrollrechten, den Untersuchungskommissionen und anderen Innovationen weiterhin so engagiert verbunden bleiben werden. 

Wir werden dem einen Punkt gerne zustimmen und den anderen werden wir ablehnen. - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.) 
Vorsitzende GR Mag Heidemarie Unterreiner: Der nächste Redner ist Herr GR Prochaska. Ich erteile ihm das Wort.

GR Johannes Prochaska (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Herr Berichterstatter! Meine nicht sehr zahlreichen Nutznießer der neuen Geschäftsordnung!

Nach diesem Ausflug zu Alice im Wunderland der Bezirksdemokratie ein paar Anmerkungen:

Herr Blimlinger kann uns jetzt ja zeigen, wie man alles besser macht. Zuerst einmal soll er seine Unvereinbarkeitserklärung unterschreiben. Eines sei auch erwähnt: Wenn der Wahlmodus, den die Grün-Alternativen für die Wahl eines Bezirksvorstehers vorgeschlagen haben, eingeführt worden wäre, dann wäre Herr Blimlinger sicher nicht Bezirksvorsteher geworden. (GR Mag Christoph Chorherr: Sie können nicht einmal rechnen!) Das muss man gleich dazusagen. Er nützt genau das aus, was er allen anderen Mehrheitsparteien in anderen Bezirken zum Vorwurf gemacht hat. Aber das ist Chorherr - so kennen wir ihn und so bleibt er auch! (Beifall bei der ÖVP.) Es ist mir eigentlich schon fast lieb geworden, denn damit kann man sich ganz wunderbar auseinander setzen.

In der Tat, meine Damen und Herren, setzen wir mit dem heutigen Beschluss gleichsam unter Vorwegnahme des morgigen Landtags einen Schlussstein unter eine Reform, eine - nicht nur im Vergleich zum Altbestand - gewaltige Reform. Der erste Teil wurde in der Landtagssitzung des 23. Jänner fertig gestellt, quasi das Basisfundament für die heutigen Beschlüsse. 

Im Zeitraum der jahrelangen und mitunter schon recht sperrigen Verhandlungen gab es ohnehin schon zu allen möglichen passenden und unpassenden Gelegenheiten Schlagabtausche, Diskussionen und Schuldzuweisungen in Bezug darauf, wer denn jetzt eigentlich so sehr zu dieser langen Dauer beigetragen hat, bis letztendlich doch die notwendigen Mehrheiten - verfassungsmäßig im Landtag und hier die einfachen Mehrheiten - für eine gültige Beschlussfassung gesichert waren.

Wie immer in solchen Fällen des Erfolgs gibt es nachher viel mehr Urheber als tatsächlich dazu beigetragen haben.

Dieses Reformwerk, meine Damen und Herren, hat - und ich sage das in aller Unbescheidenheit - in Wirklichkeit nur zwei Mütter, nämlich ÖVP und SPÖ, oder zwei Väter, den Hatzl und den Prochaska; aber das darf die GRÜNEN mit ihrer Präferenz zu gleichgeschlechtlichen Partnerschaften ja nicht sonderlich stören, das will ich ihnen konzedieren. 

Tatsache ist, dass - und das sei auch zugegeben - auch die Wortmeldungen der Grün-Alternativen, wenn die Gespräche manchmal gestockt haben oder sich Argumentationsketten im Kreis bewegt haben, zur Auflockerung des Klimas beigetragen haben, aber den großen Wurf, mit Verlaub, den haben schon die anderen gesetzt, und da darf ich, so wie gestern - ich brauche es ja nicht zu wiederholen -, auf den Anteil meiner Volkspartei mit Stolz hinweisen!

Meine Damen und Herren! Natürlich ist nicht alles top-optimal, aber schließlich und endlich sind Kompromisslösungen Lösungen, bei denen sich die Partner auch finden müssen. Wenn sich einer durchsetzt und über die anderen drüberfährt, dann ist es ja auch kein Kompromiss mehr. 

Daher glaube ich, dass wir etwas sehr Anständiges zusammengebracht haben. Ich bin auch wirklich stolz darauf, dass die Volkspartei, obwohl sie durch ein Koalitionsabkommen zur Konsensualität verhalten war, klipp und klar darauf hingewiesen hat, dass die Untersuchungsausschüsse oder ‑kommissionen für uns als Minderheitenrecht zwingend notwendig sind. Ich stehe daher nicht an, hier überhaupt zu sagen, dass sich die ÖVP in der Gebundenheit der Koalition um Welten mehr getraut hat, Herr Kollege Chorherr - er flieht in die letzte Bank -, als Sie in der seltenen Pose der proskynetischen Opposition. - Für die Gegner der klassischen Bildung erkläre ich das: Die Proskynesis ist der Devotionsfußfall der Orientalen, bei dem sie mit ausgebreiteten Händen mehrfach mit dem Oberkörper auf den Boden schlagen. (Beifall bei Gemeinderäten der ÖVP.) - Das probieren Sie laufend! Sie haben auch heute in der Einleitung zu dieser Debatte wieder bei der SPÖ andocken wollen. Sie machen es mit mangelndem Erfolg, schön langsam wird es peinlich. (Beifall bei der ÖVP.) 
Das ist keine persönliche Befindlichkeit oder Empfindlichkeit von mir. Im Durchlesen der Debatte vom 23.1., an der ich - wirklich leider! - nicht teilhaben konnte, ist Ihnen das auch von anderen Oppositionsparteien bestätigt worden.

Ich will jetzt auch nicht über die Genesis reden, darüber, warum es so lange gedauert hat. Es war das monatelange Warten auf angekündigte und nie eintreffende Gutachten auch nicht sonderlich förderlich. 

Ich kann aber auch nicht umhin, die in sehr geringer Anzahl anwesenden Freiheitlichen anzusprechen und zu sagen: Ihre Haltung war eigentlich noch weniger konstruktiv! Sie wollten nämlich von Anfang an überhaupt keine Reform haben, weil Sie in Ihrer damaligen Stärke das Monopol auf die notwendigen Quoren hatten. Heute müssten Sie uns eigentlich dankbar dafür sein, dass wir die Quoren herabgesetzt haben, sonst könnten Sie nämlich keine dringlichen Instrumente oder Sonstiges ausüben, meine Damen und Herren!

Auch der Vorschlag, bei den Untersuchungsausschüssen auf eine Bundesregelung, auf eine Bundesentscheidung zu warten, war als nicht wirklich glückhaft zu bezeichnen, um das sehr sanft auszudrücken. Besonders signifikant für Sie, die Sie diese Reform als Schlag ins Wasser bezeichnen, ist aber, dass Sie all das, was Sie rhetorisch ablehnen und wild bekämpfen, dann meistens als Erste auszunützen beginnen.

Ich erinnere mich noch sehr gut daran, wie wir die Parteienfinanzierung hier festgelegt haben: Wütender Widerstand herinnen und zur gleichen Zeit war das schriftliche Ansuchen um die Parteienfinanzierung von Ihrer Partei schon abgegeben. - Genau so, meine Damen und Herren, haben Sie es auch hier gehalten: Sie haben gegen die Stadtverfassungsreform mit dem erleichterten Zugang zu den Kontrollrechten gestimmt und gestern als erste Nutznießer davon Gebrauch gemacht. 

Das hat also offensichtlich Methode, sich von anderen zum Glück zwingen zu lassen, aber ein bewegender Beitrag zur Glaubwürdigkeit der politischen Parteien ist es, mit Verlaub, nicht. Das muss ich Ihnen auch sagen. (Beifall bei der ÖVP.) 
Ich werde versuchen, es ähnlich kurz wie der Vorredner zu machen, obwohl die Liste des Aufzählenswerten bei weitem länger ist. Kollege Chorherr, Sie haben wesentliche Eckpunkte des demokratiepolitischen Fortschritts bereits genannt. Es ist auch gut so, in der neuen Situation der Zusammensetzung dieses Hauses, Rechte gesichert zu haben, um nicht auf die Spurenelemente bürgermeisterlicher Demut angewiesen zu sein, sondern Rechte einsetzen zu können. 

Ich werde auch hier den Landtag mit einbeziehen, um die Debatte morgen nicht zu duplizieren. Es geht morgen dann nur mehr um einen Antrag, der einzubringen ist.

Die Einführung von Untersuchungskommissionen im Gemeinderat, Untersuchungsausschüssen im Landtag, ein besserer Zugang, Einschaltung des Kontrollamts als Minderheitenvotum - ich glaube, wer das als Schlag ins Wasser bezeichnet, der gibt den Anspruch, ernst genommen zu werden, auf, meine Damen und Herren!

Die Senkung der notwendigen Zahl der Antragsunterstützer im Fall der Einbringung von dringlichen Initiativen sowie einer Aktuellen Stunde kommt auch den Gegnern dieser Einrichtung sehr zugute. 

Die Senkung der erforderlichen Zahl der Antragsunterstützer für die Einberufung einer zusätzlichen Sitzung des Gemeinderats und der Zeitrahmen, in dem diese stattzufinden hat, ist von Chorherr erwähnt worden: also nicht irgendwann einmal, sondern innerhalb eines festgelegten Zeitraums.

Die Verlängerung der Akteneinschaufrist für Gemeinderäte wurde verdoppelt. Ich hoffe ja, dass es nicht nur darum geht, weniger in Sitzungen zu arbeiten, sondern die Zeit, die man sich dadurch erspart, durch genauere Recherchen wieder einzubringen - damit Sie meine Stellung zu diesem Antrag auch gleich kennen. 

Der wechselnde Vorsitz im Kontrollausschuss - das habe ich schon gestern gesagt - hat den Vorteil, Einseitigkeiten nicht pragmatisieren zu müssen. Wir haben hier einen gemeinsamen Antrag, der die Präzisierung vorsieht für den Fall, dass es nur eine Oppositionspartei gibt. Ich darf ihn gleich weiterreichen.

Nominierungsfristen wurden zugunsten der Fraktionen verlängert; die Öffentlichkeit der Sitzungen verbessert; das Rederecht des Rechnungshofpräsidenten in Ausschüssen und im Plenum von Landtag und Gemeinderat uneingeschränkt eingeräumt; die Zusammensetzung beziehungsweise Beschickungsmöglichkeiten der Unterausschüsse verbessert; Sitzungsunterbrechungen, wie Unterbrechungsdauer, besser geregelt; die Definition einer möglichst zeitgerechten Vorlage und Behandlung von Kontrollausschussergebnissen und Rechnungshofuntersuchungen und ‑berichten verbessert; die bisher dem Bürgermeister allein vorbehaltenen Rechte wurden zum Teil auf den Gemeinderat ausgeweitet, wie zum Beispiel die Absetzung von Geschäftsstücken; die Antragsbehandlung verbessert in Form von zwingend vorgeschriebenen Zwischenberichten und durch die Ermöglichung der Adressierung auch an einen Stadtrat, um auch die Antwort vom Stadtrat zu erhalten und nicht von irgendeiner Magistratsabteilung, und so weiter und so fort. Anfragemöglichkeit zwischen den Sitzungen; Festlegung der Beginnzeiten für Sitzungen so, dass sie nicht in der medienfreien Zeit stattfinden; die Eingrenzung von Rechten, die bisher nur Regierungsmitglieder hatten, und die Ausweitung von Rechten der nichtamtsführenden Stadträte - die zwar auch Regierungsmitglieder sind, als nichtamtsführende diese Rechte aber nicht hatten. - Einen gemeinsamen Antrag, dass sie sich in der Aktuellen Stunde auch zu Wort melden können, darf ich ebenfalls weiterreichen.

Meine Damen und Herren! Ich habe schon gesagt, das ist vielleicht nicht alles top-optimal; manches hätten wir als ÖVP uns auch anders vorstellen können. In einem Kompromiss müssen sich aber alle finden. Und es wird niemand - niemand, der ernst genommen werden will - wirklich behaupten können, dass dies nicht ein wirklich großer Schritt in Richtung Transparenz, vermehrter Kontrolle und Demokratisierung ist. (Beifall bei der ÖVP.)

Ich behaupte auch, dass es uns gelungen ist, ein sehr gutes Ausmaß an Ausgewogenheit zwischen den unterschiedlichen Interessen von Regierungsparteien einerseits und Oppositionsparteien andererseits zu erreichen, dienen doch Verfassung und Geschäftsordnung sowohl dem Schutz der Minderheit vor Mehrheitswillkür als auch der jeweiligen Regierungsmehrheit vor Lahmlegung und Destruktion. Daher sind auch Zugangsschwellen, mengenmäßige und zeitmäßige Beschränkungen notwendig. Herr Kollege GÜNTHER, das ist keine Knebelung, und vor allem möchte ich das dumme Wort von Totschlag der Demokratie, wie es auch schon gebraucht wurde (GR Dr Helmut GÜNTHER: Aber noch nicht von mir!), in diesem Zusammenhang wirklich nicht mehr hören. Das ist einfach lächerlich. Diese Einschränkungen, diese Zugangsschwellen sind Garanten dafür, dass Gemeinderat und Landtag für unsere Stadt auch arbeiten können - das ist unser Wählerauftrag - und nicht zur bloßen Inquisitionsschaubühne verkommen. 

Davor aber, vor dieser Versuchung, ist wohl keine Partei hier ganz sicher, meine Damen und Herren, denn was ich in den letzten zwei Tagen des Rechnungsabschlusses hier gehört habe, war weniger die Auseinandersetzung der Leistung für die Wiener durch diese jetzt im Vollzug überprüften seinerzeitigen Budgets, als vielmehr der Versuch einer Polarisierung und Dauerkonfrontation der Stadt Wien gegen den Rest der Republik Österreich. Und das ist keine konstruktive und keine gute Haltung. Die wird uns nicht gut tun und sie tut der Republik nicht gut. (Beifall bei der ÖVP.) 

Meine Damen und Herren! Ich gestehe Ihnen zu, dass es am Anfang nicht immer leicht war, inhaltlich vom damaligen Koalitionspartner auch wirklich etwas zugestanden zu bekommen, und es hat bisweilen harte politische Momente gegeben. Es war also keineswegs alles Liebe und Waschtrog, wie die Opposition, die damalige Opposition, es bezeichnet hat und uns als Verhinderungskartell darzustellen versucht hat. Also, wenn es darum gegangen wäre, dann wären wir in viel kürzerer Zeit fertig geworden, meine Damen und Herren! Diese Darstellung straft sich selbst Lügen. Aber diese Zeit, die hart war und in der es uns nicht immer leicht gemacht wurde, die Zeit der Verhandlungen mit dem anfänglichen großen Skeptiker Johann Hatzl, hat zu einer menschlich beeindruckenden Begegnung gezählt und zu jenen Momenten, über die ich sagen kann, dass sie vieles von dem, was ich in dieser Zeit an weniger Erbaulichem von Seiten der SPÖ kennen gelernt habe, aufgewogen haben.

Die, die mich kennen, wissen, dass ich im Allgemeinen vom Rednerpult aus das Du-Wort nicht gebrauche. Ich möchte aber ausdrücklich sagen: Hans, das hast du großartig gemacht! Ich danke dir dafür, es war wirklich fein! (Beifall bei der ÖVP und bei der SPÖ.) 

Und das muss, darf und soll auch bei ideologisch so unterschiedlichen Exponenten wie bei uns zweien möglich sein, wenn die Politik hier in diesem Saal, meine Damen und Herren, nicht in polternden Populismus einerseits und in rotzige Aggressivität andererseits abgleiten soll. Diese Momente muss es geben und diesen Konsens muss es geben. 

Meine Damen und Herren! Verfassung und Geschäftsordnung sind Ordnungsinstrumente für das Zusammenleben und den politischen Prozess - nüchtern und papieren. Wir alle sind aufgefordert, sie zum Leben zu erwecken - nicht nur zu beachten, sondern zum Leben zu erwecken -, insofern, als Umgangsformen und Umgangston auch den Respekt vor der Meinung - nicht immer vor der Haltung, aber vor der Meinung - des politisch Anderen widerspiegeln sollen und erkennen lassen. Anders kann die Demokratie nicht funktionieren. 

In diesem Sinn, meine Damen und Herren, darf ich Sie auffordern, dem vorliegenden Geschäftsstück, das Wien aus der Schlusslichtposition der roten Laterne in die Vorreiterrolle der österreichischen Bundesländer katapultiert, zuzustimmen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu einer tatsächlichen Berichtigung hat sich Herr GR Mag Chorherr gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

GR Mag Christoph Chorherr (Grüner Klub im Rathaus): Meine Damen und Herren! 

Nur einen einzigen Punkt: Der ehemalige Klubobmann Prochaska hat gemeint, dass im 7. Bezirk der BV Blimlinger sofort darauf verzichtet hat, sich von einer Mehrheit akzeptieren zu lassen. (GR Johannes Prochaska: Wenn Ihr Vorschlag durchgegangen wäre, dann wäre es so gekommen!) Ja. Wenn unser Vorschlag durchgegangen wäre, dann hätte eine Mehrheit in der Bezirksvertretung den BV Blimlinger auch wählen müssen. Ich war selbst bei dieser Bezirksvertretungssitzung. Es gab eine Mehrheit an Stimmen sowohl für den BV Blimlinger als auch für seine Stellvertretung. Also insofern ist Ihre Aussage, die Sie in Bezug auf diesen Fall gemacht haben, falsch. Es gab eine Mehrheit! 

Und wir bleiben dabei, dass es sinnvoll ist, dass der Bezirksvorsteher beziehungsweise die Bezirksvorsteherin in allen Bezirken die Mehrheit der Bezirksvertretung hinter sich hat. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Dr GÜNTHER. - Bitte schön.

GR Dr Helmut GÜNTHER (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Nach der Debatte zur Stadtverfassung, die für die ÖVP damals Kollege Tschirf geführt hat, habe ich geglaubt, mehr Eigenlob wäre nicht mehr möglich. Aber Kollege Prochaska hat gezeigt, dass er das locker noch überbieten kann. Er hat sich da hergestellt und hat sich zwar beim ehemaligen Klubobmann der SPÖ für die hervorragende Zusammenarbeit bedankt, aber an sich glaubt man, dass die ganze Reform ausschließlich der ÖVP zu verdanken ist!

Die ÖVP und die SPÖ haben im Jahr 1996 ein Koalitionspapier erstellt und damals haben sie hineingeschrieben, dass sie sich zu einer neuen Stadtverfassung beziehungsweise zu einer neuen Geschäftsordnung finden werden. Dann haben sie nicht wirklich alle dabei eingebunden, und dass sich die FPÖ hier verweigert hätte, wie Prochaska das heute darzustellen versucht hat, entspricht schlichtweg nicht der Wahrheit. Sie ist oft nicht zu den Gesprächen geladen worden, vor allem in der letzten Zeit, und man hat dann genau in der letzten Zeit noch mit knapper Not die Stadtverfassungsnovelle in der letzten Sitzung hier durchgepeitscht und die Geschäftsordnung, die ja eigentlich auf der Stadtverfassungsnovelle aufbaut, überhaupt nicht mehr zusammengebracht. Das heißt, man hat hier vier Jahre herumdiskutiert, um dann innerhalb kürzester Zeit noch die Stadtverfassung zu ändern.

Ich kann mich noch erinnern: Kollege Tschirf hat bei der damaligen Debatte diesen Entwurf beziehungsweise diese Stadtverfassungsnovelle ebenfalls als den großen Demokratieschub dieser Stadt und als das Größte, was es seit 1920 gegeben hat, bezeichnet. Er ist sogar noch mehr ins Schwärmen gekommen, wie er dann über die Verhandlungszähigkeit und Einsatzfreude seines Vorgängers als Klubobmann berichtet hat. (GR Dr Matthias Tschirf: Stimmt ja!) Ja, das glaube ich schon. 

Es hat sich diese Einsatzfreude aber schon einmal zu einem Bumerang für die ÖVP entwickelt. Das hat begonnen im Jahr 1996, und zwar - das ist jetzt in § 2 geregelt - damit, dass die ÖVP damals nicht verwinden konnte, dass die FPÖ auf Grund ihrer damaligen Größe, auf Grund des hervorragenden Wahlerfolgs von 1996 zwei Gemeinderatsvorsitzende gehabt hätte. Da kam es zur "Lex ÖVP", die gesagt hat: Nein, das geht nicht! Den vierten stellen wir noch und dann brauchen wir ohnedies nur vier. - Das war der berühmte Schuss ins Knie, denn heute ist es so, dass die ÖVP seit der letzten Wahl auf Grund des großen Wahlerfolgs der SPÖ überhaupt keinen Gemeinderatsvorsitzenden mehr stellt und sich von dieser Funktion verabschiedet hat. Das ist dem zähen Verhandlungsgeschick des Kollegen Prochaska zuzurechnen! (GR Johannes Prochaska: Sie waren für sechs?) Nein, wir waren für drei. 

Nur - ich darf noch weiter dazu ausführen -: Damals, Herr Kollege Prochaska, hat die Demut der SPÖ noch dazu geführt, dass sie bei den drei Landtagspräsidenten noch großzügig war und die Erste Landtagspräsidentin der ÖVP spendiert hat. Diese Demut ist auf Grund des Wahlergebnisses 2001 intensiv in den Keller gefallen, und ich glaube, niemand bei Ihnen hat damit gerechnet, dass irgendwo hier die Demut ausbrechen wird und die SPÖ auf eine Funktion verzichten wird, die ihr auf Grund der gesetzlichen Bestimmungen zusteht. 

Es gibt aber schon noch einige andere Bereiche, die dazu Anlass geben, dieses Werk, das uns heute vorliegt, nicht so positiv darzustellen. Es gibt durchaus positive Punkte dabei, einer davon ist der § 8, wo ... (GR Dr Matthias Tschirf: Das ist der größte Wurf seit 1920!) Diesen Wurf hätte ich gerne gesehen! Wenn man das als Wurf bezeichnet, dann weiß ich nicht, was bei Ihnen ein Wurf bedeutet. Das ist nicht einmal ein Hopserl!

Aber, meine Damen und Herren, die Bestimmung in § 8, in dem festgestellt wird, dass der Bürgermeister eine Sitzung auf Antrag nicht nur einzuberufen hat, sondern dass sie auch innerhalb von drei Wochen stattzufinden hat, ist durchaus etwas Positives und Richtiges, denn er hätte sonst - Kollege Chorherr hat es zuerst schon erwähnt - auch bis zum Ende der Legislaturperiode warten können, zwar nicht mit der Einberufung, aber mit der Durchführung der Sitzung. 

Ein weiterer durchaus positiver Schritt ist die Einbindung des Präsidenten des Rechnungshofs. Es ist richtig, dass der Präsident des Rechnungshofs an den Sitzungen des Landtags und des Gemeinderats und auch an den Ausschusssitzungen teilnehmen kann und dort ein Rederecht hat. Das ist eine Verbesserung, die nicht hoch genug anzurechnen ist, denn hier die direkte Information durch den Präsidenten des Rechnungshofs zu erhalten, ist positiv und wichtig. 

Aber jetzt kommt einer der Punkte, die zuerst Kollege Prochaska angezogen hat, nämlich die Redezeitbeschränkungen. 

Die Redezeit für frei gewählte Abgeordnete zu beschränken, halte ich schlichtweg für falsch. Ich sehe keinen Grund, der das unbedingt notwendig gemacht hätte. Und wirklich interessant ist eines: Im Gemeinderat gibt es eine Redezeitbeschränkung, und der jetzige Präsident des Landtags Hatzl war eigentlich immer einer, der für diese Redezeitbeschränkung eingetreten ist. Mittlerweile ist er Erster Präsident des Landtags und im Landtag gibt es keine Redezeitbeschränkung. Da muss ich ihm ehrlich gratulieren! Dort im Landtag ist jetzt auf einmal der Demokrat Hatzl durchgebrochen. Es wäre gut gewesen, wenn er sich auch im Gemeinderat durchgesetzt hätte, denn heute am Vormittag haben wir schon gesehen, wie das bei einer Redezeitbeschränkung ist.

Da haben wir jetzt eine schöne Lampe und Kollegin Wehsely hat bei der Aktuellen Stunde das Wort ergriffen, mit einer Redezeit von fünf Minuten. Nach vier Minuten beginnt dieses Lamperl zu leuchten, nach fünf Minuten beginnt es zu blinken, und nach sechs Minuten ist es wieder aus. Und der der gleichen Fraktion zugehörende Vorsitzende sitzt da oben und wartet gemütlich und zufrieden, bis ihn das Lamperl nicht mehr stört, und lässt weiterreden. Jetzt frage ich Sie, meine Damen und Herren: Glauben Sie wirklich, dass ein Vorsitzender der SPÖ sich traut, dem Bürgermeister und Landesparteiobmann der SPÖ hier am Rednerpult das Mikrofon abzudrehen? - Das spielen Sie mir einmal vor! Das hätte ich bei den nächsten Sitzungen hier in diesem Hohen Hause gerne gesehen! (Ruf bei der SPÖ: Das ist unerhört, was Sie sagen! - GR Ursula Lettner: Ihrer Kollegin entgleitet die ganze Sitzung!)

Meine Damen und Herren! Wenn Sie die Protokolle der in diesem Hause stattgefundenen Sitzungen durchschauen, dann werden Sie sehen: Es werden selten Reden gehalten, deren Dauer über die vorgesehenen Zeiten hinausgeht. Nur: Wenn ein Abgeordneter etwas zu sagen hat, dann muss man ihm das Recht geben, hier herauszugehen, und wenn das länger dauert als 20 Minuten, dann muss er auch das Recht haben, für längere Zeit das Wort zu ergreifen, wenn es um ein wichtiges Thema geht. Denn ich hoffe schon, dass jeder Abgeordnete, der hier herausgeht, das Wort ergreift, um das zu sagen, was ihm ein Anliegen ist und was vielleicht ein Anliegen der Wiener Bevölkerung ist. Wenn sich das in 20 Minuten nicht ausgeht, dann kann das nicht dazu führen, dass entweder die Mikrofone abgeschaltet werden oder der Vorsitzende dem Abgeordneten das Wort entzieht. 

Und dann kommt es zu den berühmten Bereichen der Abstimmungen. Die Abstimmungen sind ja im Normalfall mittels Handerheben durchzuführen, sie können aber auch als namentliche Abstimmung durchgeführt werden, und hier gibt es eine interessante Bestimmung: Während im Normalfall die Abgeordneten auf ihren Sitzplätzen zu sitzen haben, um aufzuzeigen, genügt es bei namentlichen Abstimmungen, wenn der Abgeordnete im Saal ist. Jetzt frage ich Sie: Glauben Sie wirklich, dass der Vorsitzende jeden der 100 Abgeordneten dieses Hauses an der Stimme erkennt, wenn er hier irgendwo im Haus ist, und genau zuordnen kann, ob es der jeweilige Abgeordnete war, der da seine Stimme abgegeben hat, oder ob sonst jemand für ihn abgestimmt hat? - Das kann es doch wohl nicht sein, Herr Klubobmann Oxonitsch! Sie brauchen sich nicht so zu verkrampfen. (GR Christian Oxonitsch: Sie suchen aber jetzt sehr krampfhaft!) Ich weiß es nicht, aber ist das wirklich notwendig? Können Abgeordnete nicht auch dann auf ihren Sitzen sitzen bleiben, wenn sie namentlich aufgerufen werden? Ist das so eine Anstrengung für Abgeordnete? - Wir sind hier gewählt, um für die Bevölkerung einzutreten, und nicht, um irgendwo hinten im Saal herumzustehen und uns zu unterhalten und vielleicht dann, wenn man gefragt wird, auch noch mit Ja zu antworten. Das ist doch eine Art, die ich mir nicht vorstellen kann und sie setzt bei den Vorsitzenden ein hohes Stimmerkennungsvermögen voraus. Ich hoffe, dass das auch vorhanden ist. 

Das nächste Punkt im Zusammenhang mit der Abstimmung ist jetzt auch geregelt, die so genannte "Lex Sagmeister". Bei Kollegen Sagmeister hat damals der Vorsitzende Hundstorfer lange genug herumgeturnt und versucht, von ihm doch das zu erfahren, was er auf Grund der Fraktionsmeinung wirklich hätte sagen sollen. Es ist nicht ganz gelungen. Jetzt hat der Vorsitzende die Möglichkeit, den Abgeordneten so lange zu fragen, bis dieser draufkommt, dass er nicht ganz auf Fraktionslinie liegt und doch die richtige Antwort gibt. (GR Ursula Lettner: Sie haben ja selbst schon einmal falsch abgestimmt!) Wo habe ich falsch abgestimmt? (GR Ursula Lettner: Nicht Sie persönlich, Ihre Fraktion! Tun Sie nicht mit Steinen werfen, wenn Sie selbst im Glashaus sitzen!) Es geht aber nicht darum, Frau Kollegin! Sie waren damals vielleicht schon da, wie Kollegen Sagmeister das passiert ist, und es war tragisch, weil er - ich sage es Ihnen auch gleich dazu - persönlich damals krank war. (GR Kurt Wagner: Er hat sich ja selbst gleich berichtigt! Er musste ja gar nicht nachfragen!) Herr Kollege Wagner! Aber wenn ein Abgeordneter hier herinnen nicht weiß, wie er abstimmen soll - und jeder hat hier seine persönliche Stimme abzugeben -, dann ist es, glaube ich, nicht notwendig, dass der Vorsitzende so lange nachfragt, bis ihm die Antwort recht ist. (GR Kurt Wagner: Es war fair, wenn jemand sich verbessert, dass das dann auch zur Kenntnis genommen wird!)

Wir kommen zur nächsten Lex, und zwar zur "Lex Schuster". Da gab es vor einigen Jahren eine Abstimmung über die Anzeigenabgabe, und da war das Mittagessen bei vielen Kollegen hier im Haus ... (GR Johann Hatzl: Herr GÜNTHER, haben wir nicht schon einmal mit Ihrer Unterstützung auf Wunsch von Kollegen Pawkowicz eine Abstimmung wiederholt, weil einige gefehlt haben?) Und das regeln Sie jetzt alles. Sie schieben jetzt also die Neuregelung auf unseren leider schon verstorbenen Klubobmann? - Also, das wird Ihnen nicht ganz gelingen, Herr Ex-Klubobmann und Landtagspräsident! (GR Kurt Wagner: Herr Dr GÜNTHER und Sie sprechen von einem Kollegen, der heute gar nicht mehr hier herinnen ist! Das ist genau das Gleiche!) Wissen Sie, Herr Kollege Wagner, warum Kollege Sagmeister nicht mehr da ist? - Weil ihr euch den Kopf darüber zerbrochen habt, wie ihr ihn so schnell wie möglich austauschen könnt! (GR Kurt Wagner: Also, das glaube ich weniger!) Also macht nicht jetzt auf einmal da ... ! (Beifall bei der FPÖ.)  

Meine Damen und Herren! Herr Kollege Wagner! Das Mitleid der SPÖ damals bei der Abstimmung durch Kollegen Sagmeister hat Kollegen Sagmeister so getroffen, dass ihr ihn abgelöst habt! Das war der wirkliche Hintergrund damals. 

Kollegen Schuster ist es da ein bisschen besser ergangen. Da gab es hier diese berühmte Abstimmung über die Anzeigenabgabe und dabei ist es passiert, dass leider sogar von einer Koalition, die damals doch weit über 50 Prozent der Mandate besetzt hat, so wenige Kollegen herinnen waren, dass diese Abstimmung negativ ausgegangen ist. (GR Ursula Lettner: Sie ändern dauernd die ... !) Frau Kollegin! Sie haben so wenig Ahnung von diesen formalen Dingen, dass es wirklich peinlich ist, was Sie da hereinrufen! (Beifall bei der FPÖ.)  

Jetzt hat man eine Bestimmung hereingenommen, wonach, wenn ein Abgeordneter sagt, das hat nicht gestimmt, nur noch 13 Abgeordnete zustimmen müssen, und wir können bis zum Sankt-Nimmerleins-Tag immer wieder nachzählen lassen. Da kommt man dann sogar noch früh genug vom Essen hier herein und es gelingt immer noch, es hier im Hause zu einer ordentlichen Abstimmung zu bringen. (GR Kurt Wagner: Herr Dr GÜNTHER, das mit dem Auszählen müssten Sie aber Ihrer Fraktionskollegin auch gesagt haben!)  

Herr Kollege Wagner! Machen Sie sich keine Sorgen! Diese Geschäftsordnung wird mit den Stimmen von Ihnen, den GRÜNEN und der ÖVP sowieso beschlossen. Aber es ist nicht notwendig, dass die Freiheitlichen, die von der Qualität dieser Geschäftsordnung nicht wirklich überzeugt sind - und das kann man auch nicht sein -, zustimmen. Wir müssen leben damit, aber wir müssen nicht zustimmen auch noch in diesem Bereich. 

Kollege Chorherr hat noch gesagt, die Regelung, wonach bei der Fragestunde fünf Fragen aufzurufen sind, ist durch die damalige Anzahl von fünf Fraktionen bedingt. Das ist grundsätzlich richtig. Es hat sich auf die damalige Zusammensetzung des Gemeinderats bezogen. 

Die Zahl 13 hat sich auch auf die damalige Zusammensetzung des Gemeinderates bezogen, denn das war das Zusammenziehen der 6 Liberalen mit den 7 GRÜNEN, das waren 13. Damit wollte man, wenn sich nichts verändert hätte, die Möglichkeit eröffnen, dass dringliche Initiativen auch durch die beiden kleineren Oppositionsfraktionen in Angriff genommen werden können. Das war der tiefere Hintergrund der Zahl 13. Oder können Sie mir sagen, warum sonst, ich glaube, 12 oder 13 verschiedene Quoren in dieser Geschäftsordnung eingeführt wurden?

Nun zum Abschluss etwas Positives zur Geschäftsordnung des Gemeinderats. Die Einsetzung der Untersuchungsausschüsse ist grundsätzlich etwas Positives. Es ist noch nicht so weit gediehen, wie es sein könnte, aber es ist positiv, und auch die Regelungen für die Ausschüsse und Kommissionen sind positiv.

Dass zufällig die größte Oppositionspartei davon betroffen ist, dass sie während der fünfjährigen Periode nur einmal den Vorsitz führt, ist vielleicht nicht ganz ungewollt, aber vielleicht ändert sich das auch einmal in diesem Haus. (Zwischenrufe bei der ÖVP und bei der FPÖ.) Ich habe es zwar nicht ganz verstanden, aber ich kann mir vorstellen, was Kollege Prochaska gerade gesagt hat.

Ich komme jetzt noch zu der Änderung der Geschäftsordnung der Bezirksvertretungen. Die wurde hier ausgearbeitet und dann den Bezirken, die ein Anhörungsrecht haben, zur Stellungnahme übermittelt. Und da hat es - das war wirklich interessant - verschiedenste Abläufe gegeben. Viele Bezirke haben eine Sondersitzung der Bezirksvertretung gehabt, die manchmal korrekt, manchmal weniger korrekt einberufen wurde. Im 13. Bezirk zum Beispiel wurde sie zwar einberufen, aber der Bezirksvorsteher hat übersehen, dass man vor einer Sitzung, ganz egal, ob es eine Sondersitzung ist oder eine im normalen Ablauf, eine Präsidiale durchzuführen hat. Die ist einfach vergessen worden, aber trotz allem ist die Sitzung durchgeführt worden.

Da gibt es noch den Heimatbezirk des ehemaligen Klubobmanns der ÖVP, den 18. Bezirk, und den Herrn BV Homole. Der hat es überhaupt nicht der Mühe wert gefunden, dass er die Bezirksvertretung darüber informiert. Er hat auch die Präsidiale nicht informiert, er hat nur gesagt, das gefällt mir, und das hat er in einer Stellungnahme auch weitergeleitet. Das ist ein bisschen dünn für ein Anhörungsrecht, das der Bezirksvertretung zusteht und das dann so wahrgenommen wird, dass der Bezirksvorsteher aus eigener Machtvollkommenheit zurückschreibt.

Aber jetzt beginnt es interessant zu werden: Es müssten also 23 Stellungnahmen gekommen sein, die von "es gefällt uns" bis zu irgendwelchen inhaltlichen Bemerkungen reichen, und die hätten vorgelegt werden müssen, aber ich habe sie nie gesehen. Ich weiß nicht, was wirklich mit ihnen passiert ist. Man hätte sie dem Entwurf beischließen können, dann hätten wir einen Überblick bekommen über das Ganze, oder man hätte sie einarbeiten können, dann hätte man es anzeichnen müssen, so wie die anderen Bereiche, die ja auch angezeichnet wurden und die in der Gegenüberstellung einen guten Überblick des Ganzen gegeben haben, wie es passiert ist.

Es gibt für die Bezirksvertretungen durch diese Novelle durchaus die eine oder andere positive Erneuerung; zum Beispiel das Herabsetzen von einem Viertel auf ein Fünftel für die Einberufung einer Sitzung ist eine ausgezeichnete Erneuerung. Aber die Einschränkung des Rederechts und die Vorlage der Anfragen an den Vorsteher jetzt nicht mehr bis zu Beginn der Sitzung, sondern drei Tage vorher, und auch die Tatsache, dass der Vorsteher jetzt überhaupt die Möglichkeit hat, alles schriftlich zu beantworten, was dazu führen kann, dass es überhaupt keine Diskussion mehr in der Bezirksvertretung gibt, das kann man nicht wirklich als den großen Wurf bezeichnen, wie das hier dargestellt wird, auch nicht für die Bezirksvertretungen.

Meine Damen und Herren! Ich habe vorhin schon gesagt, wir werden mit dieser Geschäftsordnung leben müssen. Sie hat das Leben hier herinnen nicht wirklich erleichtert, in manchen Bereichen schon, in vielen Bereichen hat sie das erbracht, was der Kollege Prochaska zuerst gesagt hat, einen Kompromiss. Die Frage war, wie stark hat sich bei diesem Kompromiss die ÖVP durchgesetzt. 

Das, was Sie vorhin vom "Schlag ins Wasser" gesagt haben, stimmt, und aus diesem Grund wird dieser Schlag ins Wasser von uns keine Zustimmung erhalten. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Godwin Schuster. Ich erteile es ihm. (Rufe und Gegenrufe zwischen der ÖVP und der FPÖ.) Der Redner hat das Wort. - Bitte.

GR Godwin Schuster (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Meine geschätzten Kolleginnen und Kollegen!

Ich möchte mit dem letzten Beitrag deshalb anfangen, denn wenn das, was Sie, Kollege GÜNTHER, jetzt gesagt haben, in der Tat die Inhalte und die Begründung für Ihre Ablehnung sind, dann kann ich mir vorstellen, dass die FPÖ vielleicht ihre Meinung ändert, es sei denn, die FPÖ hat von Haus aus gesagt, wir stimmen nicht zu und wir sagen halt irgendetwas dazu. 

Punkt Nummer eins: Ich glaube, es ist für die FPÖ-Gemeinderätinnen und ‑räte sehr wichtig zu wissen, dass wir eine tatsächliche Unterbrechung unserer Gespräche mit den anderen Parteien - das muss man dazufügen, denn zwischen ÖVP und SPÖ gab es ja in dieser Zeit auch ständig Gespräche mit den anderen Parteien - nicht hatten, weil - wir hatten das bei der Verfassungsdebatte ja schon einmal erläutert, aber ständiges Wiederholen schärft wahrscheinlich den Geist - im Jänner des vergangenen Jahres Klubobmann Kabas in unserer Arbeitsgruppe den Wunsch äußerte, dass wir doch zuwarten sollten, was auf Bundesebene mit den Minderheitsrechten herauskommt. 

Wir hatten in der Tat bis Sommer zugewartet und hatten dann vereinbart, es habe keinen Sinn, länger zu warten, im Bund tut sich nichts, die Frau Vizekanzler ist nicht bereit, über demokratiepolitische Verbesserungen im Parlament zu reden, daher reden wir über das weiter. Sie wissen, dass sich bis heute im Parlament nichts tut, weil ganz einfach die FPÖ dort, wo sie das Sagen hat, null Interesse hat, andere Parteien in den Meinungsfindungsprozess, in die Kontrolle der parlamentarischen Arbeit verbessert einzubinden. 

Das ist der wahre Grund und das hängt auch damit zusammen, dass Sie innerhalb der FPÖ den Eindruck erwecken: Wir sind zum Gespräch nicht eingeladen worden. Wahrheit ist vielmehr: Im Sommer des vergangenen Jahres wurde Ihr Klubobmann der FPÖ - so wie der Klubobmann der SPÖ auch den Klubobmann der GRÜNEN damals eingeladen hat - eingeladen, doch Änderungsvorschläge, die in der Zwischenzeit diskutiert wurden, mit uns auch zu diskutieren. Wir hatten uns damals vorgenommen, diese Verhandlungen mit den Parteien gesondert zu führen, weil wir gesehen haben, das bringt ganz einfach mehr, entkrampft die Situation. Klubobmann Kabas hat damals jedoch die Meinung vertreten: Ich habe eigentlich dazu nichts zu sagen.

Das ist die Ursache gewesen, warum nichts gekommen ist, und das war auch die Ursache, dass von den GRÜNEN sehr, sehr viele Inhalte noch mitdiskutiert wurden und Veränderungsprozesse in unser Gespräch dann mit eingeflossen sind. Das ist Punkt eins.

Punkt zwei: Positiv haben Sie das Einbinden des Rechnungshofpräsidenten herausgestrichen. So sehen wir das auch. Das war auch ein großer Wunsch der ÖVP. Das muss man hier in dieser Form auch sagen.

Positiv haben Sie die Fristen erwähnt, bezüglich der Einberufung von Sitzungen. 

Und nun zur Redezeitbeschränkung: Ich glaube, im Parlament gibt es eine Redezeitbeschränkung - das wird über Internet so gut dokumentiert, da braucht man gar nicht hinzugehen - und der parlamentarische Prozess wird überhaupt nicht behindert. Wir haben in den letzten Legislaturperioden, seitdem wir hier sind - ich bin seit 1991 da und Sie sind ja auch seit dieser Zeit hier -, positivste Erfahrungen mit der Aktuellen Stunde gemacht. Alle, die wir darüber gesprochen haben, haben gesagt, das ist doch vernünftig, denn in 5 Minuten bringen wir sehr viel unter. Deshalb haben wir gesagt, 20 Minuten Redezeit für einen Debattenbeitrag, das muss doch funktionieren, und das war unsere Motivation, hier doch etwas Struktur hineinzubringen.

Wenn Sie meinen, nur in Wien dürfe es keine Redezeitbeschränkung geben, und wenn das Ihr Argument ist, hier nicht zustimmen zu wollen, dann sage ich: Okay, das muss man schon respektieren, dass das Ihr Argument ist. Aber parlamentarische Arbeit funktioniert 100‑prozentig auch mit kürzeren Redezeiten. Ich glaube, dass jeder Mensch - jeder! - es für sich selbst ermöglichen kann, wichtige Dinge nicht in fünf Stunden vortragen zu müssen, sondern es auch in kürzerer Zeit zu machen. (Beifall bei der SPÖ und des GR Dr Matthias Tschirf.) 

Daher: Wenn das der Grund ist, vielleicht könnte sich Ihre Fraktion noch die Meinung zu dieser Abstimmung überlegen. 

Sie haben die Abstimmung angeführt. Also, hätten wir gestern nicht darüber gesprochen, Herr Kollege Günther, und hätte ich Ihnen das nicht gesagt, hätte ich geglaubt, das hat er halt nicht verstanden. Worum geht es denn da? - Wenn jemand - ich versuche, es jetzt nur kurz zu erläutern - hier in diesem Saale ist und wenn eine Abstimmung mit Handzeichen durchgeführt wird, dann hat ganz einfach jeder, der hier ist, zu dieser Zeit in den Bankreihen anwesend zu sein. Bei einer namentlichen Abstimmung wissen Sie genau, wie lange das oft dauert, bis wir damit fertig sind. Und da ist es nicht zwingend erforderlich, dass am Beginn des Abstimmungsvorgangs, wenn mit A begonnen wird, der Abgeordnete, dessen Name mit Z beginnt, schon auf seinem Platz ist. 

Das ist der Grund für diese Formulierung und ich sage Ihnen ganz ehrlich, daran hat sich nichts geändert. Diese Formulierung ist die Formulierung der bisher noch gültigen Geschäftsordnungen. Daher sehen Sie, dass es kein Problem ist.

Und wenn Sie meinen, hier werde mittels Lex Sagmeister saniert: Der Grund für diese Formulierung - auch das habe ich Ihnen gestern gesagt - ist folgender: Wenn der Herr A aufgerufen wird und die Frau B noch nicht aufgerufen wurde, so muss man, wenn der Herr A sich versprochen hat, diesem Angeordneten das Recht geben, dass er das noch bis zum nächsten Aufruf revidieren kann. Das muss man ihm geben, denn Sie wissen genau, welches psychische Moment bei namentlichen Abstimmungen bei manchen auch eine Rolle spielt. 

Daher ist das nicht anderes, als dass wir hier die Meinung des Angeordneten voll respektieren. In dem Moment, wo er sich korrigieren möchte, muss er die Chance haben. Das hat mindestens so viel Auswirkung, als wenn Sie sagen, nicht 20 Minuten soll jemand reden dürfen, sondern fünf Stunden. Das hat mindestens so viel Auswirkung, denn wenn jemand einmal etwas endgültig abgestimmt hat, dann muss er dieses Abstimmungsverhalten auch vor seinen Wählern rechtfertigen. Daher ist das für uns ein ganz, ganz hohes Gut und daher haben wir gemeinsam gemeint, dass wir das korrigieren sollten. 

Ich wollte das sagen, denn vielleicht nützen die FPÖ-Abgeordneten hier noch die Chance, auf diese wenigen Beiträge hier einzugehen. 

Ich möchte auf noch einen Punkt eingehen, den Kollegen Günther als Minuspunkt erwähnt hat, nämlich das Nachzählenlassen. Wissen Sie, Kollege Günther, wenn man in dieser Stadt Verantwortung trägt, muss, glaube ich, jemand, der sich irrt - nur in diesem Falle, wenn sich der Vorsitzende irrt; denn auch der Vorsitzende oder die Vorsitzende sind Menschen -, selbst die Möglichkeit haben - so steht es in dieser Regelung drinnen -, obwohl schon ein Ergebnis da ist, zu sagen: Ich möchte doch noch einmal nachzählen. Diese Möglichkeit wurde hier geschaffen. 

Es muss aber auch die Möglichkeit geben, dass eine bestimmte Personenanzahl, die ein bestimmtes Stimmverhalten dokumentiert hat, das negiert wurde, den Vorsitzenden/die Vorsitzende ersucht: Bitte könnten Sie noch einmal nachzählen, ich glaube, Sie haben sich geirrt. Da müssen 13 Abgeordnete oder 13 Gemeinderäte das so wollen. Nur aus diesem Grunde.

Glauben Sie mir, mir ist es lieber, eine wichtige Sache wird in einer Sitzung entschieden, als dass man dann Monate warten muss, bis man das wieder zur Abstimmung bringen kann. Ich glaube nicht, dass das etwas Negatives ist, und ich glaube auch nicht, dass die Ihre Fraktion das als so negativ empfindet.

Ihr letzter Punkt als Negativum zur Geschäftsordnung von Gemeinderat und Landtag ist die Fragestunde. Waren es nicht insbesondere Ihre Vertreter auch in unserer Arbeitsgruppe, die gemeint hatten, die 60 Minuten sind sehr rasch vorbei, mancher Stadtrat redet sehr lange, und dann kommen nur zwei, drei Fragen dran und die anderen kommen nicht dran? (GR Dr Helmut GÜNTHER: Das haben wir nicht gesagt!) Waren das nicht auch Ihre Vertreter in der Arbeitsgruppe, die das bemängelt haben, vielleicht sogar zu Recht aus Ihrer Sicht bemängelt haben?

Wir haben dann in unserer Vereinbarung mit jenen, die mit uns mitdiskutieren wollten, gesagt: Na, dann machen wir fünf. Fünf nicht nur deshalb, weil fünf Parteien hier waren, sondern wir haben das als Ziffer festgesetzt. Ich sage Ihnen, heute bin ich sehr froh, dass wir uns damals für diese Ziffer 5 entschieden haben, weil durch diese fünf Fragen, die zumindest kommen, auch eine Rotation zu Beginn der Fragestunde sichergestellt ist. Ich bin also wirklich sehr froh darüber, dass wir uns in dieser Weise geeinigt haben. 

Wenn das ein Minuspunkt war, dann bitte, Kollege Günther, versuchen Sie in Ihrer Fraktion, das noch einmal zu diskutieren. Wir haben noch ein paar Minuten Zeit, die ich jetzt nützen möchte, um auf einiges andere hinzuweisen. 

Tatsache ist, wir haben lange diskutiert. Kollege Prochaska hat auf den Diskussionsstil hingewiesen und ich kann das nur unterstreichen, was er gesagt hat. So wie ich es bei der Verfassung gemacht habe, möchte ich es auch heute hier machen, weil Kollege Prochaska da ist. Man muss der Art und Weise, wie in der koalitionären Verhandlungsrunde ständig die Diskussion geführt wurde, höchsten Respekt zollen. Das war von Haus aus nicht so sicher und das, was Kollege Prochaska am Ende gemacht hat, ist meines Erachtens auch ein Ausdruck dessen. Ich bin sicher, würde Kollege Hatzl hier stehen, würde er Gleiches sagen. Der Respekt, den Kollege Prochaska für Kollegen Hatzl dokumentiert hat, dieser Respekt würde genauso zurückkommen, in gleichen Worten, in gleicher Art und Weise, weil er angebracht ist. 

Diese unsere Gesprächskultur, die in diesem kleinen Kreise immer stattgefunden hat, wurde manches Mal durch Presseausendungen ein wenig beeinflusst. Man fühlte sich manches Mal gestört und ich hatte oftmals auch den Eindruck, da reden Leute von einer Sache und wissen nicht, was in der Zwischenzeit passiert ist. Das war nicht nur die Oppositionspartei, die das damals so gepflogen hat, und wir haben auch manches Mal entsprechend reagiert. 

Ich glaube aber auch - und das möchte ich wirklich als das Positive herausstreichen -, die Gesprächskultur, die wir nach dem Sommer hatten, auch mit den Grünen, ist etwas, was herauszustreichen ist. Kollege Chorherr hat das auch erwähnt und ich glaube, das kann man nicht genug würdigen. Das verdient hohe Anerkennung, weil ich weiß, dass diese Diskussion in diesem Bereich nicht so selbstverständlich war. 

Ich glaube aber, dass wir bei dieser Gelegenheit, und da ich möglicherweise der vorletzte Redner zu diesem Akt bin, auch unseren Dank und die Anerkennung an jene richten sollen, die nicht die Möglichkeit haben, hier zu reden, sich hier zu präsentieren. Hier möchte ich natürlich auf den leider verstorbenen Dr Ponzer hinweisen, hier möchte ich aber im Besonderen auf Frau Dr Bachofner hinweisen, die uns enorm unterstützt hat und die viele, viele Stunden mit uns verbracht hat, um das zu formulieren, was wir an Ideen und Vorschlägen hatten. Ich möchte ganz ausdrücklich Ihnen, Frau Dr Bachofner, herzlich danken. (Beifall bei der SPÖ und bei Gemeinderäten der übrigen Fraktionen.) 

Für die Arbeit, die dahinter in den Klubs geleistet wurde, wäre es mir persönlich noch ein Bedürfnis, Herrn Mag Meisl und Mag Luschnik von den Grünen meinen ganz persönlichen Dank zu sagen, weil diese Kooperation vorbildlich war. 

Die Änderung zur Geschäftsordnung bedeutet einerseits, dem Rechnung zu tragen, was wir wollten, nämlich die Aufwertung der Kontrollmöglichkeiten, bedeutet aber auch eine Anpassung an eine manches Mal geübte Praxis, die mit Parteienvereinbarung abgedeckt war, bedeutet auch eine höhere Transparenz für die Öffentlichkeit, da wurde - etwas scherzhaft, nehme ich an, vielleicht nicht so ernst gemeint - hingewiesen auf die Möglichkeit der Internet-Übertragung, auf die Möglichkeit, Protokolle ins Internet zu stellen. Das ist nichts Besonderes, aber es war notwendig, dazu eine Korrektur durchzuführen, und es hat auch eine besser strukturierte Vorgangsweise im Ablauf unserer Arbeit in den verschiedensten Gremien mit sich gebracht. 

Ich möchte nicht alles wiederholen, was schon gesagt wurde, ich möchte nur auf einiges hinweisen: 

Durch diese Änderung wurde die Transparenz verstärkt, und zwar dadurch, dass in der Geschäftsordnung genau fixiert wurde, welche Bereiche der Sitzungen öffentlich zu sein haben. Dass wir natürlich noch immer die Möglichkeit haben, bestimmte Geschäftsstücke nichtöffentlich zu verhandeln, ist eine Notwendigkeit, die sich aus der Arbeit ergibt. 

Künftighin wollen wir die Zuhörer, die manches Mal doch in größerer Anzahl anwesend sind, mit Informationen versorgen, damit sie zumindest wissen, welche Tagesordnungspunkte hier behandelt werden. Damit man nicht dasitzt und nicht weiß, worum es da geht, ist auch etwas, was hier neu geregelt wird. 

Darüber hinaus haben wir manche praktische Anpassungen vorgenommen, auf die ich hier gar nicht eingehen will. 

Dass wir den Schwerpunkt Verhandlungsgegenstand - bisher nur geübte Praxis durch eine Parteienvereinbarung in der Präsidiale - fix vorgeschrieben haben in der Geschäftsordnung für den Gemeinderat, ist auch eine Neuerung. 

In Ergänzung zu den vielen Punkten, die Kollege Prochaska schon genannt hat, möchte ich doch auf einige wenige Punkte noch einmal eingehen, zum Beispiel: mehr Rechte für die Opposition. Das ist doch keine Selbstverständlichkeit, dass eine regierende Partei das tut, doch bei uns ist das aus tiefster Überzeugung passiert.

Dass wir Rechnungshofkontrolle, Kontrollamtsprüfung, Aktuelle Stunde, dringliche Initiative, Antrag auf nichtöffentliche Sitzung, Verlangen auf Einberufung einer Sitzung durch einen Klub, Einsicht in die Akte, Antragsrecht auf Unterbrechung der Sitzung mit Fixierung dahingehend, wie lange Sitzungen unterbrochen sein können, und so weiter festgelegt haben, ist, glaube ich, etwas, was nur und ausschließlich für die Opposition von großem Wert ist, und wir haben das mit Freude gemacht. 

Dass wir diese so heftig diskutierten Untersuchungskommissionen und ‑ausschüsse in der Form gemacht haben, wie wir es jetzt vorgelegt haben, dass ein Minderheitsrecht existiert, dass man einen Antrag abgibt und ein Recht darauf hat, dass dieses Thema um 16 Uhr vor einer dringlichen Initiative hier öffentlich behandelt wird, ist auch nicht etwas, was am Anfang der Debatte gegeben war. Da würde ich jetzt keinen Urheberstreit führen wollen, weil ich genau weiß, wie es passiert ist. Es soll nicht Väter und Großväter geben für bestimmte Ideen, ich glaube nur, dass es wichtige Ideen waren. 

Dass wir bei der Fragestunde - darauf habe ich schon hingewiesen in Replizierung auf Kollegen Günther - Korrekturen gemacht haben, die nur für die Opposition von großem Vorteil sind und hoffentlich auch entsprechend genützt werden, soll hier auch nicht vergessen werden.

Wir haben auch fixiert, dass wir bei einer Rechnungsabschlussdebatte oder bei einer Budgetdebatte keine Fragestunde, keine Aktuelle Stunde und auch keine Dringliche haben. Das ist eigentlich ein Auf-Papier-Schreiben einer bisher geübten Praxis der jeweiligen Parteien dieses Hauses. 

Zur Aktuelle Stunde haben wir vor kurzem erst über Wunsch der Opposition diese Korrektur gemacht, dass auch nichtamtsführende Stadträte bei der Aktuellen Stunde ein Rederecht haben. Das ist auch keine solche Selbstverständlichkeit gewesen, weil wir ursächlich doch die Meinung vertreten hatten, dass die Aktuelle Stunde ausschließlich dazu dient, dass Gemeinderäte Meinungen austauschen können.

Warum diese 44 Stunden bei der dringlichen Initiative? - Es soll nur nicht in der Öffentlichkeit die Meinung vertreten werden, wir wollten das aus irgendwelchen politischen Motiven. Dieser Wunsch ist tatsächlich auch von jenen fleißigen Mitarbeitern der Magistratsdirektion und der Abteilungen, die oftmals komplizierteste Fragen dringlicher Initiativen innerhalb kurzer Zeit behandeln mussten, an uns herangetragen worden, denn der Politiker, der hier stand und das wiedergegeben hatte, musste sich darauf verlassen können, dass ausführlichst geantwortet wurde. Genau aus diesem Grund, um diesen Druck wegzunehmen, haben wir das gemacht, aber nicht deshalb, weil wir als Partei ein riesiges politisches Interesse daran hatten.

Dazu gebe es noch enorm viel zu sagen. Ich möchte meine Redezeit nicht über Gebühr in Anspruch nehmen, aber doch zwei Sachen noch erwähnen. Bei den Rechnungshof- und den Kontrollamtsberichten haben wir vereinbart, dass wir etwas, was sich bewährt hat, auch für den Rechnungshof in Anspruch nehmen wollen, nämlich, dass wir nicht für jede Sitzung des Gemeinderats oder des Landtags den Herrn Rechnungshofpräsidenten ersuchen müssen, dass er zu uns kommt. Denn wenn er schon ein Rederecht hat, dann wäre möglicherweise auch eine Debatte darüber zu führen, dass der eine Akt oder der andere Akt für den Herrn Rechnungshofpräsidenten mehr oder weniger wichtig ist. 

Daher haben wir uns vorgenommen, die Art, wie wir Kontrollamtsberichte behandeln, auch bei den Rechnungshofberichten anzuwenden, allerdings nur dann, wenn diese Rechnungshofberichte durch normale Prüfungsvorgänge im Rechnungshof zustande gekommen sind. Wir haben das nicht vorgesehen für Rechnungshofberichte, die über Ersuchen des Stadtsenats, des Gemeinderats oder eben auf Grund dieses Rechts, das wir nun in dieser neuen Geschäftsordnung 33 Mitgliedern des Gemeinderats zuerkannt haben, erstellt werden. Diese Berichte sollten unmittelbar im Gemeinderat oder im Landtag diskutiert werden können. Aber für die normalen Berichte haben wir die Regelung vorgesehen, dass wir in der ersten Jahreshälfte die Kontrollamtsberichte und in der zweiten Jahreshälfte die Rechnungshofberichte diskutieren. Eine Ausnahme besteht in der Form, dass der Bürgermeister die Möglichkeit hat, bestimmte Berichte, die Normalberichte aus dem Rechnungshof sind, dennoch auf die Tagesordnung zu setzen.

Die Behandlung von Anträgen wollte ich hier noch erwähnen, nämlich - auch etwas Neues, auch ein Wunsch der Opposition - dass zugewiesene Anträge, die komplizierter sind und oftmals über Monate hindurch bearbeitet werden müssen, nun in Dreimonatsabständen mit einem Zwischenbericht im Ausschuss behandelt werden müssen. Das ist eine Form, mittels der wir ganz einfach auch uns selbst daran erinnern, nachzufragen, was mit den jeweiligen Akten passiert ist. 

Ich komme nun zum Schluss, indem ich eine Anregung aufgreife, die von Kollegen Chorherr gekommen ist, der die Form der Rechnungsabschlussdebatte, wie wir sie hier kennen, mit dem zweitägigen Procedere, wie wir es auch kennen, kritisiert hat. Zu Beginn meiner Funktionszeit waren das noch drei Tage, früher, hörte ich, hat das noch länger gedauert. Ich glaube, dass es sehr zweckmäßig wäre, dass wir über diese Abläufe wirklich diskutieren. 

Wenn es da auch ein Interesse seitens der FPÖ gibt, glaube ich sogar, dass wir uns sehr, sehr rasch einigen könnten, hier eine Veränderung herbeizuführen. In der letzten Legislaturperiode hatten wir das mehrmals diskutiert, es gab allerdings keine Zusage, eine Veränderung durchzuführen. 

Letzter, ganz letzter Punkt: Bezirksvorsteher des 7. Bezirks. Ich könnte jetzt natürlich über die Bezirksvertretungen auch noch viel reden, es ist aber nicht notwendig, dazu ist von Kollegen Prochaska sehr viel gesagt worden. Ich als Gemeinderat des 7. Bezirks sage Ihnen, dass es in der Tat stimmt, dass ein Teil der SPÖ den grünen Bezirksvorsteher des 7. Bezirks mit seiner Stimme unterstützt hat. Wir haben allerdings sehr klar und deutlich gesagt, wir haben ihn deshalb unterstützt, weil wir die Verfassung respektieren und unser Bezirksvorsteher beim letzten Mal auch unterstützt wurde. 

Wäre das zum Tragen gekommen, was die Grünen ursächlich wollten, nämlich dass die Demokratie in der Bezirksvertretung ausschlaggebend sei für das Bestellen des Bezirksvorstehers, dann wäre es nicht selbstverständlich, dass die SPÖ den grünen Mandatar zum Bezirksvorsteher gemacht hätte. Das kann ich hier sagen - auch in der Funktion, die ich im Bezirk habe. Hier sollte man sich keiner Illusion hingeben.

Ich glaube, damit nicht auf alles, aber doch auf einiges eingegangen zu sein. Ich glaube, dass wir stolz sein können auf diese Reform, die wir heute vorlegen. Ich würde mir wünschen, dass in den anderen Bundesländer, etwa in Kärnten, wo die FPÖ das Sagen hat, und in den anderen ÖVP-Bundesländern, Ähnliches versucht und überlegt würde, Demokratie in ähnlicher Form auf Landesebene und in den Gemeinden zu ermöglichen. Da hat man wirklich viel Nachholbedarf. 

Wenn Kollege Prochaska damit geendet hat, dass wir von einem Schlusslicht zu einem Spitzenreiter geworden sind, so können wir, glaube ich, alle stolz sein auf die Geschäftsordnungen, die wir heute und morgen beschließen werden. - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Dr Madejski. Ich erteile es ihm.

GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ursprünglich wollte ich mich zu diesem Tagesordnungspunkt nicht melden, weil Kollege Günther eigentlich alles gesagt hat. Aber man kann einige Sachen, die jetzt von meinen Vorrednern gebracht wurden, nicht so im Raum stehen lassen, deswegen habe ich mich noch kurz gemeldet.

Wir haben natürlich lange diskutiert im Klub, ob wir zum Beispiel gerade die Geschäftsordnung für die Bezirksebene mitbeschließen sollen oder nicht. Es hat auf Grund der Dinge, die ich dann noch einmal aufzählen werde, die Auffassung gegeben, dass wir hier nicht mitstimmen werden.

Ich sage das deswegen, weil ich mich seit vielen Jahren mit Geschäftsordnungen, und schon auf Grund meiner innerparteilichen Position vor allem mit Geschäftsordnungen in Bezirksvertretungen, beschäftigt habe. Die SPÖ hat - und das ist ihr nicht hoch genug anzurechen -, wie sie noch allein regiert hat und bevor 1996 die ÖVP als Trittbrettfahrer dazugekommen ist, damals bereits eine Verfassungs- und Geschäftsordnungsreform in Gang gebracht. Damals waren alle Parteien, egal ob Opposition- oder Regierungsparteien, eingeladen, und es fanden fast zwei Jahre hindurch monatlich Sitzungen statt. Wir waren eigentlich fast abschlussbereit. Es hätte damals eine Einigung gegeben für ein wesentlich umfassenderes Regelwerk, sowohl was die Verfassung als auch was die Geschäftsordnung betrifft. Das ist dann im Jahre 1996 vor der Wahl - aus welchen Gründen auch immer - nicht mehr zur Beschlussfassung vorgelegt worden, und die SPÖ und die ÖVP haben dann, nachdem sie die Koalitionsregierung eingegangen sind, wieder von vorne begonnen.

Daher war ich bei diesen Verhandlungen dabei und kenne auch die Standpunkte vieler Mandatare und vieler Parteien. Sie glauben doch nicht ernsthaft, Herr Kollege Schuster, dass wir - Sie haben vorhin gesagt, wir sollten uns überlegen, vielleicht doch noch zuzustimmen - auf Grund Ihrer Wortmeldung unsere Meinung ändern. Ich bin jetzt wirklich felsenfest davon überzeugt, dass wir sicher gut daran tun, nicht zuzustimmen. 

Sie können doch nicht ernsthaft hier behaupten - und das möchte ich wirklich richtig stellen -, dass die Freiheitlichen überhaupt kein Konzept, überhaupt keine Papiere, keine Ideen und keine Vorschläge zur Geschäftsordnung eingebracht hätten. Das stimmt ganz einfach nicht. 

Erinnern Sie sich daran: Sogar in der letzten Phase vor eineinhalb Jahren hat die damals von Ihnen abwertend so genannte vereinigte Opposition - GRÜNE, LIF und F - gemeinsam eine Pressekonferenz zur Verfassung beziehungsweise Geschäftsordnung abgehalten. Es gab ein gemeinsames Positionspapier und wir haben selbstverständlich die Unterlagen auch vorgelegt. 

Solange öffentlich diskutiert worden ist, das heißt, solange die Parteien gemeinsam in einem Gremium die Geschäftsordnung und die Verfassung diskutiert haben, so lange waren selbstverständlich auch wir dabei und haben unsere Anregungen und Ideen eingebracht. Ob sie durchgegangen wären oder nicht, ist eine andere Frage.

Erst wie Sie begonnen haben, die Einzelgespräche zwischen den einzelnen Parteien zu führen, gab es ein einziges Gespräch, eine einzige Einladung, und, soweit ich weiß - und ich zweifle nicht an den Aussagen unsere Parteiobmanns und Klubgeschäftsführers -, ist dieser Termin auch wahrgenommen worden. Es sind dort Papiere ausgetauscht worden und Ihrerseits hat es geheißen, man wird weiter sehen. Dann haben wir allerdings leider nichts mehr gehört. 

Das wollte ich richtig gestellt wissen. So ist es nicht, dass wir uns da überhaupt nicht eingebracht hätten und dass wir nicht mitarbeiten wollten. Sie haben uns am Schluss eigentlich nicht mehr haben wollen. Sei's drum. Sie haben uns am Schluss die Verfassung - im Jänner war das, kann ich mich erinnern - drei Tage vor der Sitzung auf den Tisch geknallt und wir hatten keine Möglichkeit mehr, das intensiv zu prüfen.

Bevor ich jetzt inhaltlich kurz darauf eingehe: Herr Kollege Schuster, es klingt gut, wenn Sie betreffend 7. Bezirk sagen, Sie haben die Verfassung respektiert und ihn mitgewählt. Sie haben keine andere Wahl gehabt. Was wollen Sie respektieren? - Hätten Sie den Kollegen von den GRÜNEN nicht mitgewählt, er wäre es trotzdem geworden. Also bitte, es klingt gut, wenn Sie sagen, Sie haben die Verfassung respektiert. Was denn sonst? - Die 50 Prozent, die ihn gewählt haben, haben Sie respektiert oder auch nicht respektiert. Sie hätten gar keine andere Wahl gehabt, er wäre es in diesem Fall sowieso geworden. Also, wir haben alle Respekt vor der Verfassung, würde ich sagen. Das ist kein Argument, dass Sie ihn gewählt haben oder nicht, das hätten Sie sowieso zur Kenntnis nehmen müssen.

Jetzt frage ich mich aber - das hat Kollege GÜNTHER kurz angerissen, Sie haben keine Antwort darauf gegeben -: Was ist eigentlich mit den Stellungnahmen, mit dem Anhörungsrecht der Bezirke wirklich geschehen? - Das hat man meiner Ansicht doch nur gemacht, um den Formalismen gerecht zu werden, weil sie eben in der Verfassung dieses Anhörungsrecht haben, dieses Recht, Stellungnahmen abzugeben. Wir haben sie nicht bekommen. Ich weiß nicht, welche Fraktion diese Stellungnahmen bekommen hat. Es hätte uns durchaus interessiert. Ich weiß nicht, wie viele Punkte, Stellungnahmen oder Abänderungen da vorgeschlagen wurden. Hat man da eine Liste gemacht? Gibt es 7 Bezirke oder 13, die einen Punkt nicht wollen? - Dann sollten wir uns darüber unterhalten. Oder ist ohnehin alles eitel Wonne und Waschtrog? Was gab es?

Ich weiß zum Beispiel von vier Bezirken, von denen es jeder komplett anders gemacht hat. Ein Bezirk hat überhaupt keine Bezirksvertretungssitzung einberufen. Ich frage mich überhaupt - das ist in der Verfassung nicht geklärt -, was ist, wenn drinnen steht, die Bezirke müssen angehört werden, und dann beschließen wir das - ich stelle es nur zur Diskussion -, aber ein Bezirk gibt überhaupt keine Stellungnahme ab. Das ist im 18. Bezirk passiert, denn die Stellungnahme des Herrn Bezirksvorstehers ist ja nicht ernst zu nehmen. Wenn jemand aus dem Urlaub kommt und den anderen Mitgliedern wortwörtlich erklärt, wegen so etwas beruft er überhaupt keine Sitzung ein - im 18. Bezirk so geschehen -, was interessiert uns das überhaupt, sondern wir treffen uns pünktlich wieder im Herbst, wie es vorgesehen war, dann - das muss ich schon sagen - ist das schon schlimm und die Ernsthaftigkeit dieses Bezirksvorstehers und seiner Tätigkeit und seiner Arbeit eigentlich in Frage zu stellen. Dass er sich anmaßt, für die Bezirksvertretung eine Stellungnahme abzugeben, halte ich auch für stark. - Das ist ein Bezirk.

Andere Bezirke haben gleich während der Angelobung, während der ersten Sitzung ohne große Vorarbeiten - da hat überhaupt niemand gewusst, worum es geht - das Papier hingelegt: So, das ist es jetzt. 

Andere Bezirke haben in die Einladung hineingeschrieben: Abstimmung. Worüber hätten wir abstimmen sollen? - Es kann keine Abstimmung geben. (Zwischenruf bei der SPÖ.) Das kann ich Ihnen zeigen.

Unser Bezirk hat das ganz elegant gelöst. Da hat der Bezirksvorsteher gesagt: Wissen Sie was, jede Fraktion gibt ihren Bericht dazu ab, ich hänge das alles dazu, das schicken wir ins Rathaus hinein, und das sind unsere Stellungnahmen. So war es. Da gab es auch keine Bezirksstellungnahme.

Ich sage Ihnen nur, auch die Bezirksvorsteher und die Bezirke waren auf Grund der Geschwindigkeit, auf Grund des kurzen Termins schon ein bisschen unter Zeitdruck, und ich glaube nicht, dass es relativ ernsthaft besprochen oder beschlossen wurde. Ich hätte mich nur dafür interessiert. Vielleicht können Sie mir diese Stellungnahmen der Bezirke einmal in den Klub schicken. 

Das, was heute eingeflossen ist, ist, soweit ich das gesehen habe, fast identisch mit dem, was wir schon kennen.

Verzeihen Sie mir, wenn ich das, damit ich kürzer werde, nicht in Landtag, Gemeinderat und Bezirk einteile, aber einige Punkte möchte ich noch anführen, die mir schon am Herzen liegen und die man vielleicht besser machen oder anders gestalten hätte können, die uns jedenfalls so nicht gefallen. 

Zum Beispiel Anfragen im Bezirk. Sie werden sagen: Die Anfragen im Bezirk, mein Gott, was ist das schon? - Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die Opposition hat sich das Anfragerecht an sich viele Jahre lang erkämpft. Eine der schärfsten Waffen und der interessantesten Sachen, um überhaupt etwas zu erfahren, ist die Anfrage. Die Anfrage im Bezirk hat schon einen Sinn. Ich weiß, dass natürlich auch sehr viele - ich will sie nicht abwerten - unsinnige oder nicht unsinnige oder Grätzelanfragen gestellt werden. Mag sein, dass das vielleicht im Bürgerdienst leichter zu erledigen wäre, als durch Anfragen. Nur: Es muss einer Oppositionspartei gestattet sein - und das war bisher der Fall -, über Anfragen auch zu debattieren. Das ist eigentlich das Entscheidende. 

In der neuen Geschäftsordnung ist das jetzt anders geregelt und ich bitte Sie wirklich, unterschätzen Sie das nicht. Da nimmt man der Opposition, und zwar allen, die Möglichkeit zur Diskussion, und darum wundert es mich, dass der Herr Chorherr so begeistert ist. Dadurch, dass er nie in einem Bezirk gesessen ist, weiß er das nicht. Es würde ihm gut tun, wenn er eine Periode lang vielleicht irgendwo in einem Bezirk sitzen würde, dann würde er das wissen und auch die Mängel kennen, die es dort ebenfalls gibt. Das heißt, wir haben bisher, wenn der Bezirksvorsteher nicht gleich, sondern beim nächsten Mal mündlich beantwortet hat, immer darüber diskutieren können. Und das ist gut so. Vielleicht war es nicht mehr so aktuell, aber trotzdem hat man seine Meinung kundtun können.

Was passiert jetzt? - Jetzt kann es der Bezirksvorsteher - es steht nämlich "und" und "oder", wenn Sie sich das genau durchlesen - entweder gleich mündlich beantworten oder/und beim nächsten Mal mündlich oder schriftlich. Sie wissen genau, wenn es dann schriftlich ist, gibt es auch keine Diskussion mehr. Und wenn jetzt ein Bezirksvorsteher eine Fraktion oder eine Oppositionspartei nicht will oder nicht will, dass diskutiert wird, dann wird er halt immer nur mehr schriftlich antworten.

In zwei Jahren - ich sage Ihnen das auf Grund unserer Bezirkserfahrungen - werden wir feststellen, welche Bezirksvorsteher das sind. Ich will von niemandem jetzt im Vorhinein sagen, dass er es macht oder dass er es plant, aber ich sage Ihnen, es wird sicher einige geben, die das sehr gerne in Anspruch nehmen, nur mehr schriftlich zu antworten. Und das kann sich eine Opposition eigentlich nicht gefallen lassen. 

Wir haben ursprünglich, noch vor 1996 - das ist ein wichtiger Punkt, der überhaupt nicht mehr angegangen wurde -, Kompetenzen der Bezirksvorsteher-Stellvertreter gefordert, und zwar nicht deswegen, weil wir 13, 14, 15 oder sonst eine Anzahl - das wankt ja hier und da - von Stellvertretern haben, für die wir eigene Kompetenzen brauchen oder nicht brauchen. Es wäre an sich von Vorteil, dass er, wenn er schon seine Gage kriegt, auch gewisse Kompetenzen innehat, dass er einen gewissen Aufgabenbereich - es muss ja nicht der größte sein - vom Bezirksvorsteher übertragen bekommt und sei es nur formal. 

Herr Kollege Schuster weiß ganz genau - ich glaube, auch andere Kollegen, der Lehner zum Beispiel -, das war damals ein harter Streitpunkt, trotzdem haben wir uns, wenn Sie sich erinnern können, im 95er-Papier auf ein Minimum geeinigt. Die hätten etwas bekommen. Das fällt an sich vollkommen heraus. 

Oder die Vorsitzenden: Natürlich werden wir - der Kollege wird jetzt sagen, wir nehmen alles Gute in Anspruch und sind trotzdem dagegen - den Vorsitzenden-Stellvertreter für die zweitstärkste Partei, dort, wo wir das sind, in Anspruch nehmen. Schon deshalb, weil wir auch die Verfassung respektieren, wie Kollege Schuster gesagt hat. Nur: Bisher war es dem Bezirksvorsteher und der stärksten Partei freigestellt, ob der Bezirksvorsteher sein Mandat behält beziehungsweise die Sitzung führt oder einen Vorsitzenden nominiert. Mit einem Schlag haben natürlich alle stärksten Parteien - und das sind in Wien mit Ausnahme jetzt des 7. Bezirks, was sich aber nach der nächsten Wahl auch wieder ändern wird, ich bin da guter Dinge, nur schwarze und rote Mehrheitsparteien - dadurch, dass diese Vorsitzendenregelung jetzt zwingend vorge-schrieben ist, still und heimlich einen Bezirksrat mehr, weil jetzt natürlich alle Bezirksvorsteher automatisch auf ihr Mandat verzichtet haben. Sie brauchen es auch nicht mehr, weil sie ja die Sitzung nicht mehr führen. 

Das ist eine ganz liebe Geschichte. Ich rede jetzt nicht von den Kosten - man soll in der Demokratie nicht über Kosten reden -, aber es ist eine ganz nette Geschichte, die Ihnen da eingefallen ist.

Meine Damen und Herren! Zum Abschluss noch etwas: Wenn Herr Kollege Schuster sagt, ein Drittel der Landtagsabgeordneten kann Rechnungshofsberichte verlangen oder verlangen, den Rechnungshofpräsidenten einzubinden, dann ist das nichts anders als ein Nachvollziehen der Bundesverfassung, denn dort gab es das immer. Diese Geschichte mit dem Rechnungshof hat schon der leider verstorbene Rainer Pawkowicz - das wissen Sie alle noch - verlangt. Das war eine Urforderung seit dem ersten Jahr, in dem er überhaupt hier herinnen gesessen ist. Das würde ihm jetzt gefallen, wenn er von oben herunterschaut. Er würde sagen: Endlich ist etwas passiert, was ich immer gefordert habe. Es war also nicht der Kollege Tschirf, denn der war damals noch gar nicht da, der hat damals überhaupt noch keine Ahnung gehabt, was das Rathaus ist. Das hat Kollege Pawkowicz wirklich seit 1989 und 1991 gefordert.

Meine Damen und Herren! Die Untersuchungsausschüsse sind natürlich ein Beginn, überhaupt keine Frage, nur haben wir uns das ein bisschen anders vorgestellt. Wie die ÖVP vor 1996 in Opposition war, da gab es Papiere, die kennen Sie auch. Herr Präsident, Herr Klubobmann und Herr Kollege Schuster, Sie alle kennen die Papiere der ÖVP und wissen, was die wirklich wollten. - Er grinst. Ja, er weiß es, was die damals wirklich wollten. Aber sie haben klein beigegeben. 

Ich gebe zu, es ist ein erster Schritt. Verfassung, Geschäftsordnung ist lebendig, sollte immer lebendig gehalten werden - überhaupt keine Frage -, und wir werden uns weiter einbringen. Ich sage, das Beschließen dieser Geschäftsordnung heute und morgen ist einfach ein letztes Stückerl, ein letztes Aufflackern der großen Koalition in Wien. Der Herr Chorherr hat sich wie immer angehängt, weil er glaubt, er gewinnt etwas. Soll er das glauben. 

Wir werden es mit gutem Grund ablehnen, werden aber natürlich die Verfassung respektieren und die Rechte, die uns dadurch gegeben werden, in Anspruch nehmen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr GR Hatzl hat sich zum Wort gemeldet.

GR Johann Hatzl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Längerdienende - das ist ein blöder Begriff - dieses Hauses werden sich vielleicht an meine Wortmeldung in Zeiten von schneller Beantwortung bei Fragestunden erinnern, und ich möchte das einmal wiederholen.

Ich habe mich jetzt nur gemeldet, weil mich Kollege Madejski dazu angeregt hat. Er hat gesagt, er hat nach der Wortmeldung vom Kollegen Schuster die Überzeugung gewonnen, dass es richtig ist, dass die FPÖ dagegen stimmen soll. Ich nehme den ersten Teil Ihrer Bemerkung auf. 

Auch ich habe nach Ihrer Wortmeldung den Eindruck gewonnen, dass ich von Anfang an Recht gehabt habe - obwohl ich es von der Verhandlung her anders angelegt habe, weil wir Sie wirklich dazugewinnen wollten, mitzustimmen -, als ich gegenüber den anderen Fraktionen gesagt habe, die FPÖ hat die leichteste Rolle. Sie wird vieles von ihren Vorstellungen erfüllt bekommen, ohne dass sie dafür stimmen muss. Sie wird nicht mitstimmen, sondern sie wird aus dem Wissen, dass sie der Nutznießer dieser Regelungen ist, bei der ablehnenden Haltung bleiben. Sie haben es bestätigt. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Die nächste Wortmeldung ist von Herrn GR Schuster. - Bitte schön. 

GR Godwin Schuster (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Nur keine Sorge, der Grund meiner Wortmeldung ist ein ganz anderer. Aber ich wollte dem Kollegen Madejski doch sagen: Natürlich kennen wir die Papiere und Kollege Prochaska hat ausdrücklich darauf hingewiesen: Es ist ein Kompromiss. Im politischen Leben sucht man ganz einfach Kompromisse. 

Aber damit das hier nicht so im Raum stehen bleibt: Die Anhörung der Bezirksvertretungen hat stattgefunden. Ich kenne auch nicht alle Stellungnahmen, aber auf Grund der Stellungnahmen, die uns bekannt waren - und das waren immerhin 20 Bezirke, von denen ich sie kenne -, haben wir einen Abänderungsantrag eingebracht - der Kollege Günther weiß es, weil wir das im Ausschuss diskutiert haben - und haben die Geschäftsordnung für die Bezirksvertretungen noch in vielen Punkten zu Gunsten jener, die damals bei der Anhörung Vorstellungen hatten, verändert. Ich glaube, dass es eine gute Sache war, dass wir es so gemacht haben.

Damit mache ich schon Schluss mit diesem Punkt: Ich wollte es nur nicht so im Raum stehen lassen, 

Aber warum ich mich nun eigentlich zu Wort gemeldet habe, hat zwei Gründe. Ich möchte zwei Anträge einbringen. Der eine Antrag ... (GR Dr Wilfried Serles: Jetzt ist die Katze aus dem Sack!) Ja, ja, jetzt ist die Katze total aus dem Sack, Kollege Serles. Es sind Anträge aller Parteien, die hier eingebracht werden. (Lebhafte Heiterkeit und Zwischenrufe bei allen Fraktionen.) 
Der erste Antrag der SPÖ, der FPÖ, der ÖVP und der Grünen betrifft die Installierung einer Europakommission. Das haben wir gemeinsam so vereinbart. Ich habe nur bei meinem Beitrag vergessen, das hier einzubringen, daher möchte ich das jetzt machen.

Der zweite Antrag - damit die Überraschung nicht so groß ist, es ist wiederum ein Allparteienantrag - betrifft die Einsetzung einer Gemeinderätlichen Behindertenkommission. Den gebe ich auch hier ab und ich bitte die einzelnen Parteien, auf die Nominierung nicht zu vergessen, denn auf die warten wir dann natürlich entsprechend der Frist, die wir uns heute gegeben habe. - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort.

Berichterstatter GR Dr Kurt Stürzenbecher: Sehr geehrte Damen und Herren!

Dem Berichterstatter bleibt als Erstes die Bemerkung, dass den Verhandlern und denen, die diese Geschäftsordnungen ausgearbeitet haben, tatsächlich Dank und Anerkennung gebührt - ich glaube, von allen hier im Raum. 

Weiters möchte ich zum Inhalt nur kurz noch erwähnen, dass das, was Kollege Günther zur Redezeitbeschränkung gesagt hat, vermutlich von ihm selbst nach einem Jahr Praxis nicht mehr so wiederholt werden wird, wenn er es ehrlich meint. Ich glaube, dass eine vernünftige und faire Redezeitbeschränkung für das Haus insgesamt, für den Gemeinderat etwas Positives ist, weil es die Debatten demokratischer macht, weil es sie interessanter und spannender macht, vor allem für Zuhörer, und zwar nicht nur für die Zuhörer auf der Galerie, die außerordentlich wichtig sind, sondern auch für die Zuhörer unter den Gemeinderäten. Es ist einfach eine Erfahrung - seit ich hier in diesem Haus bin, habe ich das oft gesehen -, dass gerade bei Reden, die 30, 40, 50 Minuten dauern, oft überhaupt niemand außer der geschätzten Stenografin zuhört, und das ist etwas, was nicht unbedingt das Optimum ist. 

Ich glaube, dass die meisten Redner innerhalb der geplanten Redezeitbeschränkung alles Substanzielle unterbringen können, dass es dadurch sachlicher und interessanter für uns alle wird und dass eine vernünftige Redezeitbeschränkung wirklich im Interesse eben der Demokratie in diesem Haus ist. 

Eine kurze Bemerkung noch zu den Untersuchungskommissionen. Ich glaube, dass es bemerkenswert im wahrsten Sinn des Wortes ist - nämlich dass ich es hier als Berichterstatter bemerke -, dass hier das Minderheitsrecht für die Untersuchungskommission eingeführt wird, während ein paar Meter weiter drüben im Parlament dieses Minderheitsrecht nach wie vor verweigert wird. Also ich glaube, dass dieses Haus den besseren Weg geht. 

In diesem Sinne ersuche ich um die Zustimmung zu den beiden Geschäftsstücken. 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Wir kommen nun zur Abstimmung, die wir getrennt durchführen. 

Zur Postnummer 6 ist kein Abänderungsantrag gestellt worden. Wir kommen daher zur Abstimmung zur Postnummer 6. 

Wer dieser Postnummer 6 zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. - Das ist mit Mehrheit - ohne die Grünen - beschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung über die Postnummer 8. Hier gibt es zwei Abänderungsanträge, die von der ÖVP, von den Grünen und von der SPÖ gestellt wurden. 

Der erste Antrag betrifft die Geschäftsordnung des Gemeinderats und wurde von Prochaska, Schuster und Chorherr gestellt. Im Konkreten geht es um den § 4 Abs. 2, Vorschlagsrecht zur Wahl des Vorsitzenden. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. - Das ist einstimmig.

Der zweite Abänderungsantrag, ebenfalls von den drei genannten Antragsstellern, betrifft den § 39 Abs. 4, die Aussprache. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. - Das ist ebenfalls einstimmig. 

Wir kommen jetzt zur Abstimmung über die Postnummer 8.

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. - Das ist mit Mehrheit so beschlossen.

Ich darf jetzt noch zwei Beschluss- und Resolutionsanträge aller vier Parteien, die gerade eingebracht wurden, abstimmen lassen. 

Der eine betrifft die Europakommission. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist ebenfalls einstimmig.

Der zweite Antrag betrifft die Gemeinderätliche Behindertenkommission. 

Wer dafür ist, den ersuche ich ebenfalls um ein Zeichen der Zustimmung. - Ich stelle die Einstimmigkeit fest. 

Es gelangt nunmehr die Postnummer 3 (PrZ 79/01-GIF) der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft den Wahrnehmungsbericht des Rechnungshofs über die MA 12 - Sozialamt, die Krankenfürsorgeanstalt der Bediensteten der Stadt Wien und die Vereinigte Bühnen Wien Gesellschaft mbH. 

Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Dr Stürzenbecher, die Verhandlung einzuleiten. 

Berichterstatter GR Dr Kurt Stürzenbecher: Ich ersuche um Zustimmung zu diesem Geschäftsstück. (GR Rudolf Hundstorfer: Günther! Günther! Debatte!)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Bitte? (GR Rudolf Hundstorfer: Debatte!) Der Herr Berichterstatter hat eingeleitet. (GR Rudolf Hundstorfer: Ja und jetzt kommt die Worterteilung!)

Zum Wort gemeldet ist Frau GR Dr Pilz. Ich erteile es ihr. - Entschuldigung!

GR Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Jetzt habe ich so lange gewartet, da ist das auch schon gleichgültig. Manche Pausen müssen wir uns geben, damit wir uns wieder neu konzentrieren können. 

Wir nehmen den Rechnungshofbericht bezüglich der Krankenfürsorgeanstalt, über die ich jetzt sprechen möchte, zustimmend zur Kenntnis. Wir haben einige Anmerkungen dazu. 

Im konkreten Fall hat der Rechnungshof festgestellt, dass es ein Missverhältnis zwischen Leistungsaufwendungen und Beitragseinnahmen gibt, das steigen wird, obwohl das Faktum besteht, dass die Beiträge 1999 schon um 0,7 Prozent erhöht wurden. Nichtsdestotrotz ist die Einnahme der KFA pro Kopf um 40 Prozent höher als beispielsweise bei der Gebietskrankenkasse. Geld ist also vorhanden. 

Der Rechnungshof schlägt vor, dass einige Strukturmaßnahmen getroffen werden, um die Situation nachhaltig zu sanieren. Wir können dem nur zustimmen und wollen, speziell was das Sanatorium Hera betrifft, darauf hinweisen, dass diese Strukturmaßnahmen hoch an der Zeit sind, denn der Abgang beträgt nach Auskünften aus dem Personal zirka 500 000 S pro Tag. Das ist ein Batzen Geld. Das können wir uns, denke ich, auf Dauer nicht leisten, so viel Geld hineinzustecken, das wir besser, wie ich schon bei der gesundheitspolitischen Debatte gesagt habe, anderswo einsetzen könnten. 

Der Rechnungshof macht mehrere Vorschläge, was man tun könnte. Der radikalste Vorschlag ist sicher die Schließung. Der Rechnungshof meint, die Führung eines Krankenhauses ist nicht Kernaufgabe der KFA. 

Oder er schlägt vor, man könnte das Sanatorium Hera der Gemeinde Wien zur Führung übergeben. 

Oder - letzter Vorschlag -: Man führt es weiter und macht Strukturmaßnahmen - das halten wir tatsächlich für die angebrachte und sinnvolle Variante - und überlegt beispielsweise, ob man nicht in der Hera statt einem Vollangebot Schwerpunkte setzen sollte, Schwerpunkte vor allem dort, wo jetzt schon sehr positive und erfolgreiche Leistungen erbracht werden, beispielsweise im Bereich Augen und Orthopädie. In anderen Feldern hingegen, wo die Belegszahlen und die Ergebnisse zeigen, dass es nicht so erfolgreich ist, sollte man auch den Mut zur Lücke haben und sagen: Wir müssen nicht alles anbieten. 

In der gesundheitspolitischen Debatte zum Rechnungsabschluss hat Herr GR Hundstorfer darauf hingewiesen, dass, was das Erholungsheim Raxblick betrifft, ohnehin alles schon geregelt ist. Ganz alles ist es doch nicht, haben wir dann im Nachhinein erfahren. Zugesperrt haben wir, verkauft noch nicht. Dieser zweite Teil ist noch ausständig und es sollte an den Bestbietenden möglichst teuer verkauft werden. 

Es müsste auch, was den Habsburgerhof betrifft, etwas überlegt werden. Es ist dort investiert worden, also macht es keinen Sinn zu schließen, aber man sollte versuchen, die Auslastung, die im Moment bei 70 Prozent liegt, schon nach oben zu fahren und vor allem auch wegzukommen von wochenlangen Ferien - nicht Ferien für Erholungssuchende, sondern Ferien vom Betrieb. Das, denken wir, ist nicht das Gebot der Stunde. - Danke schön. (Beifall bei den grünen.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Römer. - Bitte schön. 

GR Johann Römer (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Dieser Rechnungshofbericht, der heute zur Diskussion steht, hat ja nur einen Schönheitsfehler, nämlich einen großen, das ist, dass er in Wirklichkeit leider Gottes überhaupt nicht mehr aktuell ist. Nur zur Erinnerung, wie lange das dauert: Die Überprüfung erfolgte im Zeitraum Oktober bis Dezember 1999. Das Prüfungsergebnis wurde der Gemeinde Wien im Mai 2000 übermittelt und die Stellungnahme des Stadtsenats erfolgte dann im August 2000. Jetzt, im Juni 2001, kommen wir erst dazu, darüber zu sprechen. Das soll aber der Sache keinen Abbruch tun, trotzdem einige Dinge anzumerken. 

Der erste Teil befasst sich mit der MA 12 und es wird besonders darauf hingewiesen, dass diese Magistratsabteilung eine große Umorganisation in Angriff genommen hat. Ich möchte auch hier den Zeitfaktor ansprechen, weil die Frau amtsführende Stadträtin immerhin bereits 1994 das Ressort übernommen hat und sich, wie ich annehme, da sie vorher schon so lange in der Politik war, dort gut ausgekannt hat, aber erst 1998 wurde ein Konzept in Angriff genommen und erst im November 1999 wurde mit der Umstrukturierung begonnen, die ja bis heute noch nicht gänzlich abgeschlossen ist. 

Ich glaube, man sollte auch anmerken, weil es ja die großen Dinge sind, über die wir hier sprechen sollten - wo Menschen sind, passieren Fehler, daher möchte ich mich jetzt nicht mit Fehlern befassen -: Es schon interessant, wenn vom System her festgestellt wird, dass zum Beispiel das Kontrollreferat nichts Effizientes für die MA 12 gebracht hat und daher eine interne Revision gegründet wurde. Das ist schon interessant, dass das so lange nicht gesehen wurde. 

Aber das Hauptaugenmerk - und ich nehme an, Frau Kollegin Pilz hat auch nicht umsonst darüber gesprochen - sollte man der KFA schenken. Und hier ist ja der Bericht auch interessant, weil er in Wirklichkeit düstere Prognosen und Feststellungen trifft. Ich weiß schon, ich sollte es eigentlich besser wissen, ich bin ja dort auch in dem Gremium gesessen, aber ich glaube, es ist wichtig, dass man es auch hier deponiert, was da wirklich passiert. 

Und zu den düsteren Prognosen gehört für mich eine Feststellung, die ich für sehr, sehr wichtig halte, nämlich wenn der Rechnungshof feststellt, dass sich das Verhältnis zwischen Aktiven und Ruhe- und Versorgungsgenussempfängern mittelfristig verschlechtern wird, weil das natürlich immense Auswirkungen auf die Gestion der Krankenfürsorgeeinrichtungen hat, weil ja Ruhegenussempfänger weniger einzahlen und man erfahrungsgemäß weiß aus der Krankenversicherung, dass man im hohen Alter mehr Leistungen in Anspruch nehmen muss als während der Berufstätigkeit.

Interessant ist auch, wo die Verantwortlichen die ganze Zeit waren, wenn es erst auf Grund des Rechnungshofberichts notwendig erschienen ist, die Satzungen zu ändern, wenn es da Ungeklärtheiten gibt, wer ist da in Wirklichkeit versichert, wenn es der Rechnungshof auch empfindet, dass man die gesetzlichen Dinge anpassen müsste. Und ich glaube, das sind Dinge, die man in der Zukunft nicht so ohne weiteres einfach durchgehen lassen dürfte und im Nachhinein applanieren dürfte, sondern ich glaube, da sind schon alle gefordert, die verantwortlich sind, dass so etwas zeitgerecht auch geschieht.

Und interessant ist auch die Gestion, weil es natürlich gerade bei diesen Sachen um Geld geht, und wir wissen ja, dass die Beiträge erst erhöht werden haben müssen, dass man jedes Jahr die Diskussionen hat, kommt man noch aus oder ist eine Beitragserhöhung wieder notwendig, wie wird das mit dem Defizit sein oder können wir doch noch mit den Reserven auskommen, können wir doch noch positiv abschließen. Und da ist auch interessant - das sollte man auch einmal sagen -, dass der Beitrag, den der Dienstgeber, den die Gemeinde Wien an die KFA leistet, immerhin der niedrigste in den vergleichbaren Institutionen ist. Man muss darauf verweisen - und das ist jetzt gar nicht negativ von mir -, dass die Gemeinde Wien keine Höchstbeitragsgrundlage kennt. Und das ist vom sozialen Gedanken her sicher nicht das Schlechteste, wenn der Obersenatsrat solidar für den weniger Verdienenden mehr einzahlt. Und ich glaube, man sollte es nicht unterschätzen, dass die Versicherten mit über 27 000 S nicht wenige sind.

Und ich denke an die lange Diskussion zurück: Was ist wirklich mit der Hera? Was ist mit dem Raxblick? - Und ich bin froh, dass der Raxblick jetzt einer Lösung zugeführt werden konnte, wobei ich nicht unbedingt der Meinung bin, man muss alles zusperren, nur, wenn sich etwas überhaupt nicht trägt, dann muss man eben so Wege gehen, auch wenn sie schmerzlich sind.

Und bei der Hera ist es umso signifikanter, wenn man sich das anschaut. Immerhin zahlt jeder Versicherte über 3 000 S im Jahr an Beiträgen nur für die Hera. Und jetzt ein Satz für den Kollegen Hundstorfer in erster Linie: Jetzt geht es mir gar nicht ums Defizit, sondern ich würde sagen, die Beschäftigten dort verdienen es sich ehrlich gesagt nicht, dass sie ununterbrochen hören, die Hera ist nicht ausgelastet, dass sie in Wirklichkeit nicht wissen, wie es weitergeht, dass sie zittern müssen, was wird passieren, komme ich in irgendein Programm hinein, werde ich irgendwo hinversetzt oder sonst was. Unsicherheit ist das Ärgste im Leben. Und mit einer 60‑prozentigen Auslastung werden die auf Dauer nicht leben können. Da muss uns was einfallen. Und ich glaube, das haben sich die Krankenschwestern, die Ärzte und die sonstigen Beschäftigten in der Hera verdient, dass hier Wege beschritten werden, um diese Hera einer Lösung zuzuführen. Und jetzt muss ich sagen, das ist auch nicht neu, wie gesagt, der Bericht ist ja nicht mehr der jüngste, und daher erwarte ich, dass hier entsprechende Vorschläge kommen.

Die Gemeinde Wien als Stifter dieser Krankenfürsorgeanstalt hat ja auch die Verantwortung für die Krankenfürsorgeanstalt, und daher verstehe ich nicht die Weigerung, über unseren Vorschlag zu diskutieren beziehungsweise dem näher zu treten, als wir meinten, es wäre höchst an der Zeit zu überlegen, ob es nicht durch Ausschöpfung aller Synergieeffekte et cetera für die Krankenversicherung unserer Gemeinde-Wien-Bediensteten vorteilhaft wäre, sie mit der BVA zusammenzulegen. Aber bevor man über die Zusammenlegung überhaupt spricht, sollte man einmal die Vor- und Nachteile aufschreiben. Aber nicht einmal dazu ist man bereit, hier eine Arbeit auf den Tisch zu legen. Und ich glaube, das ist wirklich schade, denn auf lange Sicht gesehen kann das nur besser sein.

Und daher noch zum Abschluss etwas, was mich persönlich auch geärgert hat, muss ich sagen, und zwar hat - ich möchte das jetzt nicht veröffentlichen in den entsprechenden Kreisen - der Rechnungshof im Zusammenhang mit den ganzen EDV-Angelegenheiten - und man weiß ja, wer in der KFA die EDV-Arbeiten erledigt - auch empfohlen, sachkundiges Personal anzustellen, weil das kostengünstiger wäre. Und die Antwort ist etwas zynisch, muss ich sagen, nämlich wenn man erklärt: Da zu den Bedingungen der Dienstordnung keine entsprechend qualifizierte Fachkraft hätte gefunden werden können und der Abschluss von Sonderverträgen weitreichend interne Konsequenzen hätte, soll geeigneten Mitarbeitern die Möglichkeit zur Weiterbildung auf dem EDV-Sektor gegeben werden.

Na ja, also die Gemeinde Wien ist der Meinung, dass mit der Dienstordnung der Sozialversicherungsangestellten, an der sich die Bediensteten der KFA orientieren, keine Fachkräfte in der EDV gefunden hätten werden können. Und jetzt muss ich sagen: Ich kenne fast alle Versicherungsanstalten in Österreich und ich weiß, dass in jeder dieser Versicherungsanstalten EDV-Fachkräfte vorhanden sind, EDV-Fachkräfte, die für die Firma genau das gebracht haben, was hier vom Rechnungshof angesprochen worden ist. 

Und ich glaube, das ist ein bisschen eine überhebliche Formulierung, wenn man hier sagt, wir hätten das nicht zusammengebracht, weil um das Geld, das wir verdienen, kriegt man niemanden, und gleichzeitig sind Hunderte in ganz Österreich in derselben Branche, in demselben Job tätig.

Dieser Rechnungshofbericht ist in den zwei von mir angesprochenen Punkten sehr, sehr interessant und hat auch bereits zu Konsequenzen geführt, aber ich glaube, es ist wichtig, dass man die notwendigen Konsequenzen, die jetzt noch immer offen sind, so bald wie möglich in die Tat umsetzt. Und daher werden wir auch diesen Rechnungshofbericht zur Kenntnis nehmen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr GR Rudi Hundstorfer hat sich zum Wort gemeldet. - Bitte schön.

GR Rudolf Hundstorfer (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Wenn es nach der österreichischen Bundsregierung geht, würde ich hier heute nicht sprechen dürfen als Präsident der KFA, weil die Bundesregierung ja meint, dass Landtagsabgeordnete keine soziale Kompetenz und keine gesundheitspolitische Kompetenz mehr haben. Das ist einmal Punkt 1.

Sehr geehrter Herr GR Römer und liebe Kolleginnen und Kollegen der FPÖ! Ich finde das irrsinnig nett, wenn Sie sich Zukunftssorgen über die KFA machen. Wenn es nach Ihrer Frau Vizekanzlerin geht, sind wir morgen weg. Baba und fall net! 

Na, wenn das eure Zukunftsperspektiven für die zighunderten Mitarbeiter einerseits und für die Hunderttausend Versicherten der KFA andererseits sind, dann wirklich "Gute Nacht, Österreich". - Das möchte ich hier schon noch einmal bemerkt haben.

Ich danke auch dem Rechnungshof für seinen Bericht. Es wurde ja bereits festgestellt, der Bericht ist nicht mehr ganz frisch, wer immer hier schuld ist, warum er erst heute hier behandelt wird. Fakt ist, dass ich dem Rechnungshof als derzeit amtierender Präsident der KFA recht herzlich danke. Fakt ist, dass wir, wie schon gesagt wurde, einiges umgesetzt haben einerseits. Andererseits sage ich auch sehr selbstbewusst: Für ein paar Zukunftsfragen war der Bericht eine Bestätigung einer schon lange in der KFA diskutierten Situation, etwa die Frage betreffend, wie es weitergeht, wenn die Versichertenzahlen nicht dramatisch steigen beziehungsweise das Klientel intern veraltert. Dazu haben wir einerseits nicht den Rechnungshof wirklich gebraucht, weil wir das schon lange diskutiert haben einerseits und andererseits sind ja Maßnahmen in die Wege geleitet worden. 

Ich sage hier nur zwei Dinge: Die Auslastung im Sanatorium Hera ist nicht zur Stunde, sondern die letzten Monate 80 Prozent. Das ist ganz leicht erhebbar. Man braucht nur hinzugehen und man braucht es sich nur anzuschauen. Das ist der eine Punkt.

Der zweite ist: Der Personalstand ist um rund 70 Posten abgesenkt worden. Auch ein Punkt, wo es einerseits mit dem Rechnungshof kollidiert ist, andererseits schon ein Programm seit einiger Zeit gelaufen ist.

Die Frage des Raxblicks ist ja hier schon erklärt worden. Wir haben am 23. Mai den Raxblick betriebsmäßig geschlossen. Der Raxblick wird derzeit mehr oder weniger eingemottet, Stillstand saniert. Das ist nicht so einfach, denn so ein großes Gebäude braucht ja auch ständig Bewegung in den diversen technischen Anlagen. Das heißt, ein Bediensteter wird dies zumindest zwölf Monate lang tun. Würde das nicht geschehen, wäre der Verkaufswert ein relativ geringer. 

Zum Raxblick kann ich alle nur einladen. Es liegen zwei Schätzgutachten vor. Diese beiden Schätzgutachten sprechen von einem gewissen Millionenbetrag, wo wir wissen, dass der am Markt nicht erreichbar ist. Seitens der Generaldirektion wurde der Raxblick an zwei Maklerbüros übergeben zur Interessentensuche. Aber ich kann alle nur einladen: Wer immer Interessenten weiß, die sich am Fuße des Schneebergs ansiedeln wollen, sie sind herzlich eingeladen. Und wenn sie einen gewissen Millionenbetrag im Koffer haben, können wir heute noch zum Notar gehen und das mittels eines Vorvertrags irgendwie sanktionieren. 

Es ist nicht das Problem. Es ist auch die Gemeinde sehr stark daran interessiert und hilft auch mit. Nur eine kleine Nebeninformation: Es ist kein SPÖ-Bürgermeister, es ist ein ÖVP-Bürgermeister. Er hilft aber auch sehr stark mit, hier etwas zu finden. 

Das heißt, lange Rede, kurzer Sinn: Der Sozialplan wird am Freitag im Vorstand beschlossen. Ich gehe davon aus, dass das ein einstimmiger Beschluss sein wird, und der so genannte Raxblick ist Geschichte. 

Bezüglich Habsburgerhof sind die Anregungen des Rechnungshofs nicht nur sehr ernst genommen worden, sondern auch bereits umgesetzt. Wenn der Rechnungshof heute hinausfahren würde, würde er diese Schließzeiten dort nicht mehr vorfinden. Die Appartements, die leer gestanden sind, sind umgebaut, werden vermietet und und und. Das heißt, hier war die Kritik, die Anregung sehr, sehr hilfreich und sehr dienlich, um vielleicht auch einer gewissen eigenen, in der Struktur vorhandenen Betriebsblindheit ein bisschen auf die Sprünge zu helfen, wenn ich das so formulieren darf. 

Ich darf zum Sanatorium Hera kommen, das ja in Wahrheit der größte Brocken ist. Die Auslastung des Sanatoriums Hera ist, wie ich zuvor schon gesagt habe, derzeit eine sehr gute. Was nicht heißt, dass das Sanatorium Hera somit abgesichert ist auf ewige Zeiten. Es sind alle Bediensteten eingeladen gewesen, alle Bedienstetengruppen, alle Strukturen, die es gibt, Vorschläge zu entwickeln, wie wir weiter vorgehen können. Aus dieser Diskussion kommt auch die Information, die Sie, Frau Dr Pilz, bekommen haben. Sie werden, wenn Sie ordnungsgemäß informiert worden sind, ja gehört haben, dass ich mich selbst dieser Versammlungstätigkeit gestellt habe, um auch auf die Dramatik hinzuweisen. 

Klar ist, dass wir in der Hera Umstrukturierungen vornehmen müssen, die eine Mischung sind zwischen einerseits eines Anbots für 100 000 Krankenversicherte und andererseits medizinischen Schwerpunkten wie in einem Belegsspital. Diese Balance gilt es zu entwickeln. Hier wird es bis Ende des Sommers die entsprechenden Weichenstellungen geben und quasi mit Ende des Sommers beginnt die Realisierung. Warum Ende des Sommers? - Weil ein Diskussionsprozess, wo 300 Leute teilgenommen haben - weil ich nehme an, dass nicht alle, aber fast alle teilgenommen haben, sagen wir rund 300 teilgenommen haben -, auch einer gewissen Selektion bedarf, einer gewissen Überarbeitung. Diese Phase findet im Moment statt. Und, wie gesagt, ich glaube, dass wir das Sanatorium Hera auf der Schiene haben. 

Es ist auch kein Geheimnis, dass wir mit dem AKH in Verhandlungen sind, bezüglich eines Appellierungsvertrags mit der Universitätsklinik für Orthopädie, um hier mit der Universitätsklinik für Orthopädie eine Nachbetreuung für hüftoperierte oder knieoperierte Patientinnen und Patienten anbieten zu können. Dieser Appellierungsvertrag ist aber erst in Verhandlung, würde zum Beispiel permanent 18 Betten auslasten und auch für das physikalische Institut etwas bringen. Hintergrund dieser Aktion ist der: Das AKH ist nicht mehr in der Lage, die Patienten nach Grimmenstein transportieren zu dürfen, weil Grimmenstein den 30 Jahre lang existierenden Vertrag mit dem AKH gekündigt hat. Das ist der Hintergrund, warum wir überhaupt zur Überlegung kommen, da einsteigen zu können. Das ist der ganze Hintergrund. Das dazu. 

Das heißt, das Sanatorium ist in einem Umstrukturierungsprozess, der nicht abgeschlossen ist, der noch nicht fertig ist, der aber - noch einmal gesagt - im Herbst soweit sein wird, dass wir das auf die Schiene stellen können. 

Klar ist eines, und das möchte ich schon hier auch sagen. Sehr geehrter Herr GR Römer, natürlich haben wir die Frage BVA und KFA schon des Öfteren diskutiert. Wir haben jetzt nur ein paar Probleme auf dem Weg dorthin. Die BVA ist bundesgesetzlich geregelt, geregelt als Krankenversicherung. Die KFA ist eine Krankenfürsorgeanstalt. Wir sind nicht Mitglied des Hauptverbands, was es uns auch erleichtert hat, zu sagen, wir machen die 600 S Ambulanzgebühr nicht mit. Wir sind die Einzigen, die in der glücklichen Lage waren, das beschließen zu dürfen. Alle anderen Krankenkassen haben ja diese Möglichkeit nicht gehabt. Wir bilanzieren auch positiv. Wir haben die Bilanz 2000 positiv abgeschlossen. Wir werden nicht mit einer Beitragserhöhung kommen. 

Aber die Frage ist natürlich auch, mit welcher Struktur ich diese Diskussion führe, weil zum Beispiel in der BVA gibt es einen Selbstbehalt, gibt es eine Höchstbeitragsgrundlage, all das, was wir nicht kennen. Ich stehe dazu, dass wir keine Höchstbeitragsgrundlage haben, eben aus diesem Solidarausgleich heraus. Das verbessert dadurch unsere Situation. Und die Frage, ob ich jetzt mit so einer Integration die Glückseligkeit bekomme, ist ganz einfach hintanzustellen. 

Ich kann eine andere Diskussion genauso gut starten. Ich kann alle einladen, mitzuhelfen, eine Betriebskrankenkasse Gemeinde Wien zu entwickeln. Das kann ich auch. Wir können das ja von der anderen Seite auch einmal diskutieren. 

Das wollte ich nur zur KFA sagen. 

Abschließend sei es mir noch gestattet: Der Kollege Römer hat kurz auf die MA 12 hingewiesen, auf die Frage des Kontrollreferats. Es wurde gegründet und wieder aufgelöst. Das Kontrollreferat war eine sehr kurzzeitige Einrichtung in der MA 12, weil man in der kurzen Zeit draufgekommen ist, dass das, was man wirklich braucht und will, mit einer Innenrevision besser bewerkstelligen kann, als mit einem Kontrollreferat, und darum hat man diesen Schritt gesetzt und getan. Ich glaube, hier gibt es nichts zu kritisieren. 

Abschließend möchte ich noch einmal betonen: Ich danke dem Rechnungshof für die Konstruktivität. Ich meine das wirklich sehr, sehr ernst, dass ich diesen Dank ausspreche für die Konstruktivität, weil es hilft, einer gewissen - wie ich das schon erwähnt habe, ich möchte es noch einmal wiederholen - inneren Betriebsblindheit ein bissel auf die Beine, es bestätigt schon lange geführte Diskussionen andererseits. 

Und abschließend - keine Frage -: Wir werden natürlich diesen Bericht zur Kenntnis nehmen. - Ich danke. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GR Josefa Tomsik: Als Nächste ist Frau GR Mag Unterreiner zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihr.

GR Mag Heidemarie Unterreiner (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Der Rechungshof ist ein hoch qualifiziertes Organ, um den Parlamenten, also auch dem Landtag, aber auch den Gemeinden, Hilfestellungen zu geben bei den politischen Entscheidungen. 

Und wenn man einige Jahre hier als Gemeinderätin tätig war, fällt einem schon auf, dass eigentlich die Dinge, die hier von Spezialisten erarbeitet werden, nicht in der Weise umgesetzt werden, wie sie das könnten. Denn es wäre Sache und Aufgabe des Gemeinderats, als dessen Organ ja der Rechnungshof tätig ist, für die Umsetzung dieser Empfehlungen zu sorgen. 

Und das geschieht vor allem nicht in dieser detaillierten Auseinandersetzung, wie das notwenig wäre, denn schon allein, dass hier fast niemand sitzt, beweist ja, dass das eigentlich nicht in der Form diskutiert wird, wie das sein sollte. 

Das hat viele Gründe. Das Schicksal eines solchen Berichts ist immer ähnlich. Es wird geprüft, dann gibt es einen Rohbericht, und immer wieder passiert es, dass dieser Rohbericht komischerweise irgendwo bei der Presse landet. Dann wird es unglaublich aufgebläht, es wird darüber berichtet. In unserem Fall - es ging um die Vereinigten Bühnen - war das alles vor einem Jahr, da war die Presse voll. Vor allem hat man damals über die hohen Prämien des Herrn Klausnitzer gesprochen. Natürlich waren sie auch unserer Meinung nach viel zu hoch. Aber die vielen anderen Dinge, die ja wirklich wichtig wären und die wir heute diskutieren sollten, wurden damals in der Presse nicht berichtet. Und jetzt, wo wir ihn vor uns liegen haben und wo wir im Detail darüber reden sollten und diskutieren sollten, ist niemand mehr da, interessiert sich niemand dafür. Also das finde ich sehr schade, weil das wirklich eine großartige Arbeit ist, die hier geleistet wird.

Aber in Zukunft soll es ja anders werden. Wir haben ja jetzt im § 17a die Möglichkeit, den Präsidenten des Rechnungshofs immer einzuladen, wenn man das wünscht, beziehungsweise eigentlich ist es ja so, dass er das Recht hat, bei den Ausschusssitzungen dabei zu sein. Ich werde das auch im Kulturausschuss anfordern, dass wir den Rechnungshofbericht im Ausschuss detailliert diskutieren, weil ich glaube, dass das hier wenig Sinn hat. (Zwischenruf des GR Christian Oxonitsch.) Deswegen muss man ja nicht gegen die einzelnen Dinge sein. Aber das, finde ich, ist doch eine gute Sache. Es geht jetzt nicht um den Präsidenten, sondern es geht mir eigentlich darum, dass man das im Ausschuss noch detailliert diskutiert, weil gerade was die Vereinigten Bühnen anbelangt, sind sehr viele Entscheidungen offen, Ja, das wäre eigentlich sozusagen das Allerwichtigste, was mir dazu einmal einfiele: dass man das genau diskutiert. 

Diese unsachliche Art, die da immer wieder gebracht wird vom Rohbericht heraus, das verstehe ich, das ist ja verlockend für die Journalisten, denn dieser Rohbericht, diese erste Fassung, die ist ja sehr lang, da sind auch alle Daten und alle Namen drin, und das eignet sich natürlich viel mehr, um damit an die Öffentlichkeit zu gehen. Aber jetzt, wo auch die Stellungnahme in unserem Fall von den Vereinigten Bühnen mit hineingearbeitet ist - auch das ist wichtig -, sollte man eben darüber reden.

Ich denke, es gehören einige Punkte, die uns sehr wichtig wären, diskutiert. Das ist natürlich die Nutzung des Theaters an der Wien vermehrt für Opernaufführungen. Mir tut es sehr Leid, dass jetzt der Herr Kulturstadtrat nicht da ist, weil das ist eigentlich ein Thema für den Herrn Kulturstadtrat. Das ist wieder ein Beweis, dass dieser Rechnungshof zu diesem Zeitpunkt viel zu spät da ist, weil das hätte man jetzt wirklich diskutieren sollen. Der Tausch Volksoper - Theater an der Wien ist ja vom Tisch. Da gibt es ja auch, wie Sie alle wissen, eine Analyse von der Firma INFORA, die bewiesen hat, dass das wirklich keine gute Idee ist. Experten hatten das auch vorher schon gesagt. Und jetzt sollte man das natürlich auch im Detail diskutieren. Es heißt, mehr Opern. Ja, wann? Im Sommer, anstatt der Festwochen? Anstatt des Klangbogens oder nachher? Oder wie soll sich das eigentlich dann abspielen? - Das wären Sachen, die wichtig sind, nicht nur die Prämien des Herrn Klausnitzer. Oder soll es jetzt eigene Mozart-Wochen geben anstelle des Klangbogens, anstelle der Festwochen? Sollen die Festwochen jetzt mehr im Museumsquartier sein? Oder sollen wir jetzt zusätzlich eine Freiluftbühne machen, wie ich das zum Beispiel vorgeschlagen habe, draußen in Schönbrunn? Wer soll dort spielen? - Das sind alles Fragen, die natürlich jetzt sehr wichtig wären, und wenn man das eine angeht, muss man das andere mit berücksichtigen. Und da wäre es schon sehr notwendig, dass man dann die Empfehlung des Rechnungshofs mit einbezieht. 

Wir haben einmal schon im Ausschuss über verschiedene Dinge gesprochen, aber da war eben nur der Rohbericht da. Da ging es auch um die Kostenwahrheit der Wiener Festwochen und des Wiener Klangbogens. Die haben eine viel bessere Bedingung, im Theater an der Wien zu spielen. Da geht es um Millionenbeträge. Und auch das wäre notwendig, dass man ganz einfach von diesen beiden Institutionen den gleichen Tageskostensatz verlangt. Das ist zum Beispiel eine Empfehlung vom Rechnungshof, die man sehr wohl überlegen sollte. Das hängt aber wieder damit zusammen, welche Aufgaben haben dann Klangbogen und Festwochen. Und damit hängen auch viele andere Dinge zusammen mit den Rückstellungen, die mit der jetzigen Führung gemacht wurden. Also all diese Detailfragen sollten unserer Meinung nach noch diskutiert werden. Das heißt, die Intendantenbestellung ist ausständig, die Nutzung eben des Theaters an der Wien als Opernbühne, weiterhin das Produzieren und Vermarkten von Musicals, wie soll das vonstatten gehen, und natürlich die Nutzung der anderen Spielstätten, nicht nur des Theaters an der Wien. 

Ich hoffe, dass auch die anderen Fraktionen dafür sind, dass dieser Bericht im Kulturausschuss noch im Detail diskutiert wird. Wir stimmen dem zu. Ich muss sagen, ich habe damals schon beim Museumsquartier, vor vielen, vielen Jahren, sehr, sehr, sehr viele Bestätigungen, auch Anregungen bekommen vom Rechnungshofbericht. Ich freue mich, dass es diese Berichte gibt. Sie sind eine ganz, ganz große Hilfe und ich bedanke mich bei allen zuständigen Beamten. (Beifall bei der FPÖ.) 
Vorsitzende GR Josefa Tomsik: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Der Berichterstatter verzichtet auf das Schlusswort. 

Wir kommen nun zur Abstimmung.

Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderats, die dem Antrag des Berichterstatters zustimmen wollen, die Hand zu erheben. - Das ist somit einstimmig. Ich danke.

Wir kommen nun zur Postnummer 17 (PrZ 108/01-GJS). Hier liegt mir keine Wortmeldung vor. Die Postnummer 17 betrifft einen Sachkredit für die Einrichtung und Ausstattung der neuen Hauptbibliothek. 

Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderats, die dem Antrag zustimmen, um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist ohne die Stimmen der FPÖ. Habe ich das eh richtig gesehen? - Ja.

Es gelangt nun die Postnummer 18 (PrZ 58/01-GJS) der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an die Powerboat Racing Management GmbH. 

Ich bitte die Berichterstatterin, Frau GR Novak-Schild, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin GR Barbara Novak-Schild: Werte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzende GR Josefa Tomsik: Ich eröffne die Debatte. Als erster Redner ist Herr GR Ellensohn zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

GR David Ellensohn (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren! 

Wenn Sie abstimmen wollen, müssen Sie herinnen bleiben. - Ah, der Herr Kollege Reindl kommt noch dran, das dauert dann vielleicht doch länger. 

Ich war jahrelang, bevor ich da hereingekommen bin, Sportjournalist. Ich beschränke mich jetzt nicht auf ökologische Kriterien vom Powerboat Formula, das sind 500‑PS-Geschosse, 220 km/h auf der Donau, meinetwegen. 

900 000 S werden beantragt. Das hat letztes Jahr auch stattgefunden. Letztes Jahr war das ohne Förderung der Stadt Wien möglich. Eine Kalkulation vom Vorjahr, eine Abrechnung vom Vorjahr liegt dem diesjährigen Akt nicht bei. Was beiliegt, ist eine Schätzung der Aufwendungen und Einnahmen für das heurige Jahr. Ich nehme an, dass der Veranstalter das gut abschätzen kann, weil es ja schon letztes Jahr stattgefunden hat. Das ist ein Formel‑1-Lauf so wie bei der WM der Autos und das ist einer der 16 oder 17 Formel-1‑Läufe der Powerboat Racing Formula. Die Aufwendungen belaufen sich auf 8,8 Millionen S. Der ganze Zettel schaut ungefähr so aus im Akt. (Der Redner zeigt ihn.) Die Einnahmen beschränken sich auf 3,5 Millionen S. Es sind aber 5 Millionen S Abgang. Das ist das, was vorliegt.

Also entweder ist das kein Geschäft, wenn es 5 Millionen S Verlust macht, dann frage ich mich, warum es der Veranstalter letztes Jahr gemacht hat und heuer wieder machen möchte und warum wir dann das Defizitgeschäft unbedingt fördern müssen, oder es ist schon ein Geschäft und es ist eine sehr, sehr unvollständige Aufstellung. Das muss man eher annehmen. 

Es wird in einem Beiblatt angefügt: 300 000 Zuschauer waren das letzte Jahr, heuer wird es zwei Stunden live übertragen im Fernsehen von der European Broadcasting Union. Einnahmen davon gibt es keine. Da werden Fernsehrechte verkauft, es gibt genau 0 S Einnahmen in der Kalkulation dafür. Das kann ich mir nicht gut vorstellen. Ich würde sagen, das ist eine schlampige Kalkulation, die vorgelegt wurde. Wenn ich innerhalb der GRÜNEN ein Projekt ansuche, muss ich das wesentlich genauer machen. Wenn ich bei der Stadt Wien ansuche, würde ich mir vorstellen, dass man das sehr viel genauer machen muss. 

Wir haben schon einmal gefördert für den Herrn Neuper den Sports award. Wir wissen, dass da hohe Gewinne waren. Und da muss man sich schon fragen, ob man daraus etwas gelernt hat oder nicht, ob wir hier etwas fördern und einen Gewinn dazuzahlen für eine Sportart, sage ich einmal, wo wir etwas anderes damit auch machen können.

Die Sportförderung ist zwar sogar bei einem Powerboat besser aufgehoben als bei der Märzpark-Garage, wo 280 Millionen S Sportförderung vergraben werden, aber das ist nicht die Sportförderung, die wir uns vorstellen. Deswegen werden wir diesen Akt ablehnen. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 
Vorsitzende GR Josefa Tomsik: Danke. - Als Nächster ist Herr GR Mag Reindl zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

GR Mag Thomas Reindl (Sozialistische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Frau Berichterstatter! Liebe Kolleginnen und Kollegen!

Zunächst einmal möchte ich feststellen, dass die Förderung für das Powerboat Racing nicht aus der Sportförderung stammt - das wurde auch im Ausschuss entsprechend erläutert -, sondern aus einem anderen Budgettopf. Daher werden für diese Veranstaltung keine Sportförderungsmittel verwendet.

Was das Zweite betrifft, warum sich eine Aufstellung im Akt befindet, wonach ganz offensichtlich - und Sie haben das einführend auch genug erläutert - hier noch ein erhebliches Finanzierungsdefizit besteht, darf ich schon darauf hinweisen, dass der Subventionsantrag am 31. März dieses Jahres abgegeben wurde, und ich gehe davon aus, dass natürlich versucht wird, jetzt noch erforderliche Mittel für diese Veranstaltung aufzubringen.

Ich möchte aber noch darauf hinweisen, dass die Subvention, die die Gemeinde Wien gibt, nicht zur Erhöhung eines Gewinns, eines eventuell anfallenden Gewinns verwendet wird, sondern es findet sich im Akt auch der Hinweis: "Falls die Stadt Wien bei der Vergabe von Subventionen über wesentliche Umstände getäuscht oder die gewährten Subventionen weder widmungsgemäß noch ordnungsgemäß innerhalb der festgesetzten Frist abgerechnet werden, ist die MA 51 berechtigt, bis zu einem von ihr bestimmten Termin diese Subvention zurückzufordern." - Das heißt nichts anderes, als der Subventionswerber ist verpflichtet, die Mittelverwendung nachzuweisen, und ist auch verpflichtet, nachzuweisen, wie die gesamte Veranstaltung finanziert wurde. Sollte ein Überschuss entstanden sein, wird die Subvention im Nachhinein zurückgefordert werden.

Im Übrigen möchte ich darauf hinweisen, dass die Subvention zirka 10 Prozent des Gesamtausgabenvolumens entspricht, mit dieser Subvention aber immerhin 300 000 Zuseher angesprochen werden können. Ich darf erinnern, ein Formel‑1-Rennen am A‑1-Ring kostet nicht nur viel, viel mehr, sondern hat auch nicht wesentlich mehr Zuschauer als dieser Event hier. 

Ich glaube, dass dafür 900 000 S durchaus gerechtfertigt sind und ich freue mich schon auf ein spannendes Rennen. - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.) 
Vorsitzende GR Josefa Tomsik: Ich danke. - Zu einer tatsächlichen Berichtigung hat sich Herr GR Ellensohn zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

GR David Ellensohn (Grüner Klub im Rathaus): Nur ganz kurz. Es liegt allen die Postnummer 18 vor. Der Antrag lautet - im Gegensatz zu dem, was jetzt gesagt worden ist, dass es nicht aus der Sportförderung ist -: 

"Der nachstehend angeführten Sportorganisation wird aus den Sportförderungsmitteln 2001 folgende Subvention gewährt: Powerboat Racing" und so weiter und so fort "900 000 S". 

Das ist der Antrag, über den wir jetzt abstimmen werden. Tatsächliche Berichtigung. (Beifall bei den GRÜNEN.) 
Vorsitzende GR Josefa Tomsik: Herr GR Reindl hat sich auch zu einer tatsächlichen Berichtigung gemeldet.

GR Mag Thomas Reindl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Das ist verrechnungstechnisch, Herr Kollege. Aus einem anderen Budget kommen in die Sportförderung 900 000 S, erhöhen diese daher um die 900 000 S. Für die Sportförderung ist es ein Durchlaufposten, würde man buchhalterisch sagen. - Danke schön.

Vorsitzende GR Josefa Tomsik: Danke. - Zum Wort ist jetzt tatsächlich niemand mehr gemeldet. 

Die Frau Berichterstatterin verzichtet auf das Schlusswort.

Ich bitte nun jene Damen und Herren, die dem Antrag der Berichterstatterin zustimmen können, um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mit Mehrheit ohne F und GRÜNE.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 21 (PrZ 88/01-GJS) der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine sachliche Genehmigung für die Sportanlage Windtenstraße in Wien 10.

Ich bitte die Berichterstatterin, Frau GR Novak-Schild, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin GR Barbara Novak-Schild: Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzende GR Josefa Tomsik: Danke. - Zum Wort gemeldet ist Herr GR Ellensohn. Ich erteile es ihm.

GR David Ellensohn (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren!

Ganz kurz. Eisring Süd, lange Geschichte. Die 400‑Meter-Bahn ist jetzt endgültig geschlossen. Es gibt und gab seit langem Bestrebungen von den GRÜNEN - wir haben lange hart daran gearbeitet, die Bezirksräte und Bezirksrätinnen im 10. Bezirk haben sich dafür eingesetzt -, dass dieser Eisring Süd, diese Eisanlage wieder in Betrieb genommen werden kann. Das war nicht immer einfach. Ich bin froh, dass es jetzt zur Abstimmung steht. Wir werden dem Geschäftsstück zustimmen.

Die Beharrlichkeit der GRÜNEN hat sich ausgezahlt. Es war nicht einfach. Wir haben mit vielen Leuten geredet. Es war keine Selbstverständlichkeit, dass es wieder so kommt. 

Wir sind ein bisschen betrübt, dass es die 400‑Meter-Bahn nicht mehr gibt. Es gibt in Österreich nur noch eine, die steht in Innsbruck. In Wien kann die Emese Hunyady nicht mehr laufen und viele andere, aber wir sind froh, dass eine Eislauffläche im Freien und eine Eislauffläche unter Dach geschaffen wird. Auch das war keine Selbstverständlichkeit. Es wurde im Ausschuss gesagt, es ist nicht möglich. Eis laufen ist kein Hallensport, sondern nur ein Freiluftsport. Jetzt ist es trotzdem möglich.

Wir werden deswegen diesem Geschäftsstück zustimmen und sind froh, dass sich die Beharrlichkeit der GRÜNEN nicht nur im 10. Bezirk, sondern in ganz Wien ausgezahlt hat. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 
Vorsitzende GR Josefa Tomsik: Ich danke. - Als Nächster hat sich Herr GR Walter Strobl zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

GR Walter Strobl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Frau Berichterstatterin! Meine Damen und Herren!

Die Geschichte des Eisrings Süd ist tatsächlich eine spannende, wenn man sich die letzten zehn Jahre so ein bisschen anschaut. Ich kann nahtlos an meinen Vorredner anschließen: Die ÖVP-Fraktion wird diesem Geschäftsstück zustimmen, weil es einen Allparteienantrag, also nicht nur einen Antrag der GRÜNEN, wie man jetzt hätte meinen können, gibt. Es haben sich alle Parteien natürlich dafür ausgesprochen, dass der Eisring Süd wieder saniert wird. Daher wird es, wie ich annehme, sogar zu einem einstimmigen Beschluss in dieser Frage kommen.

Es ist aber vielleicht wichtig zu erwähnen, dass ja ein Akt, der nicht in den Gemeinderat kommt und kommen muss, weil er schon im Ausschuss beschlossen wurde, noch einmal den Eisring Süd zum Gegenstand hat, nämlich mit 10 Millionen S noch einmal, zusätzliche Förderung, und zwar konkret für Sach- und Personalaufwand. 

Und dazu Folgendes: Wenn man sich anschaut, wie bisher die Subventionslage am Eisring Süd war, dann gab es in den Jahren 1997 bis 2000 insgesamt 10,4 Millionen S Fördergelder, für die Sanierung, für den Umbau und für die Erhaltung, also ungefähr so viel, wie jetzt für den Eisring Süd zusätzlich, neben der Sanierung, noch zur Verfügung gestellt wird. 1997 wurde nämlich auf Wunsch der Sportstadträtin damals ein Umbau vorgenommen zu einer Sport- und Funanlage, Sommersportarten. Dann hat sich aber herausgestellt, dass das von der Bevölkerung nicht so richtig angenommen wird und dass man den Eislaufplatz lieber hat. Es hat also heftige Diskussionen im Bezirk gegeben. Herr Ellensohn hat ja darauf auch Bezug genommen. Es war also der starke Wunsch, vor allem der Schüler und der Schulen, dass es hier wieder eine Möglichkeit fürs Eis laufen unter dem Dach, also in der Halle, gibt. Also kam es dann letztlich heute mehr oder weniger wieder zum Rückbau. 

Aber dazwischen gab es 1999 noch eine interessante Entwicklung. Es gab nämlich dann eine Funsporthalle, zumindest die Idee für dieses Projekt. Das war ein Projekt um 54,1 Millionen S. Dann hat sich herausgestellt, dass das a) dort nicht machbar ist, b) mit dem ASKÖ nicht abgesprochen war, und was noch viel wesentlicher ist, es gab auch keine passende Flächenwidmung dort im Bezirk. Vielleicht war man auch nicht willens oder nicht imstande, im Bezirk eine passende Flächenwidmung sicherzustellen. Wie auch immer: Auch dieses Projekt wurde wieder abgeblasen. Die Gelder werden sinnvoll mittlerweile im 5. Bezirk in eine Sporthalle investiert. Also soweit auch keine Aufregung darüber, dass es hier in irgendeiner Form zu Unregelmäßigkeiten gekommen wäre. 

Es muss aber gesagt werden, dass es schon sehr einmalig ist, für eine Sportanlage 10 Millionen S für den Sach- und Personalaufwand zur Verfügung gestellt zu erhalten. 10 Millionen S, meine Damen und Herren. Da hätte es man dem ASKÖ lassen können, denn der hat für zehn Jahre 10 Millionen S gebraucht und ist damit nicht zu Rande gekommen, weil das offenbar zu wenig war oder weil vielleicht auch nicht gut gewirtschaftet wurde. 

Aber was mich stört, ist, und ich habe einige Beispiele herausgesucht. Zum Beispiel, der ASKÖ hat im April 1999 für die Aufrechterhaltung des Sport- und Trainingsbetriebs insgesamt 645 000 S bekommen. Das war 1999. Der ASVÖ hat im Jahr 1998 ebenfalls einen Zuschuss für Sportplatzerhaltung und für die Verwaltung der Verbandsvereine 70 000 S bekommen. Oder für die Beschäftigung einer Spitzentrainerin für den Bereich Rudern gab es 214 000 S. 

Jetzt muss man sich diese Relationen einmal auf der Zunge zergehen lassen. Seitdem dieses Projekt nun von der Stadthalle verwaltet wird, gibt es auch noch ein Zubrot von 10 Millionen S. Und das muss mir hier einmal einer erklären, in welcher Relation hier Gelder zur Verfügung gestellt werden, für die Aufrechterhaltung eines Betriebs, nämlich im Vergleich zu allen anderen, und da gibt es viele Betriebe, die ehrenamtlich wie zum Beispiel Sportunion, ASKÖ, ASVÖ, aber auch viele im Sportplatzbereich unbezahlt Leistungen in Milliardenhöhe erbringen. Aber weil es die Stadthalle ist, kriegen die 10 Millionen S. 

Und daher haben wir im Ausschuss gegen dieses Projekt, gegen diesen Akt gestimmt, weil wir das einfach für unrichtig erachten.

Ich freue mich aber, nicht nur als Favoritner, sondern auch als Pädagoge, dass der Eisring Süd nun wieder in seinen ursprünglichen Zustand versetzt wird, wenngleich die 800‑Meter-Bahn nicht kommen wird, aber letztlich der Eislaufplatz wieder so hergestellt wird, und wir werden diesem Akt daher zustimmen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzende GR Josefa Tomsik: Als Nächster ist Herr GR Mag Reindl zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

GR Mag Thomas Reindl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Frau Berichterstatterin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!

Ja, auch wir von der Sozialdemokratischen Fraktion sind sehr froh, dass wir heute eine wesentliche Subvention für den Eisring Süd und für die Wiederbelebung des Eisrings Süd beschließen können. Die Favoritner SPÖ und auch die SPÖ hier haben wesentlich dabei mitgeholfen, dass die Überlegungen, die schon meine Vorredner bezüglich der Nutzung der Anlage angestellt haben, verwirklicht werden. 

Was passiert nun mit den Geldmitteln? - Es wird hier verstärkt wieder danach getrachtet, Trendsportarten auf die Anlage zu bekommen. Wir haben dort zum Beispiel große Tennisanlagen, die sollten vielleicht ein bisschen reduziert werden, weil Tennis im Moment nicht so in ist. Vielleicht sollten eher Anlagen für Inline-skating, Volleyball und Fußball installiert werden. 

Die geänderte Nutzung führt natürlich dazu, dass Investitionen in den Gebäudebestand stattfinden müssen. Es müssen neue Garderoben hergerichtet werden im Erdgeschoss und im 1. Stock und auch gewisse Instandhaltungsarbeiten in der Halle vorgenommen werden. 

Besonders erfreulich ist aber, dass auch das Freilufteislaufen wieder möglich sein soll und es wird auch hier eine entsprechende Anlage hergerichtet werden. Wie Sie wissen, meine Damen und Herren, ist ja die alte Anlage auf Grund der Defekte in der Kühlanlage undicht. Die Sanierung allein dieser alten Anlage hätte zirka 30 Millionen S gekostet, für eine 400‑Meter-Bahn, die im Wesentlichen für Laufen die Möglichkeit bietet. Aber zum Beispiel Eishockey oder auch andere Dinge könnten hier weniger stattfinden. 

Wichtig ist, dass die Anlage insgesamt natürlich auch für den Breitensport geöffnet werden soll, aber dass der Spitzensport beziehungsweise Eishockey und andere Sportarten hier aktiv auszutragen sind. 

Auch meine Fraktion wird natürlich mit großer Freude der Subvention für den Eisring Süd zustimmen. - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzende GR Josefa Tomsik: Danke. - Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Die Frau Berichterstatterin verzichtet auf das Schlusswort. 

Ich komme nun zur Abstimmung. Wer für den Antrag ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist somit einstimmig. Ich danke recht herzlich.

Es kommt nun die Postnummer 22 (PrZ 100/01-GJS) der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Änderung der Entgelte für die Beförderung von behinderten Menschen. 

Ich bitte die Berichterstatterin, Frau GR Stubenvoll, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin GR Erika Stubenvoll: Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren!

Ich ersuche, den Antrag auf Änderung der Entgelte anzunehmen.

Vorsitzende GR Josefa Tomsik: Ich danke. - Zum Wort gemeldet ist Frau GR Korosec. Ich erteile es ihr.

GR Ingrid Korosec (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Frau Berichterstatterin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

In aller Kürze. Die Beförderung von behinderten Menschen ist eine sehr wichtige Sache. Sie wird auch von uns äußerst positiv bewertet und auch die Firma Mertz, die derzeit tätig ist, wird positiv gesehen. 

Trotzdem werden wir diesem Geschäftsstück nicht zustimmen. Und warum? - Bereits 1999 standen wir betreffend diesem Regelfahrtendienst für Behinderte in einer ganz ähnlichen Situation. Damals hat es die Firma Haas gegeben, die für die Beförderung der Mitbürger zuständig war, und die Firma Haas hat ersucht um eine Erhöhung beziehungsweise um eine Änderung des Vertrags. Das wurde damals nicht gestattet. Und das Schicksal der Firma Haas ist ja bekannt. Sie wurde in den Konkurs geschickt. Dann wurde neu ausgeschrieben. Die Firma Mertz befördert jetzt. Ein Jahr später, gleiche Situation. Bitte, es geht bereits wieder um eine Erhöhung von 40 Prozent, die beantragt wird. 

Das ist für uns nicht transparent, das ist für uns einfach nicht nachvollziehbar, und aus diesem Grund werden wir auch nicht zustimmen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzende GR Josefa Tomsik: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort.

Berichterstatterin GR Erika Stubenvoll: Ja, ich kann nur dazu sagen, dass die Qualität, die die Firma Mertz anbietet, sehr gut ist und auch von den Kunden als sehr zufrieden stellend bezeichnet wird. Auf Grund der Qualitätssteigerung und der Beförderung auch von schwerer behinderten Menschen ist hier eine Erhöhung der Entgelte notwendig geworden, die auf Basis der Bilanz 2000 berechnet wurde und auch im Einverständnis mit dieser Firma so abgehandelt wird. 

Ich denke, das ist gerechtfertigt, da wir insgesamt bemüht sind, im Bereich der Fahrtendienste zu einer Qualitätssteigerung zu kommen. Das hat natürlich auch seinen Preis und daher bitte ich noch einmal um Zustimmung zu diesem Geschäftsstück.

Vorsitzende GR Josefa Tomsik: Danke. 

Ein Gegen- oder Abänderungsantrag wurde nicht gestellt. 

Ich bitte nun jene Damen und Herren des Gemeinderats, die dem Antrag der Berichterstatterin zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrstimmig, ohne ÖVP. 

Wir kommen nun zur Postnummer 27 (PrZ 61/01-GJS) der Tagesordnung. Sie betrifft eine Sachkrediterhöhung für den Volksschule-Neubau am Leberberg. 

Ich bitte die Berichterstatterin, Frau GR Mag Wehsely, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin GR Mag Sonja Wehsely: Liebe Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich ersuche um Zustimmung zu diesem Poststück.

Vorsitzende GR Josefa Tomsik: Danke. - Zum Wort gemeldet ist Herr GR Walter Strobl. Ich erteile es ihm.

GR Walter Strobl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Frau Berichterstatterin! Meine Damen und Herren!

Dieses Geschäftsstück entspricht offenbar in irgendeiner Form doch auch jenem Teil, den man als Schilda bezeichnen muss. Wenn Sie sich den Akt genau hernehmen und anschauen, dann kann man das fast nicht glauben. Hier wird ein Bericht über die Wirtschaftlichkeitsbesprechung zur Volksschule Leberberg dazugelegt und da geht es unter anderem dann um Straßenbau, Querung Straßenbahnlinie 71, öffentliche Beleuchtung, Verkehrslichtsignalanlage, gärtnerische Leistungen und Installation von EDV-Anlagen. 

Und hier heißt es dann im Text: Bereits in der Wirtschaftlichkeitsbesprechung vom 10.4.2000, also vor über einem Jahr, für den Schulbau wurde darauf hingewiesen, dass für den gesicherten Zugang der Schulkinder die gesicherte Zufahrt der Müllfahrzeuge zum Schulbau als auch die Zufahrtsmöglichkeit für die Erreichbarkeit der Pflichtstellplätze als nicht gegeben anzusehen ist. Für diesen Zugang werden auch keinerlei Kosten in die damals vorliegende Kostenschätzung für die Wirtschaftlichkeitsbesprechung der Errichtung der Schule aufgenommen. Vollkommen unverständlich, wie man einen Schulbau planen kann, wo man weiß, es fährt eine Straßenbahnlinie vorbei, man braucht eine Überfahrt. Es wird offenbar sogar darüber gesprochen, aber es gibt keine Kostenschätzungen und es wird einfach nicht aufgenommen. Letztlich führt das Ganze dazu, dass wir jetzt eine Nachzahlung, eine Nachforderung haben, um das zu sanieren, und das mit einer Summe von 2,5 Millionen S. Es ist überhaupt nicht einzusehen, dass das nicht von vornherein mit eingeplant werden kann. 

Meine Damen und Herren! Ich hätte hier gerne eine plausible Erklärung, wie es so etwas geben kann, wenn man im Nachhinein draufkommt, dass man EDV-Leitungen in einen Schulneubau hineinlegen soll, wenn man ihn vorher schon geplant hat und nachdem sozusagen das Werk mehr oder weniger der Vollendung entgegengeht und im Herbst eröffnet werden soll, dann diese Frage erst lösen muss, indem man zusätzlich eine Überschreitung planen muss. Also, mir ist das unverständlich und auch nicht nachvollziehbar. 

Es zeigt aber etwas sehr deutlich und das haben wir auch zum Anlass genommen, um uns etwas entscheidender und tiefer mit der Frage auseinander zu setzen: Wie wird denn in Wien Schulplanung generell vorgenommen? - Und da muss ich sagen, ich verstehe es nicht ganz. Wir haben 1998 gemeinsam in der Koalition einen Antrag eingebracht, ein Geschäftsstück beschlossen, in dem die Schulmilliarde beschlossen wurde, zur Sanierung der Wiener Pflichtschulen, Generalsanierung der Wiener Pflichtschulen. Es gab ein sehr vernünftiges System. In Absprache mit den Bezirken sollten jene Schulen, die aus der Jahrhundertwende stammen, generalsaniert werden. 10 Prozent musste der Bezirk dabei selbst zahlen. Das funktioniert bis heute recht gut. 

Gleichzeitig wurde in einem Anhang in diesem Akt ein Entwurf für einen Schulentwicklungsplan mitbeschlossen, von dem man gesagt hat, den will man umsetzen. Wien ist die einzige Stadt Mitteleuropas, die eigentlich keinen Schulentwicklungsplan hat, wo man nicht sagen kann, was kostet der einzelne Standort, wo man nicht sagen kann, wie kooperieren Schulen miteinander überregional, wo man nicht sagen kann, wie wird ein freier Standort mit einer anderen Schule kombiniert, wenn es sich um eine Bundesschule und um eine Landesschule handelt. Da müssen bis heute richtiggehend Staatsverträge abgeschlossen werden zwischen dem Bund und dem Land, damit zum Beispiel eine freistehende Hauptschule von einem Gymnasium genutzt werden kann. Also Dinge, die man kennt und die man weiß. 

Und dann, meine Damen und Herren, hatten wir vorige Woche im Kollegium einen Tagesordnungspunkt: die Schließung einiger Standorte. Ich will jetzt gar nicht darüber diskutieren, was die Gründe sind, warum es zu diesen Schließungen kommt, sondern ich will Ihnen nur an einem Phänomen zeigen, wie sich das entwickelt und dass es hier offenbar kein Konzept gibt. 

Wir hatten vier Standorte, die geschlossen werden sollten. Einer davon war zum Beispiel die Pyrkergasse im 19. Bezirk. Wer den Bezirksvorsteher des 19. Bezirkes gut kennt, der weiß, da muss man sich mit ihm sehr intensiv auseinander setzen, dass er so etwas zur Kenntnis nimmt. Und er hat sich auch hier ganz hervorragend gewehrt und hat offenbar die MA 56 davon überzeugt, dass diese Schule vorerst doch nicht geschlossen wird. Und siehe da, sie wurde noch während der Sitzung von der Tagesordnung abgesetzt, und der Herr BV Tiller, dem ich damit sehr herzlich gratuliere, dass ihm etwas gelungen ist, was allen anderen nicht gelungen ist, hat damit einen Standort für ein weiteres Jahr sichergestellt. 

Jetzt stellt sich aber sozusagen im Gesamtzusammenhang die Frage: Nach welchen Kriterien passiert denn das? Kann da einfach ein Bezirksvorsteher hergehen und sagen: Na eigentlich, ich will das jetzt nicht, und beginnt Verhandlungen. Dann gibt man halt nach und sagt: Na gut, hast Recht, also wir lassen die Schule doch noch stehen, weil das ist ein angesehener Bezirksvorsteher und dem wollen wir doch eine kleine Freude machen. 

Wie immer das gelaufen ist, meine Damen und Herren, Tatsache ist, dass es hier an Konzepten mangelt, wenn es nicht einmal einen Kriterienkatalog gibt, wo man sich damit auseinander setzt: Wie ist denn nun die Bevölkerungsentwicklung? Wo brauchen wir Standorte? Wie sind Schullaufbahnen in bestimmten Regionen? Wie ist hier sozusagen die Verbindung zwischen Pflichtschule, Volksschule, weiterführenden Schulen bis hin zur Einbindung auch der Privatschulen? - Wir haben eine Fülle von Privatschulen in dieser Stadt, die ganz hervorragende Leistungen vollbringen, die aber sozusagen in dem Konzept nicht erfasst werden. 

Und warum sage ich das? - Weil ich hier eine gewisse Reformunwilligkeit erkennen kann bei der SPÖ, sie aber nicht deuten kann, weil es keinen Sinn macht, sich gegen einen Beschluss von 1998 zu sperren, etwas umzusetzen, was allen nur nützen kann. 

Ich sage Ihnen noch ein Beispiel dazu: das Energiecontracting. Die Bundesschulen, jeder einzelne Standort kann feststellen, wie viel Energie sie im Laufe eines Jahres verbrauchen, und können damit Sparmaßnahmen setzen. Das ist in den Pflichtschulen nicht möglich, denn die sind in einem Gesamtnetz verbunden und da gibt es nur eine Gesamtabrechnung. Der einzelne Standort kann nicht sagen: Ich möchte ein bisschen sparen oder wir müssen Maßnahmen setzen, damit wir nicht so viel Energie verbrauchen. 

Also was hier fehlt und hier in diesem Zusammenhang nur erwähnt werden soll, ist ein Schulentwicklungsplan, und ich darf daher in diesem Zusammenhang einen entsprechenden Beschlussantrag einbringen, gestellt von den GRe Neuhuber und Strobl, betreffend die Erstellung eines Schulentwicklungsplans für Wien. 

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung dieses Antrags verlangt. In der Beilage befindet sich jener Teil des beschlossenen Aktes von 1998. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzende GR Josefa Tomsik: Zu einer tatsächlichen Berichtigung hat sich Frau VBgm Laska zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihr.

VBgm Grete Laska: Sehr geehrte Damen und Herren! 

Die tatsächliche Berichtigung hat sich für mich jetzt aufgedrängt, denn man kann das seitens der ÖVP Geäußerte nicht im Raum stehen lassen, dass sie einen wirklich hochverdienten Bezirksvorsteher, noch dazu von ihrer eigenen Fraktion, nämlich den Herrn BV Tiller, hier diskreditiert, indem unterstellt wird, allein auf Grund der Tatsache, dass er sich mit aller Vehemenz für seinen Bezirk und die Eltern und die Schülerinnen und Schüler seines Bezirks einsetzt, und es so dargestellt wird, als würde er die Stadt Wien, die MA 56 und auch den Stadtschulrat dazu bringen, ihm eine Gefälligkeit zu machen und den Hauptschulstandort im 19. Bezirk jetzt weiter bestehen zu lassen. Das wäre unfair. Das wäre ungerecht und daher muss ich das zurückweisen, weil es auch so nicht richtig ist. 

Richtig ist vielmehr, dass BV Tiller in seiner Weitsicht erkannt hat, dass nach seinem Fünf-Parteien-Beschluss, den wir in der letzten Legislaturperiode hier im Wiener Gemeinderat beziehungsweise im Kollegium gefasst haben, im Hinblick auf ein neues organisatorisches Modell der gemeinsamen Schule der 10‑ bis 14‑Jährigen als kooperative Mittelschule, was ein kluger Beschluss war, und er die Hoffnung nicht aufgibt, dass auch die Frau Unterrichtsministerin davon überzeugt werden kann, Wien diese Autonomie im organisatorischen Bereich zu überlassen, sich selbst angeboten hat, um von seiner Sicht aus und aus der Sicht des 19. Bezirks auf sie einzuwirken und ihr zu sagen, wie denn hier die Situation sei und fest davon überzeugt ist, dass er sich auch durchsetzen wird, und mit diesen sehr guten Argumenten letztendlich dann nachgewiesen hat, dass es nicht sinnvoll ist, für ein Jahr, wo er überzeugt ist, er kann das durchbringen, einen Hauptschulstandort zu schließen, der im nächsten Fall, wenn wir nämlich die kooperative Mittelschule hätten, natürlich auch wieder über genügend Zulauf verfügen wird. 

Das heißt, eine sehr, sehr kluge Entscheidung und ich möchte wirklich zurückweisen und tatsächlich berichtigen, dass das, was du hier gesagt hast, nicht den Tatsachen entsprochen hat. - Danke. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GR Josefa Tomsik: Danke, Frau Vizebürgermeisterin. - Zu einer tatsächlichen Berichtigung hat sich Herr GR Strobl zum Wort gemeldet.

GR Walter Strobl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Damen und Herren! 

Das ist eine kurze tatsächliche Berichtigung zur tatsächlichen Berichtigung.

Ich habe natürlich mit keinem Wort, und ich weise das auch zurück, den Herrn Bezirksvorsteher diskreditiert. Ich habe ihm vielmehr gratuliert. 

Ich habe vielmehr die MA 56 diskreditiert und in diesem Zusammenhang die Abteilung 7, weil es hier ja darum geht, entweder es gibt Richtlinien und es gibt eine Zusammenschau oder es gibt sie nicht. Aber dass dann zufällig während einer Sitzung ein Tagesordnungspunkt verändert werden muss, ist sicherlich nicht im Sinne der Erfindung.

Und noch eine Berichtigung. Die Frage, ob wir mit dem Schulversuch "Kooperative Mittelschule" auf die Frau Bundesministerin warten müssen, liebe sehr geehrte Frau Vizebürgermeisterin, ist Wien-weit bekannt. Es gibt insgesamt 13 derartige Schulversuche in Wien an den Privatschulen, wo das ohne Schulversuch als Pilotprojekt funktioniert. Ich weiß nicht, was die Stadt Wien davon abhält, diese Pilotprojekte rasch an jenen vorhandenen Hauptschulstandorten, wo sie meint, sie sollen und mögen das machen, umzusetzen. 

Ich lade Sie dazu herzlich ein. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzende GR Josefa Tomsik: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Vettermann. Ich erteile es ihm.

GR Heinz Vettermann (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Also ich tue jetzt nicht tatsächlich berichtigen die Berichtigung von der Berichtigung, aber eines möchte ich dem Kollegen Strobl doch klar sagen, und ich glaube, er weiß es auch. Ich meine, es ist ja ein Unterschied, ob ich "Kooperative Mittelschule" irgendwo draufschreibe, aber keine drinnen ist, und das eher als Pilotprojekt laufen lasse, oder ob ich, wie es der Schulversuch vorsieht, dass ich tatsächlich einen Schulverbund auch habe, der den Übertritt in die höheren Schulen gewährleistet und daher die Attraktivität eines Hauptschulstandorts tatsächlich absichern kann. Das ist daher eine inhaltliche Frage, um die es hier geht. 

Der Schulversuch selbst im Schulverbundsmodell ist ausgereift und daher brauchen wir die Zustimmung, wenn wir es flächendeckend oder breiter einführen wollen, die gesetzlichen Möglichkeiten, vom Schulversuch ins Regelschulwesen. Alles andere wird nicht funktionieren.

Jetzt zum Akt selbst kommend: Bei Installationen des EDV-Netzes, dass man die sichere Querung, dass man Grünraumgestaltung macht, das finde ich eigentlich positiv und das zeigt, dass es eine rechtzeitige Planung gibt, weil es ja rechtzeitig, nämlich hier und heute, zur Diskussion steht und auch, glaube ich, positiv, ich glaube sogar einstimmig abgestimmt werden wird, weil niemand etwas dagegen hat, dass Grünraum als sichere Querung stattfindet und dementsprechend auch rechtzeitig geplant wird. 

Daher lassen wir die Kritik als Vorwand vom Akt her ganz weg und gehen dorthin, um was es ja eigentlich geht, nämlich dass Schulentwicklung natürlich stattfindet. Nicht nur Bewegung findet statt, sondern auch Schulentwicklung, nämlich gemeinsam mit dem Stadtschulrat und der MA 56. Wir würfeln ja nicht, wo wir die Schulen hinbauen, sondern es geht da um Bevölkerungszahlen, um Pädagogik, um die Gebäude, um das Sanierungsprogramm. 

Nur, Ihrem Antrag kann man deshalb schon nicht zustimmen, weil darin auch die höheren Schulen, für die Wien ja wirklich nicht zuständig ist, auch formal gefordert werden und daher eine formale Unzuständigkeit gegeben ist. Von dem her wäre das schon einmal abzulehnen.

Beim Pflichtschulbereich, wo wir als Wien zuständig sind, machen Sie sich keine Sorgen. Da gibt es die Planung. Das Sanierungsprogramm läuft, zehn sind in Bau. Gut, dass Sie das auch positiv erwähnt haben. Die Schüler sind bekannt, die sind ja schon auf der Welt, aber das Übertrittsverhalten nicht. Wenn Sie sich jetzt tatsächlich solche Sorgen um die Schulstandorte gerade der Hauptschulen machen, dann machen Sie etwas, dass sich das Übertrittsverhalten ändert, nämlich dass es von der Volksschule in die AHS-Unterstufe gebremst wird und in die Hauptschulstandorte stärker wird. Dafür gibt es eben diesen Fünf-Parteien-, jetzt Vier-Parteien-Antrag der kooperativen Mittelschule. Das Modell liegt ja am Tisch. Wenn wir das hätten, dann könnten wir alle anderen Schulstandorte, die noch in Gefahr geraten werden, mit Sicherheit retten und nicht nur den 19. Bezirk, aber auch den. 

Also die beste Sicherung der Schulstandorte werden wir dann erreichen, wenn wir gemeinsam für die kooperative Mittelschule kämpfen. - Vielen Dank. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GR Josefa Tomsik: Ich danke. - Die Debatte ist geschlossen. 

Die Frau Berichterstatterin verzichtet auf das Schlusswort.

Wir kommen nun zur Abstimmung. 

Wer für den Antrag der Frau Berichterstatterin ist, den darf ich um ein Zeichen mit der Hand bitten. - Das ist mehrstimmig, ohne die ÖVP.

Ich darf nun den Beschluss- und Resolutionsantrag, den Herr GR Prof Walter Strobl und Herr GR Mag Alexander Neuhuber eingebracht haben, abstimmen lassen.

Wer für den Beschluss- und Resolutionsantrag ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist nicht die Mehrheit und somit abgelehnt.

Wir kommen nun zur Postnummer 31 (PrZ 51/01-GJS) der Tagesordnung. Sie betrifft eine Sub ...Oh! Es gibt keine Wortmeldung.

Ich darf über die Postnummer 31 abstimmen lassen. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist einstimmig. Hat die F auch zugestimmt? (GR Dr Helmuth GÜNTHER: Nein, nein!) Ich habe ja gefragt: Einstimmig? - Keiner gibt mir eine Antwort, obwohl ich so nett gefragt habe. (Heiterkeit bei der FPÖ.) Das ist somit mehrstimmig ... (GR Dr Helmuth GÜNTHER: Von uns hat niemand mitgestimmt! - Aufregung bei der FPÖ.) Es hat versucht, jemand aufzuzeigen, Herr Kollege GÜNTHER. Sie kennen meine liebenswürdige Art. Darum habe ich noch einmal gefragt. (Allgemeine Heiterkeit.) - Also es ist mehrstimmig, ohne den Freiheitlichen. Ich entschuldige mich, dass ich nicht so genau gesehen habe, wer jetzt aufzeigen wollte. Es wollte jemand aufzeigen!

Es gelangt nun die Postnummer 34 (PrZ 92/01-GJS) der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an das Österreichische Institut für Jugendforschung. 

Hier liegt mir keine Wortmeldung vor.

Ich darf nun über diese Postnummer abstimmen lassen. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein deutliches Zeichen mit der Hand. - Das ist somit einstimmig angenommen. Ich danke recht herzlich, meine Damen und Herren.

Wir kommen nun zur Postnummer 102 (PrZ 46/01-GFW). Sie betrifft die Aufstockung der Förderungsmittel der gemeinsamen Förderung für Jungunternehmer der Stadt Wien und Wirtschaftskammer Wien. 

Hier liegt mir keine Wortmeldung vor.

Ich darf nun jene Damen und Herren bitten, die diesem Antrag zustimmen, um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist einstimmig. Ich danke recht herzlich.

Wir kommen nun zur Postnummer 104 (PrZ 57/01-GFW). Sie betrifft einen Vertrag über die Abgeltung der medizinischen Hauskrankenpflege.

Der Berichterstatter ist Herr GR Hundstorfer. Ich darf ihn bitten, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Rudolf Hundstorfer: Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzende GR Josefa Tomsik: Danke. - Zum Wort gemeldet ist Frau GR Dr Pilz. Ich erteile es ihr.

GR Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Danke, Frau Vorsitzende!

Wir stimmen diesem Akt nicht zu, und zwar nicht, weil wir etwa gegen Hauskrankenpflege sind, im Gegenteil. Wir meinen, dass der jetzige Vertrag mit der Gebietskrankenkasse allerdings nur die Fortschreibung des alten Vertrags ist und die Hauskrankenpflege damit unterdotiert ist, insofern als durch die leistungsorientierte Krankenhausfinanzierung die Verweildauer in den Krankenhäusern stark heruntergegangen ist von 1993 von zehn Tagen auf jetzt acht Tage, was bedeutet, dass Patient und Patientinnen, die noch immer intensiver Pflege bedürfen, nach Hause kommen und oft nicht die ausreichenden Rahmenbedingungen vorfinden, damit sie sich auch wirklich erholen können. 

Wir meinen, dass daher die Hauskrankenpflege nicht hoch genug eingeschätzt und bewertet werden kann, die die medizinische Pflege, die soziale, die psychosoziale Pflege vor allem bei onkologischen Patienten und so weiter auch tatsächlich gewährleisten kann. Wir meinen, dass wir daher diesen Bereich auch ausreichend dotieren müssen. - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzende GR Josefa Tomsik: Danke. - Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Der Herr Berichterstatter hält kein Schlusswort. 

Ich darf nun über den Antrag abstimmen lassen. 

Wer für diesen ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist ohne den GRÜNEN mehrstimmig angenommen. 

Wir kommen nun zur Postnummer 106 (PrZ 54/01-GFW). 

Auch hier liegt mir keine Wortmeldung vor. 

Wer für diesen Antrag, für die Postnummer 106 ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrheitlich ohne den F ... (GR Mag Heidemarie Unterreiner: Wir sagen auch nicht "S"! - GR Dr Helmut GÜNTHER: Ja, wir sagen das auch nicht! - StR Johann Herzog: Ja, wir sagen auch nicht "S"!) Liebe Frau Kollegin Mag Unterreiner! Ich glaube, ich habe in der kurzen Zeit meiner Vorsitzführung mich wirklich bemüht, keine Fehler zu machen. - Ohne der FPÖ. (Heiterkeit bei der SPÖ.) Ich hoffe, Sie werden sich das auch zu Herzen nehmen.

Es gelangt nun die Postnummer 107 (PrZ 45/01-GFW) der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine sachliche Genehmigung für die Einrichtung eines allgemeinen Entschädigungsfonds für Opfer des Nationalsozialismus. 

Ich darf nun Herrn GR Kopietz bitten, die Verhandlung als Berichterstatter einzuleiten. 

Berichterstatter GR Harry Kopietz: Danke. - Ich ersuche um Zustimmung zu dem vorliegenden Antrag. 

Vorsitzende GR Josefa Tomsik: Ich danke. - Zum Wort gemeldet ist Frau GR Cordon. Ich erteile es ihr.

GR Waltraud Cecile Cordon (Grüner Klub im Rathaus): Danke. 

Zu diesem Antrag muss ich ein bisschen weiter ausholen. Vorneweg möchte ich zum Ausdruck bringen, dass wir GRÜNE es sehr begrüßen, dass sich in Sachen Restitution nun einiges bewegt und den Opfern eines verbrecherischen Regimes und ihrer Handlanger nach einem halben Jahrhundert in einigen Punkten Gerechtigkeit widerfährt. Wir freuen uns auch über die Ernennung von OSR Dr Scholz zum Bereichsleiter für Restitutionsangelegenheiten, da wir uns von ihm einen vehementen Einsatz in dieser Angelegenheit erwarten. 

Allerdings können wir uns auch des Eindrucks nicht ganz erwehren, dass vieles trotzdem einen langen Weg gehen wird. So ist zum Beispiel in Punkt 1 nicht angeführt, was geschieht, wenn der Bund nicht zahlt. Ich habe nachgefragt, man hat mir gesagt: Ja, das überlegen wir uns, wenn der Bund nicht zahlt. Ganz toll hätte ich es gefunden, wenn man gesagt hätte: Ja, da machen wir das und das und das. Aber zugegeben, das wäre natürlich nicht typisch wienerisch gewesen. 

Es ist zum Verzweifeln, wenn man sich die langen Wege dieser Prozeduren vorstellt und weiß, dass es 56 Jahre gebraucht hat, um Ungerechtigkeiten und Räubereien des National Sozialistischen Regimes gutzumachen, was ohnedies nicht geht, beziehungsweise in kleinen Dingen vielleicht ein bisschen zu mildern. 

Es ist noch nicht viel geschehen in Hinsicht auf Rückerstattung des geraubten Gutes. Was das geraubte Leben betrifft, kann man ohnedies nur mehr um und mit den Betroffenen trauern, was allerdings in einem Land, das glaubt, als erstes Opfer auftreten zu dürfen, aus Selbstmitleid ja bisher sehr schwer gefallen ist. Erfreulich immerhin, dass in Sachen Wiedergutmachung bei Vertreibung aus Wohnungen bereits eine Aktion seit März angelaufen ist. Ich hoffe, dass auch der Rest zu einem guten raschen Ende kommt. So lasst uns wenigstens nach gutem altem Römischen Recht Gestohlenes wieder zurückgeben und ersetzen und das auf schnellstem Weg. 

Allerdings ist man in dieser Angelegenheit mit Paragraphen, so scheint es mir zumindest, die einen selbst vor zu hohen Ansprüchen schützen, besser vertraut, als mit Paragraphen, die die Rechte anderer zu Wort kommen lassen wollen. Allerdings hat nach Auskunft der Historikerkommission die USA wieder eine Klage eingereicht und das Ganze wird sich also wieder hinziehen. Man wird mit viel juristischem Geschick sich weiterhin vor finanziellen Überforderungen schützen und so winden wir uns wieder aus ein paar Verpflichtungen. Juristisch ist das sicher alles korrekt, aber in manchen Fällen ist Korrektheit vielleicht nicht genug. 

Doch kommen wir zu Punkt 2. Der Magistrat wird ermächtigt, die österreichische Historikerkommission zu ersuchen, der Stadt Wien allfällig relevante Befunde in Bezug auf arisiertes Vermögen und im Eigentum der Stadt Wien stehendes Vermögen möglichst bald bekannt zu geben. Ich glaube nur, ersuchen allein wird da nicht angehen, da für neue Aufträge eine neue Finanzierung gesucht werden muss. Und auch hier wird die Arbeit ihre Zeit brauchen. Ich hoffe nur, dem sehr geehrten Herrn Bürgermeister geht es hier nicht wie dem Kollegen vom Bund, Dr Gusenbauer, der jetzt auf Sponsorensuche ist und für die Historikerkommission Ausschau hält. Die Prüfung von Anträgen auf Naturalrestitution von öffentlichem Vermögen der Stadt Wien durch die Schiedskommission ist eine gute Sache. Sie soll Ungerechtigkeiten aufdecken. Ungerechtigkeiten wie zum Beispiel die Arisierung des Bärentals, die dann wohl abgegolten wurde, aber zu einem lächerlichen Betrag. Das soll in Zukunft durch diese Schiedskommission verhindert werden. 

Jetzt komme ich allerdings zu einem Punkt, der mir auch besonders am Herzen liegt, und das ist der Sportplatz der Hakoah. Ich bin schon lange damit beschäftigt, ich komme aus dem 2. Bezirk, und ich freue mich sehr, dass die Stadt Wien die Sache in die Hand nimmt und der Hakoah ein adäquates Grundstück für die Errichtung einer Sportstätte zur Verfügung stellen will. Und ich plädiere nachdrücklich dafür, dass diese Sportstätte auch im 2. Bezirk errichtet wird, in der Leopoldstadt. Allerdings muss ich auch gestehen, dass ich mich freue, dass hier nicht der Augarten für eine Betriebsanlage der Sportstätte als Ersatzgrundstück der Hakoah angeführt ist. Ich nehme daher an, dass die Stadt Wien ein Ersatzgrundstück gefunden hat, das sich zur allseitigen Zufriedenheit herausgestellt hat und sich bestens für das Betriebsgelände eines Sportplatzes eignet. Wir GRÜNE begrüßen nachdrücklich die Errichtung eines Sportplatzes der Hakoah und wir können auch, falls doch kein passendes Grundstück gefunden wurde, mit passenden Grundstücken aufwarten. 

Es gibt ja neue Pläne zu einem Sport-Prater. Es wäre ein sehr reizvoller Gedanke, diesen Sport-Prater um eine Sportanlage der Hakoah zu bereichern. Wir würden es auch sehr begrüßen, wenn die jüdischen Schulen am Rande des Augartens oder eine zumindest so halb im Augarten einen der drei Sportplätze, die im Augarten ohnedies nicht sehr frequentiert sind, als Sportplatz zur Verfügung gestellt bekämen und die Hakoah einen zweiten Sportplatz für die Betriebsanlage, für ihre Sporthallen, da die Errichtung von Sporthallen in einer inzwischen sogar denkmalgeschützten wertvollen Grünanlage, mitten in einem stark verbauten Stadtteil, einen derartigen Eingriff darstellen würde, der nie wieder gutzumachen wäre. Ich glaube, das würden wahrscheinlich, müssten jedenfalls alle Beteiligten einsehen. (Beifall bei den GRÜNEN.)    

Ich hoffe sehr, dass die Stadt Wien hier den Mut hat, die Pläne mit der Hakoah offen zu diskutieren und dass der angeführte Betrag von 80 Millionen, die der Bund entrichten soll, für die Errichtung von Sporthallen vorgesehen ist. 

Nun zu einem weiteren Thema, das uns der Nationalsozialismus zur Aufarbeitung hinterlassen hat. Viel war in den vergangenen Tagen die Rede von einer Bevölkerungsgruppe, die sich endlich zu ihrer Veranlagung bekennen kann und will und nicht länger diskriminiert und geächtet werden darf. Zu ihrer vollen Anerkennung ist allerdings noch viel zu tun. Veranstaltungen tragen dieser Tage dazu bei, Barrieren bei der Bevölkerung abzubauen, es sind Europride-Wochen, vor kurzem hat ein Ball der Lebenslust und Großzügigkeit in diesem Haus stattgefunden, und am Heldenplatz wurde im Rahmen der Europride-Wochen von der Hosi-Wien, unterstützt vom Nationalfonds, die Ausstellung "Aus dem Leben, die nationalsozialistische Verfolgung der Homosexuellen in Wien von 1938 bis 45" errichtet. Diese Ausstellung zeigt sehr eindringlich, unter welchen Repressionen homosexuelle Menschen unter der Herrschaft der Nationalsozialisten gelitten haben. Entlassungen, Diskriminierungen, Verhaftungen, Konzentrationslager. Und es war eine Gruppe, die auch besonders unter den sadistischen Quälereien des Aufsichtspersonals zu leiden hatte. Die Todesrate dieser Gruppe war besonders hoch. Leider wurde in der Nacht vor der Eröffnung die Ausstellung durch einen Vandalenakt verwüstet und dieser Vandalenakt, meine Damen und Herren, ist für Österreich und insbesondere für Wien beschämend, da es sich zeigt, dass die Ideologie der NS-Herrschaft für einige sehr lebendig in ihren Hirnen wütet. 

Leider stellte sich auch die Politik nicht sehr mutig hinter diese Ausstellung. Es wäre erfreulich gewesen, wenn sich die Stadt Wien an den Kosten dieser Ausstellung beteiligt hätte. Die Gründe der Ablehnung würden mich wirklich interessieren. Ich weiß, dass die Wiederherstellung der Ausstellung von der Stadt Wien übernommen wird, immerhin ein kleiner Beitrag. 

Wir möchten hier einen Beschlussantrag stellen, dass der Wiener Gemeinderat aufs Schärfste die vandalenmäßige Zerstörung der Ausstellung verurteilt und sich mit den Personen solidarisch erklärt, die sich mit der Aufarbeitung, der Verfolgung und Unterdrückung homosexueller Menschen in der Nazizeit beschäftigen. 

Darf ich diesen Antrag zur Weiterreichung übergeben.

Ein weiterer Anlass für die Politiker dieser Stadt, mit Mut und Selbstbewusstsein für Gruppen von Menschen einzutreten, die durch Intoleranz und Dummheit bereits großes Leid ertragen haben, bietet die Ergänzung eines Textes auf einem Mahnmal. Wie Sie alle wissen dürften, steht ein prominentes Mahnmal auf einem prominenten Platz. Es ist das Mahnmal von Alfred Hrdlicka gegen Krieg und Faschismus. Die Stadt Wien, das Kulturamt, beschreibt aber auf Informationstafeln die Geschichte dieser Zeit, die den Anlass zu diesem Mahnmal gegeben hat, leider sehr unvollständig. Ich hoffe nicht mit Absicht, vielleicht aus Schlamperei, vielleicht aus Angst vor gewissen Bevölkerungskreisen oder warum auch immer wurden dort Bevölkerungsgruppen, die im Dritten Reich verfolgt und ermordet wurden, einfach verschwiegen. Als verfolgt wurden angeführt, ich will es Ihnen in Erinnerung rufen: Juden, Polen, Zigeuner, Behinderte und immerhin Widerstandskämpfer, immerhin eine Gruppe, die bei der letzten Gedenkfeier bei der Einladung des Herrn Bundespräsidenten in die Hofburg alle mitsamt keine Erwähnung fanden.

Es ist schon in Ordnung, in erster Linie der Verfolgung der jüdischen Bevölkerung zu gedenken. Trotzdem sollte immer wieder in Erinnerung gebracht werden, dass es auch andere Bevölkerungsgruppen gegeben hat, die unschuldig verfolgt und ermordet wurden. Wie Sie und wir jetzt mittlerweile wissen, fielen auch die Homosexuellen so wie Menschen, die unter dem Vorwurf der so genannten Asozialität standen, wie auch die Zeugen Jehovas, die, wie auch Menschen aus anderen Religionen, den Dienst mit der Waffe verweigerten, darunter. Unter die Asozialen fielen Lesbierinnen, fielen Kinder aus obdachlosen Familien und fielen verhaltensauffällige Kinder, die zum Großteil auf den Spiegelgrund kamen. Die Geschichte von Dr Gross und dem Spiegelgrund, meine sehr geehrte Damen und Herren insbesondere von der Sozialdemokratie, dürfte Ihnen ja mittlerweile vertraut sein, trotz der verstaubten Akten, laut Herrn Vizebürgermeister und Finanzstadtrat Dr Rieder. Ich denke, wir sollten den Staub aus den Gehirnen entfernen, dann wird sich der Staub aus den Akten verflüchtigen. 

Die Stadt Wien hat also dieses Denkmal in einer Zeit errichtet - so hoffe ich zumindest -, die in ihren Erkenntnissen und Einstellungen Menschen gegenüber im Positiven vorangeschritten ist und lässt genau diese Bevölkerungsgruppen unter den Tisch fallen, als würde sie sich ihrer schämen. Lassen Sie uns das bitte wieder gutmachen, zumindest was die Information darüber betrifft, und ergänzen Sie den Text auf diesen Tafeln mit der Anführung auch dieser verfolgten Bevölkerungsgruppen. 

Ich ersuche Sie daher, diesem Antrag zuzustimmen, damit wir uns nicht länger nicht für die Betroffenen, sondern wegen des Verschweigens dieser Betroffenen schämen müssen! (Beifall bei den GRÜNEN.)  

Ich möchte noch eine weitere Änderung anführen, betreffend die Bezeichnung "Zigeuner". Das Bundesgesetzblatt 432 aus dem Jahr 95 hat für diese Bevölkerungsgruppe eine Bezeichnung festgelegt und die heißt, für alle, die es noch nicht wissen, "Roma und Sinti". Ich ersuche daher, auch dieser Gruppe gegenüber den Respekt zu erweisen, der ihr gebührt, und sie als "Roma und Sinti" in diesem Informationstext zu benennen. 

Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit. (Beifall bei den GRÜNEN.)  

Vorsitzende GR Josefa Tomsik: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Dr Serles. Ich erteile es ihm. 

GR Dr Wilfried Serles (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrte Damen und Herren!

Mit den Beschlüssen, die der Wiener Gemeinderat in den nächsten Minuten fassen wird, wird einerseits der Magistrat ermächtigt, an den Entschädigungsfonds einen Betrag von umgerechnet rund 512 Millionen S zu überweisen. 

Mit den Beschlüssen, die dieser Gemeinderat in den nächsten Minuten fassen wird, wird auch der Magistrat ermächtigt, die Historikerkommission zu ersuchen, Befunde bekannt zu geben, die sich auf arisiertes Vermögen beziehen, das sich im Eigentum der Stadt Wien befindet. 

Der Gemeinderat wird auch den Finanzstadtrat ermächtigen, im Ausmaß der Empfehlung der Schiedskommission nach dem Entschädigungsfürsorgegesetz über Gemeindewohnungen zu verfügen und an Opfer unentgeltlich zu übereignen. 

Mit den Beschlüssen, die dieser Gemeinderat in den nächsten Minuten fällen wird, wird auch der Magistrat ermächtigt, dem Verein Hakoah ein Grundstück für einen Sportplatz in Langzeitmiete anzubieten und zusätzlich mehr als 58 Millionen S für die Errichtung eine Sportstätte auszuzahlen. 

Diese Beschlüsse sind richtig und angemessen. Sie sind die Konsequenz des im Parlament von allen Abgeordneten dort einstimmig beschlossenen Entschädigungsfondsgesetzes.

Dieses Entschädigungsfondsgesetz ist Ausdruck der moralischen Verantwortung dieser Republik, dieser Stadt, für Verluste und Schäden von jüdischen BürgerInnen und anderen Opfern des Nationalsozialismus. Es gilt das Wort des Bundeskanzler, dass kein Geld der Welt das ersetzen kann, was Menschen in der NS-Zeit gewaltsam geraubt worden ist.

Das Entschädigungsfondsgesetz - und darauf lege ich Wert - ist kein Freikaufen von der Geschichte, wie das eine grüne Abgeordnete im Parlament formuliert hat, sondern Ausdruck der Verantwortung Österreichs für das tragische Schicksal von Menschen in der schwierigen Zeit des Nationalsozialismus.

Das Entschädigungsfondsgesetz ist nicht die erste Restitutions- und Entschädigungsmaßnahme dieser Republik. Zuletzt wurden auf der Grundlage des Versöhnungsfondsgesetzes Leistungen an ehemalige Sklaven und Zwangsarbeiter des NS-Regimes ausbezahlt. Mir ist es wichtig darauf hinzuweisen, dass die Rahmenvereinbarungen vom 5. Oktober 2000, die zwischen Vertretern der Republik Österreich auf der einen Seite und Vertretern jüdischer Opferorganisationen, Klageanwälten auf der anderen Seite, unter Vermittlung des amerikanischen Vizefinanzministers Eizenstat, abgeschlossen worden sind, ausdrücklich festgehalten haben, dass sämtliche in der Vergangenheit durchgeführten Restitutions- und Entschädigungsmaßnahmen in vollem Umfang bei den nachfolgenden Verhandlungen Berücksichtigung finden werden. 

Das Entschädigungsfondsgesetz kam daher unter Berücksichtigung der von Österreich schon bisher erbrachten Leistungen in dieser Frage zu Stande. Neu am Entschädigungsfondsgesetz ist aber das erklärte Ziel einer umfassenden und abschließenden Rechtssicherheit in diesem Zusammenhang. Die Mittel an den Entschädigungsfonds werden nämlich erst dann überwiesen, wenn alle in den USA anhängigen Klagen gegen die Republik Österreich und gegen österreichische Unternehmen abgewiesen worden sind. Ich halte auch das für richtig und angemessen.

Das Entschädigungsfondsgesetz ist damit der Schlussstrich unter Klagen und Gerichtsprozesse über finanzielle Entschädigungen von Opfern des Nationalsozialismus. Die begründeten Ausnahmen, die es in diesem Zusammenhang gibt, sind im Entschädigungsfondsgesetz abschließend geregelt.

Was ich nicht verstanden habe, ist die Diskussion, die in diesem Haus gestern von Seiten der GRÜNEN geführt worden ist. Hier wurde gestern versucht, den Beweis zu führen, dass beispielsweise Homosexuelle vom Geltungsbereich des Entschädigungsfondsgesetzes ausgenommen sein sollen. Ich halte fest, das ist nicht der Fall. Gemäß § 6 des Entschädigungsfondsgesetzes sind nämlich Personen antragsberechtigt, und ich darf das wortwörtlich zitieren, "die vom nationalsozialistischem Regime aus politischen Gründen, aus Gründen der Abstammung, der Religion, der Nationalität, der sexuellen Orientierung, auf Grund einer körperlichen oder geistigen Behinderung oder auf Grund des Vorwurfs der so genannten Asozialität verfolgt wurden oder das Land verlassen haben, um einer solchen Verfolgung zu entgehen und die als Folge von oder im Zusammenhang mit Ereignissen auf dem Gebiet der heutigen Republik Österreich während der Zeit des Nationalsozialismus Verluste oder Schäden erlitten haben."

Ich habe mir auch die Richtlinien besorgt, die vom Nationalfonds der Republik Österreich für Opfer des Nationalsozialismus, der mit dem Vollzug des Entschädigungsfondsgesetzes beauftragt ist, inzwischen herausgegeben worden sind. 

Auch daraus geht klar hervor, dass Personen, die vom Nationalsozialismus wegen ihrer sexuellen Orientierung verfolgt wurden und in weiterer Folge Vermögenseinbußen erlitten haben, selbstverständlich nach dem Entschädigungsfondsgesetz anspruchsberechtigt sind.

Ich glaube, es ist wert, dass die Säulen des Entschädigungspaketes dieser Bundesregierung auch hier in diesem Gemeinderat noch einmal umfassend dargestellt werden. Die Bundesregierung hat mehrere Milliarden Schillinge aufgebracht, um einen finanziellen Beitrag für die Entschädigung von Opfern des Nationalsozialismus zu leisten. 

2,2 Milliarden S werden für die Entschädigung für entzogene Mietrechte aufgebracht. 

3,11 Milliarden S wandern in den allgemeinen Entschädigungsfonds und dienen dort der Entschädigung für größere Vermögensverluste.

Darüber hinaus ist eine Naturalrestitution für enteignete Objekte im Eigentum der öffentlichen Hand vorgesehen. 

Schließlich werden mit einem Sozialpaket, das insbesondere Verbesserungen beim Pflegegeld und bei den Nachkaufmöglichkeiten von Pensionsmonaten vorsieht, weitere 1,66 Milliarden S dotiert.

Der Nationalrat hat auch die politischen Motive, die diese Bundesregierung und das Parlament bei der einstimmigen Beschlussfassung im Nationalrat geleitet haben, in Form eines Entschließungsantrags dokumentiert.

Der Nationalrat hat sein Bedauern darüber ausgedrückt, dass in den seit 1945 gesetzten umfangreichen Maßnahmen der Restitution, der Entschädigung und der Sozialleistungen für Opfer des Nationalsozialismus Lücken und Unzulänglichkeiten festzustellen waren und hat begrüßt, dass die Restitutions- und Entschädigungsgesetzgebung jetzt mit diesem Akt abgeschlossen werden konnte.

Wir halten diese Vorgangsweise für richtig und angemessen. 

Wir halten die Wiener Beschlüsse für richtig und angemessen und wir werden diesen Beschlüssen selbstverständlich unsere Zustimmung erteilen. (Beifall bei der FPÖ.) 
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächster ist Herr GR Dr LUDWIG zum Wort gemeldet. - Bitte.

GR Dr Michael LUDWIG (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Liebe Kolleginnen und Kollegen!

Restitutionsfragen waren in der Zweiten Republik immer ein Thema. Es hat bereits in der Zeit von 1946 bis 1949 insgesamt sieben Rückstellungsgesetze gegeben, die sich mit den verschiedensten Bereichen jenes Eigentums beschäftigt haben, die von Opfern des Naziregimes enteignet wurden und in den Besitz des damaligen Deutschen Reiches gekommen sind.

Es hat auch in den sechziger und siebziger Jahren immer wieder auch Versuche gegeben, dieses Unrecht wettzumachen und den Opfern aus dieser Zeit materielle Sicherstellungen zu geben und ihnen auch entgegenzukommen.

Wir wissen allerdings, dass die gesetzliche Theorie und die Praxis nicht immer in einem Einklang gestanden sind und dass sehr vieles in der bürokratischen Praxis an Menschlichkeit gefehlt hat und viele Opfer nicht in den Genuss jenes Eigentums gekommen sind, das sie in dieser Zeit verloren haben.

Dazu kommt, dass viele Menschen, die in dieser Zeit emigrieren mussten oder Nachkommen von Familien waren, die in dieser Zeit eingesperrt werden, verfolgt wurden und zum Teil auch ermordet wurden, auf Grund ihrer persönlichen Situation zum Teil traumatisiert auch keine entsprechenden Ansprüche angemeldet haben. Es ist auch völlig richtig, dass man diesen betroffenen Menschen und auch ihren Nachkommen eine entsprechende Unterstützung gibt und sie auch in die rechtliche Situation bringt, dass sie eine entsprechende Abgeltung des verlorenen Eigentums zugestanden bekommen. 

Deshalb ist es auch richtig, dass auf Bundesebene eine entsprechende gesetzliche Bestimmung verabschiedet wurde und dass wir auch im Gemeinderat am 29. April des Jahres 1999 einen entsprechenden Beschluss gefasst haben, der den Gemeinderat verpflichtet, Kunst- und Kulturgegenstände an die Nachkommen beziehungsweise die Überlebenden des Naziregimes zurückzuerstatten. In der Tat sind die Einrichtungen der Stadt Wien ja auch beauftragt worden, entsprechende Recherchen anzustellen und es gibt ja im Historischen Museum, aber auch im Stadt- und Landesarchiv und in der Stadt- und Landesbibliothek eine ganze Reihe von Sammlungen. Im Historischen Museum der Stadt Wien 110 Sammlungen, die auch dahingehend überprüft wurden, ob es Objekte gibt, die in dieser Zeit unrechtmäßig in den Besitz der Stadt Wien gekommen sind. Das Historische Museum hat sich damals ausbedungen, auch unter Einbeziehung von Fachexperten, die nicht nur in der Stadt Wien, sondern auch in anderen Bereichen tätig sind, hier eine entsprechende Stellungnahme im kommenden Jahr zu veröffentlichen. 

Die Rückgabe dieser Kunstgegenstände ist, wenn man so will, auch der Abschluss einer langen Diskussion über die Rückgabe materieller Güter aus dieser Zeit. Es ist deshalb auch eine völlig richtige Entscheidung des Bürgermeisters gewesen, einen eigenen Restitutionsbeauftragten in der Person von Herrn Dr Kurt Scholz mit dieser Frage zu betrauen und ihm auch zusätzlich die Lösung des Problems Hakoah Fußballplatz und Sportplatz mit auf den Weg zu geben. Das ist eine Frage, die gelöst werden muss und - wie ich meine - gelöst werden muss im Sinne des Hakoah Sportvereins, darüber hinaus aber auch in einem Bereich, wo der Bezirk eingebunden ist, die Anrainer mit eingebunden sind und wo die Sportausübung nicht nur aus historischer Tradition, sondern auch in der gegenwärtigen Situation ermöglicht wird. 

Ich würde meinen, dass man Herrn Dr Scholz Gelegenheit geben sollte, noch mit den Verantwortlichen des Vereins Hakoah die verschiedensten Überlegungen zu prüfen und auch zu überlegen, welche Alternativmöglichkeiten es gibt, damit die Zugänglichkeit der Angehörigen dieses Sportvereins gegeben ist und der Hakoah Sportverein darüber hinaus auch jene Popularität bekommt, die er in der Ersten Republik gehabt hat. Ich denke, wir sollten hier die Beratungen nicht präjudizieren und darauf achten, dass das Ergebnis eines ist, mit dem der Sportverein Hakoah gut leben kann, aber auch, wie gesagt, der Bezirk und die Anrainer. 

Ein weiteres Thema, das von meiner Vorrednerin auch angesprochen worden ist, ist die Frage, inwieweit es gelingt, in unserem Stadtbild an die Opfer des Naziregimes zu gedenken. Da gebe ich Ihnen auch vollkommen Recht, es sind eine ganze Reihe von verschiedenen Gruppen, die in dieser Zeit verfolgt wurden. Es sind unsere jüdischen Mitbürger gewesen, es sind aber auch viele Gruppen gewesen, die Sie auch angeführt haben, Roma, Sinti, Homosexuelle, aber auch Menschen, die aus der Sicht des damaligen Regimes in Verdacht gestanden sind, beispielsweise asozial zu sein, wie sich herausstellt unzutreffend, und die aus diesem Titel heraus verfolgt wurden. Ich denke, dass sich die verschiedensten Denkmäler auch in sehr unterschiedlicher Art und Weise eignen, alle Zielgruppen einzubeziehen. Es gibt Denkmäler, die halt ganz besonders an bestimmte verfolgte Gruppen aus dieser Zeit erinnern. 

Es war ein besonderes Anliegen der Stadt Wien, am Judenplatz ein Ensemble mit dem Denkmal von Rachel Witheread zu schaffen, aber auch mit den Ausgrabungen der mittelalterlichen Synagoge unter Einrichtung einer Informationsstelle des Dokumentationsarchivs des Österreichischen Widerstands, wo über die Biografie der insgesamt 65 000 jüdischen Menschen, die in dieser Zeit verfolgt und ermordet wurden, entsprechend Auskunft gegeben wird. Ich denke, dass es ganz wichtig ist, das auch im Bewusstsein der Stadt zu verankern und auch im Stadtbild der Stadt zu verankern. 

Wo ich Ihnen etwas widersprechen möchte, das ist Ihre Einschätzung des Hrdlicka-Denkmals. Wenn Sie meinen, dass die Verantwortlichen der Stadt hier aus Angst vor bestimmten Bevölkerungskreisen, wie Sie das ausgedrückt haben, das Denkmal nicht entsprechend unterstützt hätten, möchte ich nur daran erinnern, dass es damals eine große und heftige Auseinandersetzung gegeben hat, in der die Sozialdemokraten fallweise alleine gestanden sind, und zwar nicht nur in der Diskussion mit anderen politischen Gruppen, sondern in Diskussion mit großen Tageszeitungen in unserem Land, mit Medien und mit Anrainern und wir dennoch der Meinung waren, es ist wichtig, dieses Denkmal an einem ganz zentralen und bedeutenden Punkt in unserer Stadt zu errichten, nämlich an der Stelle, wo früher der Phillips-Hof gestanden ist, in dessen Keller - und der war in der Nazizeit ein Luftschutzraum - mehrere 100 Menschen begraben worden sind, die ebenfalls Opfer dieses barbarischen Regimes geworden sind. 

Also ich denke, dass es wichtig gewesen ist, auch diesen Standort zu errichten. Sie haben natürlich Recht, man könnte jetzt bei jedem Denkmal alle Zielgruppen anführen, alle Menschen anführen, die in dieser Zeit verfolgt wurden. Ich denke, es macht aber Sinn, auch zu überlegen, wo diese Menschen gewirkt haben, um auch einen Bezug zum räumlichen Umfeld zu schaffen. Und da bin ich bei den Widerstandskämpfern, die Sie angesprochen haben. Es gibt in unserer Stadt ja viele, erfreulicherweise viele Mahn- und Gedenksteine, die auch an die politischen Widerstandskämpfer dieser Zeit erinnern. Ich denke, es macht Sinn, das nicht nur an einem Punkt zu konzentrieren, sondern auch in den verschiedenen Bezirken überall dort, wo es beispielsweise auch in großen Betrieben Widerstand gegeben hat, an diesen zu erinnern, weil ich meine, es ist auch für das Bewusstsein der Bezirksbevölkerung sehr wichtig, dass es hier nicht nur im Stadtzentrum, sondern darüber hinaus auch in den verschiedensten Bezirken einen Bezugspunkt zu diesem sehr wichtigen Teil unserer Geschichte gibt und auch ein ständiges Erinnern und ein ständiges Mahnen an diese Zeit. Dieses Denken soll ja auch durch Denkmäler unterstützt werden. 

Ich bin ganz bei Ihnen, wenn Sie sagen, man sollte stärker noch als bisher auch jenen Verfolgten gedenken, die aus dem Bereich der Homosexuellen und auch der Roma und Sinti kommen. Es gibt heuer ja Gelegenheit, auch bei den verschiedensten Veranstaltungen des zehnjährigen Bestehens des Kulturvereins der Roma und Sinti, auch an diesen historischen Abschnitt unserer Geschichte zu denken. Ich bin überzeugt, dass das auch bei den verschiedensten Veranstaltungen geschehen und passieren wird. Ich denke, dass hier nicht oft genug erinnert werden kann.

Einen Punkt, der von meinem Vorredner Dr Serles schon kurz angesprochen worden ist, möchte ich auch nur anführen, nämlich dass auch in dem Beschluss, der uns jetzt vorliegt, ganz ausdrücklich auch die verschiedensten Zielgruppen angesprochen wurden, nämlich dass demgemäß Personen und Vereinigungen antragsberechtigt sein sollen, die vom Naziregime aus politischen Gründen, aus Gründen der Abstammung, Religion, Nationalität, der sexuellen Orientierung oder auf Grund einer körperlichen oder geistigen Behinderung oder auf Grund des Vorwurfs, asozial zu sein, verfolgt wurden oder das Land verlassen mussten. Ich denke, es ist auch richtig, dass das so in dem vorliegenden Entwurf zu finden ist. Ich denke, dass auch diese Maßnahme, die wir heute beschließen - und wir Sozialdemokraten bekennen uns sehr offenherzig dazu -, nur eine Geste für die Opfer und deren Nachkommen sein kann, denn wir alle wissen, dass das Leid, das in dieser Zeit entstanden ist, durch materielle Abgeltung nicht abgedeckt werden kann, aber dass dennoch eine materielle, symbolische Leistung dafür getätigt wird und wir uns sehr wohl auch diesem Teil unserer Geschichte bewusst sind und auch versuchen wollen, zumindest teilweise materielles Unrecht zu tilgen.

Abschließend noch zu Ihrem eingebrachten Antrag. Wir Sozialdemokraten sind mit der Abänderung auf Zuweisung einverstanden und werden dem auch zustimmen. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Herr StR Dr Marboe, bitte.

StR Dr Peter Marboe: Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren!

Ich glaube, dass wir alle, die wir hier sitzen, zuhören oder auch gesprochen haben, unter dem Eindruck sind, dass hier sehr ernsthaft und sehr überlegt Wortmeldungen zu einem Thema gefallen sind, das natürlich weit über den konkreten Anlass, über den heute abgestimmt wird, hinausgeht. Ich möchte dafür auch allen meinen Vorrednern danken und mich weitgehend den Überlegungen anschließen. 

Was die beiden Anträge der GRÜNEN betrifft, so werden wir dem ersten zustimmen. Wir teilen die Empörung über diesen Vandalismusakt. Ich bin allerdings nicht der Meinung, dass Formulierungen wie "Verstrickung weiter Teile" und so weiter - ich möchte sagen, Gott sei Dank - heute in der Form zutreffen, in der sie hier zum Ausdruck gebracht werden. Es hat nämlich auch das erste Statement der Frau Kollegin so ein bisschen was Verzweifeltes gehabt, so ein bisschen zum Ausdruck bringend, viel hat sich trotzdem nicht geändert. Und ich teile das nicht. Ich glaube, wenn man sorgfältig beobachtet, was in den letzten Jahren und Jahrzehnten an Diskussion, an Debatten, an ehrlichem Dialog, auch an Aktionen und Initiativen im Bildungsbereich und so weiter geschehen ist - und ich werde das dann auch gleich auf Grund einer soeben veröffentlichten Umfrage belegen -, dann kann man "Gott sei Dank" auch mit ein bissel mehr Zuversicht sagen "hat sich hier etwas geändert". Wir wünschten uns alle, dass es gut wäre, aber es ist gut, dass es besser ist. 

Ich glaube, das sollte uns sozusagen wieder anspornen, weiterzumachen. Deshalb habe ich immer ein bissel Sorge bei diesen doch sehr verzweifelt klingenden Formulierungen und würde bitten, dass man darüber in der Begründung doch noch einmal nachdenkt und auch in Zukunft, wenn man sich zu diesem Thema äußert, darüber nachdenkt. 

Ich sehe in der Einstimmigkeit, mit der das heute beschlossen wird, natürlich auch die Reflexion eines parteiüberschreitenden Grundbewusstseins zu diesem Thema, meine Damen und Herren, das uns ebenfalls anspornen soll, bei diesem Thema immer wieder die vernünftige Diskussion und nicht Auseinandersetzung und Entzweiung zu suchen. 

Auch dem zweiten Antrag, so wie Kollege LUDWIG, werden wir mit derselben Einschränkung einer Zuweisung zustimmen, weil ich glaube, dass das Thema noch einer weitergehenden Erörterung bedarf. 

Daher, meine Damen und Herren, geht es vordergründig natürlich um etwas Materielles. Es geht um Geld. Es geht um Millionen. Aber das ist wirklich nur sehr vordergründig. Ich glaube, es sollte uns bewusst sein, dass Restitution, wie sie ja auch heute verwendet wird, natürlich ein viel - und zwar immer und zu jeder Zeit und in jedem Zusammenhang - weiterer Begriff ist als einer, der sich nur auf materielle Überlegungen beschränken dürfte. 

Es heißt ja auch "Österreichischer Fonds Versöhnung, Frieden und Zusammenarbeit" und das ist schon die größere Dimension und der größere Zusammenhang, wenn man diese Worte richtig verstehen will, nämlich als ernsthafte Einladung, über die materiellen Dinge hinaus nachzudenken. 

Jetzt gibt es nach dem Versöhnungsfondsgesetz 2000 zur ehemaligen Sklaven- und Zwangsarbeiterfrage eben auch einen allgemeinen Entschädigungsfonds für Opfer des Nationalsozialismus. Und ich möchte Frau Dr Maria Schaumayer und Dr Ernst Sucharipa und allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern - und jeder, der mit diesen Fragen ein bisschen zu tun gehabt hat, weiß, was diese Teams geleistet haben - auch hier vom Gemeinderat aus unseren herzlichen Dank aussprechen. (Beifall bei der ÖVP und bei der SPÖ.)  

Dem Dr Scholz kann ich nur alles Gute wünschen. Es freut mich, dass Wien einen Restitutionsbeauftragten hat. Ist es doch gerade in unserer Koalitionsregierung, Herr Vizebürgermeister, gelungen, zu diesem Thema eine sehr wichtige Entscheidung zu treffen, nämlich die Restitution in Wien zu beschließen, was die Kunstgüter betrifft, die ja von den jetzigen Veranlassungen ausdrücklich ausgenommen sind .

Meine Damen und Herren! Präsident Bush hat vor kurzem der Bundesregierung und dem Bundeskanzler Schüssel brieflich und ausführlich gedankt. Ich glaube, wir sollten uns hier im Gemeinderat nicht zu gut sein, parteiüberschreitend das Gleiche zu tun. Einfach deshalb, weil mit diesen Gesetzen eine für Österreich eminent wichtige Initiative, ein eminent wichtiger Beitrag zum verantwortungsvollen Umgang mit unserer Vergangenheit geleistet wurde. (Beifall bei der ÖVP.) Und der muss sich auf allen Gebieten und in allen Bereichen abspielen. 

Ich habe zuerst die Kunst erwähnt. Das ist genauso wichtig, das ernst zu nehmen. Ich will, dass wir in unsere Wiener Museen wieder ohne schlechtes Gewissen gehen können und ohne viele Fragezeichen, ob jedes dritte oder vierte Stück, das wir dort sehen, vielleicht doch nicht rechtmäßig erworben wurde. 

Sie kennen ja auch ein bisschen die Vorgeschichte. Es ist jetzt schon mehr als zweieinhalb Jahre her, da habe ich einmal das Museum und das Archiv und die Bibliothek gebeten nachzuforschen, ob da irgendetwas fragwürdig oder nicht in Ordnung sein könnte, und die spontane und ich glaube, wirklich total ehrlich gemeinte Antwort war: Nein, nein, da kann überhaupt nichts sein, bei uns kann es nichts geben.

Meine Damen und Herren! Inzwischen sind es allein im Museum der Stadt Wien 18 000 Stück, die eigentumsrechtlich in Frage gestellt werden müssen. Das hört sich ein bisschen schlimmer an als es ist, weil es um große Sammlungen geht - über 110 Sammlungen -, aber insgesamt ist es tatsächlich diese Menge. Ich glaube, dass es uns ein Anliegen bleiben sollte, in einem überschaubaren Zeitraum - mir hat man versprochen, dass das zirka zwei Jahre sein dürften - alle diese offenen Fragen zu lösen, weil ja auch die Zeit hier ein besonderer Faktor ist. Wie gesagt, damit wir ohne schlechtes Gewissen unsere Archive, Bibliotheken und Museen in Wien besuchen können und damit das auch die Besucher unserer Stadt tun können. 

Ich habe zuerst von der gedanklichen Dimension gesprochen und dazu gehört auch etwas, was erfreulicherweise schon gesagt wurde, nämlich dass es natürlich keinen Schlussstrich geben kann. Die Verstrahlung durch den Supergau, des größten denkbaren Zusammenbruchs aller menschlichen Werte dauert einfach länger als ein paar Jahre oder Jahrzehnte. Die Abbauzeiten werden sich über viele Generationen erstrecken, meine Damen und Herren. 

Mir ist da noch aus meiner New Yorker Zeit ein Gedicht in Erinnerung, das ich Ihnen nur auszugsweise vorlesen möchte: "Hitler ist tot", heißt es hier im "Trommellied vom Irrsinn" von Alfred Farau, "nun schwenket keine Fahnen, marschiert nicht auf und läutet nicht die Glocken. Das ist ein Tag der Trauer und der Scham. Das ist kein Tag, um jauchzend zu frohlocken." Dann beschreibt er warum, weil so etwas ja nicht einfach aus dem Boden kommt und da ist wie ein Ungewitter, sondern weil es eben gewachsen sein muss. Und am Schluss schreibt er: "Und Lehrer müssen allen Völkern aufstehen. Sie lehren, den Zusammenhang zu schauen und zu begreifen, dass es nur an uns liegt, die Welt nach unserem Willen umzubauen. Damit einst eine Menschenwelt erstehe, die solchen Männern keinen Raum mehr lässt. Die es versteht, sich ihnen zu verschließen und sie vermeiden lernt so wie die Pest." Und dann schreibt er, erst wenn das geschieht, erst wenn das so weit ist, dann kann man daran denken, Glocken läuten zu lassen und zu frohlocken. "Besinnt euch Leute und geht still nach Hause. Hitler ist tot. Der wahre Kampf beginnt." Das schreibt der Exilant Alfred Farau 1945. 

Meine Damen und Herren! Der wahre Kampf, das heißt einfach, politisch bereit und entschlossen und in der Lage zu sein, permanent aufzufordern, einzuladen, nicht nachzugeben, wenn es um die Nachlässigkeit im Umgang mit der dunkelsten Zeit unserer Geschichte geht. Dazu gehört die Erziehung, die Bildung, die Debatte, die Auseinandersetzung, die Offenheit und alles, was dazugehört. Dazu gehört auch der schon erwähnte Judenplatz, der heute ein würdevoller und weltweit anerkannter Platz des Gedenkens und des Nachdenkens ist. Ich hoffe, dass alle von Ihnen schon dort waren. Sie werden etwas bemerken: Wenn Sie sich einfach an irgendeine Ecke hinstellen und eine viertel Stunde stehen bleiben, wie sich die Schritte der Platzbesucher, der Menschen, die auf diesen Platz stoßen, von allen Seiten verlangsamen. 

Irgendwo bleiben die dann stehen, schauen nach links, schauen nach rechts und schauen auf das Mahnmal, sie gehen herum, sie gehen in das Museum hinein und auf einmal spürt man, welche Ausstrahlung dieser Platz für diese Menschen hat, von der ich hoffe, dass sie weitergegeben wird, damit für lange Zeit ein solches Mahnmal ein Mahnmal des Nachdenkens und des Miteinander-ins-Gespräch-Kommens bleibt.

Das ist geglückt. Dieser Platz vermittelt auch in der Zusammensetzung der einzelnen Elemente bis hin zur Fußgängerzone diese Botschaft des Nie-mehr-wieder, die dort vermittelt werden sollte.

Wiesenthal hat einmal als das größte Anliegen all dieser Überlegungen das Geringerwerden der Zahl der Gleichgültigen bezeichnet. Da freut es mich - und da komme ich zu dem, was ich vorher gesagt habe -, dass ich jetzt mit Datum vom 18. Juni von Dr Lohrmann und von Dr Kienzl eine Umfrage zum Antisemitismus in Österreich mit dem Grundtenor bekommen habe, dass antisemitische Einstellungen eine rückläufige Tendenz haben. Jugendliche stehen der Vergangenheitsbewältigung aufgeschlossen gegenüber. 

Meine Damen und Herren! Waren es 1991 noch 24 Prozent - also rund ein Viertel der Bevölkerung -, die dem Satz "Es wäre für Österreich besser, keine Juden im Land zu haben." zugestimmt haben, so waren es im April 2001 nur mehr halb so viel, ungefähr 13 Prozent. Der Prozentsatz jener, die diesen Satz vor zehn Jahren, 1991, abgelehnt haben, ist von 54 Prozent auf 63 Prozent angestiegen. Keine Angabe haben 1991 22 Prozent und zehn Jahre später 24 Prozent gemacht.

Ich sage das deshalb, weil ich glaube, dass man immer wieder den Eindruck erhoffen und, wie ich meine, auch erwarten soll, dass das, was wir in diesen Bereichen tun, auch Erfolg hat, dass es wirksam ist und dass es nicht, Frau Kollegin, sozusagen umsonst geschieht, dass wir uns alle wie die Hamster im Drehrad befinden und alle zehn Jahre sagen, es hat sich nichts geändert. Wenn man den politischen Gestaltungswillen hat, wenn man die Entschlossenheit hat, sich - ich sage das ausdrücklich dazu - parteiüberschreitend, wo immer es geht, diesem Thema zu stellen, dann wird es Verbesserungen, dann wird es Entwicklungen zum Besseren in unserem Land und auch in unserer Stadt geben, meine Damen und Herren! (Beifall bei der ÖVP und bei Teilen der SPÖ.)
Zu diesem Themenkreis gehört der sorglose, oft habe ich auch den Eindruck, bewusst missverständliche Umgang mit der Sprache. Ich will da jetzt nicht alte Dinge aufwärmen, aber sie stehen nun einmal im geschichtlichen Zusammenhang des Sprachgebrauchs in unserem Land und sind leider Gottes auch nicht mehr wegzudiskutieren. Worte wie "Straflager" oder "ordentliche Beschäftigungspolitik" gehören dazu genauso wie antisemitische Wortspiele mit Vornamen. 

Ich meine, meine Damen und Herren, dass es wirklich unmissverständlich und weit über diesen Saal hinaus zu hören sein sollte, dass wir in Wien kein Verständnis dafür haben, wenn mit der dunkelsten Zeit unserer Geschichte sorglos, bewusst falsch oder missbräuchlich umgegangen wird! (Beifall bei der ÖVP, bei der SPÖ und bei den GRÜNEN.)

Schlampiger Umgang mit der Sprache, meine Damen und Herren, insinuiert immer auch schlampigen Umgang mit Gedanken.

Es ist aber auch, um zur Jetztzeit zu kommen, in meinen Augen ein ziemlich unerträglicher Unfug, wenn man plötzlich, insbesondere im Zusammenhang mit der gegenwärtigen politischen Situation und mit der jetzigen Bundesregierung, Worte wie "Widerstand", "Asylgewährung an Künstler", "unmenschliche und rassistische Gesetze", "O5" und dergleichen hört. Was mich nachdenklich stimmt, ist, es sind meistens die jüngeren Menschen und Politiker, die diese Worte verwenden, entweder weil sie den Zusammenhang nicht mehr herstellen, entweder unbewusst, weil ihnen wirklich etwas nicht bekannt ist, oder, was schlimmer wäre, was ich aber nicht annehmen möchte, bewusst. 

Wissen Sie, was "rassistisch" heißt? Wissen Sie ehrlich, was "rassistisch heißt", Frau Kollegin? (GR Dr Monika Vana: Ja! Wissen Sie es auch?) Lassen Sie mich ausreden! Wissen Sie, was "O5" heißt? (GR Dr Monika Vana: Uns brauchen Sie nicht zu fragen!) Wenn es im offiziellen Titel eines Festivals geschrieben wird, in der ganzen Welt verteilt wird, in Broschüren, in Programmen, sind Sie dann wirklich der Meinung, dass, wenn Menschen, die dieser Organisation angehört haben, ihr Leben gegeben haben, ihr Leben riskiert haben, ein halbes Jahrhundert danach das lesen, das ein tolles Gefühl ist, wenn in den Broschüren "O5" steht? In Österreich braucht es eine "O5" gegen eine - wie immer man zu ihr steht - legitim zu Stande gekommene Regierung, meine Damen und Herren? - Das kann niemand in dieser Stadt ernsthaft gutheißen! (Beifall bei der ÖVP.)
Ich sage Ihnen auch warum und kann nur hoffen, dass Sie es ernst nehmen, weil ich es nicht polemisch meine: Das sind zwei Teile, das sind die zweiten Seiten derselbe Münze. Auf der einen Seite stehen die ganzen Grauslichkeiten, die wir kennen, von Ariel, Beschäftigungspolitik, Straflager und so weiter, für die es auch Verurteilungen gibt, und auf der anderen Seite steht O5, Widerstand und alles Weitere. (GR Günter Kenesei: Der Herr Bundeskanzler ist auf der schmalen Seite der Münze!) Ich will Ihnen gleich Zeitzeugen liefern, die man ernst nehmen sollte. (GR Günter Kenesei: Dem Herrn Schüssel gehört die Außenseite von der Münze!) Hören Sie mir zu! (GR Günter Kenesei: Der große Schweiger ist das!)
Ich sage Ihnen , ich würde mir wünschen, dass das ernst genommen wird! (GR Günter Kenesei: Schweigen ist der größte Fehler in der Diskussion!) Ich sage Ihnen, meine Damen und Herren, dass wir jeder Verdrängung und Verniedlichung der wirklichen Verbrechen und jeder Verniedlichung und dem Ernstnehmen wirklicher menschlicher Notsituationen hier nicht Vorschub leisten dürfen durch den sorglosen Umgang mit einer solchen Sprache! (Beifall bei der ÖVP.)
Wenn Sie mir das - was ich verstehe, weil leider Gottes immer wieder die parteipolitischen Mechanismen zum Tragen kommen - sozusagen nicht ernsthaft abnehmen wollen, meinen Sie wirklich, dass, um nur ein paar Namen zu nennen, Univ Prof Herbert Braunsteiner, Fritz Molden, Otto Molden, Franz Olah, Univ Prof Pfaundler, Univ Prof Kurt Schubert, Ludwig Steiner, Bernhard Stillfried, Rudolf Strasser, Karl Sokol, Hans Tuppy und so weiter sich einen Spaß machen, wenn sie schreiben, sie sind empört, das O5-Symbol wird entehrt! Kann man einfach sagen, das ist halt so, die entehren halt euer Symbol, wo Tausende unter diesem Symbol hingerichtet wurden und heute noch davon betroffen sind, weil sie um ihr Leben im Widerstand gefürchtet haben? - Zeigen Sie mir einen, der auch nur ansatzweise um irgendetwas fürchten muss, wenn er heute vom Widerstand spricht, meine Damen und Herren! (Beifall bei der ÖVP.)
Das ist ein ganz kurzer Absatz: "Die missbräuchliche Verwendung dieses Begriffs in der aktuellen Diskussion, um Kritik zu äußern und Aufmerksamkeit auf sich zu ziehen, verharmlost die Gefahr diktatorischer Terrorregime." - Ich nehme nicht an, dass Sie das wollen!

Für die Kritik an einer demokratisch legitimierten Regierung eines stabilen Rechtsstaats und den Kampf gegen eine totalitäre Gewaltherrschaft denselben Begriff zu verwenden, erscheint uns völlig unzulässig. Es ist dies eine Form der Geschichtsverdrängung, die niemandem hilft, außer jenen, die die dunklen Seiten der österreichischen Geschichte nicht aufarbeiten wollen. 

Meine Damen und Herren! Ich weiß, dass Sie zu denen zählen, die das tatsächlich nicht wollen und die auf der richtigen Seite des wahren Kampfs von Alfred Farau stehen. Deshalb leisten Sie diesen demutsvollen Verzicht, denen nicht durch Sprachübertreibung und Wortradikalisierung Vorschub zu leisten, gegen die es eigentlich gehen sollte, meine Damen und Herren! 

Zum Schluss kommend: Ich glaube, dass wir einen Beschluss wie den heutigen einfach vom gedanklichen her ernst genug nehmen sollten, um uns nicht selber Grenzen der eigenen Reflexion zu setzen. Lassen Sie uns heute am Abend einfach auseinander gehen und über das nachdenken ,was hier gesagt und diskutiert wurde, meine Damen und Herren!

Ich glaube, dass der heutige Beschluss über die konkrete Maßnahme hinaus ein Bekenntnis zu einer Politik der Gerechtigkeit, der Versöhnung und des Abbaus von Vorurteilen darstellt! Ich glaube, meine Damen und Herren, dass das ein Weg ist, zu dem wir uns auch in Zukunft parteiüberschreitend bekennen sollten! - Danke vielmals. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächster ist Herr GR Ellensohn zum Wort gemeldet.

GR David Ellensohn (Grüner Klub im Rathaus): Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Die Grünen lassen sich in demokratiepolitischer Hinsicht nicht gerne von der ÖVP schulmeistern. Der Herr nichtamtsführende StR Marboe hat Streckenapplaus bekommen. Das war in der Mitte. Am Ende waren wir nicht mehr einer Meinung. 

Die ÖVP hat in diesem Land die FPÖ - ich habe das gestern gesagt -, eine Partei, die in meinen Augen eine rechtsextreme Partei ist, in die Regierung hineingeholt! (GR Heinz Christian Strache: Aus linksextremistischer Sicht!) Die ÖVP hat die Verantwortung zu übernehmen, dass eine Partei, die nach meiner Meinung nicht im Parlament vertreten sein sollte, in Österreich in eine Regierung gekommen ist! (GR Ingrid Lakatha: Wir diskutieren jetzt nicht über demokratische Regierungen!) Ich möchte überhaupt nicht irgendwelche Vorwürfe machen, die lange zurückliegen. Dann heißt es immer: "Messt uns an unseren Taten und nicht an dem, was wir vor ein paar Monaten, Jahren oder sonst wann gesagt haben!" 

Der Herr Serles hat in sehr gesetzten Worten gesprochen, aber er steht wahrscheinlich nicht für den gesamten Klub der FPÖ. Er hat zwar das Entschädigungsgesetz und das Opferfürsorgegesetz durcheinander gebracht, aber, sage ich einmal ganz großzügig, das ist jetzt nicht der Punkt. 

Ich beziehe mich auf einen Artikel im "Falter", der heute erschienen ist, Ausgabe 26/01, Seite 10, Überschrift: "Treu wie deutsche Eichen". Letzten Donnerstag war wieder einmal die unsägliche Sonnwendfeier der Österreichischen Landsmannschaft, der rechtsextremen Landsmannschaft, die im Handbuch angeführt wird. Ich muss jetzt aufpassen, was ich sage, deswegen muss ich zitieren und genau herunterlesen, wer aller dort ist und mit dieser Landsmannschaft etwas zu tun hat. Es sind Leute, die hier sitzen. Diese vielen Prozente, die noch antisemitisch sind und diese vielen Prozente, die noch rassistisch sind, sitzen zum Teil hier im Saale. Barbara Schöfnagel, Helmut Kowarik und Johann Herzog sind laut "Falter"-Artikel in der Landsmannschaft im Vorstand, oder waren es, sage ich einmal. Bei diesem wunderbaren Treffen werden Texte gesungen wie "Wollt' nimmer von uns weichen, uns immer nahe sein, treu wie die deutschen Eichen." oder "Wir wollen das Wort nicht brechen, wollen predigen und sprechen vom Heiligen Deutschen Reich." Auf so einer Sonnwendfeier sitzen mehrere Abgeordnete von hier. Da werden der Herr Herbert RUDOLPH und der Herr Heinz Christian Strache angeführt. (GR Mag Thomas Reindl: Hört, hört!) Anschließend wird dort gesungen: "Leuchtender Schein nahen wir im singenden Paare, schwören am flammenden Altare Deutsche zu sein." 

Das ist nicht von irgendwann, das war letzten Donnerstag. Man wirft Ihnen nichts vor, was vielleicht irgendjemand einmal gesagt hat und sich meinetwegen anschließend dafür entschuldigt. Das ist das, was jetzt passiert. Wenn ich den Herrn Serles höre, dann denke ich mir, er sitzt irgendwie vielleicht am falschen Ort. Vielleicht kenne ich Sie auch noch nicht gut genug und tue Ihnen etwas zu Gutes an. 

Das ist die Partei, Herr Marboe, die die ÖVP - nicht alle, die da stehen - in die Regierungsverantwortung genommen hat und die Grünen dann in demokratiepolitischer Hinsicht schulmeistert! Das ist nicht nur weit verfehlt, sondern es müsste sich jeder einzelne ÖVP-Politiker und jede einzelne ÖVP-Politikerin - das sind ein bisschen weniger - in den Spiegel schauen und sich überlegen, was sie vor einem Jahr gemacht haben und wo wir jetzt stehen! 

Jetzt sind Leute wie der Herr Strache oder der Herr RUDOLPH noch nicht ministrabel, aber das sind Leute, die eventuell irgendwann wegen Ihnen in diesem Land als regierungstauglich angesehen werden. Mein Verhältnis zur FPÖ ist längst geklärt, weil ich Bezirksrat im 15. Bezirk war und dort sehr viele Leute herumlaufen, die, nicht nur vermutet, ebenfalls im Handbuch des österreichischen Rechtsextremismus zu finden sind. 

Ich habe schon gestern gesagt, der Klubobmann der FPÖ im 15. Bezirk hat in der "Aula" - eine Zeitung, die wahrscheinlich bekannt ist - geschrieben, dass der 15. Bezirk, Rudolfsheim-Fünfhaus, auf Grund des hohen Ausländer- und Ausländerinnenanteils in "Jugoheim-Türkhaus" umbenannt werden soll und einen Haufen anderer Grauslichkeiten! (StR Karin Landauer: Zitieren Sie richtig!) Das ist schon lange her. Man könnte sagen, vielleicht hat er sich gebessert. Das war letzte Woche! 

Das geschieht dauernd und immer wieder. Das können wir Ihnen alle paar Wochen wieder sagen. Vielleicht müssen wir das sogar tun. Wir werden gar nicht Sachen ausgraben, die alt sind, wir werden einfach schauen, was Sie immer wieder sagen, immer wieder tun und wo Sie sich immer wieder treffen. Da wird sogar geschrieben, gesichtet worden sein soll bei diesem Treffen der Herr Küssel. Da ist man sich aber nicht sicher. Ich weiß nicht, ob es einen Zeugen gibt. Das stelle ich mir super vor, der Herr Strache, der Herr RUDOLPH und der Herr Küssel in einer Reihe beim Biertrinken! Hervorragend! (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächster ist Herr GR Dr Tschirf zum Wort gemeldet. 

GR Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Herr StR Dr Marboe hat darauf hingewiesen, wie gefährlich der Umgang mit der Sprache ist. Ich muss nicht das 20. Jahrhundert heranziehen, um einen Zusammenhang zwischen einer Verrohung der Sprache und den folgenden Taten zu bemerken. An beiden Enden des politischen Spektrums war das festzustellen. 

Es ist einfach nicht lustig, wenn hier Worte wie "rassistisch" fallen, dann ein Ordnungsruf erteilt wird und darüber noch gelacht wird! Das ist ein Zeichen, dass das nicht ernst genommen wird. Es ist ein Zeichen, wie man damit umgeht. Ich möchte jetzt nicht Vergleiche mit einer anderen Gruppierung ziehen, die vor vielen Jahrzehnten kurzzeitig in dieses Haus gekommen ist und auch nicht verstanden hat, die Würde des Hauses einzuhalten! (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Der Herr Berichterstatter verzichtet auf das Schlusswort. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Wer für die Postnummer 107 in der vorliegenden Fassung ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Ich stelle die Einstimmigkeit fest. 

Es liegen zwei Beschluss- und Resolutionsanträge vor.

Ich lasse zuerst jenen Beschlussantrag, betreffend Zerstörung der Ausstellung "nationalsozialistische Verfolgung Homosexueller", abstimmen. 

Hier wird die sofortige Abstimmung verlangt. 

Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dieser Antrag ist einstimmig angenommen. 

Als Nächster gelangt zur Abstimmung der Antrag - ebenfalls von den Grünen -, betreffend Ergänzung des Informationstextes auf den Tafeln des Mahnmals gegen Krieg und Faschismus von Alfred Hrdlicka auf dem Albertinaplatz. 

Hier wird die Zuweisung an den GRA für Kultur und Wissenschaft verlangt. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies ist einstimmig so angenommen. 

Es gelangt nun die Postnummer 108 (PrZ 42/01-GFW) der Tagesordnung zur Verhandlung. 

Frau GR Dr Neck-Schaukowitsch, bitte, als Berichterstatterin.

Berichterstatterin GR Dr Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich ersuche um Zustimmung zum vorliegenden Antrag.

Vorsitzender Rudolf Hundstorfer: Die Debatte ist eröffnet. Frau GR Dr Pilz, bitte.

GR Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Meine Damen und Herren!

Es geht bei dieser Postnummer um den Antrag für den Ankauf von medizinisch-technischen Geräten an die Stiftung "Helfen Sie Mag Payr - Albanien helfen". Hier soll eine Subvention von 500 000 S gewährt werden. 

Vorab, wir sind dafür, Albanien zu helfen, und zwar durch nachhaltige strukturverändernde Maßnahmen. Wir haben aber massive Zweifel, dass diese Stiftung und dieses konkrete Projekt mit den medizinisch-technischen Geräten dies leistet. 

Ich weiß nicht, ob Sie schon die Gelegenheit hatten, Albanien zu bereisen. Ich hatte das im Rahmen von Bildungsprojekten, im Rahmen des Stabilitätspakts für Südosteuropa. Dort ist mit punktuellen Hilfsmaßnahmen, so gut sie gemeint sein wollen, von Individuen sehr schwer zu helfen, denn die Infrastruktur, die Bildungs- und Ausbildungssituation, die Energiewirtschaft und so weiter liegen danieder. 

Wir glauben, dass es Sinn hat zu helfen und wir glauben, dass es Sinn hat, in nachhaltige Projekte zu investieren und auch dort zu investieren, wo Hilfe konzentriert wird und dadurch in einem passenderen Sinn als durch punktuelle Initiativen geholfen werden kann. Dies macht unter anderem der Stabilitätspakt für Südosteuropa, an dem der Europarat, die Europäische Union und viele Staaten aktiv beteiligt sind. Österreich ist mit dem Vorsitz im Arbeitstisch Bildung in diesem Zusammenhang auch sehr aktiv. 

Ich sage das deshalb, weil mir wichtig ist, dass geholfen wird, ich aber skeptisch bei Initiativen wie dieser Stiftung bin, die sozusagen den Stifter im Namen haben, der offensichtlich von sich meint, in einem gewissen Omnipotenzanspruch Albanien als Einzelperson helfen zu können. Auch wenn er es gut meint mit "Helfen Sie Mag Payr - Albanien helfen", einer wird Albanien nicht retten! Wir meinen, man soll in andere Dinge investieren. Im konkreten Fall, was diese Subvention betrifft, haben wir auch bei österreichischen Experten und Expertinnen, die vor Ort langjährig an Hilfsmaßnahmen beteiligt sind, recherchiert und raten ab, dieser Subvention zuzustimmen. (GR Ursula Lettner: Wieso?) Wieso? - Das ist eine gute Frage.

Medizinisch-technische Geräte in ein Spital zu bringen, wo oft die Stromversorgung nicht klappt, wo immer wieder - diese Auskünfte habe ich aus Albanien - die Leute vor Ort sagen, gebt uns das nicht, wir können dann die Stromrechnung nicht bezahlen, um diese Geräte zu benützen, wo nicht einmal, sondern schon öfter die Situation entstanden ist, dass diese technischen Geräte, weil sie nicht im Kontext eines nachhaltigen Projekts sind, sondern eben auf Grund einer punktuellen Hilfe gegeben werden, gestohlen werden, dass sie verkommen, dass sie sozusagen im Gesamtkontext nicht wirklich nützlich werden können. 

Wir raten daher, die Gemeinde Wien würde besser tun, diese halbe Million S dem Stabilitätspakt zu geben, um zu schauen, dass mit unserem Geld auch nachhaltige Hilfe gegeben wird. So sehr das Individuum und der Einzelne vielleicht menschlich auch eine sehr ehrenvolle Arbeit leistet, sosehr müssen wir uns mit dem öffentlichen Geld überlegen, ob man es vielleicht gut meint, aber nicht immer gut macht. Ich wäre dafür, dass wir es gut meinen und gut machen. Deshalb ist konzentrierte nachhaltige Hilfe sicher der bessere Weg. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)  

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet.

Frau Berichterstatterin, bitte.

Berichterstatterin GR Dr Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich kann es auch ganz kurz machen. Ich habe es schon mit Frau GR Dr Pilz vorbesprochen. 

Ich bin selbstverständlich Ihrer Meinung, dass es wahrscheinlich bei Entwicklungshilfemaßnahmen, sei es in Entwicklungsländern oder im ehemaligen Ost- und Südosteuropa, wahrscheinlich, umgangssprachlich würde ich sagen, oft besser ist zu klotzen als punktuell und nach dem Gießkannenprinzip vorzugehen. Da haben Sie sicher Recht. Es gibt natürlich bei allen Maßnahmen auch keine Garantie, ob das auf immer und ewig diesem guten Zweck zugeführt wird, gerade in Krisenländern. Das ist richtig. 

Ich habe aber mit dem Büro für Sofort- und Hilfsmaßnahmen, mit Herrn OSR Dr Breiner, gesprochen und er hat mir zugesichert, dass er selbstverständlich bei dieser Subvention - so wie bei vielen anderen, wo die Stadt Wien bereits Unterstützungsmaßnahmen durch Geldmittel geleistet hat - die vor Ort tätigen NGOs beauftragen wird, sei es CARE Österreich, die Caritas oder das Rote Kreuz, je nachdem, wer in dieser Gegend repräsentativ tätig ist, damit eine Zusicherung vorhanden ist, dass die Mittel wirklich zweckgemäß verwendet werden. Das hat er mir zugesagt.

In diesem Sinne ersuche ich um Annahme des vorliegenden Akts.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Wir kommen zur Abstimmung. Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies ist mit Stimmenmehrheit so angenommen.

Es gelangt die Postnummer 110 (PrZ 48/01-GFW) der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft die 4. GR-Subventionsliste für das Jahr 2001. 

Ich lasse hier getrennt abstimmen.

Zuerst lasse ich über die Subvention an die Wiener Landwirtschaftskammer abstimmen. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies ist mit Stimmenmehrheit so angenommen.

Ich lasse nun über die Subvention an den "Verein Gesellschaft Kleine Soziale Netze" abstimmen und möchte mitteilen, dass mir eine Befangenheitserklärung von drei Mitgliedern des Gemeinderats vorliegt. Die drei Mitglieder sind von der FPÖ und haben sich für befangen erklärt. (GR Ingrid Lakatha: Was heißt das?)

Das ist ordnungsgemäß. Man muss sich selbst für befangen erklären, wenn man in einem Verein eine führende Funktion hat. Das ist schon ganz in Ordnung. 

Ich darf nun fragen, wer für den Verein Kleine Soziale Netze ist. Bitte ein Zeichen mit der Hand. - Dies ist mit Stimmenmehrheit so angenommen.

Ich lasse nun über die restlichen Positionen der 4. GR-Subventionsliste abstimmen. Sie ersparen mir bitte das Vorlesen der einzelnen Subventionswerber.

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist einstimmig so angenommen worden.

Es gelangt nun die Postnummer 105 (PrZ 52/01-GFW) der Tagesordnung zu Verhandlung. Sie betrifft die Finanzierung im Wege der WIENER LINIEN bezüglich der U 2-Verlängerung nach Aspern und der U 1-Verlängerung Nord Richtung Leopoldau.

Herr GR Juznic, bitte. 

Berichterstatter GR Peter Juznic: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich ersuche um Zustimmung.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Die Debatte ist eröffnet. Herr GR Pfeiffer, bitte. - Die alte Planungsleidenschaft schlägt zu.

GR Gerhard Pfeiffer (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Herr Schriftführer! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Herr Berichterstatter, pardon!

Es geht in diesem Akt um eine Finanzierungszusage für die Wiener Stadtwerke GesmbH, und zwar um 20 Milliarden S für die Errichtung der geplanten U‑Bahn-Erweiterungsstrecken. Das ist Bestandteil des 30‑Milliarden‑S-Pakets, das, glaube ich, schon im Jahr 1986 das erste Mal gemacht und dann im Jahr 1996 noch einmal verändert wurde und letztendlich am 6.9. des Jahres 1999 in seine endgültige Form gekommen ist. 

Es wurde deswegen neu verhandelt, weil unser Vizebürgermeister damals die neuen Strecken der U‑Bahn mit den Koalitionspartnern ausgemacht hat. Es waren aber zusätzlich noch 4,7 Milliarden S für den Ausbau der S 80 geplant. 1996 hat die ÖBB bereits den Auftrag zur Planung und Durchführung der Phase eins dieses Ausbaus bekommen. 1998 hat die ÖBB dann die Planung beim Bundesministerium eingereicht. Zwei Jahre lang haben sozialistische Verkehrsminister und 15 Monate lang freiheitliche Strukturminister die eisenbahnrechtliche Genehmigung verzögert und es ist nichts weitergegangen.

Das wäre nicht so schlimm, wenn nicht seit dem 2. Dezember des vergangenen Jahres die U 3 Simmering erreicht hätte und dadurch Züge, die alle drei Minuten in der guten Verkehrszeit ankommen, auf Züge stoßen, die nur alle 30 Minuten weiterführen, und zwar bei einer Bevölkerungszahl von über 135 000 Einwohnern in der Donaustadt. Das ist gewaltig. Prognostiziert sind bis zum Jahr 2015 über 170 000 Einwohner. Das heißt, das wird dann der größte Bezirk. Ich muss meinem Freund Georg aus Favoriten sagen, dann wird die Donaustadt der größte Bezirk werden, und das, meine sehr geehrten Damen und Herren, bei der bevorstehenden Ostöffnung und dem täglichen Staugau auf der Tangente, und das, obwohl man heute weiß, dass 25 000 Auspendler aus dem Bezirk in den Süden Wiens fahren und alle natürlich über die Tangente fahren müssen, und das, wo die provisorische Nordostumfahrung nunmehr dazu führen wird, dass eine noch stärkere Belastung der Strecken, der Tangente und der B 302 - das ist die Verlängerung der A 23 - sein wird.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Da kann man nicht mehr lange warten. Es gibt jetzt die wunderbare Verbindung der S 80 über Simmering zur U 3. Herr StR Schicker hat sich bei einer Pressekonferenz, die ich im Dezember des vorigen Jahres gemacht habe und wo ich damals gefordert habe, in der Hauptverkehrszeit, zwischen 7 und 9 Uhr sowie zwischen 17 und 19 Uhr, einen 15‑Minuten-Takt einzuführen, dem angeschlossen. (GR Christian Oxonitsch: Das geht nur technisch schwer!) Ich habe dann auch Verbindung mit der Bundesbahn aufgenommen. 250 Millionen S würde das kosten, nämlich 200 Millionen S für zwei zuzügliche Zugsgarnituren und 50 Millionen S für Signalanlagen und einige Dinge mehr, die notwendig sind, um eine vernünftige Verbindung in dieser Zeit machen zu können.

Der 20 Minuten-Takt, der jetzt zwischen Schicker und Forstinger angedacht ist und der offensichtlich Priorität Nummer zwei gegenüber dem Lainzer Tunnel hat - das ist es, was ich nicht möchte -, genügt uns nicht. Der 15‑Minuten-Takt ist gerade noch richtig, wenn man bedenkt, wie viele Menschen diese Verbindung jetzt schon brauchen können und wie sehr das die Verkehrssituation erleichtern wird, wenn die Verlängerung der B 301 entlang der Raffineriestraße dann durch den Bereich Donaustadt geht.

Jetzt mache ich einen Vorschlag dazu: Natürlich kann jeder dauernd Geld fordern und Geld fordern ist das, was offensichtlich von dieser Seite überhaupt der normalste Standpunkt ist. Ich sage Ihnen, diese 4,7 Milliarden S sind nach wie vor Bestandteil des Pakets. Wenn Sie die 250 Millionen S durchaus zu den 220 Millionen S geben, die schon ausgegeben wurden für den öffentlichen Personannahverkehr, durch diese Stockwagons und einiges mehr im vorigen Jahr und im vorvorigen Jahr, so macht das erst 470 Millionen S aus, also 10 Prozent dessen, was in dem Paket für die S 80 vorgesehen ist. Das können Sie mit der Bundesbahn ausmachen, dass Sie das aufrechnen können. Es geht nur darum, dass man das vielleicht drei oder vier Jahre vorzieht. Ich glaube, das wäre finanzierbar, weil da geht es hauptsächlich um die Zinsen für diesen Zeitraum. Das ist die tatsächliche Ausgabe, die dazu stattfindet.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Darum stellen wir gemeinsam den Antrag, dass der zuständige Stadtrat ersucht wird, mit den ÖBB Verhandlungen aufzunehmen, um kurzfristig einen Viertelstundentakt auf der S 80 zu realisieren und Schritte zu unternehmen, um die Finanzierung dieser Maßnahmen, sofern sie durch die Gemeinde Wien zu erfolgen hat, sicherzustellen, was sowieso nur im Rahmen 80 zu 20 erfolgen muss. Es geht darum, die Strukturministerin dazu zu bewegen, diese Mittel frei zu machen und der Planungsstadtrat soll die Verhandlungen mit der ÖBB aufnehmen. (GR Christian Oxonitsch: Hat das der vorige Planungsstadtrat nicht gemacht?) Das hat der vorige Planungsstadtrat sehr wohl gemacht! Was glaubst du, woher ich diese Ziffern weiß? (GR Christian Oxonitsch: Warum hat er das nicht gemacht?) Natürlich hat er das gemacht, aber da ist es nach wie vor darum gegangen, dass noch immer nicht ganz klar war, was die Infrastrukturministerin vorhatte! Das neue Paket, das sie vorgeschlagen hat, ist erst drei oder vier Monate alt und davor war der absolute Stopp! (GR Christian Oxonitsch: Drei oder vier Monate war das länger!) 
Ich darf in Erinnerung rufen, zweimal waren Häupl und Görg bei Schmid. Also wir haben das schon gemacht und darum möchte ich ersuchen, das fortzusetzen. Ich habe auch nicht gesagt, weil der Herr Schicker das macht, muss er sofort den absoluten Erfolg haben. Ich sage nur, 20 Minuten, und das vielleicht erst in vier Jahren, ist schlecht für die gesamte Verkehrssituation in der Donaustadt. Das kann es doch nicht sein, dass man nicht zumindest darüber nachdenkt. Dieses Nachdenken möchte ich deswegen ermöglichen, weil wir in formeller Hinsicht die Zuweisung dieses Antrags an den Ausschuss der Geschäftsgruppe Stadtentwicklung und Verkehr beantragen. Das möchte ich hiermit tun. (Beifall bei der ÖVP.) 
Ich hoffe, dass Sie sich bereit erklären, der Donaustädter Bevölkerung, die ganz besonders unter der derzeit noch immer sehr schlechten Anbindung des öffentlichen Personennahverkehrs leidet, durch die Zinsen für 250 Millionen S ein wenig zu helfen. Ich glaube, dass man darüber doch nachdenken sollte! (Beifall bei der ÖVP.) 
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist formal geschlossen. 

Herr Berichterstatter, bitte

Berichterstatter GR Peter Juznic: Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Zurück zum Geschäftsstück: Hier handelt es sich um die Finanzierung der Verlängerung der U 1 und der U 2 nach Norden mit geschätzten Projektkosten von 20 Milliarden S.

Sehr geehrte Damen und Herren! Vor der Ausgliederung der Wiener Stadtwerke erfolgte die Finanzierung durch den Beschluss des Voranschlags durch den Gemeinderat. Die Situation ist nach der Ausgliederung der Wiener Stadtwerke eine andere, weil es einen Auftrag an Dritte gibt. Da die WIENER LINIEN auch als Bauherr fungieren und eine Absicherung für dieses Bauprojekt brauchen, ist eine Finanzierungszusage hier zu beschließen. 

Ich ersuche um Zustimmung.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Wir kommen zur Abstimmung. Wer für die Postnummer 105 in der vorliegenden Fassung ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies ist einstimmig so angenommen.

Es liegt der Beschlussantrag der ÖVP-GRe Pfeiffer, Gerstl und Parzer mit der Bitte um Zuweisung vor.

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies ist ebenfalls einstimmig angenommen worden.

Die Postnummer 57 (PrZ 23/01-GGS) betrifft eine Sachgenehmigung für die Einführung einer kombinierten Schutzimpfung gegen Diphtherie-Tetanus-Polio für Kids und für Erwachsene.

Frau Berichterstatterin, bitte.

Berichterstatterin GR Dr Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! 

Ich ersuche um Zustimmung.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Die Debatte ist eröffnet. Herr GR Mag Kowarik, bitte.

GR Mag Helmut Kowarik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Berichterstatterin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Es handelt sich hier um einen - wie schon gesagt wurde - Impfakt, um eine Vorsorgeimpfung, die die Stadt Wien durchführt. 

Ich möchte gleich eingangs sagen, dass ich die zuständige Magistratsabteilung an sich sehr bewundere und feststellen will, dass sie sehr fortschrittlich ist, denn sie hat relativ rasch auf den medizinischen Fortschritt reagiert. Es ist so, dass diese Impfungen als Einzelimpfungen angeboten worden sind. Es ist sicherlich nicht angenehm, sich dreimal impfen zu lassen. Es ist wesentlich besser, wenn man auf einmal gleich drei Vorsorgeimpfungen erledigen kann. Das ist das erfreuliche an diesem Impfakt. 

Weniger erfreulich ist, dass wieder - so wie bei fast allen Erwachsenenvorsorgeimpfungen - die von der Stadt Wien unterstützten Aktionen lediglich bei den Impfstellen der Stadt Wien durchgeführt werden, bei den Gesundheitsämtern oder sonstigen Impfstellen, aber nicht auch beim niedergelassenen Arzt. Das ist an sich für eine Vorsorge nicht sehr vorteilhaft, sehr bedauerlich und eigentlich ganz gegen die Bestrebungen, die die Stadt Wien festgestellt hat, dass sie auch den niedergelassenen Bereich unterstützen will.

Ich möchte zurückkommen auf die Debatte im Zuge des Budgetabschlusses, wo ich schon die Gesundheitspolitische Kommission angesprochen habe. Es ist in der Gesundheitspolitischen Kommission ganz klar und deutlich festgehalten, dass die Gesundheitspolitische Kommission des Wiener Gemeinderats Konzepte für eine erforderliche neue strategische Positionierung der Bundeshauptstadt Wien vorbereiten soll. Hier steht unter anderem: "Schwerpunkte der Beratungen werden dabei vor allem Strukturreformen im Bereich der niedergelassenen Ärzte sein, denn ohne diese Strukturverbesserungen im niedergelassenen Bereich, die auch im Einklang mit den Forderungen der Weltgesundheitsorganisation stehen, kann keine Verlagerung von Leistungen aus dem stationären Bereich stattfinden, ohne dass dies auf dem Rücken der Patienten ausgetragen würde. Das bedeutet ganz klar und deutlich auch ein Bekenntnis zur Verantwortung für den niedergelassenen Arzt. Ich weiß schon, dass die Stadt Wien wenig Einfluss darauf hat, dass sie weder bei Vertragsabschlüssen noch der Platzierung der einzelnen niedergelassenen Ärzte sehr viel Einfluss hat, aber es ist die Absicht festgehalten, dass sie sich doch darum kümmert. 

Gerade hier zeigt sich, dass diese Impfaktion eigentlich widersprüchlich durchgeführt wird, denn es müsste eindeutig und klar auch die Gelegenheit gegeben werden, beim niedergelassenen Arzt zu den selben Konditionen wie beim Gesundheitsamt diese Impfaktionen durchzuführen. Wir haben das immer wieder bei den Grippeaktionen und sehen das auch bei der FSME-Impfung, dass die Impfungen im Gesundheitsamt wesentlich günstiger angeboten werden. Das ist eigentlich eine ungerechtfertigte Konkurrenzierung des niedergelassenen Bereichs. Da wird man sich sicherlich auf Dauer etwas einfallen müssen.

Es gibt nicht nur Aktionen, die entweder von der Gemeinde oder vom Bund bezahlt werden oder wo diese etwas dazuzahlen, sondern es gibt gerade bei der Zeckenaktion die Möglichkeit, dass Industrie, Ärzteschaft, Apothekerschaft und auch Krankenkasse Aktionen finanzieren. 

Ich fordere die Stadt Wien auf, in Hinkunft bei solchen Vorsorgeimpfungen für die Erwachsenen flächendeckend Maßnahmen durchzuführen! (Beifall bei der FPÖ.) 
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Frau GR Klicka, bitte.

GR Marianne Klicka (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Berichterstatterin! Meine Damen und Herren!

Auch ich als Gesundheitspolitikerin bin sehr froh darüber, dass diese Polioimpfung nun gemeinsam mit der Diphtherie-Tetanus-Impfung als Stichimpfung angeboten wird, und zwar im Gegensatz zu den vorherigen Stichimpfungen um 150 S billiger. 

Herr GR Kowarik hat gemeint, es wäre natürlich auch für die Erwachsenen nach dem 15. Lebensjahr, denn bis dahin sind die Kinder und Jugendlichen alle durch das Impfkonzept vollkommen kostenlos mit Vorsorgeimpfungen geimpft, wünschenswert, dass sie diese Impfungen erhalten können. 

Es war nur so, dass bereits im Jahr 2000 12 Milliarden S der MA 15 an Arzthonoraren ausgegeben werden mussten. Sie wissen selbst, bei dem Budget und den Belastungen, die von Seiten des Bundes auf uns zugekommen sind, dass wir diesen Betrag nicht noch weiter ausdehnen können. 

Die relativ günstige Impfung im Wert von 150 S an den öffentlichen Impfstellen soll nicht als Konkurrenz betrachtet werden, sondern wir sehen darin, dass all jenen, die sich eben keine teuren Impfungen beim niedergelassen Arzt, der vielleicht mehr dafür verlangt, leisten können, diese Impfungen von der Stadt Wien angeboten werden. Wir sind auch daran interessiert, die Menschen zur Vorsorge zu erziehen und eine hohe Durchimpfungsrate durch das billige Angebot zu erreichen. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Die Frau Berichterstatterin verzichtet auf das Schlusswort. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Wer für die Postnummer 57 ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies ist mit Stimmenmehrheit so angenommen. 

Die Postnummer 58 (PrZ 26/01-GGS) betrifft einen Vertragsabschluss zwischen dem KAV und der Gesiba bezüglich Anmietung von Personalwohnungen in Wien 12, Arndtstraße 63-73. 

Frau GR Klicka, bitte, als Berichterstatterin.

Berichterstatterin GR Marianne Klicka: Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! 

Ich ersuche um Zustimmung zum vorliegenden Geschäftsstück.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Frau GR Mag Schmalenberg, bitte.

GR Mag Heidrun Schmalenberg (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Berichterstatterin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Im vorliegenden Geschäftsstück geht es um einen Vertrag zwischen dem KAV und der Gesiba, der Gemeinnützigen Siedlungs- und Bauaktiengesellschaft. Es handelt sich um ein Objekt in der Arndtstraße im 12. Bezirk, wo die Gesiba ein Sozialzentrum errichtet. In diesem Sozialzentrum werden mehrere Einrichtungen beheimatet sein, eine Behindertentagesstätte und Wohngemeinschaft, ein Gesundheits- und Sozialzentrum, ein geriatrisches Tageszentrum, sowie Seniorenwohngemeinschaften und auch 56 Personalwohnungen sollen in diesem Komplex für das Kaiser-Franz-Josef-Spital untergebracht werden. 

Interessant ist bei diesem Akt, dass erklärt wird, dass das Personalwohnheim, das sich direkt auf dem Gelände des Kaiser-Franz-Josef-Spitals befindet und 69 Wohneinheiten beinhaltet, aus betriebswirtschaftlichen Gründen aufgelassen wurde. Wir rechnen aus, dass durch diese Rochaden in Zukunft um 13 Personalwohnungen weniger für die Mitarbeiter des KFJ zur Verfügung stehen werden. Das alleine würde uns noch nicht dazu bewegen, diesem Geschäftsstück nicht zuzustimmen, denn wir haben von GenDior Hauke erfahren, dass auf der einen Seite eine Reduzierung der Personalwohneinheiten, aber auf der anderen Seite auch eine Modernisierung dieser Wohneinheiten vorgesehen ist. Das ist durchaus zu begrüßen. 

Es wird aber in diesem Akt auch angeführt, welche Personalentwicklungen sich in Zukunft im KFJ durch die diversen geplanten Veränderungen ergeben werden. Es werden 245 Mitarbeiter durch die Errichtung des Geriatriezentrums Favoriten inklusive Akutgeriatrie im KFJ eine neue Arbeitsstätte finden. Darüber hinaus ist die Übersiedlung einer Einrichtung des Preyer'schen Kinderspitals in das KFJ geplant. Auch dadurch entsteht ein erhöhter Bedarf an Personalwohnungen. 149 Wohneinheiten im Preyer'schen Kinderspital werden nicht mehr zur Verfügung stehen. Übrigens, diese 149 Wohneinheiten im Preyer'schen Kinderspital wurden erst im Jahr 2000 um teures Geld saniert. Gleichzeitig wird das Schulinternat des Preyer'schen Kinderspitals aufgelassen, sodass auch die Schüler im zukünftigen Personalwohnhaus in der Arndtstraße unterzubringen sind. Nun verfügt das KFJ derzeit lediglich über ein Personalwohnheim in der Biererlgasse mit nur 29 Wohneinheiten. In diesem Lichte scheint es mir unverantwortlich, die Zahl der Wohneinheiten weiter zu reduzieren. 

Es heißt in diesem Akt wörtlich, dass der Wiener KAV sich dessen bewusst ist, dass derzeit bei bewusstem Außerachtlassen der regionalen Verteilung in Wien insgesamt ausreichend Personalwohnungen vorhanden sind. Ich glaube, es ist aber gerade hier auf die regionale Verteilung Rücksicht zu nehmen, denn 13 Wohnungen werden weniger sein, obwohl Hunderte Mitarbeiter mehr sein werden, denen es nichts nützt, wenn vielleicht in der Donaustadt eine Personalwohnung frei wäre. 
Wir haben im Ausschuss gefragt, welche Veränderungen der Wohnungsentwicklungsplan im KAV insgesamt vorsieht. Man hat uns gesagt, wir bekämen ein Konzept in den nächsten Wochen zugestellt. Wir haben weiters gefragt, wie hoch die Miete sein wird und wie groß die Wohneinheiten sind. Das sei ebenfalls in diesem Konzept enthalten, hat man uns geantwortet. Sehr geehrte Damen und Herren! Wir haben dieses Konzept leider bis heute nicht bekommen.

Der Rest meiner Wortmeldung bezieht sich auf die anderen Einrichtungen in diesem Sozialzentrum. Die MA 47 wird der Nutzer dieser anderen Einheiten sein. Wir werden diesen Akt voraussichtlich im September im Gemeinderat behandeln. Wir Freiheitliche werden uns diese Mietverträge ansehen. Prinzipiell haben die Freiheitlichen in Meidling immer ein solches Sozialzentrum im 12. Bezirk gefordert.

Eine kritische Anmerkung möchte ich noch zu dem geriatrischen Tageszentrum machen, das ebenfalls in diesem Komplex geplant ist. Dieses wird wieder von einem privater Träger betrieben werden, wie wir das schon unlängst beim Tageszentrum 2/20 hatten, wo das Wiener Hilfswerk mit der Führung betraut wurde. 

Wir Freiheitliche finden das generell gut, wenn private Träger für die Stadt einspringen. Wir begrüßen das eigentlich. (Beifall bei der FPÖ.) 

Was uns aber nicht gefällt, ist die Art, wie der jeweilige Verein ausgewählt wird. 

Sie sagen, es gibt keine Ausschreibungsverpflichtung, Hauptsache die Qualität stimmt. Das ist auch für uns das Wichtigste. Ich glaube, Qualitätssicherungsmaßnahmen sind gerade in diesem Bereich ganz besonders wichtig. Aber wenn gerade die Qualität so wichtig ist, denke ich, sollte ein möglichst objektives und transparentes Auswahlverfahren stattfinden, wo die Leistungen, die zu erbringen sind, und auch die Qualitätskriterien genau festgeschrieben sind. (Beifall bei der FPÖ.)
Nach der Information, die wir im Ausschuss bekommen haben, wird das nicht so ablaufen, eher im Gegenteil. Die Entscheidung wird kollegial im Dachverband zu treffen sein, beim so bezeichneten "Geschäftsführer-Jour fixe". Es werden aber nicht einmal alle Vereine, die im Dachverband der Wiener Pflege- und Sozialdienste sind, informiert werden. Eine endgültige Entscheidung ist noch nicht getroffen. Wir werden sehen, welcher Träger diesmal beauftragt wird. Ich nehme an, dass diesmal ein SPÖ-naher Träger zum Zug kommen wird. Wer auf jeden Fall an diesem Zentrum gut verdient, ist die Gesiba.

Wir stimmen aber heute nur über die Anmietung von Personalwohneinheiten in diesem Gebäude ab. Wir wissen nicht, wie hoch die Miete ist. Unter dem Strich kommt es zu einer Reduktion der Anzahl der Wohneinheiten, obwohl viel mehr Mitarbeiter im Bereich des KFJ Bedarf haben werden. 

Aus diesen Gründen werden wir Freiheitliche diesem Geschäftsstück nicht zustimmen! (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Frau Berichterstatterin, bitte.

Berichterstatterin GR Marianne Klicka: Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! 

Das Personalwohnhaus in der Arndtstraße wird sehr schöne Wohnungen zur Verfügung stellen und dadurch im Allgemeinen wieder zu einer Standardverbesserung der Personalwohnungen des Krankenanstaltenverbunds beitragen. Die Auslastung in den Häusern ist nicht überall gleich. Es ist ein Gebot der Wirtschaftlichkeit, gerade in einer Zeit, in der es heißt, zu sparen, dass natürlich auch die Häuser generell ausgelastet werden und dass nicht weiterhin jene Häuser belegt werden, die um sehr hohe Kosten später noch saniert werden müssen, weil sie schon sehr abgewohnt sind. 

Zu dem Träger des Tageszentrums möchte ich noch sagen, dass gerade der Dachverband sehr genau auswählt, dass auch im Dachverband der Pflege- und Sozialdienste eine 100‑prozentige Übersicht über die Träger besteht und dass auch bekannt ist, welche Aufgaben welchen Trägern zuzumuten sind. 

Wir sind daher froh, im Bereich des 10. Bezirks zusammen mit dem Nachbarbezirk Meidling ein sehr schönes Haus eröffnen zu können, das der Bevölkerung, vor allem den älteren Menschen, alle Einrichtungen vor Ort anbieten kann, von der MA 47 bis zur MA 12. Wir sind aber auch sehr froh darüber, dass die Mitarbeiter des Kaiser-Franz-Josef-Spitals hochwertige Wohnungen erhalten werden. 

Ich ersuche um Zustimmung zu dem Geschäftsstück. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Wir kommen zur Abstimmung. Wer für die Postnummer 58 in der vorliegenden Fassung ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies ist mit Stimmenmehrheit, ohne die Freiheitlichen, angenommen worden. 

Die Postnummer 59 (PrZ 31/01-GGS) betrifft eine Sachkrediterweiterung für das genehmigte Bauvorhaben "Wilhelminenspital - Pavillon 30 - Umbau Ebene C - OP‑Bereich". 

Frau GR Dr Neck-Schaukowitsch, bitte.

Berichterstatterin GR Dr Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! 

Ich bitte um Zustimmung. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Herr GR Mag Kowarik.

GR Mag Helmut Kowarik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Berichterstatterin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Hier geht es - wie gesagt - um einen Umbau eines Pavillons, und zwar um den Umbau von Operationssälen. Hier sollen vier neue Operationssäle gebaut werden. An sich ist das eine erfreuliche Tatsache, weil im Wilhelminenspital Erneuerungen stattfinden, allerdings gibt es dazu doch einige Anmerkungen. 

Im Mai 1999 gab es eine Wirtschaftlichkeitsbesprechung. Dabei wurde der Neubau dieser vier Operationssäle mit 62 Millionen S festgelegt. Im Jahr 2001 gab es im Mai wiederum eine Wirtschaftlichkeitsbesprechung. Dabei wurden plötzlich 31 Millionen S mehr für dieses Vorhaben gefordert und festgehalten. Das ist schon einigermaßen unverständlich, weil festgehalten wurde, dass man plötzlich nicht in der Art und Weise wie ursprünglich geplant diese Operationssäle umbauen oder erneuern will, indem man zuerst zwei Operationssäle neu baut, dann den Betrieb von den alten in diese neuen überführt und in der Zwischenzeit die zwei anderen erneuert, sondern man hat gemeint, dass es auf Grund der Beeinträchtigung und der Gefahr durch Staub, Schmutz und so weiter notwendig wäre, dieses Vorhaben in einer anderen Art und Weise durchzuführen. Man hat sich dann darauf geeinigt, dass man zwei Container aufstellt und in der Zwischenzeit in diesen Containern operiert. 

Verwunderlich ist nun, dass das mit derart hohen Kosten verbunden ist. Es wird zwar festgehalten, dass dadurch die Bauzeit verkürzt wird, aber ich bin gespannt, ob die zwei Monate, die hier angeführt sind, auch eingehalten werden. Es ist grundsätzlich erfreulich, wenn Rücksicht auf die Beeinträchtigung der Kranken, was bei solchen Umbauten durchaus der Fall ist, genommen wird. Ich erinnere nur an den Skandal in Lainz, wo, während die Patienten nach der Operation in die Zimmer gebracht wurden, die Fenster erneuert worden sind und wo mit Schubkarren der Bauschutt durch die Krankenzimmer geführt worden ist, also an sich Unglaubliches!

Dazu möchte ich feststellen, dass ich mich wundere, dass von Seiten der Bauverantwortlichen im Krankenanstaltenverbund und von den Magistratsabteilungen diese Bauvorhaben nicht genauer durchdiskutiert werden, denn es ist wirklich unzumutbar, dass Fenster in einem Pavillon ausgewechselt werden, wo Frischoperierte in die Krankenzimmer eingeliefert und zugedeckt werden. Man hat ihnen sogar Ohropax gegeben, damit sie den Baulärm leichter überstehen. 

Um jetzt wieder auf das Wilhelminenspital zurückzukommen: Man hätte doch schon bei der ersten Wirtschaftlichkeitsbesprechung daran denken müssen, dass die Kranken durch diese Umbauten ziemlich - wie soll ich sagen - belästigt werden. Diese Erkenntnisse, die man im Mai hatte, hätte man damals auch schon haben können. Mich wundert auch, dass man nicht eine andere Lösung gefunden hat, sondern dieses Bauvorhaben um die Hälfte erhöhen musste. Es gibt sicherlich in Wien genügend andere Spitäler, wo neurochirurgische Eingriffe gemacht werden hätten können. Da hätte man mit einer besseren Planung den Operationsbetrieb - wenn auch eingeschränkt - aufrechterhalten und auf der anderen Seite maßgeblich Kosten sparen können. 

Wir werden diesem Aktenstück nicht zustimmen. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzende GR Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächste Rednerin ist Frau GR Dr Laschan gemeldet. Ich erteile ihr das Wort.

GR Dr Claudia Laschan (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Frau Berichterstatterin! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Es geht - wie schon gesagt wurde - in diesem Poststück um das Wilhelminenspital, um vier Operationssäle im Pavillon 30, Ebene C. Es handelt sich um zwei unfallchirurgische Operationssäle und zwei angiologische - das heißt gefäßchirurgische -, die sequenziell umgebaut werden sollen, das heißt, nicht auf einmal, sondern zuerst zwei und dann die anderen zwei. 

In der Kostenschätzung, die schon vor vielen Jahren gemacht wurde, weil die Notwendigkeit schon seit Anfang der Neunziger Jahre besteht, ist eine Kostenplanung gemacht worden. Jetzt ist es zu einer Abweichung von dieser Kostenschätzung gekommen, weil es verschiedene Änderungen gegeben hat, die ich Ihnen im Folgenden erläutern werde: 

Erstens. Das Baukoordinationsgesetz ist ein relativ neues Gesetz, das vorsieht, dass bei einem so großen Projekt ein externes Projektmanagement und eine begleitende Kontrolle zugezogen werden sollen. 

Zweitens. Es gibt mittlerweile strengere Hygieneauflagen. 

Drittens. Es gibt die EU‑Atomrichtlinie Strahlenschutzstichwort, sprich, es gibt andere Strahlenschutzauflagen. 

Viertens. Es ist während der Behördenverhandlungen aufgetaucht, dass es technische Gründe gibt, die erforderlich machen, dass die jeweils zwei anderen OP, die gerade nicht umgebaut werden, nicht gleichzeitig betrieben werden können, weil nämlich eine gemeinsame Klimaanlage besteht und das daher unmöglich wäre, also nicht nur die Lärmbelästigung, Bauschutt und andere hygienische Belästigungen, sondern auch dieses technische Erfordernis. 

Es wurde auch im Gesundheitsausschuss von Ihnen, Herr Mag Kowarik, gefragt und angeregt, ob es denn nicht eine Nachnutzung für diesen OP‑Container gäbe. Ich kann Ihnen hier mitteilen, es wird eine Nachnutzung geben. 

Und fünftens. Es hat sich im Zuge der Detailplanung als günstig herausgestellt, dass man eine gemeinsame Klimaanlage für den gesamten OP‑Bereich in diesem Pavillon und der Intensivstation machen wird. Ich sage nur, Stichwort "Synergieeffekt". Das ist durchaus etwas Positives. (Beifall bei der SPÖ.) 

Aber ich möchte doch auch auf den zweiten Bereich, der mit diesem Aktenstück an sich nichts zu tun hat, eingehen, nämlich die Fensterproblematik in Lainz. Das ist für mich symptomatisch, Herr Mag Kowarik, wie Sie mit Politik umgehen, wie Sie Politik machen. Sie suchen sich aus einem großen Bereich einen kleinen Bereich heraus. 

Im Falle des Wilhelminenspitals einen kleinen Bereich, im Fall des Krankenhauses Lainz und der Fensterproblematik einen Fehler, der passiert ist, um den gesamten großen Bereich schlecht zu machen, und zwar die österreichische Gesundheitssituation. 

Und ich möchte nur erwähnen, dass im letzten Gesundheitsausschuss die Frau Stadträtin berichtet hat, dass auf Grund dieses Anlassfalles - und nebenbei bemerkt, es werden jeden Tag Hunderte Fenster in den Wiener Spitälern erneuert und es ist das erste Mal ein solcher Fehler passiert und ich leugne nicht, dass es ein Fehler war - bereits Maßnahmen ergriffen worden sind, speziell in dem betroffenen Krankenhaus, und zwar in Form einer begleitenden Baukommission. 

Und das wissen Sie auch, das wissen Sie auch, weil das haben Sie auch gehört, diese Maßnahmen wurden ergriffen und es hat niemand behauptet, dass es sich hier nicht um einen Fehler handelt. Aber das ist eben typisch, Sie suchen sich einen Bereich heraus, vereinfachen ihn plakativ und machen ein ganzes System schlecht. Und in diesem Fall das österreichische Gesundheitssystem.

Und ich möchte dazu nur bemerken: Das österreichische Gesundheitssystem ist eines der besten der Welt. (Beifall bei der SPÖ.) Jeder Mensch erhält medizinische Versorgung auf höchstem medizinischen Standard nach internationalen Qualitätskriterien. 

Wir haben ein Krankenversicherungssystem in Österreich, das 99 Prozent der Menschen erfasst und - nebenbei bemerkt - einen sehr geringen Verwaltungsaufwand hat. Einen geringeren Verwaltungsaufwand als zum Beispiel die Krankenversicherungssysteme in Deutschland und in der Schweiz. Und speziell in Wien haben wir ein Rettungssystem, das binnen kürzester Zeit jedem Menschen, der erkrankt, Hilfe garantiert. Entweder wird er ins Spital gebracht oder wenn er schwer erkrankt ist, kommt ein Notarzt oder eine Notärztin und ergreift Sofortmaßnahmen an dem Wohnort, wo sich dieser Mensch befindet. Und das ist in Restösterreich nicht unbedingt selbstverständlich. (Beifall bei der SPÖ.) 

Und jeder Wiener und jede Wienerin hat die Garantie - und das ist auch ein Unterschied zu den Bundesländern -, dass er zu jeder Tages- und Nachtzeit, wenn er in ein Wiener Krankenhaus kommt, von einem Facharzt angeschaut wird, weil es in Wien keine Rufbereitschaft gibt. Und ältere Wienerinnen und Wiener brauchen keine Angst haben, dass sie unbetreut, wenn sie pflegebedürftig sind, in ihrer Wohnung dahinvegetieren, weil wir haben in Wien eine gute Tradition, nämlich die der sozialen Dienste, die jetzt "Betreuung zu Hause" heißen und die garantieren, dass ältere Menschen in den eigenen vier Wänden betreut und gepflegt werden können. (Beifall bei der SPÖ.) 

Und nicht zuletzt möchte ich die Gesundheitsvorsorge in Wien erwähnen. Ich sage nur als Stichworte Frauengesundheitsprogramm, Brustkrebsprogramm, Männergesundheitstage und vieles mehr. Und dieses hervorragende Gesundheitssystem ist durch die Maßnahmen der Bundesregierung in Gefahr.(StR Karin Landauer: Ha ha!)

Und ich begebe mich jetzt bewusst in die Gefahr, dass Sie wieder aufschreien, nur, ich gebe zu bedenken, dass die Wienerinnen und Wiener von den Maßnahmen der Bundesregierung im Gesundheitsbereich essenziell betroffen sind und daher ist dieses hier zu diskutieren. (Beifall bei der SPÖ.) 

Diese Maßnahmen sind zum Beispiel eine Verleumdungskampagne gegen die soziale Krankenversicherung mit dem Ziel ihrer Zerschlagung und mit dem Ziel, die Pflichtversicherung durch eine Versicherungspflicht zu ersetzen, was für die Menschen eine Verschlechterung des jetzigen Systems bedeuten würde.

Eine weitere Maßnahme ist die Einführung der Ambulanzgebühr gewesen, die in Wirklichkeit nur eine Bestrafung für Krankheit ist, sozusagen eine Besteuerung der Kranken. (Beifall bei der SPÖ. - StR Karin Landauer: Was ist mit den Beamten, sind die so schlimm, dass sie bestraft werden müssen?) 

Und nicht zuletzt, was mir ganz essenziell erscheint, ist die Weigerung der Bundesregierung, die einzige effiziente Maßnahme zu treffen, nämlich eine Beitragserhöhung in der Sozialversicherung (GR Gerhard Pfeiffer: Das Einzige, was Sie kennen, ist die Beiträge zu erhöhen!), weil die einzige ... (GR Gerhard Pfeiffer: Beiträge erhöhen!) Das ist das Einzige, was wir kennen. Darf ich Ihnen bitte aus der Zeitschrift "Wiener Arzt", das ist die Zeitschrift der Wiener Ärztekammer, kurz etwas vorlesen, weil Sie das jetzt zwischengerufen haben, "das ist das Einzige, was Sie kennen". Ich bin da nicht alleine. 

"Ärztekammerpräsident Prim Dr Walter Dorner plädiert schon seit langem für eine moderate Erhöhung der Krankenversicherungsbeiträge. (StR Karin Landauer: Na ja!) 0,5 Prozent mehr für die Krankenversicherung würden dem Einzelnen wenig ausmachen, in der Summe aber sehr viel bringen, um das Niveau des österreichischen Gesundheitssystems nicht nur zu halten, sondern auch weiter zu verbessern", sagte Dorner. - "Die Österreicher wüssten sehr genau, dass eine moderne Medizin auch Geld koste. Dementsprechend hoch sei auch die Akzeptanz der Bevölkerung für eine Beitragserhöhung." Dorner: "Wir dürfen die Gesundheit unserer Patienten nicht auf dem Altar der Ökonomie opfern." - (Beifall bei der SPÖ.) 

Und ich möchte dazu nur bemerken, dass ich den Präsidenten Dorner als exzellenten Gesundheitspolitiker sehr schätze und möchte aber auch bemerken, dass er kein Sozialdemokrat ist. (StR Karin Landauer zur Sozialdemokratischen Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats: Haben Sie vergessen zu applaudieren?)

Und als nächste Maßnahme wurden die Mittel für den klinischen Mehraufwand für das Allgemeine Krankenhaus in Wien von einem Tag auf den anderen um 400 Millionen S gekürzt und der Bund hat beschlossen, 300 Millionen S an der medizinischen Fakultät einzusparen. Das sind jetzt nur einige herausgegriffene Maßnahmen, es gibt noch viele, viele mehr.

Meine Damen und Herren! Durch diese Maßnahmen wird es in Wien nicht leicht sein, die Qualität der Wiener Gesundheitsversorgung weiter zu entwickeln. Maßnahmen, wie OP-Umbauten, so wie es hier in diesem Aktenstück vorliegt, sind nur kleine notwendige Schritte. Und ich bin daher froh, dass wir eine StR Elisabeth Pittermann haben, die sich immer für die Schwächeren und Benachteiligten eingesetzt hat (StR Karin Landauer: Im Steuerrecht!) und ich bin überzeugt, sie wird mit uns Soziademokratinnen und Sozialdemokraten für das Wiener Gesundheitssystem kämpfen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GR Mag Heidemarie Unterreiner: Zum Wort ist noch einmal Herr GR Mag Kowarik gemeldet. Ich erteile es ihm.

GR Mag Helmut Kowarik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Damen und Herren! 

Man könnte jetzt natürlich wieder eine Gesundheitsdebatte abziehen, ich möchte aber nur ein paar Worte dazu sagen.(StR Karin Landauer: Sehr gut!)

Das hat niemand bezweifelt, dass das Wiener Gesundheitssystem gut ist und es wird auch von uns bewundert. Nur ist es aber kein Grund, dass man deshalb Überschreitungen macht oder sinnlose Bauvorhaben finanzieren muss. 

Und jetzt möchte ich auf das Wilhelminenspital noch einmal zurückkommen. Es ist ja nicht das erste Mal, dass dort so etwas passiert. Ich denke daran, wie ein anderer Pavillon umgebaut wurde, wie man dann nachträglich ziemlich große Erhöhungen tolerieren musste, weil man dann draufgekommen ist, dass die tektonischen Verhältnisse nicht in Ordnung sind, also unverständlich. Wenn jemand etwas baut, schaut er sich doch zuerst den Boden an.

Oder ich erinnere auch an die Geschichten mit dem Kaiserin-Elisabeth-Spital, was Sie sicherlich interessieren wird, wo man verabsäumt hat, ordentliche Verträge mit den Architekten abzuschließen, sodass hier Millionenbeträge als Abschlagszahlungen gemacht werden mussten und auf der anderen Seite hier eine jahrelange Verzögerung eingetreten ist im Neubau dieser Operationssäle. 

Und vielleicht darf ich auch noch darauf hinweisen, dass hier im Regierungsprogramm, was die Pflichtversicherung und Versicherungspflicht betrifft, drinnen steht, dass darüber diskutiert werden soll. Und meiner Ansicht nach, wenn die Krankenkasse ein Defizit von 5 Milliarden S hat, wird man sehr wohl diskutieren müssen, in welcher Art und Weise man die Krankenkasse sanieren kann.

Und dann, als Allerletztes, möchte ich noch einmal auf Lainz zu sprechen kommen. Insofern ist Lainz ganz interessant, wenn man darüber spricht, denn es ist immerhin bereits eine Strafanzeige gegen das Lainzer Krankenhaus erstattet worden, wegen vorsätzlicher wissentlicher schwerer Gefährdung von Patienten unter besonders gefährlichen Umständen. Und daher kann man ruhig darüber reden und es soll auch die Öffentlichkeit wissen. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzende GR Mag Heidemarie Unterreiner: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort.

Berichterstatterin GR Dr Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Liebe Damen und Herren! 

Ich glaube, die Rednerin der Sozialdemokratie hat sehr ausführlich dargelegt, dass die Investitionen und auch die Überschreitung im Wilhelminenspital kein sinnloses Bauvorhaben sind, denn im Sinne der qualitativen guten Versorgung auch im OP-Bereich ist es hier notwendig, und Herr Mag Kowarik, Sie wissen auch ganz genau - und das haben wir auch im Ausschuss sehr häufig schon ausführlich besprochen -, dass wir in vielen Bereichen in den Spitälern Bausubstanzen haben, die 100 Jahre alt sind und man sehr oft erst sieht, welche Maßnahmen zusätzlich getroffen werden müssen - weil Sie hier tektonische Verhältnisse angeführt haben -, wenn man das Gebäude sozusagen aufkriegt. Und nicht schon, wenn man den Sachkredit beantragt, der ja immer auf einer Schätzung beruht. 

Also, diese Probleme werden wir auch immer wieder haben und da wird es auch immer wieder zu Überschreitungen kommen, weil wir uns auch bemühen, dass auch die Sachkredite so sparsam wie möglich gehandhabt werden. Aber ich verstehe schon, dass es Ihnen ein bisschen wehtut, weil Sie ja schon auch einige Zeit in der Gesundheitspolitik tätig sind und es wird auch nicht leicht sein, denke ich mir, Angriffe auf die Bundesregierung zu verteidigen, weil Sie ja auch wissen, dass wir hier in Wien ein gutes System haben, das natürlich durch diese Maßnahmen auch gefährdet werden kann. Und natürlich ist es gut, wenn man, wenn hier Mittel, auch in der Sozialversicherung, fehlen, darüber spricht. 

Aber es ist sicher nicht gut, hier die unsozialste Maßnahme zu treffen, ohne dass darüber auch gesprochen wird, nämlich in Form der Ambulanzgebühren. Und dass wir die entschieden ablehnen, das, glaube ich, brauche ich nicht extra betonen, aber wir werden bei dieser Haltung bleiben. 

In diesem Sinne ersuche ich um Zustimmung zu diesem Antrag. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GR Mag Heidemarie Unterreiner: Wir kommen nun zur Abstimmung. 

Ein Gegen- oder Abänderungsantrag wurde nicht gestellt. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die diesem Antrag zustimmen wollen, die Hand zu erheben. - Das ist gegen die Stimmen der Freiheitlichen angenommen. 

Es gelangt nunmehr die Postnummer 56 (PrZ 27/01-GGS) der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft einen Kooperationsvertrag der Stadt Wien mit der Wiener Gebietskrankenkasse und der Ärztekammer für Wien hinsichtlich einer Arbeitsgemeinschaft zur Förderung des EDV-Einsatzes in Ordinationen niedergelassener Ärzte in Wien. 

Es liegt hier keine Wortmeldung vor. 

Wir kommen daher gleich zur Abstimmung. 

Wer diesem Antrag zustimmen will, der möge die Hand erheben. - Dies ist einstimmig der Fall. 

Es gelangt nunmehr die Postnummer 60 (PrZ 20/01-GGS) der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft das Vorhaben "Sozialmedizinisches Zentrum Ost - Donauspital, Reinvestition der Personalsuchanlage durch eine DECT-Anlage". 

Ich bitte die Berichterstatterin, Frau GR Malyar, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin GR Martina Malyar: Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich ersuche um Zustimmung.

Vorsitzende GR Mag Heidemarie Unterreiner: Ich eröffne die Debatte. Zum Wort gemeldet ist Frau GR Mag Schmalenberg. Ich erteile es ihr.

GR Mag Heidrun Schmalenberg (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrte Frau Berichterstatterin! 

Im vorliegenden Geschäftsstück geht es darum, dass die alte Personensuchanlage im SMZ-Ost-Donauspital durch eine neue DECT-Anlage ersetzt werden soll. Dieses Projekt kostet insgesamt 15 Millionen S und auch die Freiheitlichen werden diesem Projekt zustimmen, weil wir der Meinung sind, dass es unbedingt notwendig ist, die bestehende Pager Anlage durch eine moderne Kommunikationsanlage zu ersetzen. Immerhin muss sie wichtige Funktionen erfüllen, wie den Ärztenotruf, die Alarmierung der Brandschutzgruppe, aber auch die Verständigung bei Hubschrauberlandungen. Für die bestehende Pager Anlage gibt es nach zehn Jahren Betrieb im Handel auch keine Ersatzteile mehr und wie wir im Ausschuss erfahren haben, werden die Mobiltelefone, die derzeit noch in Verwendung sind, von den eigenen Mitarbeitern im Haus repariert. Und alte Handys, für die es keine Ersatzteile mehr im Handel gibt, in Stand zu halten, zu warten und zu reparieren und dadurch das Notrufsystem in einem Krankenhaus von der Größe des SMZ-Ost aufrechtzuerhalten, das ist eine Leistung, die, wie ich denke, gewürdigt gehört. 

Und es ist auch ein gutes Beispiel, welch hohe Qualifikation und Fachwissen und vor allem auch, welch großes Engagement die Mitarbeiter im Krankenanstaltenverbund haben. 

Was mir aber an diesem Geschäftsstück nicht gefällt, ist eine Aufstellung der Folgekosten, die im Aktenstück enthalten ist. Ich bedanke mich sehr, denn es ist nicht selbstverständlich, dass so eine Aufstellung in den Aktenstücken zu finden ist. Was aber interessant ist, das ist, dass bei allen Punkten die Folgekosten schlicht und einfach mit Null angegeben wurden. Und da wir uns nicht vorstellen können, dass die Instandhaltung einer so aufwändigen Anlage nichts kostet, haben wir nachgefragt, und wir haben die Information bekommen, dass die Angaben im Akt einfach falsch sind. Und auf die Frage, wie es mit der Wartung aussieht, konnten wir im Ausschuss herausfinden, dass ein Wartungsvertrag abgeschlossen wird, wahrscheinlich auf fünf Jahre. Und man hat uns auch versprochen, die falschen Punkte im Akt auszubessern und uns die fehlenden Informationen zukommen zu lassen. Leider ist das aber in diesem Fall auch nicht geschehen. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Wir sind keine Detektive, sondern Gemeinderäte und es ist wirklich nicht übertrieben, aber die Qualität so mancher Akten, die wir bei der Akteneinsicht vorfinden, ist manchmal leider wenig zufrieden stellend. Manchmal besteht ein Aktenstück bloß aus ein, zwei Seiten, auf denen kaum etwas draufsteht, oft werden Begriffe verwendet, etwa aus dem medizin-technischen Bereich oder aus dem Computerbereich, die für einen normalen Bürger nicht gebräuchlich sind und ich denke, solche Fachvokabeln sollten auch erklärt werden, damit man leichter verstehen kann, worum es geht und es würde auch eine Zeitersparnis im Ausschuss bringen. 

Erlauben Sie mir daher bei diesem Aktenstück die Bitte, dass in Zukunft die Akten vielleicht wieder etwas sorgfältiger gestaltet werden. Ich glaube, das entspräche auch der Würde dieses Hauses. (Beifall bei der FPÖ.)

Vorsitzende GR Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächste Rednerin ist Frau GR Lettner gemeldet. Ich erteile ihr das Wort.

GR Ursula Lettner (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Berichterstatterin! Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 

Es ist im Ausschuss ja wirklich besprochen worden, dass es de facto keine Folgekosten gibt, sondern es hat auch Wartungskosten für die Pager geben müssen, also stelle ich mir vor, dass für die neue Anlage genauso Wartungskosten auflaufen. (StR Karin Landauer: Dann muss man das auch hineinschreiben!)

Ich möchte aber nun diese Gelegenheit benutzen, weil es freut mich wirklich, dass Sie die Leistungen des SMZ-Ost anerkennen, dass Sie die Leistungen des Krankenanstaltenverbunds anerkennen. Und weil wir jetzt schon den dritten langen Tag hier sind und weil wir gehört haben, wie schlecht alles ist und Sie in jedem Fehler, den Beschäftigte machen, förmlich baden und das ausschmücken, auch wenn man sagt, das war ein Fehler, auch wenn man sagt, im Spital und im Gesundheitswesen wirkt sich ein Fehler natürlich doppelt und dreifach für die Betroffenen aus, aber ich denke, ich weiß nicht, was sie machen wollen, wenn jemand in diesem Bereich einen Fehler begeht. Wir entschuldigen uns, die Stadträtin zieht aus den Fehlern Konsequenzen, die Stadträtin handelt, dass nach Möglichkeit solche Fehler nicht mehr passieren, aber in einem so großen Betrieb ist es ganz klar, weil es auf der ganzen Welt Menschen gibt, die Fehler machen. 

Also, ich würde Sie wirklich ersuchen, dass Sie sich Ihre heutige Rede, Frau Kollegin Schmalenberg, aufheben, weil es war wirklich für uns eine Sternstunde, dass Sie die Leistungen der Stadt Wien, die Leistungen der Sozialdemokraten derartig gelobt haben und dafür möchte ich mich bei Ihnen recht herzlich bedanken (StR Karin Landauer: Das sind die Leistungen der Steuerzahler, Sie vergessen das!) und bei Ihnen allen für Ihre Aufmerksamkeit. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GR Mag Heidemarie Unterreiner: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Die Frau Berichterstatterin verzichtet auf das Schlusswort. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Es liegt auch kein Gegen- oder Abänderungsantrag vor. 

Diejenigen Damen und Herren, die diesem Antrag zustimmen wollen, mögen ein Zeichen mit der Hand geben. - Dieser Antrag ist einstimmig angenommen.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 43 (PrZ 112/01-M07) der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an die Dokumentationsstelle für neuere österreichische Literatur. 

Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Dr LUDWIG, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Dr Michael LUDWIG: Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich ersuche um Zustimmung zum vorliegenden Geschäftsstück.

Vorsitzende GR Mag Heidemarie Unterreiner: Ich eröffne die Debatte. Zum Wort gemeldet ist Herr GR Mag STEFAN. Ich erteile ihm das Wort.

GR Mag Harald STEFAN (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Vorsitzende! Herr Berichterstatter! Herr Stadtrat! Meine Damen und Herren!

Bevor ich auf den eigentlichen, hier aufgerufenen Akt eingehe, ist es mir ein Anliegen, auf eine besondere Ungeheuerlichkeit des Herrn GR Ellensohn einzugehen. Er ist jetzt leider nicht da, aber das erspart mir meine Wortmeldung auch nicht. (GR Mag Rüdiger Maresch: Das sage ich ihm!) Bitte richten Sie ihm es aus (GR Mag Rüdiger Maresch: Ich lese es ihm vor!), aber ich nehme an, dass Sie eine ähnliche Denkweise vertreten und dann kommt es schon an die richtigen Leute.

Seine Wortmeldung war nämlich ein Sittenbild für die undemokratische Gesinnung der grünen Linksextremisten. (Zwischenrufe von den GRÜNEN. - Beifall bei der FPÖ.) 

Politisch anders ... (Unruhe bei der SPÖ und bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzende GR Mag Heidemarie Unterreiner (unterbrechend): Der Redner spricht damit keine politische Meinung aus, er hat Sie nicht beschimpft, er hat seine Meinung gesagt. 

GR Mag Harald STEFAN (fortsetzend): Ich werde das erklären. Ein Extremist ist jemand, der eine totalitäre Gesinnung hat und den anderen seine Meinung verbieten will und genau um das geht es, genau deswegen sage ich diesen Ausdruck. (Protestrufe bei der SPÖ. - GR Mag Hilmar Kabas: Ihr erlaubt euch alles! - GR Harry Kopietz: Und Sie kennen die Extremisten!) Ich will niemandem die Meinung verbieten und das führe ich auch aus. Denn politisch Andersdenkende sollen nach seiner Ansicht, offenbar nach alter marxistischer Manier, diskriminiert werden. Am liebsten würde er 20 Prozent der Wähler vom demokratischen Wahlrecht ausschließen oder zumindest von der demokratischen Entscheidungsfindung. (GR Mag Rüdiger Maresch: Die treudeutsche Eiche!) Auch wenn er uns am liebsten verbieten würde oder Sie vielleicht alle. Wir Freiheitliche werden weiterhin das, was wir für gut und richtig empfinden, vertreten und zwar in guter demokratischer Manier. (Beifall bei der FPÖ.) 

Denn das Aufrufen zur oder die Anwendung von Gewalt, das ist in Wahrheit in dieser Republik immer von links ausgegangen (Empörte Rufe von der SPÖ und von den GRÜNEN.), von Pilz bis Petrovic, von den Opernballdemonstrationen bis zu den Donnerstagsdemonstrationen, bis nach Ebergassing, dort ist die politische Gewalt. (Empörte Rufe von GR Günter Kenesei.) 

Vorsitzende GR Mag Heidemarie Unterreiner (unterbrechend): Herr Kollege Kenesei, wenn Sie Ihre Meinung dazu kundtun wollen, bitte melden Sie sich, ich muss darauf achten, dass der Redner in Ruhe seine Gedanken vorbringen kann. (Weitere zahlreiche Rufe von den GRÜNEN.) Es ist meine Aufgabe, hier für Ordnung zu sorgen und ich bitte Sie zumindest, ... Ich bitte Sie darum, dass Sie sich zu Wort melden, damit alle anderen zuhören können, was der Redner zu sagen hat. (GR Heinz Hufnagl: Zur Sache!) 

GR Mag Harald STEFAN (fortsetzend): Ich spreche von der Gewalt, die tatsächlich ausgeübt wurde (Zahlreiche Zwischenrufe. - GR Mag Hilmar Kabas zum Redner: Weiter, weiter!), es wundert mich auch, dass es vorher nicht so eine Aufregung gegeben hat, wie die Angriffe gegen die Freiheitlichen gesetzt wurden. (GR Dipl Ing Martin Margulies: Reden Sie zur Sache! - GR Kurt Wagner: Haben Sie sich beim Rasieren verletzt?) 

Ich zitiere nur noch Solschenizyn, der den Marxismus am eigenen Leib erlebt hat und der das eigentlich ohnedies ausdrückt, was ich damit sagen wollte. "Die Marxisten verschonen echte Kriminelle und kriminalisieren politisch Andersdenkende." Und damit werden Sie nicht durchkommen, meine Damen und Herren, und es ist mir ganz wesentlich, das hier vorweg anzuführen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Und jetzt, so wie Sie es gewünscht haben, zur Sache. (GR Dipl Ing Martin Margulies: So, jetzt?) 

Ganz erstaunt hat sich der Herr Stadtrat in der Sitzung des Kulturausschusses und auch am Montag an diesem Platz gezeigt, dass wir das Symposium der Erich-Fried-Gesellschaft ablehnen können. (GR Heinz Hufnagl: Das war ja ein Humanist, die sind nicht sehr gefragt!) Ganz glaube ich ihm sein naives Staunen nicht. Zu sehr haben Sie auch Ihre ideologische Ausrichtung in der Kulturpolitik gezeigt. 

Damit bin ich eben bei der Erich-Fried-Gesellschaft. Schon in den letzten Jahren haben wir darauf hingewiesen (GR Mag Rüdiger Maresch: Das ist ein Schas, was Sie da verzapfen!), dass nicht nur Erich Fried selbst, sondern auch die Repräsentanten dieser Gesellschaft fast großteils Angehörige der DDR-Kultur-Schickeria, RAF-Sympathisanten oder zumindest linksradikale Aktivisten sind (Protestäußerungen bei den GRÜNEN.), wie Robert Schindl, alter 68er und Gründer der Kommune Wien, Michael Rohrwasser mit dem Arbeitsschwerpunkt auf proletarisch revolutionärer Literatur oder Rabinovici, Vorstandsmitglied des Republikanischen Klubs. (GR Christian Oxonitsch: Was heißt das!) 

Zwölf Jahre ... (Zwischenrufe von der SPÖ und von den GRÜNEN.) Das sind alles Repräsentanten der linken politischen Gesinnung, ich werde das noch weiter ausführen. (GR Godwin Schuster: Das ist ja verrückt, was Sie da verzapfen!) Ich arbeite hier heraus, dass es sich hierbei um eine rein ideologische Organisation handelt, und um das geht es. 

Zwölf Jahre liegt einer der schönsten Momente in meinem politischen Leben zurück, nämlich der Fall des antifaschistischen Schutzwalls der DDR (Heiterkeitsausbrüche bei der SPÖ. - GR Kurt Wagner: Gehen Sie weniger fechten!), ja, der war notwendig, damit die Bevölkerung aus der DDR nicht vor den Repressalien davonläuft. Und jetzt soll diesem menschenverachtenden System posthum Ehre erwiesen werden, denn was kann es anderes sein, wenn Personen, die damals im System mitgewirkt haben, die regimetreu waren, die SED-Mitglieder waren, die DDR-Nationalpreisträger waren, nun die Repräsentanten und eingeladenen Teilnehmer eines Symposiums sind, das aus Steuergeldern mit 760 000 S gefördert werden soll. 

Die Erich-Fried-Gesellschaft ist eben nicht nur eine Gesellschaft und Akademie für Literatur und Sprache, sondern in Wahrheit eine zutiefst politische Vereinigung.

Man könnte sagen, es ist eigentlich der Verein der Freunde des wahren Sozialismus. Das ist die tiefere Begründung dieser Vereinigung, deren Aufnahmekriterien offensichtlich die Beantwortung der Frage "Wie hältst du es mit dem Sozialismus" darstellt. Die Faszination der SPÖ - oder derjenigen, die das fördern - für die DDR kann ich zwar nicht verstehen. Ich nehme an, es ist nicht die preußische Traditionspflege Unter den Linden (GR Michael Kreißl lacht.) oder die scheußlichen Prachtbauten -, aber die Unterdrückung der Meinungsfreiheit und die Verfolgung von Regimegegnern bestimmt auch nicht. 

Zugegeben, der Vorsitzende der Erich-Fried-Gesellschaft, Kurt Gronewald, hat keine DDR-Vergangenheit, dafür eine andere lupenrein linksextreme. In den Siebzigerjahren gehörte er zu den Verteidigern der RAF-Terroristen, Andreas Bader, Ulrike Meinhof, Gudrun Ensslin (Heiterkeit bei den GRÜNEN.), allesamt feige Mörder, die sich selbst immer als Antifaschisten bezeichnet haben.

Ja, und dieser Verteidiger war eben kein gewöhnlicher Verteidiger, nicht umsonst wurde er bereits vor der Hauptverhandlung auf Antrag der Bundesanwaltschaft von der Verteidigung ausgeschlossen und 1978 in einem Aufsehen erregenden Prozess wegen so genannter Gesinnungsunterstützung zu einer Bewährungsstrafe von zwei Jahren verurteilt. Die Anwaltskammer der Hansestadt Hamburg belegte ihn außerdem bis 1981 mit einem Berufsverbot für Strafverfahren. (GR Mag Rüdiger Maresch: War der Horst ein Akademiker?) Das alles in der Zeit der sozialliberalen Koalition in der Bundesrepublik Deutschland und in einer sozialdemokratischen Hansestadt Hamburg. Das ist der Vorsitzende. 

Wer jetzt noch nicht weiß, wohin die Reise geht, der soll noch auf ein weiteres Kuriosum hingewiesen werden, denn zu den mittlerweile verstorbenen, aber immer noch aufscheinenden Präsidiums- und Gründungsmitgliedern gehört auch Stefan Hermlin. Im Jahre 1994 war ihm sogar die Eröffnungsausstellung gewidmet. Für jene, denen er kein Begriff ist, Hermlin war bis zu seinem Tod im Jahr 1997 Kommunist, SED-Mitglied, PDS-Berater und er war Mitglied des DDR-Schriftstellerverbands. Wie es in einem totalitären System so üblich ist, war er dafür verantwortlich, beziehungsweise diese Organisation, ob jemand schreiben durfte oder nicht. 

Bemerkenswert ist auch sein künstlerisches Schaffen. Hier darf ich aus dem Dezember 1949 eine siebenseitige schwülstige Lobeshymne zum 70. Geburtstag Stalins hervorheben. Ich weiß nicht, wem das gefällt, Sie haben richtig gehört, 1949, nicht Anfang der Zwanzigerjahre, wo man noch sagen konnte, man weiß nicht, wo das hinführt. 1949, wo bereits Zigmillionen Menschen unter Stalin ermordet wurden. Oder zu Stalins Tod 1953, der offenbar die Künstler in der DDR inspirierte, und Hermlin gehörte dazu. Er unterzeichnete eine Totenklage mit. Ich darf daraus kurz zitieren, nur um die Absurdität zu zeigen, welche Personen hier als Repräsentanten vorgeführt werden.

"Möchten wir Ihnen sagen, dass auch wir, die Kunstschaffenden Deutschlands, in Stalin unseren großen Lehrer verloren haben. Wir Kunstschaffende Deutschlands geloben, in unserer Arbeit die Lehren Stalins zu verwirklichen und ihm, dem Genius des Friedens, die Treue zu halten."

Das ist unfassbar, dass Wien so etwas unterstützen soll, einen Menschen, der im Präsidium steht, der nach wie vor hier angeführt wird und der solche Dinge vertritt. Und das finden Sie vielleicht auch noch in Ordnung. Das würde mich wirklich hier interessieren an dieser Stelle. (Beifall bei der FPÖ. - GR Heinz Hufnagl: Das ist ja ein negativer Totenkult!) Hermlin stand bis zu seinem Tod zu diesem Text. In seinen letzten 25 Jahren verfasste er übrigens keine Gedichte mehr. Seiner eigenen Aussage nach hatte er keine Zeit, weil er sich der SED verschrieben hatte.

Eine Vereinigung, die solche Repräsentanten hat, soll also wirklich vom Wiener Steuerzahler finanziert werden? - Das ist eine Zumutung für jene Wiener, die die Schrecken der kommunistischen Machtausübung am eigenen Leib ertragen mussten. Außerdem ist es ein schlechtes Vorbild für die jungen Menschen in dieser Stadt, Personen mit lupenrein totalitärer Gesinnung zu fördern. Das sind linksextreme Auswüchse und hier wird politischer Gewalt Vorschub geleistet.

Wir haben angekündigt, dass wir als Freiheitliche in der Kulturpolitik wachsam sein werden. In diesem Sinn geben wir Freiheitliche die Hoffnung nicht auf, dass die Wiener Kulturpolitik von ideologischer Vereinnahmung befreit wird. (Beifall bei der FPÖ.) 
Vorsitzende GR Mag Heidemarie Unterreiner: Zu einer tatsächlichen Berichtigung hat sich Herr GR Hatzl gemeldet. Ich brauche ihm sicher nicht sagen, dass die Redezeit auf fünf Minuten beschränkt ist.

GR Johann Hatzl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren!

Herr Mag STEFAN hat heute etwas behauptet, das mir nicht ganz fremd ist, weil ich das schon einmal in seinem Bezirksblatt in ähnlicher Form gelesen habe. Ich habe nur damals gemeint, dass er es sich vielleicht überlegt hat in der Zwischenzeit, indem er ein bisschen genauer Geschichte recherchiert. Nachdem er es aber heute verstärkt in ähnlicher Form wiederholt hat, indem er gemeint hat, die Linken sind jene, von denen grundsätzlich die Gewalt in Österreich ausgeht und in der Vergangenheit ausgegangen ist, fühle ich mich zur Berichtigung verpflichtet.

Abgesehen davon, wenn man die Geschichte wirklich lernt und versucht zu verstehen, ist es manchmal auf Grund der inneren Geisteshaltung etwas schwierig, dies zu erreichen, weil man einen anderen Zugang und Tatsachen nicht anerkennen möchte - aber ich probiere es trotzdem wieder, erneut und immer wieder -, so wird man darauf kommen, dass die so genannten Linken, die angeblich so für die Gewalt in der Vergangenheit in Österreich eingetreten sind und auftreten, jene sind, die für Österreich gekämpft haben, die für Österreich ihr Leben gelassen haben und die gemordet wurden. Zum Unterschied von manchen Parteivorderen von Ihnen, die die Konzentrationslager nicht kannten. Das ist das Erste. (Beifall bei der SPÖ.) 
Das Zweite, ich bin nicht für die Geschichtsfälschung und darum wehre ich mich auch dagegen und möchte tatsächlich die Behauptung berichtigen, dass Nazi und Neonazi Linke in Österreich sind, denn gerade die sind es in erster Linie gewesen, die die Gefahr für diese Republik, für dieses Land und für die Menschen in diesem Land bedeutet haben und nach allgemeinen politischen Einteilungsregeln sind das Rechte, ja in Wirklichkeit Rechtsextreme und ich bitte ganz einfach einmal, nur ein bisschen darüber nachzudenken und dann bei der historischen geschichtlichen Wahrheit zu bleiben, was links und was rechts ist, auch wenn es einem manchmal, auf Grund der inneren Geisteshaltung, die man besitzt, noch so schwer fällt, die Tatsachen zu akzeptieren. 

Ich fühlte mich daher genötigt, nicht in diesem Raum stehen zu lassen, dass Linke die Republik gefährden oder sie gefährdet haben, sondern das sind Rechtsextreme. Sie haben nur die Begriffe verwechselt. (Beifall bei der SPÖ.) 
Vorsitzende GR Mag Heidemarie Unterreiner: Zu einer weiteren tatsächlichen Berichtigung hat sich Herr StR Herzog gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

StR Johann Herzog: Ich möchte Herrn Hatzl in keiner Weise widersprechen, wenn er gesagt hat, dass die Linke in Österreich selbstverständlich in der Vergangenheit nicht die Träger der Gewalt waren. Das hat auch niemand von uns behauptet. (GR Johann Hatzl: Oh ja!) Sicher nicht! Wir haben festgestellt, dass die Gewalt in der heutigen eindeutig eine Dominanz bei der Linken hat, dass sie ihr Monopol bei den Linken hat. Schauen Sie sich die Zustände in Wien an, wie wir sie seit eineinhalb Jahren haben. (GR Godwin Schuster: Die Donauinsel, gehen Sie einmal hin!)

Die Donnerstag-Demonstranten und andere Dinge, die in Wien passieren, sind ganz eindeutig Zeichen, dass die Gewalt von links aus geht und dass hier Hotels gestürmt werden, wo Mitglieder der Bundesregierung Pressekonferenzen abhalten, rote Fahnen werden im gestürmten Burgtheater entfaltet und es wird Gewalt gegen Sachen vollzogen, indem Gegenstände und Eigentum der Bevölkerung zerstört werden, wohl wissend, genau diese Elemente müssen es wissen, dass es keinen Versicherungsschutz für diese Dinge gibt. Es wird Gewalt gegen Personen ausgeübt, es sind eine Reihe von so an die 100 oder mehr als 100 Polizisten und andere Personen verletzt worden. Es ist keine Frage, das ist Gewalt von Links und das ist zur Zeit deren Heimat und von dort geht die Gewalt zur Zeit aus.

Dass das früher nicht so war und dass die Demokratie durch Jahrzehnte von den Sozialdemokraten mit geschützt wurde, soll keine Frage sein. (Beifall bei der FPÖ.) 
Vorsitzende GR Mag Heidemarie Unterreiner: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort.

Berichterstatter GR Dr Michael LUDWIG: Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Es wäre natürlich jetzt sehr verlockend, auf die Diskussionsbeiträge einzugehen. Als Berichterstatter muss ich mich aber auf das vorliegende Geschäftsstück beschränken. Ich möchte aber doch anmerken, dass in diesem vorliegenden Geschäftsstück in überhaupt keiner Weise Unterstützungen für Stefan Hermlin, der ja, wie Sie selbst angeführt haben, schon verstorben ist, noch die Unterstützung für ehemalige DDR-Sympathisanten, frühere SED- oder heutige PDS-Mitglieder zu finden sind, sondern dass es sich dabei um ein wissenschaftliches Symposium handelt, das nicht nur von der internationalen Erich-Fried-Gesellschaft, sondern vor allem auch von der Österreichischen Exilbibliothek und der Dokumentationsstelle für neue österreichische Literatur durchgeführt und geplant wird.

Dieses Symposium findet bereits zum siebenten Mal statt und unter großer internationaler Anerkennung und auch unter Mitwirkung internationaler Referenten, die ganz unterschiedlicher politischer Herkunft zuzurechnen sind.

Wenn man sich das Programm des Symposiums ansieht, wird man bemerken, dass sich die verschiedenen Programmpunkte, die in Arbeitskreisen, aber vor allem auch in öffentlichen Diskussionen abgewickelt werden, vor allem auch mit den politischen Kontroversen seit 1945 beschäftigen. Es ist - und wir haben das ja erst vor wenigen Minuten hier in diesem Haus auch diskutiert - notwendig, sich mit der Geschichte unseres Landes auseinander zu setzen, sich mit der Geschichte Europas seit 1945 auseinander zu setzen und das auch in sehr kontroversieller Art und Weise, und dazu dient auch dieses Symposium. 

Zum Thema Gewalt in der Politik sollte man aber nicht verschweigen, dass Erich Fried ein Schriftsteller, ein Lyriker war, der sich vor allem zum Ziel gesetzt hat, gegen Gewalt, gegen politische Gewalt, aufzutreten und das immer wieder in seinen Gedichten und lyrischen Beiträgen dokumentiert hat, und er war ein sehr emsiger, ein sehr fleißiger Schriftsteller. Er hat oft pro Tag ein Gedicht geschrieben, hat sich deshalb auch mit sehr aktuellen politischen Anlässen auseinander gesetzt und hat aber immer Position bezogen und war immer auf der Seite jener, die unterdrückt und von politischer Gewalt konfrontiert waren. Gerade Erich Fried zu unterstellen, dass er für politische Gewalt eingetreten ist, ist meines Erachtens völlig unrichtig.

Und Erich Fried hätte heuer seinen 80. Geburtstag gefeiert. Es ist deshalb auch ein besonders würdiger Anlass für dieses Symposium. Wir hoffen alle, dass seine Witwe aus Großbritannien zu uns nach Österreich und nach Wien kommen und auch dem Symposium beiwohnen wird.

Man sollte nicht unerwähnt lassen, dass Erich Fried und auch seine Familie in der Zeit des Nationalsozialismus verfolgt war, ein Opfer eines diktatorischen Regimes war und gerade auf Grund dieser Opferrolle sich immer vehement gegen jede Form der Diktatur und Unterdrückung eingesetzt hat. Und wenn Sie Mitglieder des Vorstands der Erich-Fried-Gesellschaft angesprochen haben, haben Sie uns eigentlich völlig vorenthalten, wer die Referentinnen und Referenten dieser Tagung sind, deren Unterstützung wir heute beschließen sollen. Das sind so unter Anführungszeichen "Linksextreme", wie Ilse Eichinger, Christoph Ranzmaier (GR Günter Kenesei: Der Ranzmaier sicher!), Barbara Frischmuth, Elfriede Gerstl. Also, die werden sich hier alle dafür bedanken, dass Sie hier von Ihnen als Linksextreme bezeichnet werden und es ist eigentlich eine Unterstellung, dass man den bedeutendsten österreichischen Literaten, aber nicht nur Schriftstellern, sondern auch Übersetzern, die an dieser Tagung mitwirken, solches unterstellt und noch dazu in einem, wie ich meine, völlig unqualifizierten Zusammenhang.

In diesem Sinne möchte ich ersuchen, diesem Geschäftsstück zuzustimmen, weil es ein Beitrag dazu ist zu zeigen, dass Wien eine offene Kulturstadt ist und durchaus in der Lage ist, kontroversiell über verschiedene politische Standpunkte zu diskutieren. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GR Mag Heidemarie Unterreiner: Wir kommen nun zur Abstimmung. 

Wer dem Antrag des Berichterstatters zustimmen will, möge die Hand erheben. - Dies ist gegen die Stimmen der Freiheitlichen der Fall. Der Antrag ist angenommen. 

Es gelangt nunmehr die Postnummer 44 (PrZ 115/01-M07) der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an den Verein Wiener Kulturservice. 

Ich bitte die Berichterstatterin, Frau GR Winklbauer, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin GR Renate Winklbauer: Ich bitte um Zustimmung zu diesem Akt.

Vorsitzende GR Mag Heidemarie Unterreiner: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Mag Ebinger. - Bitte.

GR Mag Gerald Ebinger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Stadtrat!

Es ist jetzt einigermaßen schwer, zu einem völlig anderen Thema überzugehen, das zwar auch unerfreulich ist, aber nicht so massiv ideologisch aufgeladen ist. Zum 18. Mal jährt sich jetzt das Donauinselfest und zum 18. Mal empören wir uns über die Subventionen für dieses Fest und über die Kaltschnäuzigkeit, mit der die SPÖ diese ... (GR Heinz Hufnagl: Was heißt kaltschnäuzig!) Nein, Moment, sich selbst subventioniert. Ich möchte das aber schon auseinander halten, Herr Hufnagl. Denn das Donauinselfest als Fest genommen ist ein gewisser Event-Fixpunkt, wo mittlerweile 2,6 Millionen Menschen hingehen. Darüber kann man halt nicht hinwegsehen. Lang nicht nur Sozialisten. 

Aber, bitte, meine Damen und Herren von der SPÖ, die kommen dort nicht hin, das brauchen Sie ja nicht glauben, dass die dort hinkommen, dass sie das Mitarbeiter-Camp der Fraktion Sozialistischer Gewerkschafter besuchen und zuschauen, wie die Personalvertreter eine Lagerfeuerromantik üben. Die kommen dort auch nicht hin, damit sie von der SPÖ Burgenland eine Pendlerinsel präsentiert bekommen, sondern sie kommen wegen dem Spektakel dorthin. Die kommen wegen dem Feuerwerk dorthin und die kommen natürlich wegen der Musik dorthin. 

Die kommen dorthin, weil - das muss man zugeben - drei Tage lang auf unzähligen Bühnen, der Herr LUDWIG ist da sehr informiert, der wird mich sicher korrigieren, 1 800 Künstler habe ich gelesen, ich kann das nicht nachvollziehen, viele gute Künstler, sehr gute Künstler auch, dort auftreten. 

Damit haben wir ja nicht das Problem. Das Problem haben wir mit der Subvention, das Problem haben wir mit der Art der Subvention, mit der Unschärfe, wie hier die Trennung zwischen Parteiveranstaltung und Veranstaltung von Vereinen vorgenommen wird. Unser Problem ist, dass die SPÖ durch lange, lange Zeit der Machtausübung hindurch es offensichtlich verlernt hat zu trennen zwischen der Stadt Wien und ihrer Partei. Weil wenn es sich um ein reines Parteifest handeln soll, vergönnen wir Ihnen das auch, meine Damen und Herren, aber dann zahlen Sie es bitte aus Ihrer SPÖ-Parteikasse (Beifall bei der FPÖ.) und lassen uns nicht alle mitzahlen. 

Da schaut mich gerade der Vater des Donauinselfestes an, der Herr Harri oder Harry, das weiß ich nicht. In der letzten Zeit ist das ein Thema hier, Kopietz .... (GR Mag Thomas Reindl: Herr Kopietz für Sie!) Ja, ich weiß nicht. Von der Schreibweise bin ich auf diese Frage gekommen. (GR Mag Thomas Reindl: Nun, was ist!) Wir haben ... (Zahlreiche Zwischenrufe von der FPÖ.)
Wenn es die Gemeinde Wien veranstalten würde, dann wäre mir das auch recht. Dann würden halt alle Parteien, oder besser noch, gar keine Partei vertreten sein. Wenn aber ein Verein als Veranstalter dort auftritt, dann sollte der auch eindeutig als Veranstalter dort auftreten. Wenn ich mir jetzt aber die Homepage, der Herr Stadtrat lacht schon, weil ich bin schon wieder bei einer Homepage gelandet, gell, wenn ich mir jetzt also diese Homepage anschaue, dann wird mir eines deutlich: Da habe ich einmal abgebildet den Herrn Kopietz, die Frau Vizebürgermeisterin und den Bürgermeister, und da steht: Der Wiener Bürgermeister lädt ein. Das ist ja okay. das ist so, als ob es die Stadt Wien veranstaltet. Und auf der anderen Seite steht: Die Veranstalterin SPÖ bietet mit einer Reihe von Partnern ein attraktives Programm. 

Also, klar hält sich das eindeutig nicht auseinander. Meine Damen und Herren von der SPÖ! Sie haben so viele finanziell potente Partner dabei. Sie haben den Vienna International Airport, Bank Austria, ORF, ORF-Radio. Ich brauche es jetzt nicht aufzählen, ihr wisst es ja ohnedies alle. Diese ganzen Partner sind dabei, die werden ja sicher auch sponsern. Ich frage mich bei so einem Zustrom von Menschen und so vielen potenten Partnern, warum müssen wir da eine Subvention geben? - Aber einen Verein Wiener Kulturservice, der übrigens Sitz in der Löwelstraße hat, um Subventionen ansuchen zu lassen ... (GR Heinz Hufnagl: Eine gute Adresse!) Das ist marginal. Und dann selbst als Veranstalter aufzutreten, Veranstaltung SPÖ Wien bitte schön, ja, und dann selbst als Veranstalter aufzutreten, das ist dieser Hochmut, von dem der Kollege Görg gesprochen hat, nicht Demut, sondern Hochmut. In dem Fall ist er natürlich auch ruhig, weil da partizipiert er mit, das ist klar. 

Aber es ist schon grundsätzlich das: Sie, meine Damen und Herren von der SPÖ, geben damit eindeutig der Opposition zu verstehen, dass Sie tun, was Sie wollen und dass Sie sich nicht einmal die Mühe machen, den Schein zu wahren. Aber gehen wir weiter, gehen wir weiter. (GR Heinz Hufnagl: Beantragen Sie eine Subvention!) Ich habe ja den Subventionsakt da. Ich habe ihn ja hier. Lassen Sie mich reden. Gehen wir weiter. Der Verein beantragt ja auch eine Subvention in der Höhe im gleichen Akt von 3,7 Millionen S für Kulturveranstaltungen und Kreativitätsmessen, das meiste Geld dafür für Gemeindebau- und Straßenfeste. Bitte, das heißt, meine Damen und Herren, wir alle hier dürfen der SPÖ auch ihre Gemeindebau- und Straßenfeste zahlen! (GR Heinz Hufnagl: Aber die Straßenfeste sind ja nicht publikumswirksam!)

Und das ist ja noch immer nicht alles, jetzt kommt ja das Allerbeste. 2,5 Millionen werden beantragt für ein 1. Mai-Fest. Und da habe ich schon grundsätzliche Probleme. Hier wird im Prater am 1. Mai, zur Erholung nach dem Maiaufmarsch von der SPÖ - steht übrigens sogar hier drinnen -, gemeinsam mit der SPÖ ein Fest veranstaltet und dafür braucht man 2,5 Millionen S für Künstler, Bühnen, Strom, alles klar. Der Antrag wird am 21. Mai, am 21. Mai vom Wiener Kulturservice vorgelegt, eingebracht. Eingelangt-Stempel 31. Mai. Fast einen Monat nach dem 1. Mai, meine Damen und Herren. Wer zahlt das inzwischen? Nimmt sich der Verein Kredite auf? Der muss das ja am 1. Mai schon bezahlt haben. Oder hat der Verein soviel Geld, dass er gar keine Subvention braucht? 

Herr Stadtrat, wir sprechen immer davon, dass gerade in der Kunst viele Projekte Subventionen brauchen, weil sie ohne Subvention nicht durchgeführt werden können. Nehmen wir zum Beispiel die Theater. Für Theater kann eine Subvention auch eine Überlebensfrage sein. Und hier? - Da wird locker aus dem Handgelenk heraus eine Subvention zwei Monate nach dem stattgefundenen Zeitpunkt ausbezahlt. Ich gehe davon aus, als Beamter gehe ich natürlich davon aus, dass die Beamten das erst auszahlen, wenn die offizielle Zustimmung hier heute erfolgt ist. Ja, der Verein stellt überhaupt erst einen Monat nach der Veranstaltung den Antrag. Hat der Verein soviel Geld, um diese Zeit zu überbrücken? (GR Heinz Hufnagl: Es gibt Zahlungsziele!)

Um dem Ganzen die Krone aufzusetzen - ich bin gleich fertig -, um dem Ganzen die Krone aufzusetzen, um dem Ganzen also die Krone aufzusetzen, liegt bei diesem Ansuchen eine Kalkulation für den 1. Mai bei. Ich habe vielleicht nicht das Glück, dass ich mich schon jahrelang beruflich nur mit der Kultur beschäftige, vielleicht mag ich auch gewisse Sachen noch nicht wissen, aber mit der Finanz beschäftige ich mich beruflich und das weiß ich schon ein bisschen: Also kalkulieren tut man meines Erachtens etwas, wo man die Kosten schätzt, was noch nicht stattgefunden hat. Aber bitte, das ist ja an sich eine Frechheit, uns so etwas vorzulegen. Einen Monat nach der Veranstaltung müssen Sie ja ganz genau wissen, was das gekostet hat, was brauchen Sie da noch kalkulieren? - Da müssen Sie die Abrechnungen liefern! Das wäre eine ordentliche Vorgangsweise. (Beifall bei der FPÖ.)
Meine Damen und Herren! Der Kollege Kenesei hat seine Rede zurückgezogen. Ich erlaube mir, aus seinem Pressedienst einen Satz zu sagen, dem ich 100‑prozentig zustimme. Mit einer absoluten Mehrheit im Rücken braucht man sich wirklich für nichts mehr genieren. Hier haben Sie speziell mit dieser Kalkulation gezeigt, das ist ja ohnedies Wurscht, was wir sagen, das ist alles egal, was wir sagen. 

Hier haben Sie der Opposition eindrucksvoll vor Augen geführt, was Arroganz der Macht heißt in der alltäglichen politischen Arbeit.

Aus diesem Grund können wir dem Akt nicht zustimmen. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzende GR Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr GR Dr LUDWIG gemeldet. - Bitte.

GR Dr Michael LUDWIG (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Herr Stadtrat! Meine lieben Kolleginnen und Kollegen!

Mein Vorredner Mag Ebinger hat ja sehr intensiv recherchiert und auch sehr knallhart recherchiert, das hat er gemeinsam mit dem Kollegen Kenesei, der ebenfalls auf der Homepage der SPÖ Wien nachgeschaut hat. Das ist ja der Ort, wo wir die wirklichen Geheimnisse der Partei speichern (Heiterkeit und Beifall bei der SPÖ.), und darum haben Sie, völlig zu Recht auch, aufgedeckt, kann man sagen, dass das Donauinselfest von der SPÖ mitveranstaltet wird. Ein ziemliches Geheimnis, das wir bis jetzt versucht haben, über die Homepage nicht so öffentlich zugänglich zu machen. (GR Heinz Hufnagl: Und das 1. Mai-Fest ist am 1. Mai!) 

Aber Sie hätten sich das auch leichter machen können und hätten sich jedes Straßenplakat zum Do-nauinselfest, das wir plakatiert haben, und das waren 100 in der ganzen Stadt, anschauen können. Dort ist nämlich zu sehen, dass außer dem Kulturservice der SPÖ-Wien, der Firma Pro Event, viele andere Organisationen und Einrichtungen am Donauinselfest mitgewirkt haben und neben diesen Veranstaltern eine ganze Reihe von Sponsoren - manche die der SPÖ nahe stehen, viele, die der SPÖ überhaupt nicht nahe stehen, sondern ganz im Gegenteil, auch andere politische Heimaten haben. 

Also, das ist auch deshalb, weil diese Sponsoren erkannt haben, dass das Donauinselfest eine erfolgreiche Sache ist. Und das ist untertrieben, denn ich möchte jetzt gar nicht die verschiedensten Zeitungsartikel zitieren, die in den letzten Tagen nach dem 18. Donauinselfest erschienen sind, aber da wird ja nur in Superlativen gesprochen - der große Openair Event, das größte Volksfest. 

Und es ist in der Tat ein Volksfest. Es ist eine Veranstaltung, die für viele Wienerinnen und Wiener frei zugänglich ist. (GR Dr Wilfried Serles: Von der Stadt Wien subventioniert!) Und damit diese freie Zugänglichkeit gewährt bleibt, damit diese tollen Veranstaltungen, Musikdarbietungen, die auf 18 Bühnen laufen, wo mehr als 1 500 Künstlerinnen und Künstler insgesamt 500 Stunden Livemusik bringen, damit dieser Event auch frei zugänglich bleibt, macht es Sinn, dass die Stadt Wien mit einer Subvention diesen Riesen-Event unterstützt. 

Und zum Zweiten: Nicht nur, dass die Wienerinnen und Wiener einen frei zugänglichen Event in dieser Größenordnung haben, ist das Donauinselfest ja auch mittlerweile zu einem Tourismusmagnet geworden in einer Jahreszeit, wo es für Wien durchaus Sinn macht, zusätzliche Touristen in unsere Stadt zu holen. Und es gibt mittlerweile viele Menschen aus Nachbarländern, aber darüber hinaus aus anderen europäischen Ländern, die nur wegen des Donauinselfestes in dieser Zeit in unsere Stadt kommen. Das heißt, es gibt hier auch eine große Umwegrentabilität. 

Und wenn man von den Subventionen der Stadt Wien für das Donauinselfest spricht, sollte man sich vielleicht auch die Größenordnungen vor Augen führen. Im heurigen Jahr haben mehr als 2,6 Millionen Menschen das Donauinselfest besucht. 2,6 Millionen. Das ist damit die attraktivste und bestbesuchte Kultur- und Musikveranstaltung nicht in Österreich, auch nicht in Mitteleuropa, auch nicht in Europa, sondern man kann fast sagen, es ist weltweit ein einmaliges Kulturereignis. 

Und damit die freie Zugänglichkeit gewahrt bleibt, wird diese Subvention getätigt. Sie wird im Übrigen auch völlig korrekt abgerechnet und entsprechend, nicht nur von den Beamten des Kulturamts, sondern auch von den anderen überprüfenden Einrichtungen der Stadt Wien, kontrolliert. Und so ist es möglich, dass pro Teilnehmerin und pro Teilnehmer mit einer Investition von 5,6 S, also nicht einmal 6 S, das Donauinselfest mit einem solchen tollen Kulturprogramm vonstatten gehen kann. 

Das ist, wenn man sich das anschaut - und der Kulturstadtrat wird mir da Recht geben, er ist ja in besonderer Art und Weise auch mit der Frage befasst, wie viel Geld Kultureinrichtungen brauchen und wir bekennen uns ja dazu -, und ich glaube, es gibt wenig Kultureinrichtungen, die mit 5,6 S pro Besucherin und pro Besucher durchkommen. Von da her ist das Donauinselfest, wie ich meine, auch in dieser Frage ein Meilenstein in der Geschichte unseres Kulturlebens. (Beifall bei der SPÖ.) 

Aber was ist das Besondere an diesem Volksfest? - Dass es frei zugänglich ist - davon habe ich schon gesprochen - und dass es eine perfekte Organisation hat. Es sind bei diesem Fest mehr als 4 500 Helfer aus den verschiedensten Bereichen eingebunden, mehr als 1 000 ehrenamtliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter aus den verschiedensten Bereichen, der Partei, der Gewerkschaften, aber auch vieler Organisationen, die sich in diesen Dienst der Sache stellen und diese mehr als 1 000 ehrenamtlichen Funktionäre ermöglichen es überhaupt, dass man zu diesem Preis, zu diesen Konditionen, das Donauinselfest überhaupt durchführen kann. Denn es ist leicht gesagt, das soll eine andere Organisation übernehmen, die Stadt Wien soll das Donauinselfest organisieren. 

Ohne den Einsatz der mehr als 1 000 ehrenamtlichen Funktionärinnen und Funktionäre könnte das Donauinselfest in dieser Form gar nicht stattfinden 

Und das ist, wie ich meine, auch etwas ganz Besonderes, dass es nämlich eine Form der Kulturarbeit ist, wo viele Wienerinnen und Wiener nicht nur ins Konsumieren dieses Kulturprogramms eingebunden werden, sondern auch in die Konzeption und Durchführung, Organisation und Betreuung dieses Festes. 

Und in der Tat ist dieses Fest auch perfekt organisiert. Das ist all jenen zu verdanken, die in der Organisationszentrale tätig sind, beginnend mit Frau Anita Hager über die vielen anderen Helferinnen und Helfer, und es ist vor allem deshalb auch ein perfekt organisiertes Fest, weil es ein friedliches Fest ist. Und es gibt keine vergleichbare Veranstaltung, wo es wie hier keine Konflikte gibt, keine Auseinandersetzungen, keine kriminellen Handlungen, und es ist deshalb, wie ich meine, auch ein hervorragendes Aushängeschild für eine friedliche Stadt, für unser Wien auch im Ausland. (Beifall bei der SPÖ.) 

Und einen besonderen Punkt möchte ich noch ansprechen, den Sie auch angemerkt haben, das ist die Frage der Sponsoren. Ich bin, was das private Sponsoring im Kulturbereich betrifft, manchmal sehr vorsichtig, weil es ist immer leicht gesagt, privates Sponsoring soll staatliche Subventionen ersetzen und ich weiß, wie schwer es ist und wie wenig Geld im Kulturbereich auch eingesetzt wird von privaten Sponsoren. 

Aber das Donauinselfest ist eigentlich ein geglücktes Beispiel, das zeigt, dass es möglich ist, bei einem Event, wo es Hunderttausende Menschen gibt, die sich dafür interessieren, private Sponsoren zu gewinnen, die auch erkennen, dass es für sie Vorteile hat mitzuwirken und die auch einen Großteil der Kosten übernehmen, die über das Kulturprogramm hinausgehen. Also, ich meine, auch das ist ein interessanter Versuch der Kooperation einer Kulturveranstaltung mit privaten Sponsoren. 

Und abschließend möchte ich eigentlich auch jenem danken, der mit einer Vision, nämlich mit der Überlegung, wie man die Stadt Wien auch im Kulturleben attraktiver machen kann, und zwar nicht nur in bereits vorhandenen Kulturzentren und Einrichtungen, sondern wirklich für die gesamte Bevölkerung, und der diese Vision über mehr als 18 Jahre hindurch getragen hat und auch Sponsoren gewonnen hat, Unterstützer gewonnen hat, die Medien dafür interessiert hat. Es ist dies der Vater der Donauinsel und des Donauinselfestes, Harry Kopietz, über den wir heute schon gesprochen haben und ich wünsche ihm eigentlich von dieser Stelle aus auch viel Erfolg für das 19. Donauinselfest im Jahr 2002 und hoffe, dass es ihm wieder gelingen wird, auch die bisherigen Besucherzahlen zu übertreffen. Alles Gute, und wir werden diesem Antrag zustimmen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GR Mag Heidemarie Unterreiner: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Die Frau Berichterstatterin verzichtet auf ihr Schlusswort. 

Wir kommen zur Abstimmung. Wer diesem Antrag zustimmen will, möge die Hand erheben. - Das ist gegen die Stimmen der GRÜNEN und der Freiheitlichen mehrheitlich angenommen.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 50 (PrZ 98/01-M07) der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an die Österreichische Gesellschaft zur Erhaltung und Förderung der jüdischen Kultur und Tradition. 

Hier ist niemand zum Wort gemeldet.

Wir kommen sofort zur Abstimmung.

Wer diesem Antrag zustimmen möchte, möge die Hand erheben. - Dies ist einstimmig der Fall. Dieser Antrag ist einstimmig angenommen. 

Es gelangt nunmehr die Postnummer 51 (PrZ 117/01-M07) der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an das Österreichische Filmmuseum. 

Auch hier hat sich niemand zum Wort gemeldet. 

Wir kommen daher sofort zur Abstimmung. Wer diesem Antrag zustimmen möchte, möge die Hand erheben. - Auch das ist wiederum einstimmig geschehen. Dieser Antrag ist einstimmig angenommen. 

Es gelangt nunmehr die Postnummer 53 (PrZ 118/01-M07) der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an den Verein Link*Verein für weiblichen Spielraum. 

Ich bitte die Berichterstatterin, Frau GR Winklbauer, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin GR Renate Winklbauer: Ich bitte um Zustimmung. 

Vorsitzende GR Mag Heidemarie Unterreiner: Ich eröffne die Debatte. Zum Wort gemeldet ist Frau StR Mag Vassilakou. Ich erteile es ihr. 

StR Mag Maria Vassilakou: Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Verehrte Damen und Herren!

Allem voran möchte ich zum Ausdruck bringen, wie sehr es mich freut, dass der Verein Link nun endlich gefördert wird, nicht zuletzt deswegen, weil in einer Welt, die nach wie vor mehrheitlich in der Hand von Männern liegt und auch vorwiegend auf Männer zugeschnitten ist - wie auch die Familienförderungsdebatte teilweise eindrucksvoll demonstriert -, Frauen immer mehr auf Räume angewiesen sind, in denen sie sich ungestört entwickeln können, entfalten können, austauschen können. Ich glaube, dass die Stadt Wien durch die Förderung solcher unabhängiger, engagierter Frauenvereine und ‑initiativen einen sehr richtigen Weg bestreitet, der in den nächsten Jahren vielleicht auch noch ausgebaut werden könnte.

Man sieht allerdings, gerade wenn es in der Debatte um Frauen, um Frauendiskriminierung geht, dass Diskriminierung etwas ist, das nicht nur, wie in dem Fall, die Mehrheit betrifft - denn Frauen stellen die Mehrheit der Bevölkerung, auch in Österreich -, sondern auch Minderheiten. Einer solchen Minderheit möchte ich mich jetzt widmen, da heute der Wiener Gemeinderat kurz davor steht, eine sehr, sehr wichtige, eine lang ersehnte, eine dringend erforderliche Resolution zu beschließen, die sich an den Bund richtet, der ganz großen und massiven Nachholbedarf hat, wenn es darum geht, endlich mit der Diskriminierung von Lesben und Schwulen in diesem Land aufzuhören.

Diese Resolution umfasst drei Punkte, drei wesentliche Punkte, auf die ich von hier aus nun kurz eingehen möchte.

Der erste Punkt betrifft die Schaffung eines Antidiskriminierungsgesetzes in Österreich. Sie wissen wahrscheinlich auch alle, die hier sitzen, dass inzwischen ein hervorragender Entwurf, ausgearbeitet vom Ludwig-Boltzmann-Institut, vorliegt, dass dieser auch präsentiert sowie mehrfach diskutiert worden ist und dass uns nun eigentlich nichts daran hindert, das Ganze anzugehen und endlich ein Antidiskriminierungsgesetz in Österreich zu beschließen und zu schaffen, ein wirksames Gesetz, das Opfern von Diskriminierung und auch Rassismus die Möglichkeit geben würde, die Dinge selbst in die Hand zu nehmen und rechtlich gegen diejenigen, die ihnen Unrecht getan haben, vorzugehen.

Denn eine Verfassungsbestimmung, wie wir sie in Österreich auch haben, ist schön und gut, aber sie ist zahnlos und wird leider zu einem Papiertiger, wenn überhaupt kein Gesetz die Konsequenzen regelt, was denn passiert und zu passieren hat, wenn jemand trotzdem und dennoch diskriminiert wird. Sie werden mir wahrscheinlich alle darin beipflichten, dass es in Österreich sehr wohl Diskriminierung und auch Rassismus gibt und dass es an der Zeit wäre, dazu zu stehen, endlich etwas dagegen zu unternehmen, um den Betroffenen die Möglichkeit zu geben, auch selbst etwas dagegen zu tun und rechtlich dagegen vorzugehen.

Lesben und Schwule sind natürlich eine Gruppe, die immer wieder von Diskriminierung betroffen ist. Ich glaube, dass der jüngste Fall, der sich in Niederösterreich ereignet hat - dort hat ein junger Mann, ein verhältnismäßig junger Mann wegen seiner gleichgeschlechtlichen Liebe zunächst seinen Führerschein und in weiterer Folge auch noch seine Arbeitsstelle verloren -, sehr wohl davon betroffen war. Man sieht also, dass auch dieser jüngste Fall - wie gesagt, aus Niederösterreich - eindrucksvoll belegt, wie dringend ein solches Gesetz auch hier in Österreich notwendig wäre.

Der zweite Teil dieser Resolution betrifft die Aufforderung an den Bund, endlich den § 209 Strafgesetzbuch abzuschaffen. Das ist eine Debatte, die sich in den letzten Jahren in Österreich - über mehrere lange, lange Jahre hinweg - durchgezogen hat, und dafür ist bis heute überhaupt keine Besserung, sind keine Schritte auch nur in Richtung eines Hoffnungsschimmers zu verzeichnen.

Es ist allerdings ein Zustand, der für Österreich beschämend ist. Es ist eines modernen demokratischen Landes unwürdig, schwule Männer nach wie vor wegen ihrer Liebe - und ganz allein nur wegen ihrer Liebe - zu diskriminieren und zu kriminalisieren, ja sogar einzusperren. Nach wie vor sitzen in Österreichs Gefängnissen Männer, die Haftstrafen zu verbüßen haben, und alles, was sie verbrochen haben, war nur ihre Liebe zu einem jüngeren Mann. Es ist sogar schon so weit, dass Österreich aufgefordert worden ist, diesen Paragraphen abzuschaffen. Es ist schon so weit, dass schwule Männer sogar Asyl deswegen in anderen europäischen Ländern bekommen können. Aber nein, Österreich bleibt in alter Tradition dabei: Was wir einmal haben, ändern wir nicht, weil es schließlich zu irgendetwas gut sein wird, irgendetwas werden sich die Leute dabei gedacht haben, die das gemacht haben, und deswegen ändern wir das nicht.

Ich denke: Nein, es ist schon an der Zeit, ein bisschen die Augen zu öffnen, zu sehen, dass die Welt ein bisschen weitergekommen ist, zu sehen, dass wir heute das Jahr 2001 haben, und auch zu realisieren, dass diese ur-uralten Vorstellungen, dass schwule Männer in irgendeiner Form krank oder abartig wären oder dass die Jugend besonders gefährdet wäre, weil sie - und da nenne ich die Dinge ganz einfach beim Wort - "verzaht" werden könnten, absurde, veraltete Vorstellungen sind, die überhaupt keinen Platz haben in einem Land, das sich heute europäisch, weltoffen und modern nennen möchte. 

Wenn nun diese Bundesregierung - und das österreichische Parlament im Besonderen - dazu steht, dass dieses Land endlich weltoffen und modern sein soll, dann wäre es wirklich dringend an der Zeit, den § 209 abzuschaffen. (Beifall bei den GRÜNEN und bei Gemeinderäten der SPÖ.)
Der dritte Teil dieser Resolution bezieht sich auf die Ehe, eine wunderbare Institution. Ich weiß nicht, ob meine Kollegen mir jetzt beipflichten werden - wie auch immer, eine wunderbare Institution, von der heute bereits mehrfach die Rede war, die aber hier zu Lande nach wie vor nur heterosexuellen Menschen vorbehalten bleibt. Die Ehe ist etwas, mit dem wir alle heterosexuelle Menschen, die hier sitzen, selbstverständlich aufwachsen. Das heißt nicht ... (StR Dipl Ing Dr Herlinde Rothauer: Alle?)
Da möchte ich übrigens einräumen, ich möchte hier nicht so verstanden werden, dass ich gemeint hätte, dass alle, die hier sitzen, heterosexuell sind. Ich habe "wir alle heterosexuelle Menschen, die hier sitzen" gesagt, was nicht heißt, dass ich nicht annehme, ja sogar hoffe und mich sehr freue, dass womöglich manche von uns sehr wohl auch homosexuell sein könnten. Das ist aber bei jedem "sein Kaffee", wie auch immer. 

Die Ehe ist etwas, mit dem wir alle ... (GR Gerhard Pfeiffer: 10 Prozent!) Sie haben Recht, Kollege Pfeiffer! Das haben Sie sich gemerkt, 10 Prozent - das heißt, zumindest statistisch gesehen, könnten zehn von uns gleichgeschlechtlich lieben. Das wäre aber toll! Da könnte ich mir auch vorstellen, dass sich das bei der Abstimmung womöglich zusätzlich positiv auswirken könnte. (Zwischenruf der StR Dipl Ing Dr Herlinde Rothauer.)
Wie auch immer, die Ehe ist etwas, mit dem wir selbstverständlich aufwachsen. Sie ist etwas, von dem wir - fast schematisch - so ausgehen, dass es sich womöglich einmal in unserem Leben ereignen wird. Sie ist etwas, worauf wir uns freuen, schon als kleine Kinder oder in der Pubertät. Sie ist auch etwas, wovon manche von uns sich bereits längst distanziert haben, weil sie die Möglichkeit hatten, sich damit auseinander zu setzen und für sich selbst zu entscheiden, dass es eine Institution ist, die sie für sich selbst ablehnen.

All das bleibt homosexuellen Menschen verwehrt. Sie wissen von Haus aus, dass sie hier zu Lande nicht die Möglichkeit haben, jemals zu heiraten. Damit bin ich beim emotionalen Aspekt dieser Geschichte. Das heißt, für sie ist ein vielleicht wichtiger Moment im Leben, der mit viel Freude und mit einem großen Fest zusammenhängt, aber auch mit dem Sichtbar-Werden, dem Offiziell-Werden der eigenen Beziehung, nicht möglich und nicht denkbar. Das finde ich für traurig.

Darüber hinaus hängen aber mit dieser Institution Ehe natürlich auch jede Menge Rechte zusammen. Zu diesen Rechten und zu diesen Pflichten haben homosexuell lebende Menschen ebenfalls keinen Zugang. Das heißt, sie bleiben auch hier ein Leben lang diskriminiert und sind mit einer Reihe von Problemen konfrontiert, die ich hier nicht aufzuzählen brauche. Aber ich glaube, jeder kann sich ausmalen, was es heißt, wenn ein homosexuelles Paar 10, 15 oder 20 Jahre lang zusammenlebt, dann ein Todesfall oder eine Scheidung kommt und man trotzdem keinen Erbanspruch, keinen Anspruch auf Unterhalt und so weiter hat.

Ich denke, das ist ein Zustand, den wir in diesem Land nicht weiterhin aufrechterhalten sollten, zumal es in Österreich bereits mehrere Länder gibt, die eine solche Ehe- oder Partnerschafts-Registrierungsmöglichkeit geschaffen haben, jeweils mit allen oder fast allen Rechten und Pflichten, und zumal wir jetzt sogar so weit sind, dass bereits Deutschlang, ja sogar die Schweiz, die nicht unbedingt, sage ich jetzt einmal, traditionell als das progressivste und modernste Land in Europa wahrgenommen wird, kurz davor stehen, eine solche Ehe zu beschließen. Aus diesem Grund ist es, denke ich, längst an der Zeit, den Bund aufzufordern, eine solche Partnerschafts-Registrierungsmöglichkeit zu schaffen.

Meine Damen und Herren! Nach diesen Ausführungen denke ich, dass es hier vielleicht nicht notwendig, nicht dringend notwenig ist, mich an die Wiener SPÖ zu richten. Ich glaube, ich brauche Sie nicht zu überzeugen, ich brauche Sie auch keinesfalls anzuagitieren, Sie bringen ja heute diesen Resolutionsantrag gemeinsam mit uns ein.

Was die Wiener FPÖ betrifft, brauche ich mich, denke ich, auch nicht groß an Sie zu wenden, zum einen, weil ich von da - mag sein, dass ich Ihnen Unrecht tue - keine besondere Unterstützung erwarte, zum anderen aber auch, weil zuletzt immer wieder Abgeordnete der FPÖ in den Medien zu hören und zu lesen waren, die gemeint haben, dass sie sich vielleicht mit dem einen oder anderen Schritt anfreunden könnten oder dass sie sich das eine oder andere gut vorstellen könnten, darunter übrigens auch die Abschaffung des § 209.

Insofern möchte ich mich zum Schluss mehr und primär an die Wiener ÖVP wenden, die nach wie vor, nicht als Wiener ÖVP, sondern als ÖVP im Allgemeinen - ja, ich sage es ganz einfach so, wie ich es wahrnehme -, stur den Zepter der Homophobie in diesem Land vor sich herträgt und immer dann, wenn es um Besserungen für Lesben und schwule Menschen geht, wirklich reflexartig mit einem Nein reagiert. (GR Gerhard Pfeiffer: Das ist absolut nicht wahr! - GR Georg Fuchs: ... die ÖVP, bitte!)
Falls ich mich irre, freue ich mich darauf, dass Sie heute diesem Antrag zustimmen werden. (GR Gerhard Pfeiffer: Wir müssen nicht Ihrem Antrag zustimmen! Aber deswegen sind wir nicht ...!) Wenn Sie das nicht tun, so denke ich mir, ist das, was bei Menschen zählt, nicht immer nur das, was Sie sagen und wozu Sie nicken, wenn Sie zuhören, sondern auch das, was Sie tun. In diesem Fall geht es einfach um etwas sehr Simples: Hand heben oder unten lassen. Das werden wir ja noch sehen. (GR Gerhard Pfeiffer: Wir müssen nicht tun, was Sie wollen!)
Weil ich mich an Sie wende, habe ich mir gedacht, was ich hier erzähle, ist vielleicht irrelevant; vielleicht habe ich nicht die Überzeugungskraft, um Sie anzusprechen. Also möchte ich gern Herrn Feri Thierry zitieren, der vor drei Tagen in der "Presse" einen hervorragenden Kommentar geschrieben hat, den womöglich manche von Ihnen bereits gelesen haben. (GR Gerhard Pfeiffer - ein Dokument in die Höhe haltend -: Haben wir da!) Dieser heißt übrigens "Stark, schwarz, schwul", und für diejenigen, die ihn womöglich nicht kennen: Feri Thierry gehört der Initiativgruppe in der ÖVP für die Gleichbehandlung gleichgeschlechtlich liebender Menschen an und ist einer der Sprecher der Plattform für offene Politik.

Ich möchte nur diesen letzten Teil vorlesen, der für mich sehr, sehr wichtig und wertvoll war, der hat mich wirklich beeindruckt: "Weil sich überall ..."; da geht es übrigens um die Wiener - Verzeihung, nicht die Wiener, das war jetzt eine Freud'sche Fehlleistung; es geht um die Möglichkeit, auf Bundesebene eine Partnerschaftsregistrierung oder eine eheähnliche Einrichtung zu schaffen.

Dort wird also gesagt, weshalb: "Weil sich überall in Europa die Gleichstellung von Schwulen und Lesben durchsetzt. Von den 15 EU-Ländern haben 5 bereits die Anerkennung von homosexuellen Partnerschaften gesetzlich verankert, in weiteren 2 werden entsprechende Gesetzesentwürfe derzeit diskutiert. Auch die Luxemburger Christdemokraten oder die CVP, Schwesterpartei der ÖVP in der Schweiz, unterstützen oder fordern sogar eine solche Gleichbehandlung. Eine bürgerliche Partei muss sich zu dieser europäischen Werteordnung bekennen."

Weiter unten heißt es: "Europa widmet sich nun dem letzten großen Menschenrechtsthema des 20. Jahrhunderts: der Gleichstellung von Schwulen und Lesben. Die ÖVP steht vor der Wahl, bei dieser unaufhaltsamen gesellschaftlichen Entwicklung gestaltende Kraft oder machtlose Opposition zu sein."

In diesem Sinne appelliere ich gemeinsam mit Herrn Thierry an Sie: Bleiben Sie nicht in diesen doch sehr wichtigen Belangen machtlose Opposition, machen Sie heute mit! (Beifall bei den GRÜNEN und bei Gemeinderäten der SPÖ.)
Vorsitzende GR Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr GR DDr Görg gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

GR DDr Bernhard Görg (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Vorsitzende! Frau Berichterstatterin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! (Die Zusatzscheinwerfer im Saal verlöschen. - Heiterkeit. - Ruf bei der SPÖ: Das war ein Zufall! - Weitere Zwischenrufe.)
Ich möchte gerade zu dem, was Frau StR Vassilakou gesagt hat, eine Reihe von Sachen sagen. Bevor ich das aber tue, möchte ich ein paar grundsätzliche Bemerkungen machen.

Wer sich an die Gemeinderatssitzungen des Vorjahrs nach der Etablierung der ÖVP-FPÖ-Bundesregierung erinnert, der wird sich daran erinnern, dass das Klima in diesem Saal, in diesem Haus sich für die ersten zwei Monate ganz rapide verändert hat. Die SPÖ, unser damaliger Koalitionspartner, hatte, zum Teil getrieben von den GRÜNEN, zum Teil aus anderem Antrieb, versucht, diesen Saal hier, diesen Gemeinderat und Landtag, zu einer Aufmarschbühne gegen die Bundesregierung zu machen. Es kamen permanent Anträge, die die Bundesregierung in Zugzwang hätten bringen sollen und man hat so auf die ÖVP hingeschaut: Na, was wird die ÖVP jetzt machen? Wird sie mitgehen? Wird sie nicht mitgehen?

Wir hatten uns das für sechs Wochen, für zwei Monate angesehen. Dann gab es ein klärendes Gespräch zwischen dem SPÖ-Parteivorsitzenden Bgm Häupl und mir und diese - aus meiner Sicht - Unsitte ist de facto abgestellt worden.

Aber natürlich hat der 25. März alles anders gemacht. Seit dem 25. März braucht die SPÖ keine wie immer geartete Rücksicht auf die ÖVP mehr zu nehmen, wir sind ja nicht mehr - und wir respektieren die Wählerentscheidung - der Koalitionspartner. Selbstverständlich wird jetzt all das nachgeholt, was im Vorjahr aus Koalitionsdisziplin heraus noch mühsam unterdrückt worden ist. In jeder Sitzung des Gemeinderats, kann man fast sagen, gibt es nur noch Anträge an den Bund, die die schwarz-blaue Bundesregierung in Zugzwang bringen sollen. Da hört man dann von den GRÜNEN ganz martialische Ansagen. Die Sozialdemokraten sind noch etwas vorsichtiger, aber man sieht natürlich auch pausenlos, wie dort wie in einer Schulklasse die Kuverts hin und her gehen, betreffend die Abstimmungen: Werdet ihr da mitgehen? Werdet ihr dort mitgehen? Wie können wir die Bundesregierung in Zugzwang bringen? (Widerspruch bei den GRÜNEN.)
Meine Damen und Herren! Wir sagen daher, das führt dann so weit, dass hier quasi Ordnungsruf-verdächtige Denunziationen, was die Bundesregierung anlangt, vorkommen. Wir haben das klipp und klar gesagt, auch wenn ich einsehe und verstehe, dass von Zeit zu Zeit und zum richtigen Zeitpunkt auch ein Landtag und ein Gemeinderat einen Appell an eine Bundesregierung in der von der Verfassung her vorgesehenen Form machen kann. Aber es hat eben diese Unsitte, dass alles Mögliche und jedes Geschäftstück dazu verwendet wird, zu versuchen, die Bundesregierung in Zugzwang zu bringen, dazu geführt, dass wir permanent nur noch solche Anträge haben. (GR Harry Kopietz: Der Wähler bringt Sie in Zugzwang!) Herr GR Ulm, mein Kollege Ulm, hat daher gestern schon gesagt, aus diesen prinzipiellen Gründen werden sie sich in dieser Session allen Anträgen an den Bund verschließen.

Aber es wäre jetzt falsch von mir, wenn ich mich gerade zu dem Thema, der Gleichstellung der homosexuellen Partnerschaft mit heterosexueller Partnerschaft, einfach nur zurückziehen würde auf den Standpunkt: Wir gehen bei so etwas prinzipiell nicht mit und daher brauchen wir inhaltlich über die Sache überhaupt nicht zu diskutieren. Ich will heute ganz bewusst hier an dieser Stelle sagen, was der Gedankenstand der Wiener ÖVP zu dem Thema ist.

Meine Damen und Herren! Es ist gar keine Frage, es wird niemandem hier in diesem Raum verborgen geblieben sein - am wenigstens den Mitgliedern des ÖVP-Klubs -, dass das Thema der Homosexualität für die Österreichische Volkspartei traditionell ein schwieriges Thema gewesen ist. Es hat immer wieder Versuche gegeben, das Thema zu relativieren, aber wir haben es bis jetzt nicht geschafft.

Wir haben uns in den letzten Tagen im ÖVP-Klub zusammengesetzt mit der klaren Erkenntnis und der klaren Einstellung: Wir wollen diesmal eine klare und deutliche Position einnehmen und wir wollen uns nicht hinter irgendetwas verstecken. Diese Position, die wir eingenommen haben und die ich gleich darstellen werde, ist nicht einstimmig erfolgt, aber sie ist mit klarer Mehrheit im Wiener Klub der Abgeordneten erfolgt. Ich versuche, ganz kurz zu skizzieren - nicht nur Ihnen, Frau StR Vassilakou, sondern dem gesamten Gemeinderat -, zu welchem Schluss wir gekommen sind.

Schluss Nummer eins ist ganz einfach: Wir sagen, wir brauchen und wir wollen als Österreichische Volkspartei eine Neubewertung und einen Neuzugang zum Thema Homosexualität. Persönlich - aber ich freue mich, dass der Großteil meiner Parteifreunde und Klubmitglieder diese Einstellung teilt - bin ich der Meinung, dass Homosexualität eine Form von Sexualität ist, die genauso wie Heterosexualität das Recht hat, gelebt zu werden.

Wir alle sind der Meinung, dass der § 209 in der derzeitigen Form auf keinen Fall aufrechtzuerhalten ist. Er hat zu viele diskriminierende Elemente, die von uns nicht getragen werden. Wir wollen daher im Rahmen unserer Möglichkeiten, wenn wir an die Öffentlichkeit gehen - und wenn ich das heute hier sage, ist es ein In-die-Öffentlichkeit-Gehen, das ist ja keine parteiinterne Diskussion -, auch das Unsere dazu beitragen, dass über diesen § 209 ganz ernsthaft - durchaus auch auf Bundesebene - diskutiert wird.

Wir sind weiters der Meinung, dass eine homosexuelle Partnerschaft, wenn sie den Ausdruck in Form einer Anerkennung haben möchte, auch eine solche Anerkennung erfahren soll, wobei ich gleich klar und deutlich sage: Wir haben uns nicht darauf festgelegt, welche Form der Anerkennung es ist und ob es eine Gleichstellung mit heterosexuellen Lebensgemeinschaften ist. Aber auch da sind wir der Meinung, dass eine solche Partnerschaft zumindest sozialrechtliche, dienstrechtliche und andere Konsequenzen haben soll.

Wir fühlen uns gedrängt, dies heute anlässlich dieser Diskussion - obwohl sich in unserer Gemeinschaft keine Mehrheit finden würde, diesem Antrag, den heute die Sozialdemokratie und die GRÜNEN eingebracht haben, voll und ganz zuzustimmen - klar und deutlich zu machen, weil wir auch mit dieser Darstellung klar machen wollen, dass wir uns im Rahmen unserer Aufgaben, wie wir sie sehen, hier für eine neue Bewertung des Themas Homosexualität einsetzen wollen. - Danke sehr. (Beifall bei der ÖVP, bei den GRÜNEN sowie der GR Erika Stubenvoll.)
Vorsitzende GR Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächste Rednerin ist Frau GR Mag Wehsely gemeldet. Ich erteile ihr das Wort.

GR Mag Sonja Wehsely (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Damen und Herren!

Wir beschließen heute neben der Diskussion, die wir hier führen, auch eine wichtige Kultursubvention. Es freut mich sehr - das möchte ich eingangs sagen -, dass es einer der ersten Akte unseres neuen Kulturstadtrats war, diese Subvention zu geben, weil sie notwendig ist, damit der Verein Link weiter seine wichtige kulturpolitische Aufgabe erfüllen kann. Das möchte ich schon eingangs zu diesem Akt sagen. (StR Dr Peter Marboe: Das ist eine Zusatzsubvention!) Eine Zusatzsubvention, Herr Dr Marboe, die aber das Überleben erst möglich macht! Man hat wenig von Subventionen, von denen man nicht ausreichend leben kann. (StR Dr Peter Marboe: Die haben zwei Jahre sehr gut gelebt!) 

Eine zweite sehr wichtige kulturpolitische Sache spielt sich derzeit in Wien ab, und zwar die "Europride", die auf verschiedene Art und Weise unser Stadtbild gestaltet, sei es einerseits durch die Regenbogenfähnchen auf den Straßenbahnen, sei es aber andererseits auch durch zahlreiche kulturpolitische Aktivitäten, die gesetzt werden. Es wurde letzte Woche auch ein Buch präsentiert, nämlich das Buch "Der andere Blick", wobei es im Historischen Museum leider nicht zu einer Ausstellung zu diesem Thema, zur Geschichte der Schwulen und Lesben in unserem Land, gekommen ist. Aber auf Grund der Unterstützung der MA 57, war es sehr wohl möglich, dieses Buch herauszugeben. 

Ich erwähne das deshalb, weil ich glaube, dass dieser "andere Blick" sehr wichtig ist, um Diskriminierungen in unserem Land zu sehen. Österreich kann leider auf eine relativ lückenlose Diskriminierung von Lesben und Schwulen zurückblicken, begonnen mit den Habsburgern und dem Katholizismus über ganz besonders das Dritte Reich, aber leider auch nach 1945. Es war erst 1971, als unter dem sozialdemokratischen Justizminister Christian Broda das Verbot von Homosexualität überhaupt aufgehoben wurde. Das ist jetzt gerade erst 30 Jahre her.

Wir tun in Wien, was wir tun können. Das ist nur leider nicht besonders viel, aber alles, was uns rechtlich möglich ist, machen wir in Wien. Wir haben einerseits eine Antidiskriminierungsstelle für gleichgeschlechtliche Lebensweisen. In Wien ist es möglich, dass Partner Pflegefreistellung bekommen, wenn sie ihren gleichgeschlechtlichen Partner pflegen müssen. In Wien gibt es im Bereich des Wiener Wohnens keinen Unterschied zwischen homosexuellen und heterosexuellen Partnerschaften. Das Problem ist nur, dass es damit leider auch mit der Kompetenz, die Wien hat, zu Ende ist.

Da möchte ich auch zu Ihnen kommen, Herr Dr Görg. Ich habe mich an sich über Ihre teilweise doch klaren Worte gefreut. Aber wenn Sie hier sagen, dass wir nur Anträge beschließen, die an den Bund gerichtet sind, dann stimmt das einfach nicht. Von den 34 Anträgen, die im gestrigen Gemeinderat eingebracht wurden, waren 30 an Wien und 4 an den Bund gerichtet, und einer davon war im weiteren Sinne auch einer, der von Ihnen stammt, nämlich der Wunsch nach Briefwahl; auch da ist der Bund gefordert. Daher kann man es nicht so sagen, dass das irgendwie ein rotes oder grünes Versuchen ist, den Bund in die Pflicht zu nehmen.

Das Problem bei diesem Thema besteht aber darin, dass der Bund schlicht und ergreifend gefordert ist und dass wir als Wienerinnen und Wiener und als Wiener Politiker nichts machen können. Es ist ja nicht so, dass jetzt plötzlich wir hier dieses Thema aufs Tapet bringen, sondern Sie wissen ganz genau, dass die Abschaffung des § 209 und die Gleichstellung von homosexuellen und heterosexuellen Partnerschaften in der letzten Legislaturperiode im Bund permanent am Veto der ÖVP gescheitert ist. Auch in der jetzigen Legislaturperiode sind im Nationalrat bereits zahlreiche Anträge der Sozialdemokratie eingebracht worden, die aber leider abgelehnt worden sind. Daher glaube ich, dass es sehr wohl der richtige und wichtige Platz ist, dass der Wiener Gemeinderat, der größte Gemeinderat Österreichs, hier ein klares Bekenntnis auch für Antidiskriminierung abgibt. (Beifall bei der SPÖ.) 
Deshalb möchte ich jetzt diesen Beschluss- und Resolutionsantrag einbringen, der da lautet:

"1. Der Gemeinderat der Stadt Wien fordert den Nationalrat und Bundesrat der Republik Österreich auf, gleichgeschlechtliche und verschiedengeschlechtliche Lebensgemeinschaften im österreichischen Recht gleichzustellen. Weiters soll die Möglichkeit einer eingetragenen Partnerschaft für gleichgeschlechtliche Paare verankert werden.

2. Der Gemeinderat der Stadt Wien fordert den Nationalrat und Bundesrat der Republik auf, ein Antidiskriminierungsgesetz zu beschließen, das Lesben, Schwule, Transgender Personen und andere diskriminierte Gruppen wirksam vor Diskriminierungen in allen Lebensbereichen schützt.

3. Der Gemeinderat der Stadt Wien fordert den Nationalrat und Bundesrat der Republik auf, umgehend den § 209 ersatzlos zu streichen."

Ich möchte hier noch einige Worte darüber verlieren, dass das alles sehr, sehr wichtig und dringend ist, aber auch sehr, sehr spät geschieht. Es ist nicht so, dass wir dann, wenn wir uns jetzt auf Bundesebene - also wir sowieso, aber auch die Mehrheit auf Bundesebene - dazu durchringen, zum Beispiel eingetragene Partnerschaften vorzusehen, in Österreich auch nur ansatzweise irgendetwas von einer Vorreiterrolle hätten. Das gibt es in Skandinavien schon seit Jahren, das gibt es in Deutschland und in Frankreich, in Holland ist die Ehe eingeführt worden, in Belgien wird gerade darüber verhandelt, und es wird in den nächsten Monaten auch die Ehe eingeführt werden.

Was den § 209 beziehungsweise dessen Abschaffung betrifft, ist es überhaupt so, dass Österreich das letzte Land EU-Europas ist, in dem es eine derartige diskriminierende Bestimmung - irgendwie pikanterweise - nur für Männer gibt. Die ÖVP argumentiert da auch immer mit dem Jugendschutz. Interessant ist, dass dieser Jugendschutz nur bei Männern oder männlichen Jugendlichen, aber nicht bei weiblichen Jugendlichen notwendig ist. (GR Gerhard Pfeiffer: Sind viel sensibler!) Aber mit diese Frage möchte ich mich nicht weiter auseinander setzen, weil es hier nicht um Jugendschutz geht.

Österreich ist hier das letzte Land, und ich denke, wenn wir einmal so weit sind, dass ein Tiroler Gericht - obwohl dort nicht die Ausgeburt des Liberalismus und Sozialismus herrscht - ein Gesetz wegen vermuteter Verfassungswidrigkeit vom Verfassungsgerichtshof prüfen lässt, dann ist es meiner Meinung nach höchste Zeit zu handeln.

Beim Antidiskriminierungsgesetz ist es an sich auch so, dass es im EU-Europa Standard ist, dass es Antidiskriminierungsgesetze für potenziell diskriminierende Gruppen gibt. 

Auch ich möchte mit dem mir nicht bekannten, Ihnen wahrscheinlich bekannten Feri Thierry und einem Zitat aus seinem Kommentar in der "Presse" vor wenigen Tagen schließen. (GR Mag Alexander Neuhuber: Bei uns war es schon immer so ...!) Er sagt, es gibt viele Gründe für die ÖVP, für die "Gleichstellung von Schwulen und Lesben" einzutreten: "Weil sie eine logische Konsequenz bürgerlicher Werte ist. Die gesetzliche Anerkennung einer gleichgeschlechtlichen Partnerschaft mit Rechten und Pflichten fördert verantwortungsvolles Zusammenleben, das gerade Bürgerlichen und Christdemokraten ein Anliegen sein muss. Keine Ehe weniger würde geschlossen werden, wenn Schwule und Lesben die Möglichkeit hätten, ihr Zusammenleben auch rechtlich und sozial abzusichern. Und auch die Abschaffung des schwulendiskriminierenden Strafrechtsparagraphen 209 lässt den Jugendschutz und die Bestrafung von sexuellem Missbrauch unberührt. Denn dieses Gesetz schützt niemanden, sondern kriminalisiert die Liebe zwischen jungen Schwulen. Eine bürgerliche Partei muss ihren Werten wie Verantwortung, Solidarität und Freiheit gerecht werden."

In diesem Sinne hoffe ich, dass Sie vielleicht doch zustimmen. Wenn Sie heute nicht zustimmen, hoffe ich, dass Sie Ihre Bundespartei davon überzeugen, selbst Anträge einzubringen, die diese Diskriminierungen abschaffen, oder diesen Anträgen der Sozialdemokratie zuzustimmen. (Beifall bei der SPÖ.) 
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr StR Herzog. Ich erteile es ihm.

StR Johann Herzog: Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Dem vorliegenden Beschluss- und Resolutionsantrag von SPÖ und GRÜNEN werden wir keine Zustimmung geben und wir werden auch begründen, warum nicht.

Der Antrag ist so, wie er sich darstellt, unserer Meinung nach ein Mix verschiedenster Inhalte, die in dem Sinn nicht unbedingt zusammengehören. Es werden eine Reihe von Forderungen gestellt, die völlig undifferenziert nebeneinander gestellt sind und die auch unterschiedlich zu behandeln sind.

Man kann nicht einen weitestgehenden Antrag stellen und erwarten, dass es eine generelle Zustimmung geben kann, wenn Fragen umfasst sind, die all das beinhalten: Mietvertrag bei Todesfall, Mitversicherungsfragen, Pflegeurlaub für Lebensgefährten (GR Franz Ekkamp: Freistellung!), Familienzusammenführung und Aufenthaltsbewilligungen, Steuerrecht und Sozialversicherungsrecht, gleichzeitig die Forderung rund um den § 209 und die absolute und nicht weiter definierte Gleichstellung von gleichgeschlechtlichen und verschiedengeschlechtlichen Lebensgemeinschaften sowie zusätzlich die Möglichkeit einer eingetragenen Partnerschaft für gleichgeschlechtliche Paare und dann noch das Antidiskriminierungsgesetz. 

Das heißt, hier wird eine Fülle von Themen in einen Antrag verpackt, obwohl über jedes einzelne eine Diskussion und Beschlussfassung notwendig wäre. Dabei muss die Beschlussfassung über die Themen zum allergrößten Teil sowieso auf Bundesebene erfolgen. Daher glauben wir, dass der Antrag als solcher mehr als Demonstration gemeint ist, als ein Antrag ein bisschen zum Fenster hinaus zum Zeichen für die eigene Klientel, aber nicht mehr, und daher auch nicht als wirklich politisch tragbarer oder politisch ernst gemeinter Antrag, der hier eine entsprechende Beschlussfassung, so weit sie möglich ist, einleiten soll.

Meine Damen und Herren! Es sind dabei selbstverständlich eine Reihe von durchaus diskussionswürdigen und notwendigen Themen angesprochen worden. Es ist keine Frage, dass hier zivilrechtlich Handlungsbedarf besteht. Es ist um den § 209 eine, wie ich glaube, sehr heftige Diskussion unterwegs, die auch, so habe ich zumindest den Eindruck, in erwartbarer Bälde zu einer Lösung führen wird. Unsere innerparteiliche Diskussion, die sich hauptsächlich auf Parlamentsebene im Nationalratsklub abspielt, hat noch kein Endergebnis gefunden.

Ich bin aber der Meinung, gerade im zivilrechtlichen Bereich, zum Beispiel in Bezug auf Eintrittsrechte in Wohnungen oder auch in der Frage, warum nur Ehepaare gemeinsam Wohnungseigentum erwerben können und warum nicht auch andere, hat das überhaupt nichts mit gleichgeschlechtlich oder heterosexuell zu tun. Warum soll das nicht möglich sein? Wie schaut es, wenn man von Lebensgemeinschaften gleichgeschlechtlicher Art spricht, mit der Rechtsstellung von heterosexuellen Lebensgemeinschaften aus? - Da gibt es, wie ich glaube, auch klare Lücken und, abgesehen vom Eintritt in Wohnungsrechte von Todes wegen, nicht sehr viel.

Daher ist es sicherlich notwendig, solche Fragen wie Erbrechts- und Sozialversicherungsfragen zu diskutieren. Dazu kann durchaus Bereitschaft bestehen - sicherlich nicht hier, sondern auch im Parlament. Aber zu dem Antrag als solchem kann auf Grund des Gesamt-Mixes, der uns hier dargebracht wird, eine Zustimmung unsererseits nicht vorhanden sein. (Beifall bei der FPÖ.) 
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen.

Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort. - Bitte.

Berichterstatterin GR Renate Winklbauer: Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Ich finde es für richtig und besonders wichtig, dass dieser Antrag gerade auch bei diesem Aktenstück gestellt wird. Ich glaube, dass man ihn wirklich mit vollem Herzen befürworten kann.

Was den Verein Link betrifft, glaube ich, dass es auch hier um die Beseitigung von Diskriminierung - in dem Fall von Frauen - geht. Auch dort ist noch einiges zu tun. Ich erwähne nur Themenbereiche wie Künstlerinnen, wie Musikerinnen, die nach wie vor Benachteiligungen hinzunehmen haben, wenn sie in großen Orchestern vorspielen und dort tätig sein wollen. Ich erinnere daran, dass auch Diskriminierungen bei der Förderung von bildenden Künstlerinnen durchaus ein Thema sind.

In diesem Sinne bitte ich, sowohl dem Akt als auch dem Antrag zuzustimmen.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Danke schön. - Wir kommen jetzt zur Abstimmung. 

Ein Gegen- oder Abänderungsantrag wurde nicht gestellt. 

Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderats, die dem Antrag der Frau Berichterstatterin zustimmen wollen, die Hand zu erheben. - Das ist mehrheitlich, gegen die Stimmen der Freiheitlichen, angenommen.

Wir kommen zur Abstimmung über den Beschluss- und Resolutionsantrag, eingebracht von den GRe Christian Oxonitsch, Mag Sonja Wehsely, Mag Christoph Chorherr und Dr Monika Vana, betreffend Gleichstellung gleichgeschlechtlicher Lebensgemeinschaften.

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. - Dieser Antrag ist ebenfalls mehrheitlich, gegen ÖVP und Freiheitliche, angenommen.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 54 (PrZ 97/01-M07) der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an die IG Kultur Wien.

Ich bitte die Berichterstatterin, Frau GR Nurten Yilmaz, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin GR Nurten Yilmaz: Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Ich eröffne die Debatte. Zum Wort gemeldet ist Herr GR Mag STEFAN.

GR Mag Harald STEFAN (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatter! Herr Stadtrat! Meine Damen und Herren!

Die Debatte über die Zustimmung zu einer Förderung für IG Kultur macht es mir möglich, zu einer Replik des Stadtrats auf die Wortmeldung von GR Ebinger kurz Stellung zu nehmen. Was war der Replik vorausgegangen? - GR Ebinger hatte herausgearbeitet, dass man über die Homepage der subventionierten Public Netbase direkt auf Homepages kam, die Gewalt indirekt förderten und rechtfertigten. Wie war die Reaktion darauf?

Obwohl deutlich gemacht wurde, dass hier über Subventionsempfänger indirekt Gewalt gefördert wurde, kam die Reaktion prompt und höchst unerfreulich. (Heiterkeit bei den GRÜNEN.) Denn der Stadtrat hat diese Auswüchse nicht abgelehnt oder darauf hingewiesen, dass er in Zukunft darauf achten wird, dass so etwas nicht mehr passiert. Stattdessen hat er GR Ebinger abqualifiziert.

Es zeigt sich, die subventionierte Kulturpolitik wird zusehends zur direkten Förderin linker politischer Agitation mit dem Schwerpunkt: Angriff auf die blau-schwarze Koalition. (GR Claudia Sommer-Smolik: Ist das nicht langweilig, immer dasselbe?) Dahinter verbirgt sich selten auch Gewaltbereitschaft - nein; wenn die Gewaltbereitschaft aufhören würde, wären wir froh, aber solange das nicht der Fall ist, müssen wir darüber reden. (Beifall bei der FPÖ.)
Wir müssen vor allem deshalb darüber reden, weil das ja von den Steuerzahlern subventioniert werden soll. (Zwischenruf des GR David Ellensohn.) Es soll also auch mit Steuergeldern von denjenigen, die blau und schwarz gewählt haben, hier der Angriff - und zum Teil sogar der tätliche Angriff - gegen sie subventioniert werden. (StR Mag Maria Vassilakou: Verfolgungswahn!)
Stellt man aber diesen Missbrauch der Kultursubventionen bloß, dann kommt das absolute Totschlag-Argument: GR Ebinger habe offenbar keine Ahnung, wovon er spreche, und überhaupt wird ihm jedes Recht auf Kritik abgesprochen, weil es ja um die Freiheit der Kunst gehe. Das ist eine Argumentation, die uns sehr missfällt. Ich nehme an, Herr Stadtrat, dass das eine emotionale Reaktion war, die Sie so und in dieser Intention nicht gemeint haben. Aber es muss auf jeden Fall ausgesprochen werden, dass es beim Publikum so angekommen ist. (Zwischenruf des amtsf StR Mag Dr Andreas Mailath-Pokorny.)
Sie haben Herrn GR Ebinger die Qualifikation abgesprochen. Ich nehme das zur Kenntnis. (Amtsf StR Mag Dr Andreas Mailath-Pokorny: Ich habe gesagt, er soll sich inhaltlich einmal damit auseinander setzen!) Aber das Problem war - und das habe ich ja wieder gesagt -, er hat sich inhaltlich insofern damit auseinander gesetzt, dass er gesagt hat: Es ist dort indirekt möglich - und dazu gibt es ja Entscheidungen, dass das zu Haftungsfolgen führen kann -, man kommt über die Homepage von Public Netbase direkt - über Links, wie es so schön heißt ... (GR Mag Christoph Chorherr: Links!) Es heißt ja Links, in dem Fall heißt es eindeutig Links.

Damit kommt man jedenfalls auf Homepages, die wiederum Gewalt unmittelbar verherrlichen. Das ist ein Haftungsproblem, dem sich Public Netbase einerseits stellen muss, wobei man aber auch sagen muss: "Ich befürworte Gewalt natürlich nicht", Herr Stadtrat!, "ich akzeptiere, was Public Netbase macht oder finde es vielleicht sogar schön". Aber das kann jedenfalls nicht so weit führen, dass ich jemanden abqualifiziere, der darauf hinweist. (Beifall bei der FPÖ. - GR Günter Kenesei: Sie lesen zu viel links!)
Damit bin ich bei IG Kultur. IG Kultur ist eine Vereinigung, der unzählige kleinere oder größere Vereinigungen angehören, teilweise reine Kulturvereine, teilweise auch politische Agitatoren. Aber IG Kultur ist in seinem Auftreten nach außen jedenfalls reine politische Agitation. Das Einzige, was es mit Kultur zu tun hat, ist der Name. (GR Günter Kenesei: Und Links!) Die Projekte und Forderungen sprechen für sich. In letzter Zeit, im Zuge der Gemeinderatswahl,...Ja, bitte! (Zwischenruf des GR Günter Kenesei. - GR Mag Rüdiger Maresch: Ganz von links! - Weitere Zwischenrufe bei den GRÜNEN. - GR Heinz Christian Strache: Das finden sie besonders lustig!)
Ja, Unterstützung der Wiener Wahlpartei, ein Projekt von "get to attack" (GR Mag Rüdiger Maresch: Ganz links!), ECHO, die Initiative Minderheiten (Weitere "Ganz links"-Rufe bei den GRÜNEN.) - ganz links, Gott sei Dank subventioniert, zur ausdrücklichen Förderung des kommunalen Wahlrechts für Ausländer, eine rein politische Forderung, eine grüne politische Forderung, vielleicht auch eine Forderung anderer Parteien, die wir aber nicht mitsubventionieren wollen. Darum geht es! Das ist ja schön und gut, sollen sie es fordern, Sie fordern es ja auch - aber Sie bekommen auch keine Subvention von mir dafür! (GR Mag Rüdiger Maresch: Eure Kultursubvention nur ganz links!)
Die Forderung nach Zugang für Drittstaatsangehörige zu allen Berufen im öffentlichen Sektor, im öffentlichen Wohnbau und so weiter - all das wird hier von einer "kulturellen" Vereinigung gefordert. Ich habe das, wie gesagt, hier schon öfters gehört, aber nicht im Zusammenhang mit Kultur, höchstens mit allgemeinem Multikulti. (Zwischenruf des GR David Ellensohn.) Zur Verdeutlichung der Geisteshaltung der IG Kultur vielleicht noch ein kurzer Hinweis auf die aktuelle Publikation unter dem Motto "Das Ende der Gemütlichkeit", nur auf die Titel, die darin vorkommen, möchte ich eingehen: Der Zapatistische Kampf als eine neue Form des politischen Widerstands (Ruf bei den GRÜNEN: Interessant!), Von Massen auf den Straßen und andernorts, High sein - frei sein.

Oder hier etwas besonders "Lustiges": Bankraub ist Top - Über die Faszination eines Kapitalverbrechens. Ich darf daraus kurz zitieren, damit Sie sehen, was für krause Ideen dort unterwegs sind und was wir vor allem fördern sollen. (Zwischenrufe bei der SPÖ.) "Dieses Begehren nach dem Bankraub schreibt zwar die Logik des Kapitalismus fort und setzt ihn unversehens erneut ins Recht. Denn Bankraub und Bankkonten sind in zahlreichen Fällen nur zwei Manifestationen derselben Akkumulationslogik oder des Zwangs zum Profit. Dass sich BankräuberInnen bei ihrer Tat am Wertehorizont der bürgerlichen Gesellschaft orientieren, ist nicht so überraschend, vermag sich, historisch betrachtet, Sozialprotest häufig nur in den Formen des Bestehenden auszudrücken. Das kann niemand verhindern, und es steht uns nicht an, derlei Begehren als falsches Bewusstsein zu kritisieren. Als ZuschauerInnen können wir uns allerdings wünschen, dass es mehr Banküberfälle mit Stil und Format geben möge."

Nett, nicht wahr! Das soll wahrscheinlich lustig sein, hat aber nicht umsonst auch im "TATblatt" großen Jubel ausgelöst. (GR Heinz Christian Strache: Gesinnungsgenossen!) Abgesehen davon, dass (GR Dr Monika Vana: Was hat der Herr Jost dazu gesagt?) Bankraub üblicherweise an Leib und Leben und an der Psyche der Beteiligten Verletzungen ausübt, zeigt es von der anarchistischen Einstellung des Autors und von der grundlegenden Einstellung zur Gesellschaft überhaupt. Man erkennt die krausen Ideen aus der - und Sie hören es ja so gerne - linksextremen Mottenkiste. (Zwischenrufe bei den GRÜNEN.)
Das soll eben gefördert werden. Sind das Werte, die Kultur vermitteln soll? Soll Kultur überhaupt keine Werte vermitteln? Oder soll Kultur Werte zerstören? (GR Günter Kenesei: Esskultur ...! - Weitere Zwischenrufe bei den GRÜNEN.) Mit uns können Sie einen solchen Weg der Kulturpolitik jedenfalls nicht gehen. Gegen derartige Subventionen werden wir weiterhin scharf protestieren. (Beifall bei der FPÖ.)
Nochmals daher die Feststellung: Freiheit der Kunst ist eine Sache und muss unangetastet sein. Politische Agitation samt Aufruf zur Zerstörung der Gesellschaft, Aufruf zum Gesetzesbruch und zur Gewalt sowie deren Subventionierung durch Steuergelder ist etwas anderes. Ich bin auch überzeugt davon, dass die Mehrheit der Bevölkerung diese Dinge in keiner Weise mitträgt. Es ist, glaube ich, nur ein Glück derjenigen, die jetzt Wahlen gewonnen haben, dass es nicht an die Bevölkerung hinausdringt. Wir werden uns aber weiterhin stark darum bemühen, dass die Bevölkerung davon erfährt, was Sie mit ihrem Steuergeld subventionieren. (Beifall bei der FPÖ. - Zwischenrufe bei den GRÜNEN.)
Sie missverstehen das, es geht nicht darum, wer etwas äußerst, sondern es geht darum, wer was subventioniert und was gefördert wird. Nicht um die Freiheit der Meinungsäußerung oder um die Freiheit der Kunst geht es, sondern um die Subvention. Aber das missverstehen Sie immer wieder, das merke ich an diesen Zurufen. (Beifall bei der FPÖ.)
Daher unsere Bitte und unsere Aufforderung, Herr Stadtrat: Beschränken Sie sich in Ihrer Kulturpolitik auf die Ermöglichung eines breiten Kulturangebots in dieser Stadt, aber verzichten Sie auf die Subventionierung politisch genehmer Speerspitzen gegen politische Gegner und die Bundesregierung! Dann können Sie mit unserer konstruktiven Zusammenarbeit rechnen. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen.

Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort.

Berichterstatterin GR Nurten Yilmaz: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! 

Ich finde es ein wenig schade, dass die Fraktion der Freiheitlichen dagegen stimmen wird. Im letzten Ausschuss am 12. Juni hatten Sie signalisiert, Sie hätten zu wenig Unterlagen zu diesem Projekt und könnten sich nicht ausführlich damit auseinander setzen. Das war bis jetzt der Fall, es gab nun genug Zeit. Es ist, nochmals, sehr schade. Sie dürften es gelesen, aber nicht verstanden haben, weil Ihr Redebeitrag mit dem Projekt überhaupt nichts zu tun hat. (StR Johann Herzog: Urteile stehen Ihnen nicht zu! - Weitere Zwischenrufe bei der FPÖ.) Sie reflektieren es vielleicht in einer anderen Zeit oder woanders, aber nicht hier. (Zwischenruf des GR Michael Kreißl.) Es ist schade, aber - okay, ja.

Ich bitte um Zustimmung. (Beifall bei der SPÖ. - Zwischenruf des StR Johann Herzog.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Wir kommen nun zur Abstimmung.

Ein Gegen- oder Abänderungsantrag wurde nicht gestellt.

Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderats, die dem Antrag der Frau Berichterstatterin zustimmen wollen, die Hand zu heben. - Das ist mehrheitlich, gegen die Stimmen der Freiheitlichen, angenommen.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 55 (PrZ 116/01-M07) der Tagsordnung zur Verhandlung. Sie betrifft die Zusatzsubvention 2001 für den Betrieb des ZOOM Kindermuseums.

Ich bitte die Berichterstatterin, Frau GR Inge Zankl, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin GR Inge Zankl: Ich ersuche um Zustimmung. 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Ich eröffne die Debatte. Zum Wort gemeldet ist Frau GR Ringler.

GR Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich verspreche Ihnen, ich werde Ihnen jetzt nichts vorlesen, sondern nur kurz ein paar Worte zum Kindermuseum im Museumsquartier verlieren.

Wir begrüßen es natürlich sehr, dass wir heute diese 7 Millionen S für das Kindermuseum beschließen dürfen, weil diese Institution unserer Meinung nach genau dem entspricht, was besonders wichtig ist in einem Land wie Österreich, wo viele noch immer nicht wissen, was die Freiheit der Kunst genau bedeutet, und viele Menschen auch mit einem gewissen Maß an, sagen wir einmal, Unverständnis gerade der zeitgenössischen Kunst gegenübertreten. Wir glauben, dass gerade das Kindermuseum hier eine sehr wichtige Vermittlungsaufgabe für die Jüngeren und die Jüngsten hat.

Allerdings möchte ich anmerken, dass es uns wundert, dass wir heute, am 28. Juni, diesen Antrag beschließen, und nicht vielleicht schon im Jänner oder gar im Februar dieses Jahres. Denn schließlich geht es bei diesem Geld um Geld für das Jahr 2001. Wenn Sie sich vor Augen halten, was es bedeutet, vielleicht als jemand, der nicht so viel Geld verdient, Mitte des Monats oder erst Ende des Monats oder vielleicht gar erst viele Wochen nach Ende des Monats sein Geld zu bekommen, dann können Sie sich ungefähr vor Augen halten, was es für ein Kindermuseum, für eine Institution dieser Größenordnung, bedeutet, erst viele Monate ins Jahr hinein wichtiges, lebens- und überlebensnotwendiges Geld zu bekommen.

Das wundert uns umso mehr, als wir im Gemeinderat heute im Rahmen der Aktuellen Stunde den Beitrag der ÖVP zur Familienförderung zur Kenntnis genommen haben und eigentlich immer schon davon ausgegangen sind, dass gerade der ÖVP dieser Bereich sehr wichtig ist. Wir finden es natürlich für umso trauriger, dass es offensichtlich bis jetzt nicht möglich war, dieses Geld zu beschließen. 

Ich möchte aber auch auf ein weiteres Problem hinweisen, das wir nicht aus den Augen verlieren sollten. Das Kindermuseum ist eine Institution, die nicht ganz unwichtig und auch nicht ganz klein ist, im Museumsquartier finanziert mit Mitteln der Stadt Wien - und siehe da, diese Institution hat keinen Mietvertrag. Das wird Sie jetzt auch etwas wundern. Wie kommt es, dass eine Institution, die aus Geldern der Stadt Wien finanziert wird, keinen Mietvertrag hat? - Nein, diese Institution hat nur ein Präkarium. Für diejenigen, die sich mit dem Begriff des Präkariums nicht auskennen: Präkarium heißt jederzeit kündbar. Das ist doch etwas seltsam für ein Museum, das ja kontinuierliche Arbeit leisten soll! Wir hoffen sehr, dass es dort bald - hoffentlich auch unter aktiver Mithilfe der Stadt Wien - zum Abschluss eines ordnungsgemäßen Mietvertrags kommen wird.

Wir hoffen auch, dass die Mietkosten, die ja bis dato dem Kindermuseum nicht bekannt gegeben wurden, nicht bedeuten, dass es dann zu einer massiven Einschränkung des Programms für die Kinder, also für das eigentliche Publikum, kommen muss, sondern dass es dort zu einer Lösung kommen wird, die es ermöglicht, dass das Kindermuseum seine Arbeit fortsetzt, und das in einem abgesicherten Zusammenhang, nämlich mit einem ordnungsgemäßen Mietvertrag. 

Uns wurde im Übrigen zur Kenntnis gebracht, dass die ÖVP heute einen Antrag einbringen wird, auf unverzügliche Zahlung der Gelder, die für das Kindertheater schon lange angedacht waren. Wir werden diesen Antrag unterstützen, wenn wir uns auch sehr wundern, dass die ÖVP, die jetzt doch fünf Jahre lang in der Regierung war, diesen Antrag als nunmehr - wie Sie sich selbst nennt - einzige Oppositionspartei einbringen muss. (GR Dr Matthias Tschirf: Sie ist überhaupt die Einzige!)
In diesem Sinne: Denken Sie an das Kindermuseum, bringen Sie Ihre Kinder hin und haben Sie dort Spaß! - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Dr Salcher. Ich erteile es ihm.

GR Dr Andreas Salcher (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Wir sind natürlich sehr für das Kindermuseum und wir freuen uns auch darüber, dass wir heute die nötigen Mittel beschließen. Das Kindermuseum war ja der Ausgangspunkt eines Kinderzentrums im Museumsquartier, und ich glaube, es war wirklich eine Königsidee von StR Marboe zu sagen - gerade als Familienpartei -, es kann jetzt nicht nur darum gehen, das Kindermuseum, das damals schon eine wertvolle Einrichtung war, mit einer besseren Infrastruktur im wichtigsten Kulturneubau der Republik auszustatten, sondern ein echtes Kinder-Kreativzentrum zu machen, das eben aus mehreren Teilen bestanden hat, nämlich dem Kindermuseum, dem Kindertheater, dem Kinder-Infocenter/Servicecenter - wie auch immer - und den versprochenen Workshops, die uns auch wichtig waren, weil wir dort besondere Angebote für begabte Kinder setzen wollten. Dafür, ob das Ganze "Kinder-Kreativzentrum" oder "Kinderquartier" heißt, sind wir sehr offen, da geht es uns nicht um semantische Vaterschafts- oder Besitzerklärungen.

Womit wir sehr wohl ein Problem haben - und deswegen werden wir auch anschließend einen Antrag einbringen -, ist Folgendes; das sage ich auch in Beantwortung dessen, was Frau Kollegin Ringler vielleicht gewundert hat. Es hat einen Regierungsbeschluss in der Ära der gemeinsamen Regierung zwischen den Sozialdemokraten und uns gegeben, dass dieses gesamte Kinder-Kreativzentrum, das ich jetzt skizziert habe und das aus vier Bereichen besteht, im Prinzip 50 zu 50 zwischen den Ressorts Laska und Marboe aufgeteilt zu werden hat, ohne aber schon eine bereits bestehende Detailfinanzierung zu machen. Es war daher letztlich auch egal, ob der eine ein bisschen mehr an Betriebskosten, der andere ein bisschen mehr an Errichtungskosten zahlt. Aber es gab einen Regierungsbeschluss, dass es zu einer 50 zu 50-Aufteilung zwischen den Ressorts Laska und Marboe kommt.

Es hat dann Verhandlungen darüber gegeben, wie das genau verteilt werden soll: Wo sind die Betriebskosten? Wer übernimmt eher das Kinderquartier? (Amtsf StR Mag Dr Andreas Mailath-Pokorny: Wo ist das budgetiert?) - Genau, Sie sagen jetzt etwas sehr Richtiges: Wo ist das budgetiert? - Wenn ich jetzt noch zu Ende reden darf, Herr Stadtrat, dann erkläre ich Ihnen, was passiert ist.

Es ist zu Verhandlungen zwischen den Ressorts gekommen. Das waren keine sehr einfachen Verhandlungen, weil einmalige Investitionen für einen Bau etwas anderes sind als Betriebskosten und so weiter. Es hat auch einen Vorschlag gegeben - ich kann Ihnen den auch gerne zur Verfügung stellen -, der aber noch kein endgültig sanktionierter war. Jetzt sagen Sie zu Recht: Wo ist das budgetiert?

Das kann ich Ihnen sagen. Es ist deshalb nie zu einer endgültigen Vereinbarung gekommen, weil die Sozialdemokraten die Regierung einseitig aufgekündigt haben. Daher ist es zu keinem endgültigen Beschluss gekommen. (GR Godwin Schuster: Jetzt beginnt er, das Märchen zu erzählen!) Das ist übrigens genau der Grund dafür, dass erst jetzt und so spät der Beschluss über das Kindermuseum gefasst wurde. Das ist jetzt ... (GR Heinz Hufnagl: Wann ist das Budget für heuer erstellt worden? - GR Godwin Schuster: Wann war das?)
Entschuldigung, Sie alle wissen genau, dass, wenn es um Budgetfragen geht, die zwei Ressorts betreffen, die in einer gemeinsamen Regierung stattfinden, und wenn es einen Regierungsbeschluss gibt, über den zu verhandeln ist, dies noch nicht budgetiert werden kann. Wäre die Regierung aber plangemäß weitergegangen, wäre es natürlich zu einer Lösung gekommen, und zwar aus einem simplen Grund: weil das Museumsquartier bekanntlich jetzt eröffnet wird. 

Ich möchte aber hier - um nicht missverstanden zu werden - keine parteipolitische Diskussion. Dazu ist es ohnehin zu spät, das haben wir oft genug diskutiert. Faktum ist - darüber freuen wir uns heute -, dass das Geld für das Kindermuseum freigemacht wird. Aber das ursprüngliche Paket ist damit natürlich aufgeschnürt worden.

Wir sorgen uns jetzt ein bisschen, dass die Gelder zum Beispiel für das Kindertanztheater, das uns auch sehr wichtig ist, möglicherweise nicht zur Verfügung gestellt werden. Ich sage das jetzt nicht nur aus der Sicht von uns als Volkspartei, denn ich weiß, dass auch Ernst Woller sich dafür sehr engagiert hat. Das Ganze ist ja ein Projekt der Stadt und es waren im Kindermuseum ja auch Vertreter der GRÜNEN, der SPÖ und der Volkspartei maßgeblich tätig. Also, das ist ja keine parteipolitische Diskussion. Aber ich bitte Sie schon, Herr Stadtrat, zu verstehen, dass wir, da wir jetzt nicht mehr in der Regierung sind, Sorge haben, ob auch die nötigen Mittel für das Tanztheater rechtzeitig zur Verfügung gestellt werden. 

Daher erlaube ich mir, folgenden Beschlussantrag - die Begründung habe ich Ihnen jetzt verbal gegeben - einzubringen:

"Der Gemeinderat möge beschließen, dass die auf Grund langfristiger Vorbereitungsarbeiten ermittelten und in Inhalt und Höhe außer Streit gestellten finanziellen Mittel für das Kindertheater, das auf Grund eines seinerzeitigen Regierungsbeschlusses als existenzieller Bestandteil des Kinderkreativzentrums anzusehen ist, unverzüglich zur Verfügung gestellt werden."

Dazu erwarte ich mir an sich die Zustimmung aller Fraktionen. 

Ich beantrage in formeller Hinsicht die sofortige Abstimmung, damit hier klar und deutlich festgestellt wird, dass dieses Gesamtpaket, dieses Kinderkreativzentrum dieses Kinderquartiers in der Zukunft für die Stadt sichergestellt wird. Das ist eine großartige Idee, die viele gemeinsam gehabt haben, und wir haben jetzt ein bisschen Sorge, dass das unter die Räder gerät. Aber wir können diese Mittel ja heute mit einem einstimmigen Beschluss des Gemeinderats sicherstellen. - Vielen Dank. (Beifall bei der ÖVP. - GR Kurt Wagner: Der Herr Stadtrat hat ja eine Gelddruckmaschine, im Unterschied zu euch!)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Woller. Ich erteile es ihm.

GR Ernst Woller (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Es geht heute um 7 Millionen S Zusatzsubvention für das Kindermuseum, die notwendig sind, um nach der Übersiedlung des Kindermuseums in die größeren und endgültigen Räume im Museumsquartier die finanzielle Ausstattung zur Verfügung zu stellen. Das neue Kindermuseum wird doppelt so groß sein, es wird ganzjährig bespielt werden, es wird jeden Tag länger geöffnet sein und es wird neben den Wechselausstellungen einen eigenen Kleinkinderbereich, ein Multimedia-Labor und zwei Ateliers für schöpferische Tätigkeiten haben.

Durch erhöhte Miet-, Betriebs-, Personal- und Produktionskosten ist eine höhere Subvention notwendig. Bisher hatte das Kindermuseum durch die Geschäftsgruppen Kultur und Jugend 4 Millionen S. Wir beschließen heute hier mit diesem Akt 7 Millionen S zusätzlich. Wir haben heute schon durch generelle Beschlussfassung am Anfang der Sitzung die 4 Millionen S aus der Geschäftsgruppe Laska beschlossen, sodass dem Kindermuseum jetzt endgültig 15 Millionen S zur Verfügung stehen, eine Summe, die absolut gerechtfertigt ist für den Betrieb, den das Kindermuseum leistet. Man muss beachten, dass das Kindermuseum es schafft, mehr als 5 Millionen S an Eigenmitteln durch Sponsoren, Eintrittsgelder und Eigenaktivitäten einzunehmen. Das ist ein Eigendeckungsanteil von mehr als 25 Prozent und das ist mehr als beachtlich.

Mit der Übersiedlung des Kindermuseums in die endgültigen Räume im Museumsquartier im hinteren Teil des Fürstenhofs geht ein siebenjähriges Provisorium zu Ende - ein siebenjähriges Provisorium, das trotz der widrigsten Arbeitsbedingungen, die die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Kindermuseums auf sich genommen haben, eine einzige Erfolgsgeschichte ist. Das Kindermuseum hat sich tatsächlich durch eigene Kreativität, durch eigene Ideen, durch eigene Aktivitäten so ins Museumsquartier hineinreklamiert, hineingepusht, dass es absolut unverzichtbar ist und dass es in der letzten Phase auch keine Diskussion mehr darüber gegeben hat, ob das Kindermuseum Bestandteil des Museumsquartiers ist.

Das Kindermuseum hat eine Erfolgsgeschichte geschrieben. Fast alle Ausstellungen des Kindermuseums - und das ist völlig einmalig, trotz boomender bildender Kunst in Wien - waren schon ausverkauft, bevor sie jeweils eröffnet worden sind.

Nun, Erfolg hat - und das wissen natürlich vor allem die Herren von der ÖVP - viele Väter, und daher ist jetzt der Vater dieses Erfolgs interessanterweise das Kinderkreativzentrum. Das amüsiert mich natürlich einigermaßen, weil ich glaube, dass es nicht das Verdienst des Kinderkreativzentrums war, dass es dieses Kindermuseum in dieser Form gibt, sondern dass es vor allem das Verdienst der Mitarbeiterinnen - und ich sage es jetzt bewusst weiblich - im Kindermuseum war, dass es das Verdienst von Frau Dr Claudia Haas und ihren Mitarbeiterinnen war sowie jenes der weiblichen Vorstandsmitglieder des Vereins, allen voran fünf Politikerinnen auch dieses Hauses, die sich für das Kindermuseum eingesetzt haben. Daher hat der Erfolg hier nicht viele Väter, sondern viele Mütter! Das müssen wir einmal deutlich sagen, dass es die Frauen waren! (Beifall bei der SPÖ sowie bei Gemeinderäten der GRÜNEN.) 

Zum Phantom des Kinderkreativzentrums: Ich glaube, man muss das jetzt einmal endgültig klären. Da gab es jetzt viereinhalb Jahre lang in dieser Stadt das Phantom des Kinderkreativzentrums, und zwar ist das zeitlich ganz genau mit der Amtszeit des StR Marboe zusammengefallen. Ich verstehe ihn ja auch und ich habe ihn auch am Anfang seiner Amtsperiode schon verstanden: Da wird er Stadtrat in einem Ressort, das lange Zeit von den Sozialdemokraten geführt wurde, und da ist eigentlich alles auf Schiene gestellt. Da gibt es ein hervorragendes Projekt eines Kindermuseums, da gibt es die Idee eines Kinderservicecenters, da gibt es die Idee eines Kindertheaterhauses - also im Prinzip alles Dinge, zu denen man eigentlich nur sagen kann: Ja, das ist großartig, das machen wir. - Und er hat es ja auch gemacht. Man kann ja nicht sagen, dass er es nicht weitergeführt hat. 

Er hat sich natürlich als sehr gewiefter PR-Mann überlegt: Da brauche ich einen neuen Begriff! - Und daher kam der Begriff, das Phantom des Kinderkreativzentrums.

Ich habe ihn dann einmal gefragt: Herr Stadtrat, was meinen Sie eigentlich mit dem Kinderkreativzentrum? - Und er hat mir geantwortet: Also, das wäre doch wunderbar, wenn in diesem Kinderkreativzentrum begabte Kinder mit dem Peter Stein Workshops im Theater abhalten würden! - Darauf habe ich gesagt: Wie oft wird denn Peter Stein dort Workshops mit begabten Kindern durchführen? - Ganz abgesehen davon muss man einmal überlegen: Wer ist eigentlich "begabt"? - Das ist sogar in Expertenkreisen völlig umstritten gewesen, wann es sich bei Kindern um "begabte" Kinder handelt. Uns geht es immer um alle Kinder, nicht nur um die begabten, und das hat auch das Kindermuseum durchaus bewiesen. 

So kam es also zu der neuen Identity "Kinderkreativzentrum" und die musste jetzt viereinhalb Jahre lang immer herhalten - interessanterweise nur bei allen öffentlichen Auftritten des Herrn Stadtrats. Intern hat er dann "Kindertheaterhaus" oder "Kindermuseum" gesagt, aber nach außen hin hat er immer "Kinderkreativzentrum" gesagt. 

Wir wissen, dass er ein wirklich begabter Verkäufer war. Aber man muss ganz ehrlich sagen: Von diesem Phantom des Kinderkreativzentrums ist nichts übrig geblieben! Das ist mit Peter Marboe als Stadtrat verschwunden. Und wenn man ehrlich schaut, was von dem Kinderkreativzentrum, von den Ideen, die er mir damals genannt hat, übrig geblieben ist, dann stellt man fest: Es ist davon keine Zeile übrig geblieben im Konzept dessen, was jetzt im Museumsquartier realisiert wird, es ist kein einziger Quadratmeter Platz für diesen Begabten-Kreativbereich übrig geblieben und es ist kein einziger budgetierter Schilling für das Kinderkreativzentrum übergeblieben. Das war eine gute Worthülse - sehr geschickt gemacht, muss ich anerkennend sagen -, aber es ist in Wirklichkeit eine Worthülse geblieben, eine Marketing-Maßnahme des Herrn Stadtrats.

Wenn heute die ÖVP hier in ihrem Antrag argumentiert, dass es dem Kinderkreativzentrum zu verdanken ist, dass es das Kindermuseum in dieser Form und auch das Kindertheaterhaus gibt, dann kann ich nur lachen, denn das Kindermuseum war, wie gesagt, das Verdienst der Mannschaft im Kindermuseum, die eigentlich eine "Frauschaft" war.

Das Problem war insbesondere auch die Finanzierung. Wenn die ÖVP heute hier in dem Antrag beklagt, die Finanzierung wurde entkoppelt - was in Wirklichkeit heißt, dass es keine Finanzierung gegeben hat -, dann ist das ja in Wirklichkeit skurril, dass das heute eine ÖVP beantragt, die vor zwei Monaten noch für diesen Ressortbereich verantwortlich war! Das halte ich wirklich für den Gipfel der Skurrilität!

Herr Stadtrat! Die Aufgabe eines amtsführenden Stadtrats ist nicht nur, Pressekonferenzen durchzuführen und geschickt zu moderieren, sondern die Aufgabe eines amtsführenden Stadtrats - und das wissen alle amtsführenden Stadträte - ist die Budgetbeschaffung. Der neue Stadtrat hat es ja vorgeführt und an diesem Beispiel Kindermuseum erkennt man sehr deutlich den Unterschied dieser beiden Kulturstadträte: Hier Peter Marboe, ein freundlicher Moderator und Präsentator, dessen Stärke es nicht unbedingt gerade war, politische Entscheidungen zu treffen und Probleme zu lösen; da ein ebenso freundlicher und moderater Andreas Mailath-Pokorny, der sehr rasch und ruhig Probleme gelöst hat. Heute ist er genau zwei Monate im Amt und es wurden schon drei große Finanzlücken der Ära Marboe geschlossen: Das war der "kosmos.frauenraum", das war das Volkstheater in den Außenbezirken und das war unter anderem gemeinsam mit StR Laska und mit StR Rieder die Lösung der Finanzierung des Kindermuseums mit insgesamt 11 Millionen S an zusätzlichen Mitteln.

Herr Marboe! Sie hätten lieber ein bisschen weniger Pressekonferenzen, auf denen Sie alles ankündigen, machen sollen und sich stattdessen ein bisschen um die Budgetierung bemühen sollen, dann müssten wir heute hier nicht Ihre Anträge abstimmen.

Es gibt leider eine ganze Reihe von derartigen offenen Problemen. Ich habe schon das Volkstheater in den Außenbezirken genannt. Dieses Problem haben Sie auch schon gekannt, das gibt es schon seit einem Jahr. Da haben Sie auch keine Lösung versucht und natürlich auch keine Lösung gefunden. Das hat Andi Mailath-Pokorny gemeinsam mit dem Bürgermeister jetzt sofort gelöst. 

Was den "kosmos.frauenraum" und die zusätzlichen Mittel dafür betrifft, so müsste Ihnen das bekannt sein; Sie hätten nur Ihren Parteikollegen Morak fragen müssen. Die zusätzlichen Mittel für "kosmos.frauenraum" sind nämlich nur deswegen notwendig, weil der Bund für diesen Frauenraum nichts zahlt, obwohl Morak neben dem "kosmos.frauenraum" wohnt. Er müsste das ja kennen, er geht ja jeden Tag zweimal dort vorbei. 

Es sind auch noch andere offene Probleme übrig geblieben - es ist in Wirklichkeit ein sehr schweres Erbe, das StR Andi Mailath-Pokorny übernommen hat -, unter anderem das Theater in der Josefstadt. Nicht nur, dass die Direktion längst hätte entschieden sein müssen - Helmut Lohner hat sich Gott sei Dank bereit erklärt, ein Jahr länger zu machen, damit alles in geordneten Bahnen läuft, bis man eine neue künstlerische Leitung für die Josefstadt findet. Auch sonst sind dort keine Probleme gelöst worden. StR Mailath-Pokorny hat 170 Millionen S Schulden in der Josefstadt übernommen und 120 Millionen S an fehlenden Mitteln für die Sanierung des Hauses, was genauso notwendig ist. 

Genau dasselbe trifft das Kindertheaterhaus. Wir wissen schon, dass es gemeinsam gelöst werden hätte sollen, nur: Wir wissen auch, wie die Verhandlungen Ihrerseits mit Frau VBgm Laska geführt worden sind. Frau Laska hat immer gesagt: Ich stelle aus meinem Budget das zur Verfügung und was stellen Sie zur Verfügung? - Und Sie haben immer gesagt: Frau Kollegin, da müssen wir zur Gitti gehen. - Also dazu, dass die Grete Laska zur Gitti Ederer oder dann zum Sepp Rieder geht, hätte sie den Rat des StR Marboe nicht gebraucht! Das hätte sie zur Not alleine auch gewusst.

Das heißt also, Sie haben überhaupt keinen Versuch unternommen, aus Ihrem Ressort zur Lösung des Problems Kindertheaterhaus beizutragen. 

Wir werden daher heute diesen Antrag der ÖVP ablehnen, weil er scheinheilig ist - nicht weil wir inhaltlich nicht für das Kindertheaterhaus wären. Wir waren immer für das Kindertheaterhaus, wir sind weiter für das Kindertheaterhaus, wir haben das im Wahlprogramm, wir haben das im Regierungsprogramm und wir haben es in den 100 Punkten für die Zukunft Wiens. 

Wir werden dieses Problem lösen. Dazu brauchen wir aber keinen Antrag der ÖVP-Männer, die sich um die Lösung dieses Problems in den letzten Monaten und Jahren nicht gekümmert haben. Wir werden das lösen. StR Mailath-Pokorny wird mit StR Rieder versuchen, zu einer Lösung zu kommen, sodass die Finanzierung des Kindertheaterhauses in Kürze genauso gesichert sein wird, wie die Finanzierung des Kindermuseums gesichert worden ist. 

Wir werden dem Antrag Kindermuseum selbstverständlich zustimmen und diesen Antrag der ÖVP ablehnen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet hat sich Herr amtsf StR Mag Dr Mailath-Pokorny. Ich erteile es ihm.

Amtsf StR Mag Dr Andreas Mailath-Pokorny: Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! 

Ich hätte mich nicht zum Wort gemeldet, wenn es diesen Antrag nicht gegeben hätte und ich das jetzt nicht mit aller gebotenen Ernsthaftigkeit dokumentieren müsste. 

Ich habe, meine Damen und Herren, insbesondere von der ÖVP, mit 27. April dieses Amt übernommen. Ich habe mir in den letzten Wochen Einblick in den finanziellen Status verschaffen können. 

Ich musste feststellen: Kindertheater: Investition von fast 50 Millionen S offen, nicht einmal irgendwo ansatzweise budgetiert. Kindertheaterbetrieb: 15 Millionen S offen, nicht einmal irgendwo ansatzweise budgetiert. Kindermuseumsbetrieb: 15 Millionen S offen, nicht einmal annähernd irgendwo budgetiert. Tanzquartier: 12,3 Millionen S offen; Baubetrieb ab dem Jahr 2003: 40 Millionen S völlig offen. Josefstadt - wo es geheißen hat, die sei saniert -: 120 Millionen S Bauinvestition offen, nicht einmal irgendwo budgetiert; 174 Millionen S Schulden offen, nicht einmal irgendwo budgetiert. 

Ich erspare Ihnen die Addition dieser Summen. Ich sage das nur deshalb, weil dieser Antrag tatsächlich das ist, was Kollege Woller gesagt hat, nämlich scheinheilig. Ich muss das in aller Deutlichkeit sagen, und ich bitte Sie sehr, ernsthaft auch über die Budgetzahlen zu sprechen. Dieses Erbe und diese Vorgabe, die ich hier habe, ist enorm. Man wird sich überlegen müssen, wie das zu budgetieren, wie das zu finanzieren ist, wie Zusagen nachträglich zu finanzieren sind.

Was den Antrag betrifft, so kann ich nur sagen: "Au voleur!" rufen immer diejenigen am lautesten, die etwas zu verbergen haben. - Danke sehr. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr GR Dr Salcher hat sich noch einmal zum Wort gemeldet. - Bitte schön.

GR Dr Andreas Salcher (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich sage das jetzt vor allem in Richtung der neuen Abgeordneten aller Fraktionen, weil sie hier ja etwas dazugelernt haben, was ich auch dazugelernt habe: dass es nämlich offensichtlich in der letzten Periode eine ÖVP-Alleinregierung gegeben hat und vor allem eine ÖVP-Alleinregierung im Kulturbereich. Denn diese Schreckensbilanz, die wir da jetzt vom sozialdemokratischen Kultursprecher und vom sozialdemokratischen Kulturstadtrat gehört haben, die ist ja furchtbar, und offensichtlich gibt es dafür jetzt eine eindeutige Schuldzuweisung. 

Ich sage Ihnen in aller Klarheit: Wenn Sie sich von den letzten vier Jahren gemeinsamer Kulturpolitik hier öffentlich verabschieden, dann habe ich damit kein Problem! Wir übernehmen gerne die Alleinverantwortung für die kulturellen Leistungen der Kulturpolitik der letzten vier Jahre! Das möchte ich einmal klar sagen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Und weil hier zum "Phantom" gesprochen wird, wollte ich dazu noch einmal sagen: Ich habe hier keine parteipolitische, polemische Diskussion darüber begonnen. Ich habe auch nicht die Vaterschaft, "Kinderschaft" für das Kindermuseum übernommen, sondern ich habe nur gesagt, es war eine gute Idee, die von allen Seiten gekommen ist, dem ein gemeinsames Label in Form von Kinderkreativzentrum, Kids Quarter - wie immer man das Ganze auch nennt - zu geben. 

Nur: Die entscheidende Frage, meine sehr geehrten Damen und Herren, ist eine andere, und deswegen habe ich sehr darauf gewartet, was der Herr Kulturstadtrat sagen wird, wenn hier von Phantomen gesprochen wird. Ich meine, die Diskussion ist eine Phantomdiskussion, aber eines würde ich jetzt schon gerne einmal hören: Wird das Kindertheater in Zukunft ein Phantom mit einem Phantombudget bleiben? - Das wird hier heute nämlich nicht beschlossen werden, wenn Sie unserem Antrag nicht folgen!

Und uns den Vorwurf zu machen, dass es nicht gelungen ist, von Frau StR Laska eine Zusage für einen gemeinsamen Regierungsbeschluss zu Stande zu bringen, und uns dann vorzuwerfen, dass wir das nicht budgetiert haben, das zeugt nicht von einem starken politischen Stil! Kommen Sie heraus und machen Sie eine verbindliche Zusage, dass die Mittel, die auch dem Kindertheater zugesagt werden, diese sozialistische Alleinregierung bezahlen wird und dass sie dafür sorgen wird, dass das in der geplanten Form umgesetzt wird! (Beifall bei der ÖVP. - GR Christian Oxonitsch: Wenn sie nicht budgetiert wurden! Wenn Sie es nicht vorgesehen haben! Wo haben Sie es budgetiert?)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Die Frau Berichterstatterin verzichtet auf ihr Schlusswort. 

Wir kommen somit zur Abstimmung. 

Ein Gegen- oder Abänderungsantrag wurde nicht gestellt. 

Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderats, die dem Antrag der Frau Berichterstatterin zustimmen wollen, die Hand zu heben. - Das ist einstimmig angenommen.

Wir kommen jetzt zu dem von Dr Andreas Salcher und Dr Matthias Tschirf eingebrachten Beschluss- und Resolutionsantrag, betreffend Kinderkreativzentrum/Kindertheater/Museumsquartier.

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. - Dieser Antrag hat nicht die Mehrheit gefunden. 

Es gelangt nunmehr die Postnummer 111 (PrZ 121/01-M07) der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft die Überbrückungssubvention an den Verein Freunde und Förderer des Rabenhoftheaters.

Ich bitte die Berichterstatterin, Frau GR Klicka, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin GR Marianne Klicka: Ich ersuche um Zustimmung zum vorliegenden Geschäftsstück. 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Ich eröffne die Debatte. Zum Wort gemeldet ist Herr GR Dr Salcher. Ich erteile es ihm.

GR Dr Andreas Salcher (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! 

An sich ist hier etwas sehr Spannendes passiert! Das gehört zu den tollen Dingen, wenn am Montag eine Kulturdebatte zum Rechnungsabschluss geführt wird und man am Mittwoch noch die Chance hat, über ein Geschäftsstück zu sprechen. Also, da ist schon einiges in Bewegung gekommen!

Ich habe ja den Rabenhof zum Gegenstand eines meiner Hauptbeiträge in der Rechnungsabschlussdebatte gemacht. Ich habe dabei gefordert, dass es hier zu einer ordentlichen finanziellen Lösung kommt, habe gesagt, dass Herr Welunschek meiner Meinung nach hier in eine persönlich, finanziell und künstlerisch schwierige Situation hineingehetzt wurde und dass man hier zu einer klaren Lösung kommen wird. 

Der Herr Stadtrat hat damals gemeint: Sie werden sich noch wundern!, oder: warten Sie ab, was sie tun! -, und ich muss gestehen, dass ich von dem, was Sie gestern getan haben, ehrlich überrascht war, denn Sie haben gestern gesagt - Sie haben mir das in einem persönlichen Gespräch gesagt, aber Sie haben es auch öffentlich in einer Presseaussendung gesagt, daher kann ich mich darauf beziehen -, Sie sind der Meinung, dass in Zukunft in Wien alle offenen Positionen in Institutionen, bei denen es - jetzt verkürzt dargestellt - eine starke Finanzierung der öffentlichen Hand gibt, nach dem Stellenausschreibungsgesetz ausgeschrieben werden sollen. 

Ich sage hier, auch für meine Fraktion: Für diesen Standpunkt werden Sie unsere volle Unterstützung haben! 

Sie haben das daher auch für den Rabenhof angekündigt. Das Interessante ist nur, was dann heute passiert ist: Der liebe Herr Welunschek hat heute - das zeugt nämlich auch vom Verständnis, das hier herrscht - auf die Frage, ob er sich bewerben wird, und nachdem er hier seinem Entsetzen darüber Ausdruck verliehen hat, dass diese Position - die ihm ganz offenkundig persönlich versprochen wurde - jetzt doch öffentlich ausgeschrieben wird, gesagt: "Vielleicht bewerbe ich mich auch gar nicht. Das brauche ich nicht. Das wäre ja absurd, wenn ich mich für etwas bewerbe, was ich erfunden habe! Das ist ja ein Paradoxon!" 

Er wird dann noch ein bisschen persönlicher: "Es ist ja ein totaler Wahnsinn, dass die mich" - ich glaube, wer mit "die" gemeint ist, das ist relativ klar - "da 15 Monate hackln haben lassen und zeigen, wie es ohne Geld geht, und jetzt kommt vielleicht einer mit einem Wahnsinnsbudget rein! Das ist irrsinnig!"

Nun, ich kenne Herrn Welunschek nicht so gut, andere kennen ihn besser, aber diese Frustration ist ja nicht ganz unerwartet und die verstehe ich menschlich auch. Denn man hat ihn in etwas hineingehetzt, von dem finanziell zum damaligen Zeitpunkt absehbar war, dass das nicht mit 2 Millionen S Bezirksbudget und auch nicht mit den 2 Millionen S, die man ihm jetzt als Überbrückungsfinanzierung zur Verfügung stellt, funktioniert, hat ihm vor der Wahl ganz offenkundig zugesagt, er wird dieses Theater bekommen - und jetzt ist auf einmal alles anders!

Ich halte die Entscheidung, die Sie getroffen haben, letztlich immer noch für richtig, auch wenn sie in diesem Fall menschlich hart sein wird. Ich glaube, dass Sie in Teilen Ihrer eigenen Fraktion Personenschutz - damit meine ich politischen Personenschutz! - benötigen werden, wenn Sie das in dieser Klarheit durchziehen. Wie gesagt, von mir haben Sie jede Unterstützung. 

Wenn wir schon bei diesem Thema sind: Sie haben ja auch aufgezählt, welche Institutionen beziehungsweise Positionen Sie in Zukunft ausschreiben wollen und haben konkret angeführt: die Direktion des Theaters in der Josefstadt, des Rabenhoftheaters, der Freien Bühne Wieden, des Kindertheaters im Museumsquartier und auch des Historischen Museums Wien.

Sie haben eine Institution ausgelassen und da würde ich Sie gerne bitten - ich weiß, dass Sie dafür formal nicht zuständig sind, dass Sie aber sehr wohl der Hauptsubventionsgeber sind -, sie auch in diese Aufzählung zu inkludieren, nämlich die Vereinigten Bühnen Wien, denn ich bin sehr wohl der Meinung - und war übrigens immer schon dieser Meinung -, dass auch diese Position öffentlich ausgeschrieben werden soll. Wenn Sie das tun, dann, glaube ich, werden Sie allerdings teilweise politischen Personenschutz nicht nur in Ihrer eigenen Partei, im Kulturausschuss, sondern vielleicht auch in höheren Etagen brauchen.

Von uns haben Sie jede Unterstützung, wenn Sie in der Zukunft solch eine transparente Vorgangsweise an den Tag legen. Ich weiß nicht, ob die Unterstützung sozusagen ausreichen wird, um das auch wirklich durchzuhalten, denn das Schwierige ist ja dann immer die konkrete Entscheidung und die Notwendigkeit, hier und da - wie man jetzt hier gesehen hat - Nein sagen zu müssen. 

Ich finde es aber spannend, dass es uns gelungen ist, mit unseren Beiträgen im Rahmen der Rechnungsabschlussdebatte, eine derartige Dynamik in die Situation hineinzubringen, und ich freue mich, dass es hier zu einer entsprechenden Positionierung Ihrerseits gekommen ist, wofür ich Ihnen auch Hochachtung zolle - ich sage das auch in aller Deutlichkeit. Denn für mich ist es ja leicht, das zu fordern, aber Sie müssen es jetzt aushalten. 

Wir wünschen Ihnen viel Glück dabei und wir werden Sie dabei unterstützen und hoffen, dass Sie es möglichst lange durchhalten werden - so lange, bis ich Ihnen die von Ihnen ja gewünschte nicht rote Rose, sondern die rote Nelke für das politische Überleben in Ihrer Fraktion geben kann. - Viel Glück dabei! (Beifall bei der ÖVP.)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Der nächste Debattenbeitrag kommt von Frau GR Mag Unterreiner. Ich erteile ihr das Wort. 

GR Mag Heidemarie Unterreiner (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Berichterstatterin! Sehr geehrter Herr StR Mailath-Pokorny!

Wir stimmen diesen Überbrückungssubventionen zu und eigentlich müsste ich jetzt fast ein Erstaunen in Ihren Augen aufleuchten sehen. (Amtsf StR Mag Dr Mailath-Pokorny: Zu oder nicht zu? Ich habe es nicht verstanden!) Ja! - Wenn man nämlich ein bisschen hingehört hat, wie Sie gestern argumentiert haben und wie Sie mit der Kritik von Herrn Mag Ebinger umgegangen sind - wobei Sie uns im Zusammenhang mit den Bedenken, die er bezüglich "Public Netbase" geäußert hat, doch vorgeworfen haben, wir würden nur deshalb dagegen sein, weil die anderer Meinung seien, oder er hätte Sie nur kritisiert -, dann müssten wir ja, wenn wir Ihrer Argumentationslinie folgen würden, jetzt dagegen sein! Denn wir wissen beide: Karl Welunschek, Theatermacher im Rabenhof, hat, so könnte man sagen, den Sozialismus mit der Muttermilch eingesaugt! 

Die Produktionen, die bis jetzt gelaufen sind, sind auch nicht gerade Beispiele der griechischen Tragödie oder des bürgerlichen Schauspiels. Sie sind, wenn man will - wir tun das ja nicht! -, eher ideologisch links anzusiedeln. Es wird dort Bert Brecht gespielt, H.C. Artmann - Sie kennen ja all die Freunde, die man, wenn man will, ideologisch links ansiedeln könnte (Amtsf StR Mag Dr Andreas Mailath-Pokorny: Nestroy!) -, was für uns aber niemals ein Grund war oder sein wird, Subventionen abzulehnen, selbstverständlich auch nicht die ideologische Zugehörigkeit zu einer Partei! (Beifall bei der FPÖ.) Denn wir kennen Karl Welunschek - nein: Wir stimmen zu, und zwar deswegen, weil sich der Bezirk dafür entschieden hat, dieses Theater weiterzuführen. 

Es hat sich in der Kulturkommission im 3. Bezirk eine Mehrheit gefunden, wobei alle Fraktionen zugestimmt haben. Auch unsere Fraktion hat zugestimmt und das ist für uns ein Grund, dem hier zuzustimmen. Ich erwähne das deswegen, weil es uns wirklich enttäuscht hat, Herr Stadtrat, dass Sie die Worte meines Kollegen Ebinger in seinem Debattenbeitrag, in dem er wirklich nur besorgt darauf eingegangen ist, was bei diesen verschiedenen Links bei "Public Netbase" gefunden worden ist - und das waren wirklich Aufrufe zur Gewalt! -, in der Art dieser üblichen parteipolitischen Masche einfach umgedreht haben, indem Sie ihm vorgeworfen haben, er sei kulturpolitisch nicht kompetent! Es ist das Übliche, das uns immer widerfährt! (GR Franz Ekkamp: Besser informieren!) Sie haben sich ja - was besonders alarmierend ist - nicht einmal distanziert von dem, was in diesen Links von "Public Netbase" drinnen gestanden ist, und diese mangelnde Distanz zu Gewaltaufrufen ist eine Haltung, die unserer Ansicht nach außerordentlich bedenklich ist. Ich möchte das hier noch einmal kundtun. (Beifall bei der FPÖ.)  

Das heißt, wir stimmen der Überbrückungshilfe zu. Ich finde auch diese Aufregung bei der ÖVP nicht ganz angebracht. Wir werden auch der Freien Bühne Wieden zustimmen. Auch das ist eigentlich noch ungelöst, auch da ist es noch etwas chaotisch. Ich kann aber nicht die eine Sache in irgendeiner Form besonders der Kritik unterziehen und der anderen Sache sehr wohl zustimmen, sondern ich muss da bei beiden Dingen den gleichen Maßstab anlegen. 

Ich glaube, dass es aber viel wichtiger ist, jetzt, wo ein neuer Stadtrat da ist, einmal darüber nachzudenken, wie wir Richtlinien finden, was die zukünftigen Besetzungen von Intendantenpositionen betrifft. Sie, Herr Stadtrat, sagen jetzt, bei diesem und jenem Theater sollte man ausschreiben, aber wir haben noch immer nicht darüber gesprochen, bei welchem nicht! Es sollte hier also bestimmte Richtlinien geben, damit der Vorwurf der Freunderlwirtschaft oder des Machtmissbrauchs nicht immer wieder an Sie herangetragen werden kann. 

Das ist unsere wichtigste Aussage: Man sollte jetzt einmal Richtlinien erarbeiten, damit in aller Zukunft Intendantenpositionen vollkommen unabhängig von parteipolitischen Interessen vergeben werden können. 

Wir haben deshalb einen Antrag vorbereitet, mit dem wir unseren Wunsch an Sie herantragen, dass Sie eine Enquete einberufen, die sich eben mit dem Thema der Bestellung von Direktoren beziehungsweise Intendanten an Theatern und Opernhäusern und auch von Festivals befasst. Denn die Erfahrung mit Luc Bondy, die war für uns nicht sehr angenehm. Wir haben ihn alle sehr geschätzt als Regisseur, als Theatermacher, nur: Die Erfahrung, dass er dann seine Position sehr wohl genützt hat, um gegen die Regierung vorzugehen (GR Dipl Ing Martin Margulies: Weil er sich traut, seine Meinung zu sagen?!), etwas, was unserer Meinung nach einem Intendanten nicht zusteht (GR Dipl Ing Martin Margulies: Das ist ja unglaublich!) - unserer Meinung nach steht es einem Intendanten nicht zu, eine Kulturposition zu missbrauchen, um gegen eine Regierung vorzugehen -, hat uns gelehrt, in dieser Hinsicht vorsichtig zu sein. (GR Dipl Ing Martin Margulies: Also, wer Oppositionsschiene hat, hat zu schweigen! Das ist Zensur, was Sie betreiben da in Österreich!) 

Deswegen ist uns dieser Antrag sehr wichtig, damit man zu diesem Thema eine Enquete einberuft, um über diese Dinge zu diskutieren. (Beifall bei der FPÖ.)  

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Woller. Ich erteile es ihm.

GR Ernst Woller (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Gemeinderats und Landtags): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Wien gilt zu Recht als Theaterstadt. Gemessen an der Einwohnerzahl gibt es wahrscheinlich keine Stadt, die ein derart dichtes Netz an Theatern hat wie Wien, und wir sind darauf stolz. Wir sind auch insofern darauf stolz, als wir die einzige Stadt sind, die ein klares Bekenntnis abgegeben hat, dass keine Theater gesperrt werden, und wir haben das auch bewiesen: StR Andi Mailath-Pokorny hat das jetzt zusammen mit dem Bürgermeister bewiesen, indem das von der Sperre bedrohte Volkstheater in den Außenbezirken gerettet wurde, sodass diese wichtige Theatereinrichtung in den Bezirken auch ab Herbst weiterbestehen wird, und zwar in noch verbesserter Form.

In den vergangenen sechs Monaten waren es von den vielen Theatern in Wien vor allem zwei, die in Wien, aber auch weit über Wien hinaus im deutschen Sprachraum großes Aufsehen erregt haben: Das war zum einen das Burgtheater und zum anderen der Rabenhof. - Das ist ein Vergleich wie David und Goliath: Auf der einen Seite das Burgtheater, das größte Bundestheater mit 600 Millionen S Jahresbudget; auf der anderen Seite der Rabenhof mit bisher gerade so viel Budget, dass sich damit die Kosten für ein Bühnenbild bei einer größeren Produktion im Burgtheater abdecken ließen.

Der Rabenhof hat bisher mit 3,7 Millionen S gearbeitet - 3,2 Millionen S vom Bezirk und eine halbe Million Projektförderung von der Stadt Wien - und das ist auch einzigartig. Dass es den Rabenhof heute überhaupt in dieser Form gibt, das war und ist ein Verdienst der Bezirksvertretung Landstraße, die einen einstimmigen Beschluss gefasst hatte - Dank an alle Fraktionen! -, insbesondere ein Verdienst des Herrn BV Hohenberger. Das ist nicht selbstverständlich! Das wurde aus dem normalen Bezirksbudget gezahlt, das war nicht das Kulturbudget - das Kulturbudget, nebenbei bemerkt, hat noch immer 1 Million S für andere Kleinkulturprojekte im Bezirk vorgesehen. 3,2 Millionen S aus dem Bezirksbudget zu nehmen, das war ein Verdienst von Erich Hohenberger, des Bezirksvorstehers, und es war insbesondere ein Verdienst des ÖVP-BVSt Dr Georg Schüller, der sich unabhängig von dem, was Herr Marboe gesagt hat, immer für den Rabenhof und für die Finanzierung von Seiten des 3. Bezirks eingesetzt hat. Das ist einmalig in der Geschichte der Stadt Wien und das sollte man auch einmal deutlich herausstreichen! (Beifall bei der SPÖ. - GR Heinz-Christian Strache: Alle Fraktionen!) Alle Fraktionen - habe ich zweimal gesagt!

Der Rabenhof hat in weniger als sechs Monaten mit fast keinem Geld großartige Theaterarbeit geleistet. Ganz unabhängig davon, ob nun alle Rechnungen bezahlt sind oder nicht, ist das Ergebnis dieser sechs Monate von Karl Welunschek und seinem Team ein großartiges. Das waren in weniger als sechs Monaten 7 Eigenproduktionen, davon 1 Uraufführung, 5 Koproduktionen und zusätzlich 60 Einzelveranstaltungen durch Gastspiele und Vermietungen! Das haben viele andere Theater, die einen geregelten Dreijahresvertrag mit viermal so viel Geld haben, in der letzten Zeit nicht geschafft. Das ist ein großer Erfolg, den das Publikum anerkannt hat, und ein großer Erfolg, den die Presse anerkannt hat. 

Ich könnte jetzt endlos zitieren, ich will nur einige wenige Zitate von Zeitungen bringen.

Der "Kurier" schreibt: "Der Rabenhof lebt. Hier ist eine Aufbruchsstimmung zu spüren, die die eingesessene Wiener Theaterlandschaft beben lässt." 

Der "Standard" schreibt: "Diese Möglichkeit, anderes Theater zu machen, hat Karl Welunscheks Rabenhof bestens genutzt." 

Im "Falter" ist zu lesen: "Spätestens seit Wolfgang Bauers 'café tamagotchi' ist der Rabenhof der spannendste Ort für angewandte Wahrnehmensforschung."

Im "profil" heißt es: "Das Konzept ist aufgegangen. Wien hat ein echtes, neues, aufregendes Volkstheater bekommen."

Damit wir nicht nur österreichische Zitate haben, nehme ich die "Süddeutsche Zeitung". Da sagt etwa Helmut Schödel: "In diesem schon wieder so braven Wien der etablierten Schnarchnasen ist die Neueröffnung des Rabenhoftheaters genau die Kühnheit, die Wien braucht."

Diese Kühnheit hat Karl Welunschek mit seinem Team umgesetzt. Einer hat es auch noch treffend gesagt: Peter Fitz, einer der bedeutendsten Schauspieler auf deutschen Bühnen, der auf allen Großbühnen spielt, mit allen Großregisseuren von Peter Zadek bis zu Peter Stein. 

Er ist extra nach Wien gekommen und er hat gesagt: "Wir" - nämlich die großen Häuser - "haben viel Geld und keine Ideen. Und Sie" - da hat er den Rabenhof gemeint - "haben kein Geld und viele Ideen." 

Das ist beachtenswert und da muss man sagen: Da ist vieles in kürzester Zeit gelungen, nämlich junges, aufregendes Theater zu machen. 

Hier haben vor allem Junge die Chance bekommen. Ich nenne nur drei Namen: Tini Trampler, Tina Lanik und Georg Staudacher haben Regiearbeiten geliefert - umjubelte Regiearbeiten! Georg Staudacher, ein junger Schauspieler und Regisseur, um den reißen sich jetzt die Theater! Der hat ein Engagement im Burgtheater, in der Volksoper und im Volkstheater bekommen und ist für den Nestroy-Preis vorgeschlagen!

Das meine ich mit Nachwuchsförderung! Das ist auch ein Verdienst dieses Theaters und dazu muss man gratulieren! (Beifall bei der SPÖ.) 
Wenn man sich zum Theater bekennt, dann muss man sich selbstverständlich auch zur öffentlichen Theaterfinanzierung bekennen. Das war immer klar, das gilt für jedes Theater, das sollte ein Kulturstadtrat auch wissen. Es war auch früher so, dass der Rabenhof Geld gekostet hat. Wenn man in der Josefstadt gesagt hat, man hätte für den Rabenhof kein Geld verwendet oder kein Geld bekommen, dann stimmt das nicht. Die Josefstadt hat jedes Jahr - und das haben sie selbst zugegeben! - 6 bis 8 Millionen S aus ihrem Budget für den Rabenhof verwendet. Anders wäre das gar nicht möglich gewesen. Jetzt sage ich nicht, dass die 170 Millionen S Schulden der Josefstadt ausschließlich durch den Rabenhof entstanden sind, aber in zehn Jahren sammelt sich da auch einiges an Schulden zusammen. 

Es gab in dieser Phase einen Konsens, wobei wir gesagt haben, der Rabenhof soll von der Josefstadt ausgegliedert werden, denn die Josefstadt hat gesagt, wir sind nur dann bereit, den Rabenhof weiterzuführen, wenn wir zusätzlich 10 Millionen S von der Stadt bekommen. Da haben wir alle - da waren Sie, Herr StR Marboe, genauso dieser Meinung wie die Beamten, die maximale Sachkompetenz haben - gesagt: Wenn schon die Stadt 10 Millionen S zusätzlich für das Rabenhoftheater aufwendet, dann soll es jemand anderer bekommen. 

Es wurde damals nicht formal ausgeschrieben, aber das hat sich wie ein Lauffeuer in der Stadt verbreitet und es haben sich ohne Ausschreibung sofort zwölf Bewerber gemeldet. Nur haben Sie leider damals Angst gehabt und die Courage verloren und haben keine Jury eingesetzt und keine Bewertung dieser zwölf Konzepte vornehmen lassen, sondern Sie haben die Josefstadt gezwungen, den Rabenhof nicht bei der MA 17 zu kündigen - weil das Haus, das Wohnhaus Rabenhof, der Stadt Wien gehört. Sie haben damals gesagt, die Josefstadt soll es entscheiden. 

Wenn Andi Salcher heute sagt, da wurde irgendjemand wo hineingehetzt oder da wurde jemandem etwas zugeschanzt oder da wurde jemandem irgendwo etwas versprochen, dann ist das alles völlig unrichtig! - Die Entscheidung lag am Tisch von Peter Marboe. Er hat den heißen Erdapfel genommen, hat ihn in die Josefstädter Straße getragen, hat ihn in der Josefstadt dem Dior Götz auf den Tisch gelegt. Der hat dann das Problem auf dem Tisch gehabt und er fragte: Was soll ich machen? - Da habe ich ihm gesagt: Suchen Sie einen Mieter! - Er hat sich dann einen Mieter gesucht und der Einzige, der sich diese Wahnsinnigkeit zugetraut hat - das war ja nicht ganz einfach, das so zu machen in diesen sechs Monaten -, ist Karl Welunschek. Daher hat er von der Josefstadt den Mietvertrag übertragen bekommen und vom Bezirk die 3,2 Millionen S. Das heißt: Niemand hat es "zugeschanzt", sondern die Josefstadt hat es gemeinsam mit dem Bezirk entschieden, und das war ein sehr korrektes Verfahren.

Wenn jetzt StR Andi Mailath-Pokorny sagt, für alle Theater und alle Einrichtungen, die mehrheitlich öffentlich finanziert werden - und damit erübrigt sich auch die Frage von Frau Kollegin Unterreiner, für wen das gilt: das gilt für alle Einrichtungen, die in Zukunft mehrheitlich öffentlich finanziert werden -, gilt das Prinzip der öffentlichen Ausschreibung. Dann gibt es da noch - das können wir alles noch diskutieren - die Möglichkeit der einmaligen Verlängerung. Dadurch wird es unglaublich viel Beweglichkeit und Innovation in der Kunst- und Theaterwelt in dieser Stadt geben. Das ist eine der revolutionärsten Taten, die StR Mailath-Pokorny innerhalb von zwei Monaten gesetzt hat, und dazu kann man nur gratulieren. Der Rabenhof wird da nicht im Weg stehen. Wir werden dem Antrag zustimmen. (Beifall bei der SPÖ.) 
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Frau GR Ringler. Ich erteile es ihr.

GR Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren!

Auch jetzt werde ich es kurz halten: Wir werden diesem Antrag zustimmen, nicht zuletzt deshalb, weil wir glauben, dass wir als GRÜNE eine Verantwortung gegenüber Kunst- und Kulturschaffenden haben, und die bedeutet, ihnen auch in schwierigen Situationen zu helfen.

Womit wir allerdings nicht glücklich sind - und Ernst Woller hat es schon angesprochen -, ist die Frage, wie es zu dieser Besetzung kam. Ich möchte das jetzt gänzlich trennen von der wirklich guten Arbeit, die Karl Welunschek in den letzten Monaten im Rabenhof geleistet hat. Wir glauben, dass die von Ernst Woller skizzierte Vergabepolitik nicht den Kriterien der Transparenz und Nachvollziehbarkeit entspricht - keineswegs. 

Deshalb sind wir auch der Meinung, dass es für den Fall, dass es zu einer längerfristigen Finanzierung des Theaters kommt, also etwa in Form eines Dreijahresvertrags, unbedingt zu einer öffentlichen Ausschreibung des Leitungspostens kommen muss. Wir hoffen und wir wünschen uns, dass Karl Welunschek sich bewerben wird, und wir können und wollen der Jury nicht vorgreifen. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr StR Marboe. Ich erteile es ihm.

StR Dr Peter Marboe: Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Meine Damen und Herren! Herr Stadtrat!

Mir geht es wie dir. Ich wollte mich eigentlich auch nicht melden und vielleicht wäre es, aus einer Reihe von Gründen, auch gut gewesen, wir hätten es nicht getan. Du hast dich trotzdem gemeldet und es hat sich Herr Woller gemeldet und das nötigt mich einfach, ein paar Bemerkungen zu machen, die aber nicht den Charakter einer großen Konfrontation haben sollen - eine solche Auseinandersetzung hätten wir schon am Montag führen können und dazu war ich nicht bereit -, sondern die einfach eine Reihe von Richtigstellungen sind, die ich für notwendig erachte.

Ich habe zugesagt, dass es eine Übergangszeit geben wird, in der ich behilflich sein will, diese sicher nicht leichte Überbrückung zu schaffen. Ich habe mir dabei immer so ein bisschen diese Dreimonatsfrist vorgenommen, oder die "100 Tage"; jetzt sind es ungefähr 60. Man könnte jetzt auch sagen, angesichts eines solchen Statements wie deines heutigen, muss man die Restperiode fallen lassen und muss gleich zur Kritik übergehen.

Ich will das nicht tun. Ich will bei dem Vorhaben bleiben, dir diese, wie ich meine, angemessene Zeit von ungefähr drei Monaten zuzugestehen, weil ich glaube, dass man die braucht. Das ist nämlich ein ziemlich schwerer Job und ich werde dir das anhand von ein paar Richtigstellungen oder Widerlegungen sowohl der hier erfolgten Statements als auch der heutigen APA-Aussendungen nachweisen. 

Der erste Bereich, in dem es mir notwendig erscheint, das Gesagte etwas zu strukturieren, betrifft das Kindertheater. Was wir da zuerst gehört haben, das waren wieder diese Halbwahrheiten, mit denen immer argumentiert wird.

Wenn es in den letzten viereinhalb Jahren ein Problem gegeben hat, das ich wirklich nicht lösen konnte, dann war das der Woller. (Heiterkeit bei der ÖVP.) Nein, ehrlich! Ich habe es ehrlich versucht, ich habe es wirklich versucht, mit Gesprächen: Ich habe - das würde ich dir übrigens auch sehr empfehlen - die Kulturreferenten, die Kultursprecher der Parteien eingeladen, ich habe versucht, es multilateral zu machen, ich habe es bilateral versucht. - Es geht nicht! Und wenn du willst, wenn du ganz sicher sein willst, dass am nächsten Tag etwas im "Standard" oder im "Kurier" steht, dann vertrau das wirklich vertraulich und höchst geheim dem Woller an! (Heiterkeit bei Gemeinderäten der ÖVP und FPÖ.) Dann hast du deine Pressearbeit schon zum Teil erledigt. 

So hat sich das dauernd abgespielt, und zwar belegbar und mit Zeugen. Daher muss ich schon richtig stellen, lieber Kollege Woller: Es ist einfach nicht die Wahrheit, dass das Kindertheater im Museumsquartier angedacht war! Und wenn es notwendig ist, rede ich jetzt mit dem Hubsi Kramer und zeige dir den Briefwechsel, weil das ein genialer Einfall war, das Kindertheater im ehemaligen Residenzkino unterzubringen. Denn man muss sich das einmal vorstellen, wenn es im Museumsquartier kein Kindertheater gäbe! Und erst durch das Kindertheater, das in der Summe ein Teil des Kinderkreativzentrums war, ist die Verdoppelung des Platzes für das Kindermuseum möglich gewesen! Das hätte sonst nicht stattgefunden und das Kindermuseum hätte genau dieselbe Quadratmeterfläche gehabt wie vorher, hätte sich schwer getan und hätte jetzt nicht ein Teil eines großes Kinderzentrums im Fürstenhof sein können! - Bleiben wir doch bitte wirklich bei der Wahrheit! Oder sagen Sie jetzt auch nein? - Dann bin ich gerne bereit, das noch einmal im Detail nachzuweisen, dass das einfach eine Fehlinformation ist, die Sie uns da gegeben haben. 

Zum Zweiten. Ich bin da jetzt ein bisschen ein Zeitzeuge und ich empfinde das auch als Schützenhilfe für dich, wenn ich das sage, wie meine Gespräche mit der Finanz verlaufen sind und wie meine Gespräche mit der Kollegin Laska verlaufen sind, weil du dich ja darauf stützen kannst. Du musst lernen - und nütze diesen nächsten Monat dazu! -, den Unterschied zwischen der Bundesverfassung und der Gemeindeverfassung zu machen. Es kann in unserer Gemeindeverfassung keine einzige Zusage des Kulturstadtrats geben, auf die man sich dann als nicht eingelöst berufen kann. - Vielleicht jetzt, bei einer absoluten Mehrheit - das weiß ich nicht -, wenn man weiß, man hat die ganze Partei im Rücken, da kann man vielleicht Zusagen geben. - Aber von einem Kulturstadtrat, der als Minderheit mit 15 Mandaten in diesem Haus seine Arbeit machen muss, kann es keine Zusage geben! Das heißt, du kannst nicht sagen: "Der Stadtrat hat Zusagen gemacht, die jetzt die Regierung absolut einlösen muss", weil es das nicht geben kann, und weil es weder mündlich noch schriftlich noch sonst irgendwie eine Zusage gegeben hat. - Das zum Ersten. 

Zum Zweiten: Das Kindermuseum beziehungsweise das Kindertheater sowie auch das Tanzhaus ist ja keine Marotte der SPÖ oder des Herrn Marboe oder der ÖVP gewesen, sondern das war ein Regierungsbeschluss, den wir nach besten Kräften zu vollziehen hatten und daher auch zu budgetieren hatten. Da hat nicht der Marboe gesagt: ich will ein Kindertheater, gebt mir ein Geld!, sondern das war ein Regierungsbeschluss, durch den Frau Laska und ich beauftragt wurden, das durchzuführen. Und anstatt das jetzt so verfehlt darzustellen, sollte man einmal allen - Frau Haas und wirklich allen, die im Kindertheater mitgearbeitet haben: Boris Marte, Barbara Goess, der MA 7 - dafür danken, dass sie das so vorbereitet haben, dass man in wenigen Tagen eine Subventionsentscheidung treffen konnte. Das waren monatelange Vorbereitungsarbeiten, in denen die Wirtschaftlichkeit der Budgets erarbeitet wurde, die Höhe der Baubudgets, der Betriebsbudgets, bis endlich mit Frau Laska alles außer Streit gestellt war, was die Höhe ... (Zwischenruf des amtsf StR Mag Dr Andreas Mailath-Pokorny.) Ich will nur, dass das klargestellt wird, auch für dich!

Als nächster Schritt war es notwendig und bestand die Absicht, zum Finanzstadtrat zu gehen, um dort diese Budgetierung zwischen den Ressorts auszuverhandeln - übrigens über ausdrücklichen Wunsch des Herrn Bürgermeisters, der dieses Joint Venture wollte. Das hätte auch stattgefunden, jetzt im April, im Mai, wann immer, und wir hätten es zusammengebracht. Und ich kann nur hoffen, dass es in einer Alleinregierung noch eher möglich ist, das zusammenzubringen, als in der Koalition.

Und das ist etwas, was man wissen muss. Du kannst doch nicht oder sonst irgendjemand kann doch nicht ernsthaft sagen: Ja, die Koalition hätte es zusammengebracht, aber wir bringen es nicht zusammen. - Also, diesen Satz wünsche ich mir, ehrlich gesagt, nicht - wenn es jetzt schon eine absolute Mehrheit in Wien gibt. - Im Bund, da können solche Zusagen ja durchaus gemacht werden. Da kann einer wirklich eine Zusage für die nächste Legislaturperiode machen, weil er nicht alle vier Wochen mit einer Mehrheit in den Gemeinderat muss. 

Ich kann dir einmal die ganze Liste von Punkten aufzählen, wo es Schwierigkeiten gab: Musikverein, Konzerthaus, Filmreform, Kinoförderung, Tanzhaus, Archiv, Josefstadt, Dreijahresverträge. Die Liste der anfänglichen Neins ist endlos! Und trotzdem haben wir es zusammengebracht, weil wir uns zusammengesetzt haben, weil wir das ausdiskutiert haben und weil wir schließlich auch den Erfolg gehabt haben, der heute außer Streit steht - weil beide Parteien dankenswerterweise dazu ihren Beitrag geleistet haben. Das ist ja immer lächerlich, wenn gesagt wird, eine Partei hat alles gemacht. In einer Koalitionsregierung ist das der Erfolg einer Regierung und auf den sollten wir auch stolz sein und ihn uns nicht nachträglich durch den SPÖ-Kultursprecher vermiesen lassen, meine Damen und Herren! (Beifall bei der ÖVP.) 

Was das mit dem Volkstheater in den Außenbezirken, im Akzent Theater betrifft: Nun, jeder freut sich, wenn ein Theater offen bleibt, Wurscht, wie es heißt, und jeder freut sich, wenn das Akzent Theater jetzt weiterspielt, und jeder freut sich, wenn in den Außenbezirken Theater gemacht wird. Aber bitte, darf denn wirklich die erste Reaktion einer so mächtigen Organisation, einer auf Bildung und Kultur so stolzen Organisation wie der Arbeiterkammer bei einer Einsparungsnotwendigkeit von 1,5 Prozent darin bestehen, ein Theater zu schließen und das Theater in den Außenbezirken zu bedrohen? Meine Damen und Herren, was ist denn das für ein Kulturverständnis einer von den Sozialdemokraten dominierten Interessenorganisation? (Zwischenrufe der GRe Christian Oxonitsch und Kurt Wagner.) Genauso war es! 

Daher - lassen Sie mich das so offen sagen - hat das ja nicht den Charakter einer Theaterrettung, sondern wir, aus unserem kleinen Kulturbudget - sonderdotiert, okay -, subventionieren die Arbeiterkammer, damit sie das Akzent Theater nicht schließt (Amtsf StR Mag Dr Andreas Mailath-Pokorny: Tun wir eh nicht! Tun wir nicht!), anstatt dass die uns sponsert, damit wir Theater für die Arbeiter in Wien machen können, meine Damen und Herren! (Beifall bei der ÖVP. - Amtsf StR Mag Dr Andreas Mailath-Pokorny: Wir zahlen dem Akzent nichts!)
Es ist aber nichts anderes: eine Sonderdotierung von 9 Millionen S an die Arbeiterkammer! Ich bin ja froh, dass es das Theater weiterhin gibt, aber ich hätte mit der Arbeiterkammer verhandelt! (GR Ernst Woller: Wie oft haben Sie verhandelt mit der Arbeiterkammer in den letzten Jahren?) Ich hätte mich auseinander gesetzt. Ich hätte geschaut, warum die Arbeiterkammer die 9 Millionen S für ein Theater nicht aufbringen kann und warum die AK die 9 Millionen dem Wiener Steuerzahler zuschanzen muss, damit sie ihre Drohung nicht wahrmacht, das Theater zu schließen. Das nennt man verhandeln, das nennt man Kulturpolitik! (GR Johann Driemer: Sie müssten sich mit dem AK-Budget auseinander setzen, dann würden Sie so etwas nicht sagen!) Aber es stimmt doch! (GR Johann Driemer: Schauen Sie sich die Zahlen an! Das Budget wird weniger! Die ... steigen! Die Beiträge werden weniger!) Das glaube ich Ihnen schon. Aber warum geht man als Erstes her und schließt das Theater und wird dem Kulturauftrag nicht mehr gerecht? - Ich bin ja nicht Vertreter der Arbeiterkammer! (GR Kurt Wagner: Sollen sie die Mitarbeiter hinausschmeißen oder ihrer Tätigkeit nicht nachkommen, die die wirkliche Aufgabe der Arbeiterkammer ist?) Also, Sie meinen nicht, dass die wirkliche Aufgabe der Kammer das Theater, die Kultur und die Bildung ist? - Na, da bin ich ehrlich gesagt anderer Meinung! (Beifall bei der ÖVP. - GR Kurt Wagner: Die Vertretung der Arbeitnehmerinteressen!)

Gut! (GR Kurt Wagner: Wenn ein Geld übrig bleibt, dann kann man damit etwas anderes machen, aber da sind Ihre Minister schuld!) Herr Kollege! Allein der Satz: "Wenn ein Geld überbleibt, machen wir Kultur"! - Das ist nicht unser Verständnis von Kulturpolitik, das kann ich Ihnen sagen! (Beifall bei der ÖVP. - Heiterkeit bei Gemeinderäten der FPÖ.) 

Deshalb bleibe ich auch in der Politik, damit ich mir solche unsinnigen Sätze nicht anhören muss, und wenn ich sie mir anhören muss, dann werde ich ihnen im Weg stehen! Das kann ich Ihnen jetzt schon zusichern. (Beifall bei der ÖVP.)
Aber jetzt zu den Richtigstellungen - und das sind wirklich im Wesentlichen nur Richtigstellungen oder Hinweise. 

Ich lese heute in der APA - und das Timing ist halt entweder gut oder schlecht, lieber Herr Stadtrat, denn dadurch muss man darauf reagieren, sonst heißt es ja: qui tacet, consentire videtur; ansonsten hätte ich mir das heute ersparen können -: "... eine Menge ungelöster Probleme übernommen hat."

Also, das haben wir alle! Wenn ich an das Tanzchaos denke, an das Filmchaos, an das Judenplatz-Chaos und und und, an die Bittstellerei vor meinem Büro, wo die Theaterleute Schlange gestanden sind - flennend! -: "Bitte um Entschuldung! Wir können nicht weiter!" - Seit viereinhalb Jahren gibt es nicht einen einzigen Verschuldungsfall im Wiener Theaterleben, seit dem Umstieg auf die Dreijahresverträge! Und das ist meine Kritik am Rabenhof: nicht der Welunschek, nicht dass dort gutes Vorstadttheater gemacht wird - das soll uns ja freuen! -, aber dass wieder ein System rückgängig gemacht wird, das funktioniert hat! Es stand viereinhalb Jahre lang kein einziger Bittsteller vor meiner Tür, der gesagt hätte: Bitte, bitte um Entschuldung! - Nicht ein einziger! 

Und das soll jetzt wieder nicht mehr gelten? - Ich bin froh über deine klare Aussage, was die Ausschreibung betrifft, aber vielleicht kann man jetzt noch nachträglich diesen Unfug sanieren und damit wieder Ordnung in dieser Wiener Theaterwelt schaffen. 

Ich zitiere jetzt wieder: "Die Leitung des Theaters in der Josefstadt hätte schon vor einem Jahr entschieden werden müssen." - Lieber Andreas, das ist ein Unsinn! Vor einem Jahr war der Leitungsvertrag des Herrn Lohner noch völlig intakt. Der geht doch bis 2005! Du kannst ja nicht eine Ausschreibung machen oder die Position des Nachfolgers besetzen ... (Zwischenruf des GR Ernst Woller.) Ja, bis 2005! Ich gebe euch gerne die Fakten weiter. Herr Lohner hat einen Vertrag bis 2005. Es wird immer der Eindruck erweckt, auch in der APA-Aussendung, er erkläre sich jetzt bereit - worüber ich übrigens sehr froh bin! - zu einer "einjährigen Verlängerung". - Das stimmt ja nicht! Er erklärt sich bereit zu einer Verkürzung des vorzeitigen Ausstiegs aus seinem Vertrag um ein Jahr bis 2003. Der Vertrag läuft bis 2005, also bestand vor einem Jahr überhaupt kein Handlungsbedarf. Dieser Satz ist ein Unfug! Es wäre nicht gegangen, weil das Problem nicht da war. Das Problem entstand nach der Sanierungsvereinbarung, als Lohner gesagt hat, er wünscht sich einen vorzeitigen Ausstieg aus dem Vertrag. Das kann man ja nie wissen, wenn jemand vorzeitig aussteigen will. Ich kann ja nicht sagen: Ich ahne es, Sie werden in einem halben Jahr vorzeitig aussteigen wollen, daher bestimme ich jetzt einen Nachfolger. - Das ist nicht unsere Kulturpolitik, meine Damen und Herren. 

Daher ging das also nicht. Richtig ist, dass Lohner - und ich freue mich, dass er das jetzt eingehalten hat - immer gesagt hat, wenn es wirklich brenzlig wird - das hat er dem Bürgermeister und mir versprochen -, dann ist er allenfalls bereit, diese vorzeitige Ausstiegsfrist um ein Jahr zu verlängern und bis 2003 zu bleiben. Das halte ich auch für sehr gut und das wird ein bisschen Spielraum schaffen.

Weiters steht da: "Mit dem Rabenhof habe ich einen Kulturbetrieb übernommen, von dem in Wahrheit niemand weiß, wie er finanziert werden soll." - Nun, das ist ganz richtig. Aber dieses Problem und dieses Schlamassel hat einen Namen und der lautet "Woller". (Heiterkeit bei Gemeinderäten der ÖVP.) Ganz ehrlich, so ist es! Nein, ganz ehrlich! (Beifall bei Gemeinderäten der ÖVP. - GR Ernst Woller: So einfach ist das nicht!)

Ich kann das auch nachweisen! (GR Ernst Woller: Jedes Theater kostet Geld, das wissen Sie ja wohl!) Nein, ich kann das nachweisen, das ist die Wahrheit, und zwar (GR Kurt Wagner: Das ist Ihre seriöse ... !) - und da würde ich jetzt schon bitten zu akzeptieren, dass wir in einem Rechtsstaat leben -: Der Rabenhof stand in der ausschließlichen Hauptmiete der Josefstadt. Wer, Herr Woller, darf in einem Rechtsstaat über Hauptmietverträge verfügen? Na wer? Der Herr Marboe? Der Herr Mailath? Sie? - Die Josefstadt hätte machen können, was sie will, als Hauptmieter mit Weitergaberecht, und hat das (GR Ernst Woller: Die Josefstadt wollte es zurückgeben an die MA 17!) - das ist ja ein Unsinn! - auch getan. Und wissen Sie, warum? (GR Ernst Woller: Damit Sie keine Entscheidung treffen müssen!) Nein, weil sie eine Ablöse lukrieren wollte! Die Josefstadt hat gesagt: Wenn wir das der Stadt zurückgeben, bekommen wir keinen Groschen. Daher - wir haben ja das Weitergaberecht - wollen wir es jemandem geben, der uns wenigstens ein bisschen etwas zahlt für unsere Geräte, die Akustik und so weiter. - Und deshalb haben sie es nicht zurückgegeben! - Ich weiß nicht, woher Sie diese Mär haben. - Oder aber wir hätten zahlen müssen! (GR Ernst Woller: Fragen Sie den Mag Götz! Der hat im Tresor die Aktennotiz aufliegen, wo Sie gesagt haben, dass er es nicht zurückgeben soll!) Na, eine Sekunde! Die Aktennotiz kenne ich. Er hat mich gefragt, ob er von der Stadt Wien etwas lukrieren kann, und ich kann ja nicht über "Wiener Wohnen" verfügen und ihm sagen, ob die ihm 2,5 Millionen S Ablöse geben! Sie haben ein besseres Verhältnis zu "Wiener Wohnen", vielleicht hätten Sie veranlassen können, dass die die 2,4 Millionen S Ablöse zahlen. 2,4 Millionen S muss nämlich dieser Verein an die Josefstadt zahlen und vielleicht hätte es dann die Josefstadt auch von "Wiener Wohnen" bekommen. Jetzt bekommen sie es nicht, obwohl es vom Rabenhof zugesagt ist. - Ich weiß nicht, ob sich der BV Hohenberger, der mir da auch andere Signale geschickt hat, in die Mitschuld an diesem Schlamassel mit einbinden lassen will.

Dann steht hier, dass du Folgendes sagst: "Diese Entscheidung und die Verantwortung dafür" - also für die Josefstadt-Besetzung - "wird aber", betont Mailath-Pokorny, "auch weiterhin beim Kulturstadtrat liegen." - Das geht erst nach einer Änderung der Eigentümerstrukturen! Das kann nicht bei dir liegen. Das ist ein anmaßendes Statement! Vorläufig gilt das GmbH-Recht mit allen Rechtskonsequenzen, und da kannst du Kopf stehen, wenn die das ausschreiben und besetzen. Daher sind solche Sätze überhaupt nur sinnvoll, wenn du gleichzeitig die bereits unterschriebene Vereinbarung betreffend die Stiftungserrichtung machst, denn dann bist du ... (Amtsf StR Mag Dr Andreas Mailath-Pokorny: Hoffentlich nicht! Dann haben wir erst recht einen Schlamassel!) Das weiß ich nicht. Das ist eine politische Entscheidung - unterschrieben ist es. Aber nur wenn man Eigentümervertreter ist, kann man auch sagen, es wird von mir abhängen, wer dort Direktor wird. 

Dann steht hier weiter: "Künftig soll die beim Schauspielhaus angewandte Vorgangsweise von dreijährigen Leitungsverträgen mit der Chance auf dreijährige Verlängerung auch bei allen anderen Theatern angewendet werden." - Also, wie das gehen soll, weiß ich nicht! Ob sich jemand für ein großes Theater für drei Jahre bewirbt? - Das halte ich für eine leichtfertige Aussage! Beim Schauspielhaus haben wir das ja - das weiß der Woller - bewusst auf drei Jahre, mit einer einmaligen Verlängerungsmöglichkeit, verkürzt, weil es ein Experimentaltheater sein sollte, und das ist auch klug so. Aber bei einem großen Theater scheinen mir drei Jahre doch wesentlich zu wenig. 

Das Nächste ist - komischerweise habe ich jetzt schon auch das Bedürfnis, das hoffentlich bald zu Ende bringen, aber ich muss es hier dennoch sehr deutlich sagen, weil das ansonsten dann alles als Fehlinformation so im Protokoll steht -: Du hast in der APA gesagt - und es ist auch heute zweimal, ich glaube, von dir und vom Woller, wiederholt worden -: "170 Millionen S Bankschulden". (Amtsf StR Mag Dr Andreas Mailath-Pokorny: "Schulden"!) Nein, da steht "Bankschulden"! Dann musst du das widerrufen. Ich zitiere nur Mailath-Pokorny! (GR Dr Wilfried Serles: Da ist es gut, dass es noch keine Redezeitbeschränkung gibt!) Was? (GR Dr Wilfried Serles: Nach der neuen Geschäftsordnung wäre Ihre Wortmeldung nicht mehr möglich, weil es schon eine Redezeitbeschränkung gibt!) Ach so. Na ja, ich will euch ja auch nicht zu sehr bemühen, aber ... (Rufe bei der FPÖ: Bitte ausnützen! Ausnützen!) Also, dann würde ich das aber korrigieren! Hier steht: "170 Millionen S Bankschulden". - Bitte, so etwas kann man nicht in den Raum stellen! Das ist einfach kreditschädigend. Ehrlich! Das ist ein Wahnsinn! Das stimmt nicht! Mit Stichtag 31. Dezember 2000 betragen die Bankschulden der Josefstadt 60 Millionen S. (Amtsf StR Mag Dr Andreas Mailath-Pokorny: Wie hoch sind die Verbindlichkeiten?) Und die buchhalterischen Schulden, die aber immer wieder anlaufen - das sind die Abgaben und die Gebühren und die Abos, die schon eingezahlt sind und die eine Verpflichtung darstellen -, die sind 100 Millionen S. - Das kannst du doch nicht so darstellen! Es geht um 60 Millionen S und nicht um 170 Millionen S, und für diese 60 Millionen S gibt es eine eindeutige Verwendungszusage der Bank Austria. Da bin ich als Zeitzeuge jederzeit ... (Amtsf StR Mag Dr Andreas Mailath-Pokorny: Das ist doch nicht wahr!) Ich bin jederzeit bereit, als Zeitzeuge (Amtsf StR Mag Dr Andreas Mailath-Pokorny: Das ist nicht wahr!) - geh mit mir, wir machen das miteinander! - zu bestätigen, dass es hier klare In-Aussicht-Stellungen gegeben hat. Die BAWAG hat ja dankenswerterweise ... (Amtsf StR Mag Dr Andreas Mailath-Pokorny: ... heute telefoniert mit der Bank Austria: Das stimmt nicht! Es stimmt nicht!) Die BAWAG hat im Konzerthaus mit einem ganz intelligenten Kreditvorgang die Überbrückung der Kostenüberziehung ermöglicht. So etwas müsste ja auch bei der Josefstadt möglich sein.

In der folgenden Darstellung tust du einfach uns allen, einschließlich deiner ganzen Partei, wirklich Unrecht! Horch dir dieses Zitat einmal an: "Statt einer Sanierung der Finanzen des Hauses sei lediglich eine Umwidmung der Mittel für die geplante Renovierung in laufende Ausgaben erfolgt, um den Spielbetrieb aufrechtzuerhalten und die Josefstadt vor der Illiquidität zu bewahren." - Das ist wirklich ein Unrecht! Frau Ederer hat 30 Millionen S im Einvernehmen mit dem Bürgermeister zusätzlich für die Josefstadt flüssig gemacht! Wie kann man so etwas wie in diesem Zitat schreiben und auch stehen lassen? - 30 Millionen S hat die Frau Finanzstadträtin im Einvernehmen mit dem Bürgermeister zusätzlich für die Josefstadt, damit die überleben kann, zur Verfügung gestellt, was zur doppelten Folge hat, dass die Josefstadt nicht nur nicht mehr illiquid war, sondern dass auch de facto der Großteil der rückgestellten Baukosten erhalten geblieben ist, über die du jetzt immer noch verfügst. Das sind zweckgebundene Rückstellungen für die Renovierungskosten und die sind de facto, bis auf die 12 Millionen S, die schon für Bauinvestitionen ausgezahlt sind, immer noch vorhanden. Ich möchte wirklich dem Herrn Bürgermeister und Frau Ederer sehr, sehr danken, denn die Josefstadt wäre sonst im Konkurs gewesen, ohne diese zusätzlichen Millionen! 

Jetzt noch kurz zum Rabenhof. Ich habe es schon gesagt: Ich freue mich über jede gute Vorstellung, die es dort gibt. Ich finde das klasse und wenn ich "Vorstadttheater" höre, dann ist das ja alles sehr erfreulich. Nur bitte: Das Rabenhoftheater war ein hervorragend funktionierendes Theater mit einer totalen internationalen Akzeptanz, mit solchen Bergen an internationalen Kritiken, mit Kainz-Medaillen, Sieghard Rupp, mit "Furtwängler", mit "Mr Green" - viele von Ihnen werden dort gesessen sein. Das klingt ja jetzt wie eine Strafaktion: Während man der Josefstadt einen Betrag von 6 Millionen S, um den sie auf Grund eines schriftlichen Angebots des Herrn Diors Götz den Rabenhof hätte weiterführen können, nicht gegeben hat, weil damals das Geld einfach nicht da war, gibt man jetzt einen ähnlichen oder höheren Betrag einem ohne jede Ausschreibung zum Direktor gemachten künstlerischen Leiter des Rabenhofs! 

Das ist doch nicht ernst. Da muss man doch der Josefstadt und dem Herrn Lohner und dem Götz jetzt irgendetwas erklären, warum man ihr das wegnimmt, wenn man dann plötzlich wieder das Geld dafür hat. Dann hätte man es gleich dort lassen können und das ganze Problem wäre nicht entstanden, meine Damen und Herren. 

Das meine ich mit ordentlicher Theater- und Kulturpolitik: Man darf sich nicht Probleme einhandeln und jetzt herumwinseln. Zum ersten Mal seit vier Jahren schreiben die Zeitungen wieder vom "Weiterwurschteln eines Volkstheaters". Plötzlich wird wieder gewurschtelt. Und der arme Welunschek schreibt in einer Aussendung - ich weiß nicht, ob Sie das heute gesehen haben, das ist ja fast erbarmenswürdig -: "Vor allem ich als Sozialdemokrat muss diese Parteilinie begrüßen und mich dafür einsetzen. Ich habe mich im Wahlkampf zur Sozialdemokratie bekannt und muss jetzt dafür einstehen."

Jetzt sind wir wieder dort, wo wir vor fünf Jahren waren. Jeder versucht, mit parteipolitischen Statements sich irgendwelche Vorteile herauszuhandeln oder zu verhandeln. Meine Damen und Herren! Das ist nicht in Ordnung und führt zu nichts. 

Ich bin wirklich der Meinung, dass wir das bezüglich des Rabenhofs so schnell wie möglich in irgendeiner Form sanieren sollten. Tatsache ist, dass zum Beispiel die erste Rate der Ablöse an die Josefstadt noch immer nicht gezahlt ist. Tatsache ist, dass inzwischen bis zum Stichtag heute - horchen Sie mir zu! - weit mehr als 6 Millionen S, einschließlich der jetzigen 2 Millionen S, für Produktionen in den Rabenhof geflossen sind. Ich muss ja lachen, wenn der Welunschek hier schreibt, er hat kostenlos das Theater geführt. Na, was heißt denn das, das Theater wird kostenlos geführt, wenn mehr als 6 Millionen S an Steuergeldern entweder für Einzelproduktionen oder für Grundsatzsubventionen übermittelt wurden, meine Damen und Herren? Und das ohne jede Grundlage! 

Ich möchte wirklich und mit Nachdruck sagen, dass ich der Meinung bin, dass das zum Schaden vieler geschehen ist. Ich bin auch gerne bereit, aus dem Schlamassel heraus zu helfen, wenn das gewollt wird. 

Das war zum Schaden vieler. Erstens stimmt es nicht, dass es kostenlos war. Es war insgesamt ein Betrag, um den es die Josefstadt auch führen hätte können. Das ist schlechte Theaterpolitik. Zweitens ist es ein Unrecht und zum Nachteil vieler gleich in mehrfacher Hinsicht. 

Erstens ist es ein Unrecht gegenüber allen Bewerbern, denen man gesagt hat, das muss kostenlos sein, weil wir kein Budget haben und kein Geld haben. Der Wächter, der Vitasek, alle haben sie Konzepte vorgelegt, aber gekriegt hat es derjenige (GR Ernst Woller: Alle sind von 12 Millionen ausgegangen!) - Sekunde! - von diesen zehn Bewerbern, der mit dem Herrn Woller zu einer Sitzung beim Herrn Dior Götz in die Josefstadt gegangen ist und dem Herrn Götz gesagt hat, er, der Woller wünscht sich, dass der Welunschek es wird. - So schaut heute wieder die Theaterpolitik in Wien aus, meine Damen und Herren! (Lebhafte Zwischenrufe bei der FPÖ und bei der ÖVP.) 

Zweitens ist es ein Unrecht an der Josefstadt, die dort wirklich hervorragendes Theater gemacht hat - ich hoffe, es waren alle mehrmals dort - und der man ein Theater mit der Begründung wegnimmt, es gibt kein Geld, und ein paar Monate später hat man es wieder. Woher, weiß ich nicht. Ich höre furchtbare Dinge. Stimmt es, dass das aus den Bezirksbudgets kommt? Du (In Richtung des amtsf StR Mag Dr Andreas Mailath-Pokorny.) kannst es ja hier sagen, es sind ja 2 Millionen plus 1,2 Millionen. Sag, woher das Geld kommt! Das würde uns, glaube ich, alle interessieren, ich kenne ja das Budget, es wird ja jemandem weggenommen. Es wird halt dann weniger Kultur in den Bezirken sein, es wird weniger Theater sein, es wird wenige freie Theater geben. Ich weiß es nicht. Aber es würde uns sicher alle interessieren, woher das kommt. (GR Kurth-Bodo Blind: Der Woller wird uns das sagen!) 

Es ist ein Unrecht - es tut mir wirklich Leid; dir mache ich keinen Vorwurf, denn es stimmt, du bist gekommen und hast das vorgefunden und du musst das lösen -, es ist ein Unrecht des SPÖ-Kultursprechers, der um alle diese Zusammenhänge weiß, an der Theaterszene in Wien, die sich seit vier Jahren an die Spielregeln hält, in der es seit vier Jahren keine einzige Verschuldung gibt. Es ist ein Unrecht an all jenen, die glauben, dass jetzt seriöse, verlässliche, transparente Theaterpolitik gemacht wird in dieser Stadt, und die sich das jetzt anschauen müssen, wie man zu Geld kommt beim Rabenhof, meine Damen und Herren. (Beifall bei der ÖVP.)

Es geht nicht, dass in Wien ein Theater eröffnet wird, nur weil eine Partei das will, und ich kann eigentlich nur hoffen, dass die Zitate des Welunschek mir gegenüber nicht stimmen - aber ich nehme an, sie stimmen -, nämlich dass es eine Zusage seitens des Herrn Woller gab - jetzt nicht wörtlich zitiert, aber sinngemäß -: Nach der Wahl - da haben alle noch geglaubt, ich werde das weiter bleiben - werden wir den Marboe so unter Druck setzen, dass er gar nicht aus kann und den Rabenhof budgetieren und finanzieren muss. - Jetzt muss er den eigenen Mailath-Pokorny unter Druck setzen, aber eigentlich sollte das leichter sein, denn offensichtlich ist er mutig und hat mit der Ausschreibung eine klare Linie vorgegeben und das freut mich. Ich hoffe, dass er die Linie der SPÖ bestimmt und nicht der SPÖ-Kultursprecher. (Beifall bei der ÖVP.)
Es ist auch ein Unrecht am neuen System der Dreijahresverträge, zu denen Sie sich ja nolens volens auch bekannt haben. 

Und - das meine ich nicht zynisch, weil ich ihn sehr gut kenne - es ist auch ein Unrecht am Herrn Welunschek, der hineingehetzt wurde, dem man gesagt hat, das kriegen wir schon. 6, 8 Millionen S kriegen wir locker vom Marboe. Kein Problem. 

Ich rate Ihnen wirklich, wenn Sie so etwas künftighin wieder einmal machen, kommen Sie zum Kulturstadtrat. Aber legen Sie ihm nicht nahe, das Problem für Sie zu lösen, sondern kommen Sie mit einer Zusage der Finanz zu ihm, sagen Sie ihm, dass es Ihnen mit parteipolitischen Kontakten geglückt ist, von der Finanz eine Sonderdotierung für dieses Theater zu kriegen. Sagen Sie ihm, dass er es ausschreiben soll. Wir haben ein neues Theater in Wien und jeder wird sich freuen, meine Damen und Herren.

Im Moment schaut es grauslich aus, was die Probleme betrifft. Viermal 600 000 S sind vereinbarungsgemäß der Josefstadt zugesagt, keine einzige Rate übermittelt, keine Mietzahlungen an Wiener Wohnen, keine Versicherungszahlungen, keine Betriebskosten, keine Gagen und so weiter. Das alles ist das Resultat eines total ohne unser Zutun eingebrockten Schlamassels, wie ich es jetzt versucht habe, darzustellen.

Dass bei der Josefstadt unabhängig davon, Herr Kulturstadtrat, die Sanierung greift, ist evident. Es kann nur ein Greifen sein, denn dass sich in der Kultur laufend neue Probleme auftun werden - schon morgen oder übermorgen wird wieder irgendwo irgendeiner etwas nicht zusammenbringen -, das liegt doch auf der Hand. Aber die Josefstadt hatte 1999 noch einen Jahresverlust von 42 Millionen S und hatte 2000 einen Gewinn von 150 000 S. Das heißt, die Sanierung greift, auf der kann man jetzt aufbauen. Das ist ja nicht die finale, für alle Zeiten gültige Lösung, aber es war ein unglaublich kluger Schritt, der durch das Engagement der Finanzstadträtin und des Bürgermeisters ermöglicht wurde, sonst hätten wir diese zehn Sanierungspunkte nicht, die in meinen Augen die richtigen waren. 

Die Josefstadt hat den Rabenhof geführt mit bis zu 45 000 Besuchern jährlich. Das muss einmal einer nachmachen! Also, tun Sie nicht so, als ob der Rabenhof kein herrliches, funktionierendes Theater gewesen wäre.

In der Hoffnung, dass dieser Versuch, einfach Dinge zurechtzurücken, ernst genommen wird, würde ich wirklich bitten, dass es bei deiner Zusage, die du immerhin vor vielen Zeugen gegeben hast, nämlich keine einzige Reform zurückzunehmen - und das jetzt sind halb zurückgenommene Reformen, nicht von dir, sondern unter einem gewissen Druck, der da entstanden ist -, bleiben kann, weil ich wirklich überzeugt davon bin, dass die Kulturpolitik, die die Sozialdemokraten und die Österreichische Volkspartei in der letzten Koalition in Wien betrieben haben, zum Wohle dieser Stadt war, und ich mir einfach im Namen dieser Partei wünsche, dass sie so weitergeführt wird. - Danke vielmals (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzende GR Josefa Tomsik: Als Nächster ist Herr GR Hundstorfer zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm. (GR Günter Kenesei: Oh, seit wann bist du Kultursprecher? - Heiterkeit.)

GR Rudolf Hundstorfer (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Herr StR Marboe! 

Ich kann verstehen, dass der Übertritt in den Ruhestand (Ruf: Er ist nicht im Ruhestand!) als amtsführender Stadtrat ein Problem ist, ich kann verstehen, dass der historische Rückblick einiges verklärt, was ich aber nicht verstehen kann, ist die Kurzsichtigkeit, die Sie hier an den Tag legen, bezüglich der Politik der österreichischen Bundesregierung (Lebhafte ironische Heiterkeit und Zwischenrufe bei der ÖVP und bei der FPÖ.), denn die Politik der österreichischen Bundesregierung zwingt die Arbeiterkammern, die Kulturaktivitäten aufzugeben. Durch diese Politik sind die Arbeiterkammern gezwungen, das, was sie freiwillig an Kulturangebot von hoher Qualität für den österreichischen Arbeitnehmer aufgebaut haben, zurückzunehmen. 

Neben Ihnen sitzen Vertreter einer Partei, die meinen, die Arbeiterkammern können mit der Hälfte der Beiträge auskommen, die meinen, sie müssen im Parlament die Beiträge absenken. Sich heute hierher zu stellen und zu meinen, die Arbeiterkammer gibt die Kulturpolitik auf, ist eine Verkehrung dessen, was die Realitäten sind. (Heiterkeit und Zwischenrufe vor allem bei der FPÖ.)

Bei aller Verklärung des Blicks in die Vergangen-heit: Nehmen Sie zur Kenntnis, dass die Arbeiterkam-mer Wien schwersten Herzens Kulturaktivitäten redu-zieren musste (Neuerliche lebhafte Heiterkeit bei der FPÖ.), weil nämlich auf Grund dessen, was zum Bei-spiel die FPÖ unter Wirtschaftspolitik versteht, unter Ausgliederungspolitik versteht, für die Arbeiterkammer, die Rechtschutzkosten ins Uferlose explodiert sind. Dieses uferlose Explodieren der Rechtschutzkosten geht in Wahrheit auf Kosten der Kulturpolitik, von der Sie hier meinen, dass sich die Arbeiterkammer zurückzieht.

Es freut mich nur eines (GR Dr Wilfried Serles: Er ist besser als der Marboe! - Lebhafte Heiterkeit. - GR Ernst Woller: Frau Vorsitzende!), dass hier Leute sitzen, die die Interessen der österreichischen Arbeitnehmer ...

Vorsitzende GR Josefa Tomsik (unterbrechend): Meine Damen und Herren! Darf ich bitten! Heiterkeit um diese Zeit ist sehr gut, aber vielleicht kann man es leise machen. Lachen Sie leise, damit auch Herr GR Hundstorfer die Möglichkeit hat, Ihnen zu erklären, was Aufgabe der Arbeiterkammer ist. - Danke. (Anhaltende Heiterkeit. - StR Johann Herzog: Wir machen eh keine Zwischenrufe, wir sind einfach heiter! - GR Christian Oxonitsch: Na, was ist jetzt? - Zwischenruf des GR Kurt Wagner.)

GR Rudolf Hundstorfer (fortsetzend): Schauen Sie, es ist halt leider so, dass Sie wirklich nicht wissen, wie die österreichischen Arbeitnehmer unter der Politik dieser Bundesregierung leiden. Für mich und meine Fraktion ist es für alle zukünftigen Aktivitäten sehr interessant, wie Sie die Interessenlage der österreichischen Arbeitnehmer ernst nehmen. - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GR Josefa Tomsik: Ich danke. - Als Nächster ist Herr amtsf StR Mag Dr Mailath-Pokorny zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

Amtsf StR Mag Dr Andreas Mailath-Pokorny: Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren! 

Ich finde es ja bezeichnend, dass Sie die Politik der Bundesregierung so erheitert. Das ist irgendwie typisch. (StR Johann Herzog: Nein, Ihr Kollege hat uns erheitert!) 

Ich wollte Folgendes sagen: Es ist immer wieder die Rede von den 100 Tagen so genannte Schonfrist. Ich habe das nie ganz verstanden. Entweder es gibt eine profunde Kritik zu üben, dann ist sie zu üben, oder es gibt sie nicht, dann ist sie nicht zu üben. Das hat auch nichts mit Fairness zu tun, denn fundierte Kritik ist etwas Faires. Ich nehme es daher für mich nicht in Anspruch, habe auch gar kein Recht dazu und es ist auch kein Anlass dafür. Ich denke mir aber, dass das auch umgekehrt gehen sollte. 

Lieber Peter, ich kann mir gut vorstellen, dass es schwierig ist, wenn man sich - was ich von dir weiß - über viereinhalb Jahre sehr bemüht, sehr engagiert ist, sich aber dann trotzdem nachher durchaus auch einer Kritik unterziehen muss. Das ist genauso ein Recht.

Ich habe die Art und Weise sehr geschätzt - das habe ich dir auch gesagt -, wie der Job übergeben wurde, aber ich möchte doch sehr dringend bitten, keinerlei Form von Belehrungen - weder hier in diesem Saal und auch nicht mir oder anderen gegenüber - wirken zu lassen. Es ist auch gar nicht notwendig. Ich glaube, dass ich das Geschäft gut genug kenne, lange genug kenne, und ich glaube auch, dass ich den Blick für Zahlen und für das habe, was in Budgets geschieht und was nicht geschieht. 

Ich habe in meinem ersten Statement lediglich darauf hingewiesen, dass sehr vieles politisch war. Ich kenne die Verfassung sehr wohl, ich bin Jurist, aber wenn Leute zu mir kommen und mir sagen, das wurde vom Herrn Stadtrat zugesagt, so muss ich das politisch als solches nehmen. Und auch, wenn ich es nachlesen kann, so muss ich das politisch als solches nehmen, und ich muss es in Vergleich dazu stellen, was tatsächlich budgetiert ist, was in dem Budget, das letztendlich du zu verantworten hattest im Kulturbereich, tatsächlich drinnen steht. Und da stelle ich eine große Differenz fest. Nicht mehr und nicht weniger habe ich festgehalten. 

Ich erspare es Ihnen, meine Damen und Herren, jetzt im Einzelnen darauf einzugehen. Ich habe mir alles aufgeschrieben. Ich verstehe, Herr Stadtrat, dass du dich bemüht hast, Punkt für Punkt zu entgegnen. Ich könnte das jetzt auch tun, aber die Zeit ist zu weit fortgeschritten, ich mache das nicht. (GR Dr Wilfried Serles: Es ist Zeit! Bitte nehmen Sie sich die Zeit!) Ich möchte nur einige Punkte doch herausgreifen, und zwar aus einem Bereich, der budgetär wahrscheinlich der wesentlichste ist, nämlich die Josefstadt. 

Die Josefstadt ist nun tatsächlich ein Problem. Sie ist deshalb ein Problem, weil es da um sehr große Summen geht, und sie ist auch ein Problem, weil verschiedene Abmachungen, Verträge, Übereinkommen geschlossen wurden, die nachhaltig sind und die tatsächlich besonders belastend sind. 

Erstens einmal die Besetzung: Du sagst, man konnte vor einem Jahr noch nicht wissen, dass das nachzubesetzen ist. Das mag sein. Wenn wir jetzt kalendermäßig ein Jahr zurückrechnen, so wird das durchaus stimmen, spätestens ab dem Zeitpunkt aber, ab dem klar war, was mit dem so genannten - und ich betone das Wort "so genannten" - Sanierungskurs stattfinden soll, war klar, dass Helmut Lohner nicht mehr dabei ist, und spätestens am 26.1. dieses Jahres muss klar gewesen sein, dass nicht nur a) Helmut Lohner aus seinem Vertrag frühzeitig zurücktreten wird, sondern dass b) raschestmöglich Nachfolge gefunden werden muss. 

Zitat StR Marboe vom 26.1. aus der "Presse": "Das ist eine Frage, die jetzt nicht gelöst werden muss. Dazu ist Zeit und das werden wir später lösen." - Jetzt ist später, jetzt ist man mit der Zeit ungeheuer im Verzug. Es heißt, Herr Dior Lohner hätte das ohnedies gemacht. Das ist auch einer jener Bereiche, allein, die Wirklichkeit ist anders, und meine Gesprächspartner, unter anderem Dior Lohner, behaupten anderes. Ich werde jetzt nicht Punkt für Punkt noch einmal auf alles eingehen, nur das sind einfach Dinge, die anders sind. (GR Dr Wilfried Serles: Doch, machen Sie das bitte!)

Die Bank Austria, die große Sanierungslösung, die große Stiftungslösung mit der Bank Austria. - Heute telefoniere ich mit dem zuständigen Vorstandsmitglied und der sagt mir, sie haben nichts gewusst von dieser Akkordanz. Es gibt einen Vertrag, das so genannte Sanierungspaket, in dem steht mehrmals die Bank Austria drinnen, aber sie hat das weder paraphiert, noch war sie in Kenntnis, noch ist das in Akkordanz mit ihr geschehen. Und heute hat mir das zuständige Vorstandsmitglied bestätigt: In Wahrheit ist das eigentlich ein Vertrag zu Lasten Dritter, der aber mit dem Dritten in keiner Weise abgesprochen ist. Nur so viel. 

Ich könnte jetzt jeden Punkt durchgehen, dazu ist hier nicht Zeit und Ort, ich bitte nur sehr, nicht mit der Miene des Lehrmeisters zu sagen, was nicht alles gewesen ist und wie es gewesen sei, wenn es in der Wirklichkeit nicht so war. 

Meine Damen und Herren! Ich freue mich trotzdem, dass hier eigentlich ein relativ großer Konsens über den Rabenhof zu erzielen ist. Ich denke mir, dass es der Rabenhof wert ist. Auch da sage ich, dass ich das Problem am 27.4. übernommen habe, und ich bin sehr dankbar dafür, wenn die Bereitschaft besteht, dass man das gemeinsam angeht. 

Ich brauche im Übrigen weder Personenschutz in meiner eigenen Partei noch sonst wo. Sie brauchen auch gar nicht zu versuchen, uns besonders auseinander zu dividieren. Das Einzige, was hier geschieht, ist, dass ich geltendes Recht anwende. Das ist auch gar nichts so Besonderes und ich brauche auch gar nicht darüber zu debattieren, ob weitere Theater, andere Theater, welche Theater, sondern das ganz normale Stellenbesetzungsgesetz gibt uns eindeutige Anleitungen und danach halte ich mich. Ich wundere mich, warum das sozusagen so eine Besonderheit ist, aber das ist jedenfalls Stand der Dinge. (Zwischenrufe bei der FPÖ.)

Ich denke mir weiters, das wäre ein wesentlicher Schritt. Denn warum tut man das, warum ist es wesentlich, das auch im Kulturbereich zu machen? - Ich glaube, dass wir dazu kommen sollten, auch in der Kulturszene zusätzliche Motivation, eine neue Dynamik, Chancen für Jüngere zu eröffnen, was aber nicht heißt, dass man sich notwendigerweise von Altem trennen muss, sondern dass es nachvollziehbare Verfahren gibt. Und dazu stehe ich auch. 

Im Übrigen bei aller Wertschätzung - auch wenn du und andere jetzt versuchen, den Rabenhof und die Entwicklung dorthin schlecht zu machen -, eines muss man sagen: Was dort künstlerisch geschehen ist in den letzten Tagen, Wochen und Monaten, ist exzeptionell, und es geht eigentlich darum - und dafür, denke ich mir, sollten wir einen Konsens finden -, dass wir das weiterführen. Es geht auch darum, dass man - und dazu habe ich mich ja auch bereit erklärt, liebe Kollegin Ringler, ich glaube, du hast das ein bisschen missverstanden - den Rabenhof auch ausschreibt so wie alles andere, dass man ihn ausschreibt genau aus 

dem Gesichtspunkt heraus, dass das für den Fall - was ja nicht auszuschließen ist -, dass dann der Karl Welunschek diese Ausschreibung gewinnt, das trotzdem auf einer nachvollziehbaren Basis erfolgt und man damit umso mehr die Qualität dessen, was dort bis jetzt produziert wurde, hervorheben kann. 

Meine Damen und Herren! Ich hoffe sehr, dass wir uns auch in Zukunft über Daten und Fakten, was Kulturpolitik anbelangt, nicht zuletzt auch über Budgetdaten so verständigen können, dass wir von gemeinsamen Dingen reden. Ich hoffe doch sehr, dass wir gemeinsam mit diesen festgestellten Daten und Fakten weiter etwas erreichen können, was uns eigentlich auch ausgezeichnet hat: nämlich Kulturdebatten zu führen, die hoch stehend sind, die nicht in Denunziationen, die nicht im Herausstellen einzelner Personen gipfeln. 

Ich finde es nicht besonders fair, lieber Herr Stadtrat, zu versuchen, sich da an einzelnen Personen, die sich noch dazu in dieser spezifischen Frage sehr eingesetzt haben, abzuputzen. Man sollte jedenfalls bei der Wahrheit bleiben, man sollte unter Umständen vielleicht auch einmal in der Lage und fähig sein, eigene Fehler einzubekennen - das gehört nämlich auch dazu -, und man sollte auch in der Lage sein - für mich sage ich das von Haus aus -, sich Kritik anzuhören und Kritik positiv aufzunehmen und nicht von Haus aus sagen, das, was war, war alles gut, und Kritik, die jetzt kommt, als unfair bezeichnen und Krokodilstränen vergießen. Ich glaube, dass das nicht Stil des Hauses ist. - Danke. (Beifall bei der SPÖ.) 
Vorsitzende GR Josefa Tomsik: Ich danke. - Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Die Frau Berichterstatterin verzichtet auf das Schlusswort. 

Wir kommen nun zur Abstimmung. 

Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderats, die dem Antrag der Berichterstatterin zustimmen wollen, die Hand zu erheben. - Das ist mehrstimmig, ohne ÖVP, angenommen. 

Wir kommen nun zu dem Beschlussantrag der FPÖ-GRe Unterreiner, Ebinger und STEFAN, betreffend Abhaltung einer Enquete zum Thema "Direktorenbestellung an Theater- und Opernhäusern". Für diesen Beschlussantrag wird in formeller Hinsicht die Zuweisung an den GRA für Kultur und Wissenschaft beantragt. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist somit einstimmig angenommen. Ich danke recht herzlich. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Die öffentliche Sitzung des Gemeinderats ist somit geschlossen. Ich darf jene Damen und Herren, die bei einer nichtöffentlichen Sitzung nicht im Raum sein dürfen, bitten, den Raum zu verlassen.

(Schluss der öffentlichen Sitzung um 21.24 Uhr.)

